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Vorwort 


Vorliegendes Buch ist Ergebnis des Laborierens an einer dreifachen Herausforde- 
rung. Die erste liegt in der Erschließung eines zerklüfteten und mit zahlreichen 
Vorurteilen kontaminierten Terrains, und zwar mit dem Werkzeugkasten einer so- 
zialwissenschaftlichen Disziplin, die um dieses Terrain gerne einen Bogen macht 
und das Geschäft denen überlässt, die zuvorderst an guter (sozial)pädagogischer 
Praxis oder in sich stimmigem (Sozial-)Recht interessiert sind. Der (organisations) 
soziologische und zugleich sozialpolitikbewusste Blick auf den real existierenden 
Kinderschutz, der uns bei dieser Felderschließung geleitet hat, erscheint sicher un- 
gewohnt und für viele Protagonisten des Feldes sicherlich auch fremdartig; insofern 
sind von diesem Blick inspirierte Gehversuche in diesem Terrain nie eine leichte 
Aufgabe. Zum zweiten wirkt ein solcher Zugang auf den organisierten Kinder- 
schutz aber auch überaus nüchtern: Es geht gewissermaßen um die Dekonstruktion 
einer Praxis, die tagtäglich damit befasst ist, an die Substanz gehende menschliche 
Katastrophen zu bearbeiten oder zu verhindern - was bei vielen das Gefühl her- 
vorrufen mag, dass hier einem akademischen Defätismus gefolgt wird, den diese 
Katastrophen letztlich kalt lassen. Der Schein trügt, doch lässt er sich schwerlich 
verhindern. Drittens gestaltet sich eine auf soziologisches Aufklärungswissen kon- 
zentrierte Vermessung des fraglichen Terrains in gewisser Weise als „mission im- 
possible“: Zu dynamisch ist das Feld, zu verzweigt sind seine Instanzen und Ak- 
teure, und zu lokal verlaufen relevante Prozesse und Strukturbildungen, als dass 
sich Aussagen über das, was Kinderschutz ausmacht und antreibt, stets hieb- und 
stichfest machen lassen. Vieles ist permanent im Fluss und wird grundverschieden 
gedeutet - und so lassen sich bei der Begehung des Feldes letztlich nur bestimmte, 
formgebende Grundbewegungen erfassen. 

Heraus kommt eine möglicherweise als überkomplex empfundene Analyse 
eines ebenso überkomplex wirkenden Untersuchungsgegenstands. Und doch ist 
eine analytisch-soziologische Gesamtschau auf diesen Gegenstand überfällig - ge- 
rade weil es in Politik, Öffentlichkeit und anwendungsorientierter Wissenschaft 
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sehr häufig normativ, emphatisch oder auch empört zugeht; und weil, so anma- 
ßend es klingen mag, nur der nüchterne Blick auf das fragliche Terrain die Augen 
dafür öffnet, dass die Bäume des organisierten Kinderschutzes nicht in den Him- 
mel wachsen können - was v. a. dann erkennbar wird, wenn der Blick nicht nur auf 
diese Bäume, sondern auf den ganzen Wald, sprich: die gesellschaftlichen Rahmen- 
bedingungen und Triebkräfte hinter seiner Entwicklung, gerichtet ist. 

Wir haben uns an die o. g. Herausforderungen herangewagt und den Versuch 
unternommen, Einheit und Vielfalt des deutschen Kinderschutzsystems (organi- 
sations)soziologisch begreifbar zu machen, v. a. im Hinblick auf seine paradoxen 
Entwicklungsdynamiken, die - wie wir argumentieren - mit Kinderschutz selbst 
häufig wenig zu tun haben und Anlass dafür bieten, die viel beklagten Versäumnis- 
se der Praxis in so mancher Hinsicht als Systemproblem zu interpretieren. Das Re- 
sultat dieses Versuchs mag jeder selbst beurteilen - aber es ist uns wichtig zu sagen, 
dass es ein Lernergebnis ist, zu dem zahlreiche Experten des Feldes maßgeblich bei- 
getragen haben. Ohne die Bereitschaft vieler Interviewpartner, „Kontaktmakler“ 
und Kollegen (die weibliche Form ist immer eingeschlossen), uns auf einem lan- 
gen und verschlungenen Erkenntnisweg zu unterstützen, wäre dieses Buch in der 
Tat unmöglich gewesen. Den Jugendämtern, die sich zur Teilnahme an der Studie 
ebenso bereit erklärt haben wie die vielen Akteure aus anderen Bereichen des Kin- 
derschutzsystems (freie Träger, Gesundheitseinrichtungen, Polizei und Gerichts- 
barkeit etc.) wollen wir an dieser Stelle deshalb ausdrücklich danken. Sie sollen hier 
anonym bleiben, aber alle haben uns wertvolle Stunden ihrer Arbeitszeit geopfert 
und im Grunde jene Substanz geliefert, aus der diese Studie entstanden ist. Wir 
wollen auch nicht unerwähnt lassen, dass die Untersuchung ihren Ausgangspunkt 
in einem Kooperationsprojekt mit Kollegen der Bergischen Universität Wuppertal 
(Doris Bühler-Niederberger, Lars Alberth, Steffen Eisentraut) genommen hat und 
auf arbeitsteilig erhobene Daten sowie gemeinsam diskutierte Ideenbestände zu- 
rückgreifen konnte. Aufgrund unterschiedlicher Feldzugänge konnten diese Daten 
und Ideenbestände letztlich nicht in ein gemeinsames Werk münden - aber wir 
sind uns dessen bewusst, dass vorliegendes Buch ohne die Wuppertaler Impulse 
um einiges ärmer wäre. Danken wollen wir auch der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft für eine dreijährigen Projektförderung sowie jenen Kollegen, die unsere 
Arbeit am Institut für Sozialwesen der Universität Kassel begleitet und bei der Fer- 
tigstellung dieser Publikation tatkräftig Unterstützung geleistet haben: Zu nennen 
sind hier insbesondere Sandra Diederich, Grit Eckelmann, Nicole Gaubatz, Hilde 
Turba sowie Mitglieder der Forschungsgruppe „Kindeswohl und Sozialinterven- 
tion“ am genannten Institut. 

Wir sind der festen Überzeugung, dass das legitime Anliegen, den organisierten 
Kinderschutz in Deutschland praktisch näher an das heranzuführen, was sein ge- 
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sellschaftliches Mandat ist - nämlich die Vermeidung von Vernachlässigung und 
Misshandlung im Kindesalter sowie, allgemeiner, die Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen der aufwachsenden Generation -, deutlich gewinnen kann, wenn man 
einen Schritt zurücktritt und die in gesamtgesellschaftliche Transformationen ein- 
gebetteten „Prozesse des Organisierens“ gründlich in Augenschein nimmt - und 
zwar vor dem Nachdenken über gute bzw. bessere Praxis. Die PraktikerInnen und 
ExpertInnen des Feldes werden letztlich die einzigen sein, die das Schutzverspre- 
chen, welches die Moderne dem gesellschaftlichen Nachwuchs gegeben hat, wenn 
auch nicht vollständig einlösen, so aber doch zielführend(er) ausbuchstabieren 
können - uns bleibt die Hoffnung, dass der soziologische Blick dabei wertvolle Hil- 
fe leistet. 


Kassel, im April 2014 
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Einleitung 


Kinderschutz ist seit Längerem ein „heißes“ Thema in Politik und Gesellschaft. Die 
zahlreichen Medienberichte über kritische Ereignisse in Familien und das (angeb- 
liche) Versagen zuständiger Instanzen erregen regelmäßig die Gemüter derer, die 
sich urteilsfähig fühlen - und dies ist im Zweifel jeder Zeitbeobachter. Die Gesetz- 
gebung scheint rastlos, eine Reforminitiative reiht sich an die andere. Entsprechend 
sind wissenschaftliche Abhandlungen zum Kinderschutz in ihrer Zahl und Vielfalt 
kaum noch überschaubar; nicht wenig von dem, was sie vorgetragen, wiederholt 
sich. 

Und doch besteht, wenn es heute um die Organisation des Kinderschutzes geht, 
einiges an Aufklärungsbedarf: Wie das (deutsche) Kinderschutzsystem! funktio- 
niert, welche Kräfte in ihm wirken, und v. a. wie seine jüngere Entwicklung zu 
deuten ist, wird in vielen Analysen nur schemenhaft erkennbar. Vielmehr sind es 
Rechtsdiskussionen, „Fehleranalysen“ und Optimierungskonzepte, die im Zentrum 
des Schrifttums stehen. Gewiss sind diese pragmatischen Perspektiven dort hilf- 
reich, wo es um die Ausgestaltung bzw. Fortentwicklung jenes Instrumentariums 
geht, mit dem eine gegebene Gesellschaft „ihre Kinder“ schützen will. Praktiker? 
brauchen konkrete Anhaltspunkte, wenn darauf hingewirkt werden soll, dass bru- 
tale und potenziell nachhaltig wirkende Störungen im Sozialisationsprozess von 
Aufwachsenden vermieden bzw. rasch behoben werden. Allerdings kann es dabei 
nützlich sein, einen Schritt zurückzutreten und sich zu vergegenwärtigen, wie eine 





! Um es gleich an dieser Stelle kenntlich zu machen: Wir nutzen den Begriff des Systems 
hier und im Weiteren als Metapher und nicht im unmittelbaren Nachvollzug eines spezifi- 
schen Paradigmas der soziologischen Theorie. Der Begriff hat den Vorteil, auf eine größere 
Gesamtheit von Institutionen und Organisationen zu verweisen, deren Ordnung zugleich 
gewissen Regelmäßigkeiten unterliegt - und auf systematisch auftretende Veränderungsten- 
denzen und Probleme im täglichen Interventionsgeschehen. 

? Der Einfachheit halber benutzen wir in diesem Buch meist die männliche Form zur Be- 
zeichnung beider Geschlechter. 


I. Bode, H. Turba, Organisierter Kinderschutz in Deutschland, 1 
DOI 10.1007/978-3-658-03354-5_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2014 
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bestimmte Gesellschaft unter Gegenwartsbedingungen diese Selbstverpflichtung 
angeht und welche Kräfte auf den Kinderschutz einwirken - auch von außen und 
ohne Hinzutun derer, die ihn tagtäglich organisieren. 

Genau dieses Ziel verfolgt dieses Buch. Es versteht sich als eine soziologische 
Aufklärung über die Realität des organisierten Kinderschutzes, indem es dessen 
Systemzustände illustriert und die „hidden agenda“ jener Veränderungen beleuch- 
tet, die sich bezüglich dieser Realität seit Anfang der 1990er Jahre beobachten las- 
sen. Dabei konzentrieren sich die Darstellungen auf die Adressatengruppe kleiner 
Kinder (zwischen 0 und 6 Jahren). Deren Situation unterscheidet sich qualitativ 
von jener, die etwa Jugendliche in der Pubertät erleben: Die Betroffenen werden 
ausschließlich als „Opfer“ (und nicht als „Täter“) Objekt staatlicher Interventionen, 
können sich nur sehr begrenzt artikulieren und befinden sich in einer Entwick- 
lungsphase, in der grundlegende Weichenstellungen für den weiteren Lebensweg 
vorgenommen werden. 

Wir sprechen von organisiertem Kinderschutz in zweierlei Hinsicht: Einerseits 
beleuchten wir die Art und Weise, wie ein gegebenes Gemeinwesen sein Schutz- 
system institutionell ausgestaltet und weiterentwickelt - also den Modus, in dem 
Kinderschutz gesamtgesellschaftlich organisiert wird. Andererseits tragen wir dem 
Umstand Rechnung, dass die entsprechenden Interventionen - gerade im Bereich 
von Humandienstleistungen, die den Kern des Systems bilden - ihre konkrete Ge- 
stalt erst in Zusammenhängen organisierter Praxis annehmen. Dabei betrachten 
wir sämtliche Instanzen, die mehr oder weniger direkt mit Fragen der Kindeswohl- 
gefährdung befasst sind bzw. werden: also nicht nur Jugendämter und Träger sozia- 
ler Hilfe, sondern auch Gesundheitseinrichtungen, Gerichte oder Polizeibehörden 
- wobei sich der Blick immer auch auf die je spezifischen Vorgaben richtet, die 
deren jeweiliges Handeln anleiten. Es ist diese „doppelte Organisationsbasis“? des 
Kinderschutzsystems, die den zentralen Ansatzpunkt unserer Untersuchung dar- 
stellt. 

Vor die Klammer dieser Untersuchung ziehen wir eine grundlegende Arbeitshy- 
pothese: nämlich die Überlegung, dass jedes Instrumentarium, mit dem eine gege- 
bene Gesellschaft Sozialisationsprozesse von Kindern bzw. in Familien zu beeinflus- 
sen versucht, Wirkungsgrenzen hat. Gemessen am offiziellen „Universalanspruch‘, 
als kritisch geltende, mit Gewalt und Vernachlässigung einhergehende Sozialisati- 
onsprozesse auszuschalten, steht jedes Kinderschutzsystem vor einer strukturellen 
Überforderung. Die oft beklagte Zielverfehlung des organisierten Kinderschutzes, 
welche meist in Katastrophensituationen erkennbar und thematisiert wird, mag 
immer auch mit Borniertheiten bzw. Defiziten bestimmter Verantwortlicher oder 





? Zu diesem Begriff und weiteren Implikationen vgl. Bode (2013a: 35 ff.). 


1 Einleitung 3 


Organisationskonzepte zusammenhängen. Bei nüchterner Betrachtung muss je- 
doch konzediert werden, dass organisierte soziale Hilfe hier nicht selten hilflos ist. 

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Einschätzung macht es aus den eingangs ge- 
nannten Gründen aber durchaus Sinn, die den Kinderschutz betreffenden „System- 
zustände“ und deren dynamische Entwicklung zum Gegenstand einer auf instituti- 
onelle und organisationale Dimensionen ausgerichteten soziologischen Feldanalyse 
zu machen. Denn aus einer solchen Analyse kann man Wichtiges darüber lernen, 
was den Kinderschutz antreibt und woran jede systematische Zustandsverände- 
rung ansetzen müsste. Von besonderem Interesse sind dabei jene Orientierungen, 
die, bildlich ausgedrückt, über den Köpfen der Akteure (Amtsleiter, Sozialarbeiter, 
Familienrichter usw.) schweben und - mit bestimmten Brechungen - in organisier- 
tes Handeln (Hilfeentscheidungen, Maßnahmengestaltung etc.) übersetzt werden. 
Unsere Studie durchleuchtet deshalb einerseits die Sinnstrukturen gesetzlicher bzw. 
formal verbindlicher Regelwerke, in denen wiederum bestimmte gesellschaftliche 
Erwartungen verwurzelt sind, und andererseits deutungs- und handlungsleiten- 
de Orientierungsmuster, die dem „Prozess des Organisierens““, z. B. als etablierte 
Steuerungskonzepte oder kollektive Selbstbilder, vorausgehen - etwa in Ämtern, 
bei Maßnahmeträgern oder auf Seiten einzelner Professionen. 

Fokussiert werden mithin zum einen institutionelle Regulierungen als organisa- 
tionsübergreifend bzw. „systemweit“ ausgebildete Handlungsanweisungen. Diese 
Anweisungen sind - wie wir zeigen werden - mit mehreren institutionellen Logi- 
ken? durchsetzt und fungieren als kognitive Landkarten bzw. Routenpläne für die 
verschiedenen Beteiligten. Entsprechende Karten und Pläne (z. B. ein spezifisches 
Verständnis von Fachlichkeit in der Jugendhilfe) sind Realitäten, auf die sich die 
Akteure des Feldes stets beziehen (müssen). Gewiss wirken solche Akteure hier 
und da an der Ausgestaltung regulativer Vorgaben mit - einmal in der Welt, bilden 
diese Normen aber ein hartes Datum. Die institutionellen Logiken hinter ihnen 
stecken Korridore kollektiven Handelns ab, welche die Beteiligten, zumindest was 
die Marschrichtung betrifft, nicht ohne weiteres verlassen können. 

Allerdings bieten sich Möglichkeiten, in diesen Korridoren eigensinnig vor(an) 
zugehen: In der Tat können, gleichsam im Schatten des Gesetzes, Kinderschutz 
„organisierende“ Akteure Deutungs- und Handlungsmuster entwickeln, die auf 
eine kreative Interpretation vorgegebener Marschrouten verweisen.° Symptoma- 





* Im Sinne von Karl E. Weick (1979). 

> Vgl. Thornton et al. (2012); auf diese Theorie mittlerer Reichweite zur Deutung von Struk- 
turen und Prozessen in Organisationen der Gegenwartsgesellschaft gehen wir im zweiten 
Kapitel ausführlicher ein. 

6 Dieser Aspekt wird seit einiger Zeit in Konzepten der „institutional work“ stark gemacht 
(Lawrence & Suddaby 2006). Mehr dazu unten sowie - ausführlicher - im zweiten Kapitel. 


4 1 Einleitung 


tisch dafür sind Programme des Qualitätsmanagements, die soziale Einrichtungen 
- meist auf externe Impulse hin - eigenständig ausgestalten; gleiches gilt für Leit- 
bilder und Praxiskonzepte einzelner Träger. Deshalb rekonstruieren wir in dieser 
Studie zum anderen organisationale Kodierungen, welche in der gleichsam idiosyn- 
kratisch gewachsenen Welt der intervenierenden Instanzen verankert sind und da- 
rauf Einfluss nehmen, wie mit Kindeswohlgefährdung konkret umgegangen wird. 
Es geht dabei immer (auch) darum, solche Kodierungen als systemmodifizie- 
rende Faktoren erkennbar zu machen. In der Tat beleuchtet unsere Studie nicht nur 
„Systemzustände‘,; sondern auch strukturellen Wandel bzw. das, was wir (mit Uwe 
Schimank) Strukturdynamiken nennen wollen und auf Veränderungen im Gefüge 
von Regulierungen und Kodierungen verweist.” Damit betreten wir nicht in jeder 
Hinsicht Neuland. Relevante Entwicklungsimpulse werden in der einschlägigen 
Fachliteratur durchaus verhandelt, meist mit Blick auf restriktive Effekte: so etwa 
die stärkere sozialpolitische „Durchsteuerung“ des Interventionsgeschehens, die 
Managerialisierung von Lenkungsprozessen oder die Verschärfung von Kontroll- 
operationen. Uns erscheint allerdings zweierlei wesentlich: Erstens steht eine Ge- 
samtschau der auf das Kinderschutzsystem einwirkenden bzw. in ihm verarbeiteten 
Veränderungsimpulse noch aus. Zweitens ist bei dieser Gesamtschau systematisch 
zu berücksichtigen, dass Veränderungen im organisierten Kinderschutz aus dem 
Nebeneinander verschiedener, oft inkompatibler, Antriebskräfte resultieren (s. u.). 
Mit der vorliegenden Untersuchung verbinden wir also das Anliegen, eine in 
diesem Sinne ganzheitliche und gesellschaftsbewusste Analyse des organisierten 
Kinderschutzes in Deutschland vorzulegen. Sie beruht auf Befunden einer durch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft geförderten empirischen Studie, die wir 
zwischen 2010 und 2013 in Kooperation mit einem Team der Universität Wupper- 
tal durchgeführt haben.? Die Erhebungen erfolgten auf der Ebene ausgewählter lo- 
kaler Settings in verschiedenen Regionen Deutschlands, wobei Leitfadeninterviews 


7 Vgl. ders. (2010: 186-224). Schimank betont, dass beim Aufbau, der Erhaltung und der 
Veränderung von Strukturen das adaptive und gestaltende Handeln von Akteuren stets mit 
strukturbildend ist; wir berücksichtigen dies insofern, als wir das organisierte Handeln in- 
nerhalb des Kinderschutzsystems auch darauf hin untersuchen, inwiefern es eine partielle 
Umarbeitung institutioneller Vorgaben beinhaltet. 

® Dem Wuppertaler Team gehörten an: Doris Bühler-Niederberger (dortige Leitung) sowie 
Lars Alberth und Steffen Eisentraut als wissenschaftliche Mitarbeiter. Das Kooperationspro- 
jekt basierte auf einer spezifischen Arbeitsteilung: Das Kasseler Team (die Autoren) konzent- 
rierten die Analyse auf institutionelle und organisationale Aspekte, während die Wuppertaler 
Forschungsgruppe Interaktionen zwischen Professionellen und Familien auf der Mikroebene 
fokussierte. In diesem Buch werden Ergebnisse der Kasseler Untersuchungsperspektive prä- 
sentiert; die in Wuppertal durchgeführten Auswertungen zum Interaktionsprozess zwischen 
Professionellen und Familien sind nicht Gegenstand der Darstellung. 
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mit beruflich im Problemfeld Kindeswohlgefährdung engagierten Akteursgruppen 
den Fixpunkt bildeten. Die methodische Vorgehensweise wird im nachfolgenden 
Kasten resümiert und dort, wo detailliertere Hinweise erforderlich sind, in den ein- 
zelnen Teilen des Buches noch genauer erläutert. 


Zur Methodenbasis dieser Studie 

Die in diesem Buch vorgestellten Befunde basieren auf einem in methodolo- 

gischer Hinsicht qualitativ orientierten Projekt der soziologischen Grundla- 

genforschung. Dabei wurden v. a. folgende Erhebungsmethoden angewandt: 

« eine systematische Sichtung aller wesentlichen Texte, die die formalen 
Normierungen des Kinderschutzsystems repräsentieren oder von in den 
Kinderschutz involvierten Organisationen verfasst wurden (in insgesamt 
5 lokalen Settings). 

e teilnehmende Beobachtungen an „systemtypischen“ Interaktionen von 
praktisch in den Kinderschutz involvierten Akteuren, u. a. bei Fallkonfe- 
renzen, Netzwerktreffen und Informationsveranstaltungen. 

e Interviews mit Repräsentanten sowie Professionellen dieser Organisa- 
tionen, mit einem teilstandardisierten und einem narrativen Teil, wobei 
letzterer auch der Charakterisierung von Interventionsverläufen aus der 
Perspektive der Interviewten diente. 

Die Auswahl der Settings basierte auf einem theoretischen Sampling nach 

maximaler Varietät der Interventionsbedingungen, v. a. im Hinblick auf 

sozialstrukturelle und sozialpolitische Faktoren: ländliche und städtische 

Räume; durch soziale Brennpunkte geprägte Räume und Gebiete, für die 

eher mittlere soziale Lagen typisch sind; Kommunen mit restriktiver und 

generöser Sozialpolitik; Ost-West-Differenzen etc. Die Auswahl der Unter- 
suchungsgruppen erfolgte durch ein Schneeballverfahren, u. a. ausgehend 
von Darlegungen kritischer Informanten und Vorgesprächen mit „Pretest“- 

Charakter. Dabei wurden alle permanent (nicht nur sporadisch) mit Kinder- 

schutzfragen konfrontierten Instanzen in einem Setting durch mindestens 

einen - von solchen Informanten als „typisch“ bezeichneten - (Kollektiv-) 

Akteur miteinbezogen. Dazu gehörten im Wesentlichen: Jugendämter, 





° Zu den Grundlagen eines solchen Interviewinstruments vgl. Scheibelhofer (2008), Helfer- 
rich (2005) sowie Bogner & Menz (2002). 
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Erziehungsberatungsstellen, sozialpädagogische Leistungserbringer, Heb- 
ammendienste, Repräsentanten des Polizei- und Gerichtssystems sowie 
Gesundheitsämter und andere Akteure des medizinischen Sektors. Inner- 
halb der Organisationen wurden in der Regel Akteure mit organisationaler 

Steuerungsverantwortung (soweit vorhanden) und Professionelle mit Inter- 

ventionserfahrung befragt. Unten stehende Tab. 1.1 zeigt das Spektrum der 

empirischen Erhebungen in den einzelnen Settings. 

Die durchgeführten Interviews waren semi-strukturiert und enthielten 
Gesprächsteile, in denen die Befragten ihre subjektive Perspektive auf die 
Gegenstände narrativ entfalten konnten (u. a. Wiedergabe von Fallverläu- 
fen). Das Erhebungsinstrument enthielt zugleich Fragen, die das Experten- 
und Kontextwissen der Akteure adressierten. 

Die Auswertungen, die vom interpretativen Paradigma der empirischen 
Sozialforschung (Kelle 2012) angeleitet wurden, umfassten verschiedene 
Analyseschritte. 

e Funktionsbereiche des Kinderschutzsystems, die Settings und auch 
Klassen von Organisationen wurden faktisch als Fälle aufgefasst (Muno 
2009; Yin 2012); datenorganisatorisch ging es stets um Typenbildungen 
(Lazarsfeld & Barton 1951). 

e Formale Regulierungen, die in verschiedenen Textformen abgelegt sind, 
waren auf settingübergreifender Ebene und in Bezug auf lokale Praxen 
Gegenstand vergleichender Betrachtungen. 

«e Textdokumente wurden als soziale Realitätskonstrukte aufgefasst und 
zum Gegenstand einer eigenen „detective work of field research“ (Mac- 
donald & Tipton 2001: 195). 

e Die Befunde aus teilnehmenden Beobachtungen wurden protokollarisch 
dokumentiert und kontrastiv auf die anderen Erhebungsebenen bezogen. 

« Das vollständig transkribierte Interviewmaterial haben wir (erfasst über 
MAXQDA) kategoriengeleitet kodiert; soweit Expertenwissen erhoben 
wurde, kamen Aussagen verdichtende inhaltsanalytische Verfahren zum 
Einsatz (Gläser & Laudel 2010). Für spezifische Fragegestellungen wurde 
das Material im Hinblick auf deutungs- und handlungsrelevante Orien- 
tierungsmuster sinnverstehend sowie dokumentarisch (Bohnsack 2003) 
analysiert. Im Zentrum stand das, was als common-sense-Kommunika- 
tion in Erscheinung trat, sowie Sinngehalte, die über den „modus ope- 
randi“ der Praxis kollektiver Akteure (Organisationen) informierten. 

Mithin bewegte sich der methodologische Ansatz zwischen einem sozial- 

phänomenologischen und einem sozial-rekonstruktiven Zugang (zu Einzel- 
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Tab. 1.1 Interviews und Beobachtungen nach Typ und Setting 


Setting Jugend- Freie Gesund- Justiz Sonstige Beobach- Gesamt 
amt Träger heits- tungen 
wesen 

I 7 10 6 2 4 32 

II 3 6 5 2 3 23 

II 4 6 8 3 = 1 22 

IV 3 4 3 1 = 4 17 

V 6 3 3 _ = u 12 
Sonstige 3 3 2 2 5 - 15 
Gesamt 30 32 27 10 10 12 121 


(Die in der Tabelle aufgeführten Interviews umfassten im Einzelnen: Akteure der Jugend- 
hilfe (feldspezifisch am zahlreichsten und daher getrennt nach Jugendamt und freien Trägern 
aufgeführt); Akteure des Gesundheitswesens: Ärzte (Kliniken, niedergelassene Kinderärzte, 
Rechtsmediziner) (11), (Familien-)Hebammen (8), Gesundheitsämter (4) sowie Psychiater/ 
Therapeuten (4); Akteure des Justizsystems: im Umfeld des Familiengerichts (z. B. Richter, 
Anwälte, Gutachter) (6) sowie der Polizei (4); Sonstige: politiknahe und verbandliche Akteure 
(3), Akteure im Umfeld von Kindertagesstätten (4) sowie Ausbilder u. ä. (3)) 


heiten der verschiedenen Analyseschritte vgl. auch die Erläuterungen in den 
jeweiligen Kapiteln). Die Validierung erfolgte mittels eines triangulativen 
Abgleichs der jeweiligen Informationen und Teilbefunde (von mehreren 
Interviewpartnern, aus unterschiedlichen Dokumenten, über ergänzende 
Beobachtungen). 


Was unsere Ergebnisse betrifft, so soll an dieser Stelle nur der Endpunkt der Ar- 
gumentation umrissen werden: Wir beobachten Entwicklungstendenzen, die das 
Kinderschutzsystem in unterschiedliche Richtungen treiben und die die Akteure 
vor Ort mit inkonsistenten Leistungsansprüchen konfrontieren. Sowohl auf gesetz- 
licher als auch auf organisatorischer Ebene bestehen Ambitionen, alles genau zu 
planen und zu evaluieren, also das Kinderschutzsystem stärker zu regulieren - dies 
erfolgt aber teilweise im Rekurs auf deregulierte Mittel, konkret: in Gestalt selbst- 
läufiger und ungesteuerter Koordination, etwa qua Wettbewerb in der Leistungs- 
erbringung. Ferner wird nachdrücklich darauf eingewirkt, dass sich Akteure im 
Interventionsgeschehen konstruktiv vernetzen, wobei Kooperation vielfach von 
oben angeordnet und zudem gleichzeitig Konkurrenz gefördert wird. Auch gibt 
es vielfach Erwartungen an kreatives Handeln auf dezentraler Ebene, allerdings 
begleitet von stärker formalisierten Kontrollaktivitäten und unter dem zentralen 
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Damoklesschwert einer „Null-Fehler-Kultur“. All diese Impulse sorgen dafür, dass 
gleichzeitig verschiedene, sich oft widersprechende Marschrichtungen festgelegt 
werden: mehr Flexibilität und mehr Patentlösungen; weniger Interventionstiefe 
und mehr Nachhaltigkeit; weniger bürokratische Routine und mehr Sicherheits- 
orientierung; mehr Arbeitsteilung und weniger Individualismus; mehr Konkurrenz 
und mehr Kooperation; mehr Niedrigschwelligkeit bzw. Selbsthilfe und mehr Pro- 
fessionalität. 

Anders als in der Fachliteratur zum Kinderschutz häufig unterstellt, sind diese 
Dynamiken des Kinderschutzsystems dabei vielfach keine „logische“ Reaktion auf 
Funktionsdefizite; vielmehr manifestieren sich in ihnen allgemeine, gesellschafts- 
weite (wenn nicht globale) Triebkräfte. Anders ausgedrückt: In einem Handlungs- 
feld unter intensiver Medienbeobachtung und mit detaillierter sozialpolitischer 
Programmierung korrespondieren diese Dynamiken stark mit gesellschaftlichen 
Entwicklungen außerhalb des Kinderschutzsystems. Der Wandel nimmt zwar erst 
über die o. g. organisationalen Kodierungen konkrete Formen an, ist aber dessen 
ungeachtet hochgradig „fremdbestimmt“. Es sind dabei Verschiebungen im Ensem- 
ble der für den Kinderschutz relevanten institutionellen Logiken, die dem System- 
wandel Richtung geben. Um auch hier mit einem Beispiel der weiteren Darstellung 
vorzugreifen: Dass es in der Jugendhilfe heutzutage „wirtschaftlicher“ zugehen soll, 
ist kein „hausgemachter“ Impuls; vielmehr scheint die dadurch (mit) ausgelöste 
Strukturdynamik (konkret: mehr internes Controlling im Rekurs auf Symbole der 
Fachlichkeit) gleichsam ferngesteuert, wiewohl sie von Akteuren der Jugendhilfe 
mitgestaltet und erst so „feldtauglich“ gemacht wird. 

Kurzum: Die im Kinderschutz beobachteten Strukturdynamiken bewegen sich 
in einem ebenso paradoxen wie prekären Modernisierungsprozess. Sie folgen den 
für moderne Gesellschaften typischen Rationalisierungstendenzen', nicht zu- 
letzt in Gestalt eines epochenübergreifenden Drangs zu perfektionierter Weltbe- 
herrschung. Dieser vollzieht sich heute einerseits unter dem Einfluss eines „ver- 
betriebswirtschaftlichten“ und zugleich auf volle Prozesskontrolle ausgerichteten 
Ansatzes managerieller Steuerung, hinter dem Denkschablonen einflussstarker ge- 
sellschaftlicher Gruppen stehen; andererseits korrespondiert er mit einer säkularen 
Aufwertung von Menschenrechtsdiskursen und entsprechenden Humanisierungs- 
erwartungen an wesentliche gesellschaftliche Instanzen. Grundlegend ist also ein 
normativer und technischer Rationalisierungsprozess im Rahmen einer neu zuge- 
schnittenen Wohlfahrtsstaatlichkeit. 

Vor dem Hintergrund dieses spannungsgeladenen doppelten Perfektionismus 
und in Anbetracht der o. g. latenten Dauerüberforderung des Kinderschutzsystems 





10 Im Sinne von Max Weber. 
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ist dieses System heute verstärkt von Widersprüchen durchzogen. Die involvier- 
ten Akteure müssen „Coping“-Strategien entwickeln, die - wie unsere Befunde aus 
dem Terrain zeigen - v. a. auf kollektives Improvisieren oder aber gegenseitiges Ins- 
trumentalisieren hinauslaufen. Dies festigt bestehende Barrieren bei dem Versuch, 
die Auswirkungen der 0. g. strukturellen Überforderung zu begrenzen bzw. reflexiv 
mit ihr umzugehen. Insofern erscheint der beobachtbare Modernisierungsprozess 
prekär und bewirkt an vielen Stellen eine Konsolidierung von Interventionsgrenzen: 
Das ohnehin, nicht zuletzt durch die Vermengung von Hilfe und Kontrolle, stra- 
pazierte Potenzial des Systems, „social empowerment“!! zu gewährleisten, wird 
dadurch (noch) labiler. Die interne Spannung des Kinderschutzsystems wächst - 
ungeachtet der 0. g. Bemühungen, für mehr Ordnung zu sorgen. 

Solche Zusammenhänge zu verstehen ist eine Voraussetzung für realitätsbe- 
wusstes „Systemverbessern“ - also mehr als eine schlichte akademische Übung so- 
ziologischer Theoretiker. Wenn erst einmal erkannt wird, dass viele der von uns be- 
obachteten Strukturdynamiken systemexterne Hintergründe haben und einige sich 
dabei als inkonsistente Umbauagenda erweisen, kann versucht werden, im Rahmen 
des Möglichen reflexiv auf das Kinderschutzsystem einzuwirken, möglicherweise 
auch auf Interventionsebenen jenseits der Systemgrenzen (z. B. in der allgemeinen 
Sozial- und Gesellschaftspolitik). Obwohl unsere Feldanalyse im Wesentlichen das 
Ziel verfolgt, Verhältnisse und Entwicklungen im Kinderschutzsystem einer ganz- 
heitlichen und gesellschaftsbewussten Bestandsaufnahme zu unterziehen, wollen 
wir am Ende dieses Buches auch kurz Überlegungen zu denkbaren alternativen 
Entwicklungspfaden anstellen. Zwar können wir keine institutionen- oder organi- 
sationsbezogenen Patentrezepte anbieten. Aber es lassen sich Richtungen benen- 
nen, die Umstellungen nehmen müssten, damit trotz der genannten Modernisie- 
rungsparadoxien die Systemveränderungen weniger strapaziös ausfallen als derzeit 
zu beobachten. Um auch hier dem Weiteren vorzugreifen: Vor dem Hintergrund 
unserer Befunde kann dem Kinderschutzsystem im Rahmen des Möglichen durch- 
aus geholfen werden. Die Devise müsste - kurz gefasst - lauten: weniger „Wett- 
bewerb“ und mehr „voice“, stärkeres internes Monitoring und reduzierte Verant- 
wortungsdiffusion, Konzentration auf Kernkompetenzen und Prozesssteuerung 
„aus einer Hand“, intelligente Balancen und kollaborative Arbeitsteilung zwischen 
Professionen, und supervisionsförmige Evaluation mit angstfreier Fehleranalyse. 


!! Dieser Begriff wird meist im Kontext sozialer Arbeit verwendet (im Überblick Herriger 
2006) - wir verwenden ihn hier, um die übergeordnete Integrationsperspektive zu beschrei- 
ben, die sozialen Interventionen gemeinhin zugeschrieben wird: nämlich die Vorstellung der 
Hilfe zur Selbsthilfe sowie der Etablierung von Lebensverhältnissen, in denen Menschen in 
schwierigen Situationen ermächtigt werden, ein „normales“, selbstbestimmtes Leben zu füh- 
ren. 
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Zum Aufbau der Studie Die Untersuchung umfasst (neben dieser Einleitung) 
vier Kapitel. Das zweite Kapitel enthält eine Einführung in die Bezugsgrundlage 
und „Basisbausteine“ des Kinderschutzsystems, auch mit Blick auf den allgemei- 
nen sozialpolitischen Impetus hinter diesem System. Gleichzeitig präsentieren wir 
wesentliche konzeptionelle Elemente unserer Feldanalyse. Zunächst geht es um 
den Gegenstand des Kinderschutzes selbst: nämlich Sozialisationskrisen für Kinder 
und in Familien sowie Zusammenhänge zwischen diesen Krisen und Tendenzen 
gesellschaftlichen Wandels, welche dafür sorgen, dass das Potenzial für Kindes- 
wohlgefährdung konstant bleibt oder sogar wächst. 

In einem zweiten Abschnitt umreißen wir - bezogen auf den Fall Deutschlands 
- die Einbettung des Kinderschutzes in ein komplexes Geflecht von Institutionen 
und Organisationen. Beschrieben werden zunächst die Konturen des institutiona- 
lisierten gesellschaftlichen Schutzauftrags sowie die sozialpolitische Programmie- 
rung, die die Umsetzung dieses Auftrags sicherstellen soll; es zeigt sich, dass hier 
ein „großes Ziel“ auf verschlungenen Wegen verfolgt wird. Nach einem kurzen 
Überblick zu den wesentlichen Regulierungsgrundlagen im Kinderschutz wird - 
unter der Überschrift: neue Wohlfahrtstaatlichkeit - der „systemnahe“ institutio- 
nelle Kontext des Interventionsfelds näher ausgeleuchtet, will heißen: die sozial- 
politische „Atmosphäre“, in der sich organisierter Kinderschutz in Deutschland 
derzeit bewegt. 

Im dritten Abschnitt wendet sich die Betrachtung - einführend und v. a. in 
theoretischer Perspektive - dem Kinderschutz als Gegenstand organisierten Han- 
delns zu. Nach einer groben Skizze der „gemischten“ Organisationslandschaft des 
Interventionssystems geht es darum, im Rekurs auf Referenzen der „gesellschafts- 
bewussten“ Organisationstheorie neo-institutionalistischer Prägung die wesent- 
lichen Mechanismen zu benennen, die unserer Auffassung nach die Verhältnisse 
im organisierten Kinderschutz in bestimmte Bahnen lenken: Erläutert werden in 
diesem Rahmen die oben bereits eingeführten konzeptionellen Begriffe der institu- 
tionellen Logiken und organisationalen Kodierungen; zudem wird das Gesamtge- 
füge des organisierten Kinderschutzes als „industry system“ definiert, in dem sich 
verschiedene Organisationsfelder bzw. Funktionsbereiche (s. u.) verschränken. Am 
Ende des Kapitels steht ein konzeptionelles Gerüst, auf dem die weitere Analyse 
aufbauen kann. 

Im dritten Kapitel erfolgt eine Feinanalyse des institutionellen Regelwerks, wel- 
ches Interventionen im Kinderschutz anleitet. Dieses Regelwerk rekonstruieren 
wir als in verschiedene Funktionsbereiche gegliederte, normativ jeweils spezifisch 
eingefärbte Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung als sozialem Problem. Zur 
Durchdringung des „Dschungels“ der bestehenden Vorschriften unterscheiden wir 
zwischen Meta-Normierungen, die wir nach Funktionsbereichen unterteilt und im 
Rekurs auf nationale Vorschriften (u. a. die Bundesgesetzgebung) ergründen, und 
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regionalisierten Regelbeständen, durch die diese Meta-Normierung vor Ort ein- 
satzfähig (gemacht) wird. 

Was den ersten Schritt betrifft, so richtet sich der Blick - nach einem kurzen 
Einstieg, der Bestimmungen zu Kinder- und Elternrechten betrifft - auf die Funk- 
tionsbereiche behördliche bzw. freie Jugendhilfe, Familiengerichtsbarkeit, Gesund- 
heitswesen und Polizei bzw. Strafjustiz. Für sämtliche Bereiche arbeiten wir den 
Einfluss institutioneller Logiken „zweiter Ordnung“!? heraus - bzw. das, was wir als 
spezifische „Doktrin“ eines Funktionsbereichs begreifen. Analytisch liegt der Fokus 
auf der Charakterisierung von Rechtsgütern, der Definition von Zuständigkeiten, 
der Festlegung von Verfahren sowie dem Umgang mit Ressourcen. 

Das gleiche Analyseraster (mit Ausnahme der Betrachtung von hauptsächlich 
national fixierten Rechtsgütern) legen wir - in einem zweiten Darstellungsschritt 
- für die Durchleuchtung der regionalen Konkretisierung der bis dahin entfalteten 
Meta-Normierung zugrunde: Die fünf für unsere Studie ausgewählten lokalen Set- 
tings werden daraufhin betrachtet, welche konkreten „Regelsystemzustände“ den 
organisierten Kinderschutz operationalisierbar machen und welche spezifischen 
Implementationslinien sowie Alleinstellungsmerkmale die regionale Regulierung 
des Kinderschutzsystems kennzeichnen (können). 

Der nachfolgende dritte Abschnitt behandelt die Dynamik der nationalen wie der 
regionalen Regelwerke und arbeitet Entwicklungstendenzen dieser Regulierung auf 
„doktrinärer“ Ebene sowie bereichsübergreifend heraus. Die Gesamtentwicklung 
beschreiben wir als (widersprüchlichen) Trend zu mehr Kosteneffizienz(orientie- 
rung), mehr Kontrolle und mehr Kooperation. Wir bündeln unsere Analyse in der 
Beobachtung, dass die institutionelle Globalanforderung an den organisierten Kin- 
derschutz heute darin besteht, zugleich preiswert, sicher und vernetzt zu sein. Vor 
diesem Hintergrund wird dann sondiert, in welchem Zusammenhang mit überge- 
ordneten gesellschaftlichen bzw. wohlfahrtsstaatlichen Veränderungen diese Trends 
stehen; die Analyse verweist auf wesentliche „systemexterne“ Impulse hinter den 
(oben kurz umrissenen) Modernisierungstendenzen im Kinderschutz. 

Das vierte Kapitel beleuchtet die Wirklichkeit des Kinderschutzes dort, wo „es 
ernst wird“ und konkrete Gestaltungs- bzw. Interventionsprozesse vollzogen werden. 
Gegenstand der Darstellung sind „Prozesse des Organisierens“, durch die Kinderschutz 
ins Werk gesetzt wird. Im Rückgriff auf unsere Feldstudien kommt zunächst das ty- 
pische Prozedere in einem „Kinderschutzfall“ zur Darstellung. Wir charakterisieren 
die geläufigen Verfahren mit Blick auf das, was für den organisierten Kinderschutz 
heute als settingübergreifend „normal“ begriffen werden kann und sich in bestimm- 
ten Kernprozessen manifestiert. Der nachfolgende Darstellungsschritt liefert eine 





!2 Zu diesem Begriff und seiner Unterscheidung von Logiken erster Ordnung siehe die Aus- 
führungen im zweiten Kapitel. 
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genauere Profilierung jener Organisationsverhältnisse, die die „Prozessierung“ des 
Kinderschutzes - gleichsam zwischen institutioneller Regulierung und kollektiver 
Interventionspraxis - vorstrukturieren. Dabei wird erkennbar, dass organisierter Kin- 
derschutz erst auf der lokalen Ebene konkrete Gestalt annimmt. Im Einzelnen wer- 
den hier erstens spezifische Varianten organisationaler Arrangements nachgezeichnet 
- etwa bezüglich der formalen Arbeitsteilung im Interventionsgeschehen oder der 
vor Ort ausgebildeten Netzwerkstrukturen. Zweitens richtet sich der Blick auf zentrale 
Dimensionen des Wandels, dem diese Arrangements unterliegen. Charakter und Dy- 
namik der Arrangements verweisen dabei auf den Umstand, dass sich Kinderschutz 
„in action“ in einer facettenreichen und dynamischen Landschaftsarchitektur bewegt. 
Drittens vermittelt die Beschreibung der Arrangements und ihres Wandels aus der 
subjektiven Perspektive der in das System Involvierten Einsichten in jene Problem- 
horizonte, die für das Deuten und Handeln der Akteure orientierungsstiftend sind. 

Darauf aufbauend kann dann - in einem weiteren Darstellungsschritt - illust- 
riert werden, in welche praktischen Spannungsfelder sich diese Problemhorizonte 
sowie die im dritten Kapitel herausgearbeiteten Inkonsistenzen im Regelwerk des 
Kinderschutzes übersetzen (können). Wir rekurrieren hier auf Darstellungen von 
in die Fallbearbeitung involvierten Professionellen. Aus „Interventionsgeschich- 
ten‘, die diese für uns rekonstruiert haben, lassen sich aufschlussreiche Impres- 
sionen bezüglich jener Alltagskomplexität gewinnen, wie sie im Kinderschutz vor 
Ort tagtäglich er- bzw. gelebt wird. Darstellungstechnisch ist dies allerdings nur 
exemplarisch möglich, indem Episoden einiger typischer Fallverläufe interpreta- 
tiv durchleuchtet werden. Auf diese Weise entsteht ein erster Eindruck von jenen 
Widersprüchen, die die Akteure des Kinderschutzes in ihrer Alltagspraxis erleben. 

Im zweiten Abschnitt des vierten Kapitels wird dann die konkrete lokale „Pro- 
zessierung“ dieser Widersprüche beleuchtet. Dabei wird untersucht, wie die Akteu- 
re die entsprechenden Spannungsfelder wahrnehmen und auf die vorgefundenen 
Herausforderungen mit spezifischen organisationalen Kodierungen reagieren. Im 
Fokus stehen seitens der verschiedenen kollektiven Akteure vorgenommene, eigen- 
sinnige Interpretationen sowie praktische Rejustierungen bestehender institutio- 
neller Normen. In der Regel werden die Kodierungen auf der Emergenzebene der 
Organisation beobachtet; individuelle Interpretationen bzw. Rejustierungen, zumal 
in der Arbeit am Fall bzw. in der Familie, bleiben weitgehend ausgeblendet - ob- 
wohl es gute theoretische Gründe dafür gibt, ihnen eine gewisse prozessstrukturie- 
rende und für Kontingenz sorgende Rolle zuzubilligen.' 





3 Vgl. dazu Alberth et al. (2010). Im dieser Studie zugrunde liegenden Forschungsvorhaben 
wurde diese Analyseperspektive von der auf Institutionen und Organisationen abgetrennt 
und im Wesentlichen vom Wuppertaler Forschungsteam bearbeitet, das Interaktionen zwi- 
schen Professionellen und Familien fokussierte. Aus Gründen der Komplexitätsreduktion 
fließen die Ergebnisse dieser Interaktionsanalyse nicht in die vorliegende Studie ein. 
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Gezeigt wird, dass die Praxis des organisierten Kinderschutzes 


« vor dem Hintergrund wachsender Kosteneffizienzerwartungen mit prekären 
Ressourcen sowie einer Doppelforderung nach Flexibilität und Verlässlichkeit 
„hantiert“; 

« in dem für sie typischen (aber zunehmend verschärften) „Alltagschaos“ selek- 
tive Komplexitätsreduktion betreibt, v. a. bei der Bewerkstelligung kontrollori- 
entierter Interventionen nach Maßgabe der Doppelerwartung „passgenau und 
nach Patentrezept“; 

« auf sperrige Kooperationskorridore trifft, in denen die Akteure zugleich ge- 
meinsam und einsam agieren sowie zwischen diffusen Vernetzungserwartun- 
gen hin und her lavieren. 


Der dritte Abschnitt interpretiert diese Befunde zur Organisation (spraxis) des Kin- 
derschutzes auf einer höheren Abstraktionsebene, mit „sozialkonstruktivistischer 
Brille“ und im Rekurs auf das Konzept der „institutional work“ (vgl. Lawrence & 
Suddaby 2006). Diskutiert wird, inwieweit organisationale Kodierungen das relative 
Gewicht jener Logiken und Entwicklungen, die sich den Akteuren als Ausgangs- 
konstellation für ihre Organisationspraxis darstellen, brechen (können) und was 
das systematische Ergebnis dieser Brechungen ist. Im Prozess des alltäglichen Orga- 
nisierens, so wird argumentiert, müssen Ämter, Träger und Professionelle fortwäh- 
rend tentativ operieren und behelfsmäßige Kompromisse suchen - die beobachte- 
ten Deutungs- und Handlungsroutinen verweisen darauf, dass sich vieles als im- 
provisiert darstellt und organisierter Kinderschutz somit zur Dauerbaustelle wird. 
Im fünften Kapitel erfolgt eine Gesamtschau der bis dahin versammelten Be- 
funde zum Kinderschutz im Schnittfeld multipler - sich zusehends verschiebender 
- institutioneller Logiken einerseits und komplexer Organisationswirklichkeiten 
andererseits. Resümiert wird, wie sich der oben umrissene doppelte Perfektionis- 
mus im „industry system“ des Kinderschutzes konkret bemerkbar macht und nach 
welchem übergeordneten Muster er in Organisationsprozessen verarbeitet wird. 
Wir können so die spezifischen Strukturdynamiken des gegenwärtigen Kinder- 
schutzsystems erfassen, die die für dieses System konstitutiven Modernisierungs- 
paradoxien zur Entfaltung bringen und zugleich reproduzieren. Schließlich disku- 
tieren wir in anwendungsorientierter Perspektive kurz - im Sinne der oben bereits 
angedeuteten „Alternativendiskussion“ - Möglichkeiten, die von uns diagnosti- 
zierten Grundsatzprobleme im Kinderschutz zu entschärfen. Die entsprechenden 
Hinweise sind approximativer Natur - wesentlich erscheint uns, dass weitere Um- 
bauten im Kinderschutzsystem im Bewusstsein der (von uns aufgezeigten) stark 
systemextern geprägten „hidden agenda“ vorgenommen werden sollten und dabei 
ein reflexiver Umgang mit jenen Ungereimtheiten erfolgt, die die beobachtbaren 
Modernisierungsbewegungen ganz offensichtlich mit sich gebracht haben. 





Kinderschutz als gesellschaftliches 
Projekt: Kontext und Konzept einer 
soziologischen Feldanalyse 


Dieses Kapitel beleuchtet die groben Konturen sowie das Umfeld dessen, was in 
unserer Studie „Kinderschutzsystem“ genannt wird; gleichzeitig beschreibt es den 
konzeptionellen Ansatz, mit dessen Hilfe wir dieses System näher durchleuchten 
wollen. Weil Kinderschutz in modernen Gesellschaften als öffentliche Aufgabe 
bzw. als sozialpolitisches Projekt definiert wird, rücken dabei die wohlfahrtsstaatli- 
che Infrastruktur und ihre jüngere Entwicklung mit ins Zentrum der Betrachtung. 

Im ersten Abschnitt werden zunächst die Umrisse jenes Problems gezeichnet, 
auf das das Kinderschutzsystem reagiert bzw. einwirkt. Thematisch wird mithin der 
sozialstrukturelle Kontext, in dem Kindeswohlgefährdung als Problem emergiert 
und bearbeitet wird, hier v. a. im Hinblick auf die Quellen, aus denen es sich speist. 
Erörtert wird u. a., inwiefern der seit einigen Jahren beobachtbare Wandel in der 
Sozialstruktur der deutschen Gesellschaft die „Renitenz“ des fraglichen Problems 
befördert, entweder weil sich einmal aufgetretene Schieflagen im Lebensmilieu be- 
troffener Kinder verselbständigen und zuspitzen, oder weil bestimmte gesellschaft- 
liche Entwicklungen neue Anfälligkeiten produzieren - unabhängig von der Frage, 
wie institutionell und organisatorisch damit umgegangen wird. Gleichzeitig legen 
wir dar, dass soziale Interventionen im fraglichen Bereich auf ein „moving target“ 
treffen, weil die Entwicklung in den Familien ständig im Fluss und durch externe 
Eingriffe (Gespräche, Kontrollen, Hilfestellungen) niemals gänzlich kontrollierbar 
ist. 

Um die grundsätzliche Art und Weise, wie Gesellschaften auf diese Gemengela- 
ge reagieren, geht esim zweiten Abschnitt. Hier wird zunächst auf die institutionelle 
Basis dieser Reaktion verwiesen, um in einem ersten Zugriff für den spezifischen 
Zuschnitt jenes „Regelwerks“ zu sensibilisieren, mit dem Kinderschutz realisiert 
werden soll; Details sowie die je besondere normative Ausrichtung einzelner Ele- 
mente dieses Regelwerks kommen später (in Kap. 3) zur Sprache. Schon die über- 
blicksartige Darstellung der entsprechenden Regulierungen führt vor Augen, dass 
sich die in Aktivitäten des Kinderschutzes involvierten Instanzen - zumal vor dem 
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Hintergrund der im ersten Abschnitt geschilderten Eigendynamik des Problem- 
felds - auf verschlungenen Wegen an ihrer Zielgruppe (Kinder und Familien) ab- 
arbeiten. 

Die Unübersichtlichkeit dieser Wege ist auch Thema des dritten Abschnitts. 
Dieser führt in die Akteurslandschaft des Kinderschutzes ein und beschreibt abs- 
trakt jene Mechanismen, mit denen letzterer organisiert wird. Schon der (an dieser 
Stelle lediglich) kursorische Blick auf die Pluralität der „Systemprotagonisten“ lässt 
erkennen, dass sich die organisationale Basis des Kinderschutzes als heterogen und 
komplex ineinander verschachtelt darstellt. Im Rekurs auf grundlagentheoretische 
Überlegungen schafft dieser dritte Abschnitt überdies ein Vorverständnis dafür, 
dass organisierter Kinderschutz im Spannungsfeld verschiedener institutioneller 
Logiken vollzogen wird. Wir argumentieren ferner, dass bestehende normative 
Vorgaben in der Praxis von Ämtern, Trägern und Berufsgruppen auf dem Wege 
einer organisationalen (Um-)Kodierung adaptiert und in konkretes Interventions- 
handeln umgesetzt werden - wobei dieser Prozess in richtungsweisende gesamtge- 
sellschaftliche Modernisierungsdynamiken eingebettet ist. 

Das Kapitel versammelt mithin Beobachtungen zu allgemeinen Rahmenbe- 
dingungen des Kinderschutzes, einerseits im Problemfeld selbst, andererseits im 
institutionellen (wohlfahrtsstaatlichen) und organisationalen Kontext der auf die- 
ses Feld bezogenen Interventionen. Es macht also in der Fachliteratur unter un- 
terschiedlichen Überschriften verhandelte Sachverhalte zum Gegenstand einer 
hinführenden Zusammenschau und entwickelt zugleich einen konzeptionellen 
Rahmen, der die weitere Feldanalyse anleitet. 


2.1 Probleme ohne Ende: Sozialisationskrisen für Kinder 
und in Familien 


Sozialisationskrisen und ihre Orte Kinderschutzsysteme kümmern sich um Le- 
benssituationen von Aufwachsenden, die gesellschaftlich als problematisch gelten. 
Neben körperlicher Beeinträchtigung sind es in erster Linie besonders prekäre Le- 
bensbedingungen, die sie auf den Plan rufen. Abstrakt könnte man diesbezüglich 
von Sozialisationskrisen sprechen: Es gibt Ereignisse und Zustände, die dem zuwi- 
derlaufen, was das Gemeinwesen im Hinblick auf das Aufwachsen von Kindern für 
„normal“ hält; und es handelt sich um Krisen bzw. längere krisenhafte Lebensepi- 
soden, weil sich Abweichungen von dieser Normalitätsvorstellung zuspitzen und 
als Ereignisse wahrgenommen werden, die nachhaltige Schäden im Sozialisations- 
prozess der Betroffenen verursachen. Der körperliche bzw. seelische Schutz der 
kindlichen Person im Hier und Jetzt sowie die Abwehr von akuten Gefahren für 
das Kindeswohl sind dabei nur Teilmenge eines umfassenderen Mandats des Kin- 
derschutzsystems, hat dieses doch allgemein den Auftrag, für den gesamten gesell- 
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schaftlichen Nachwuchs ein Mindestmaß an Entwicklungschancen sicherzustellen. 

Bei Kindern - insbesondere solchen, die das Jugendalter noch nicht erreicht ha- 
ben - finden Ereignisse, die diese Normalitätserwartungen verletzen, zuvorderst in 
Familien statt. Zwar gibt es weitere Lebensräume, die vergleichbare Störungen er- 
zeugen können, wie etwa die jüngere Debatte um Misshandlungen in Heimen und 
Internaten vor Augen geführt hat. Auch Einrichtungen der Kinderbetreuung sowie 
Schulen! sind Orte, an denen Krisen virulent bzw. verursacht werden können. In 
der Regel wird aber der private Lebensraum Fixpunkt der Krise und ihrer Bear- 
beitung. Auf diese Weise werden Eltern bzw. Erziehungsberechtigte zur zentralen 
Adresse sowohl für Krisendiagnosen als auch für darauf bezogene Interventionen. 
Als kinderschutzrelevante Manifestationen solcher krisenhaften Sozialisationspe- 
rioden gelten gemeinhin der Einsatz körperlicher Gewalt sowie eine fundamenta- 
le - also Entwicklungschancen spürbar beeinträchtigende - Vernachlässigung (die 
entsprechenden rechtlichen Regelungen stellen wir in Abschn. 3.1 genauer dar). 

Der nachfolgende Kasten beinhaltet einige statistische Informationen über Er- 
eignisse bzw. Zustände, die entsprechende Prävalenzen markieren (vgl. dazu Al- 
berth et al. 2010: 479 ff sowie ausführlicher Haug & Höynck 2012; Fendrich & 
Pothmann 2010). Bemerkenswert erscheint, dass viele Statistiken zunehmende Ge- 
fährdungstatbestände anzeigen. Daraus könnte der Schluss gezogen werden, dass 
das Ausmaß problematischer Sozialisationsperioden in der jüngeren Vergangen- 
heit angewachsen ist.? 


Kindeswohlgefährdung in Zahlen 

e Untersuchungen auf der Basis von Eigenangaben: In einer Studie von Pfeif- 
fer et al. (1999) gaben 56,6% der befragten Schüler (9./10. Klasse) an, 
von ihren Eltern schon einmal gezüchtigt oder physisch misshandelt wor- 
den zu sein. In einer Untersuchung von Lamnek und Ottermann (2004) 





! Siehe z. B. Greese 2011. 


? Bei der Rezeption des entsprechenden Datenmaterials muss man berücksichtigen, dass die 
auf diversen Quellen beruhenden Daten enorme Lücken und Unzulänglichkeiten enthalten; 
zudem ist (insbesondere in Bezug auf die Polizeiliche Kriminalstatistik) von einem großen 
Dunkelfeld auszugehen (Haug & Höynck 2012, Fendrich & Pothmann 2010; vgl. auch die 
auf Eigenangaben basierenden Untersuchungen im Kasten). So weist auch der 13. Kinder- 
und Jugendbericht des Deutschen Bundestages (2009: 89) treffend darauf hin, dass „das 
tatsächliche Ausmaß von Vernachlässigung und Kindesmisshandlung (...) nur geschätzt 
werden (kann), da (...) neuere repräsentative und auf der Basis valider Erhebungsinstru- 
mente gewonnene Ergebnisse fehlen“. Die Daten sind daher mit entsprechender Vorsicht zu 
interpretieren. In der weiteren Darstellung bleiben Statistiken des Gesundheitswesens (z. B. 
zu Todesursachen) ausgeblendet, da sie mit erheblichen Erhebungsproblemen behaftet sind 
(vgl. Haug & Höynck 2012: 136 ff). 
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bekannte ein Drittel der befragten Eltern, schon einmal Gewalt gegen ihre 
Kinder angewendet zu haben. 45 % sahen in leichterer Gewaltanwendung 
(z. B. Ohrfeige) ein für das Kind unschädliches Erziehungsmittel. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) gibt Aufschluss über das „Hell- 
feld“ der Kriminalität; sie enthält Angaben über alle der Polizei bekannt 
gewordenen Vorfälle: Demnach wurden 2012 38.501 Kinder (unter 14 
Jahren) Opfer von vollendeten Körperverletzungen - ein leichter Rück- 
gang gegenüber dem Vorjahr. Dies entspricht 384,5 Fällen pro 100.000 
Einwohner dieser Altersgruppe. Seit 1995 (26.730 Opfer) stiegen die Zah- 
len in der zweiten Hälfte der 90er Jahre deutlich an und bewegten sich seit- 
dem (mit einem Höchststand von 45.476 im Jahr 2007) auf einem relativ 
stabilen Niveau. Beim enger gefassten Delikt „Misshandlung von Schutz- 
befohlenen“ wurden 2012 3.967 Opfer (39,6 pro 100.000) registriert - ein 
Anstieg von 66% seit dem Jahr 2000. Auch das Delikt „Verletzung der 
Fürsorge- und Erziehungspflicht“, das gravierende Vernachlässigungs- 
tatbestände umfasst, weist zunehmende Häufigkeiten auf (1.642 Fälle in 
2012 gegenüber 1.095 im Jahr 2000). Dagegen zeigen sich im Bereich des 
sexuellen Missbrauchs sowie bei den Tötungsdelikten rückläufige Zahlen. 
(PKS, Tab. 01, 91; eigene Berechnungen) 

Die Sorgerechtsentzüge durch das Familiengericht (die stets mit einer dia- 
gnostizierten Gefährdung des Kindeswohls einhergehen) beliefen sich 
(relativ gleich bleibend seit 1995) auf 8.060 im Jahr 2004 und stiegen dann 
bis auf 12.244 im Jahr 2008 an. Seitdem sind sie wiederum relativ kons- 
tant. (Statistisches Bundesamt, Kinder- und Jugendhilfestatistik) 

Einen weiteren Anhaltspunkt stellen die vorläufigen Schutzmaßnah- 
men durch das Jugendamt dar: Laut Kinder- und Jugendhilfestatistik 
wurden 2012 39.365 Inobhutnahmen vorgenommen - ein deutlicher 
Anstieg (55%) gegenüber dem Jahr 2005 mit 25.442 Fällen. Die deut- 
lichsten Zuwächse sind bei den unter 3-jährigen Kindern (gefolgt von 
den 3-6-jährigen) zu verzeichnen, wobei diese zusammengenommen nur 
einen Anteil von ca. 16% an allen Inobhutnahmen ausmachen. In 2012 
wurden 70% der Maßnahmen wegen einer registrierten Gefährdung 
durchgeführt, der Rest erfolgte „auf eigenen Wunsch“ des Kindes. Für 
den Zeitraum vor 2005 zeigt sich eine Wellenbewegung mit Anstiegen 
seit 1995 (23.271) auf Höchstwerte von ca. 31.000 um die Jahrtausend- 
wende und einem darauf folgenden erneuten Rückgang. (Statistisches 
Bundesamt, Kinder- und Jugendhilfestatistik; eigene Berechnungen) 
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e Interessant erscheint schließlich die Entwicklung der Hilfen zur Erzie- 


hung, wenngleich diese insgesamt gesehen nur relativ selten auf eine 
als solche diagnostizierte Kindeswohlgefährdung zurückgehen (dieser 
Anteil liegt über die letzten Jahre konstant bei lediglich 7-8% (Haug & 
Höynck 2012: 145); der größte Teil der Hilfen entfällt dementsprechend 
auf präventive Maßnahmen, insbesondere der Erziehungsberatung). Die 
öffentlichen Ausgaben für Hilfen zur Erziehung und vorläufige Schutz- 
maßnahmen beliefen sich im Jahr 2012 auf über 8,2 Mrd. €. Seit 2001 (ca. 
5,1 Mrd. €) sind sie kontinuierlich angestiegen. Die größten Steigerungen 
sind bei den ambulanten Hilfen wie der Sozialpädagogischen Familien- 
hilfe zu verzeichnen (65.642 in 2012 gegenüber 19.513 im Jahr 2000; am 
31.12.), gefolgt von der Erziehungsberatung (310.661 (2012) gegenüber 
274.573 (2000; beendete Hilfen)), während die stationären Hilfen über 
die letzten Jahre relativ konstant geblieben sind. Ein Anstieg zeigt sich 
allerdings bei der Vollzeitpflege in einer anderen Familie (64.851 in 2012 
gegenüber 48.993 im Jahr 2000). (Statistisches Bundesamt, Kinder- und 
Jugendhilfestatistik; eigene Berechnungen; vgl. Haug & Höynck 2012: 
143 ff) 

Für 2012 gab es erstmals eine Statistik über die Verfahren zur Einschätzung 
der Gefährdung des Kindeswohls nach $ 8a SGB VIII (s. dazu Abschn. 3.1) 
sowie deren Ergebnis. Demnach wurde bei ca. 36% der insgesamt 106.623 
eingeleiteten Verfahren eine Kindeswohlgefährdung festgestellt (von die- 
sen 38.283 Verfahren entfällt wiederum ein Anteil von ca. 44% auf eine 
„akute“, der Rest auf eine „latente“ Gefährdung). Bei den übrigen Fällen 
(ohne attestierte Gefährdung) wurde bei etwa jedem zweiten ein (weite- 
rer) Hilfebedarf gesehen.? (Statistisches Bundesamt, Kinder- und Jugend- 
hilfestatistik; eigene Berechnungen) 


Nun gibt es unterschiedliche Erklärungen für die steigende Anzahl gemeldeter Vor- 
fälle: Manche heben aufeine allgemein erhöhte Sensibilität gegenüber Kindeswohl- 
gefährdung ab, die dazu führe, dass Gefährdungen vermehrt erkannt oder vermutet 
werden (vgl. Wazlawik 2011; Trunk 2010).* Andere verweisen auf eine wachsende 





3 Die Zahlen betreffen Gesamtdeutschland exklusive Hamburg, das keine Ergebnisse zur Ver- 
fügung stellte. 


* Für diese These spricht auch der Vergleich von jüngeren Untersuchungen (Baier et al. 2009; 
Bussmann 2005a, b) mit solchen älteren Datums (Pfeiffer et al. 1999; Bussmann 1996), der 
sogar auf rückläufige Zahlen leichterer Gewalterfahrungen von Kindern und eine zuneh- 
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soziale Prekarität in Teilen der Bevölkerung oder auf veränderte, Kinder potenziell 
stärker belastende, Modelle individueller Lebensführung (vgl. Pothmann 2012; 
Kinderschutz-Zentrum Berlin 2009: 35 ff). Es ist nicht einfach zu klären, wer hier 
Recht hat. Einerseits implizieren eine höhere Aufmerksamkeit für Kinderschutz- 
fragen in der Öffentlichkeit und an verschiedenen Orten des Gemeinwesens sowie 
neue Kinderschutzpolitiken (vgl. Kap. 3) mehr „Meldungen“; andererseits gibt es 
Gründe für die Annahme, dass die offenkundige Ausweitung sozialer Deprivation 
mehr Gefährdungen hervorruft (s. u.). Wesentlich erscheint, dass die Gegenwarts- 
gesellschaft einen wachsenden Handlungsbedarf diagnostiziert und Abweichungen 
des Lebensalltags vieler Kinder von gesellschaftlich vorherrschenden Normaler- 
wartungen hinsichtlich der Bedingungen, unter denen sie aufwachsen, verstärkt 
thematisiert. Gleichzeitig scheinen - wie wir nachfolgend argumentieren - die 
Quellen, aus denen sich die fraglichen Problemlagen speisen, nicht zu versiegen. 


Dauervirulenz und Endlosschleifen: Kindeswohlgefährdung als Sisyphus-Pro- 
blem Sozialisationskrisen bei Kindern und deren Eltern sind Lebensprobleme, die 
sich, wenn sie akut werden, unter günstigen Bedingungen durchaus entschärfen 
lassen. Ein „Gedeihen trotz widriger Umstände“® ist also immer möglich: Es gibt 
zahlreiche Praxisbeispiele dafür, dass eine ordnende Hand von außen oder das 
kommunikative Einwirken auf das Lebensumfeld einer problembelasteten Fami- 
lie einmal entfachte Krisen auffangen oder ein bestehendes Gefährdungspoten- 
zial eindämmen können. Nicht zuletzt die Tatsache, dass dabei die Bezugsgruppe 
betroffener Kinder und Eltern auf die „offenen Ohren“ von nicht in den Familien- 
zusammenhang involvierten Personen stößt, eröffnet Spielräume zur Deeskalation 
und Krisendämpfung. Gleichzeitig kann es in prekären Lebenskonstellationen 
immer auch zu Stabilisierungen von außen kommen, etwa wenn neue Lebenspart- 
ner konfliktarm in die Familie integriert werden oder die Eingliederung in Lohn 
und Anerkennung bringende Arbeitsverhältnisse gelingt. Gerade insofern ist in 
den betroffenen Familien reichlich Bewegung. 

Und doch scheint es im Hinblick auf das Potenzial an Kindeswohlgefährdungen 
eine starke „Reproduktionsneigung“ zu geben: Tatsächlich zeigt sich bei vielen Ad- 
ressaten sozialer Interventionen eine Dauervirulenz von Gefährdungslagen. Was 
in Fachkreisen unter Stichwörtern wie Hilfekarrieren oder Armutskulturen ver- 
handelt wird, verweist auf das hohe „Durchhaltevermögen“ jener sozialen Proble- 


mende Bedeutung des Gewaltfreiheitspostulats in der Erziehung hindeutet (Baier et al. 2009; 
Bussmann 2005a, b). Vor diesem Hintergrund gewinnt die These einer Verschiebung der 
Hellfeld-Dunkelfeld-Relation an Bedeutung (für diesen Hinweis danken wir Monika Haug). 


5 Vgl. Welter-Enderlin & Hildenbrand (2006). 
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me, aus denen (u. a.) Kindeswohlgefährdung erwächst und auf die das bestehende 
Kinderschutzsystem meist nur punktuell Einfluss nehmen kann. 

Verschiedene Indizien deuten darauf hin, dass in den Lebenswelten, auf die sich 
das Kinderschutzsystem bezieht, problemkonservierende Kräfte wirken. Jedenfalls 
gibt es Hinweise auf ein beachtliches Reservoir an „Stammkunden“ der öffentlichen 
Jugendhilfe: Drehtüreffekte im Interventionsgeschehen sowie die Übertragung von 
Hilfebedürftigkeit von einer auf die nachfolgende Generation sind einschlägige 
Stichwörter der Fachdiskussion.° V.a. im Kernbereich der „harten Fälle“ reprodu- 
zieren sich prekäre Lebensereignisse schleifenförmig, mit einem latenten Dauer- 
potenzial an Kindeswohlgefährdung. 

Abgesehen von der Zähigkeit vieler psychosozialer Beeinträchtigungen (auf der 
individuellen Ebene) erweisen sich v. a. die materiellen Lebensbedingungen, unter 
denen sie auftreten, als in der Tendenz relativ stabil. Das, was in der Kinderschutz- 
debatte „intergenerationale Transmission“ genannt wird (vgl. z. B. Kaufman & Zig- 
ler 1989; Engfer 2000) und auf den Umstand verweist, dass misshandelte Kinder 
später als Eltern ihrerseits zu Gewalt neigen - Gewaltbereitschaft also vererbt wird 
-, ist ein besonders offensichtlicher Reproduktionsmechanismus. Im Schnittfeld 
der verschiedenen Lebensräume von gefährdeten Kindern greifen weitere Mecha- 
nismen dieser Art: So gibt es Indizien für die Übertragung von familiären Gewalter- 
fahrungen in ein entsprechendes Konfliktverhalten an Schulen.’ Die Reproduktion 
familialer Prekarität, der Zusammenhang zwischen elterlicher Einkommensarmut 
und kindlichen Bildungsdefiziten, oder auch die „Vererbung“ von Schuldenpro- 
blemen verweisen ebenfalls auf maßgebliche Reproduktionseffekte.® Bezogen auf 
akute Kindeswohlgefährdungen ist das Ausmaß der „Problemrenitenz“ schwer zu 
bestimmen - aber dass es real existiert, bestätigen zahlreiche Praxisberichte (auch) 
bei unseren Erhebungen. Offensichtlich gibt es, was das Aufwachsen von Kindern 
betrifft, ein sich permanent erneuerndes lebensweltliches Krisenpotenzial. Inso- 
fern bestehen in der Gegenwartsgesellschaft, wenn es um Kindeswohlgefährdung 
geht, „Probleme ohne Ende“. 

Endlosigkeit gibt es auch noch in anderer Hinsicht: Belastungen, Störungen und 
Verwerfungen im privaten Lebensraum sind keine statischen Zustände; vielmehr 
zeigen die mittlerweile vorliegenden Studien über Problemverläufe in Haushalten, 
welche im Kontext von (vermuteter oder antizipierter) Kindeswohlgefährdung 





6 Solche Phänomene verweisen allgemein auf strukturelle Sozialisationsprobleme im Kon- 
text von „Armutskarrieren“ (vgl. dazu Groh-Samberg & Hertel 2010). Weiter unten gehen 
wir ausführlicher auf solche strukturellen Faktoren ein. 

7 Vgl. Fuchs et al. (2009). 


® Vgl. allgemein die Beiträge in Berger et al. (2011). 
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zum Objekt sozialer Interventionen werden, äußerst wechselhafte Verläufe, ja erra- 
tische Prozesse des familieninternen „Krisenmanagements“ sowie der Interaktion 
zwischen Familie und externen Akteuren, die noch dazu häufig nebeneinander her 
agieren.’ In vielerlei Hinsicht sind Verhaltensweisen und Beziehungskonstellatio- 
nen, auf die Kinderschutz einwirken will bzw. soll, in ständiger Bewegung; es gibt 
periodisch auftretende Zuspitzungen, vorübergehende Entspannung und unvor- 
hersehbare Ereignisse. Kindeswohlgefährdung emergiert in hochgradig eigendy- 
namischen privaten Räumen; der interaktive Charakter bzw. die Bedeutung von 
Beziehungsdynamiken zwischen Kindern, Eltern und anderen Bezugspersonen 
sowie die Beweglichkeit der Lebensbedingungen einer Familie sorgen für perma- 
nent changierende Problemlagen. Das nicht minder bewegliche Verhältnis der Ad- 
ressaten zu von außen intervenierenden Akteuren überlagert diese Dynamik der 
Gefährdungskonstellation noch: Elterlicher Widerstand gegen „Lebenskontrollen“ 
seitens in die Familie eingreifender Sozialarbeiter oder das „Katz & Maus-Spiel“ 
mit Behörden und Gerichten, wie sie den Alltag des Kinderschutzes bestimmen, 
sind schillernder Ausdruck einer Handlungskonstellation, in der Interventionen 
von außen leicht in eine Art Endlosschleife geraten. 

Die Botschaft dessen, was Praktiker des Feldes tagtäglich erleben, ist unmissver- 
ständlich: Das Problem, auf das sich Kinderschutzsysteme beziehen, weist sowohl 
eine große Renitenz als auch eine hohe Beweglichkeit auf. Daraus kann an dieser 
Stelle geschlussfolgert werden, dass das für soziale Interventionen in persönliche 
Lebenslagen bzw. private Lebensräume typische „Technologiedefizit“!° - also der 
Mangel an standardisierbaren, absehbar verlässlichen und in ihren Wirkungen 
systematisch rekonstruierbaren Interventionsmethoden - im Problemkontext Kin- 
deswohlgefährdung hochvirulent bleibt. So gesehen ist und bleibt Kinderschutz 
eine Sisyphusaufgabe. 


Kinderschutz im Kontext gesellschaftlichen Wandels Kindeswohlgefährdung 
ist auf der Erscheinungsebene immer ein individuelles Problem: Es sind konkrete 
Eltern bzw. Erziehungsberechtigte, die im privaten Lebensraum manifeste Notla- 
gen für bestimmte Kinder erzeugen, etwa indem sie sie schlagen oder unzulänglich 
versorgen. Dabei spielen psychische bzw. psychosoziale Faktoren als persönliche, 
in der Sozialstruktur gleichsam zufällig verteilte, Problemauslöser eine nicht unwe- 
sentliche Rolle. Aus größerer Distanz betrachtet erscheint Kindeswohlgefährdung 


° Um nur einige Beispiele für Untersuchungen zu nennen, die Fallverläufe rekonstruieren 
und auf diese Volatilität der „Bearbeitungsprozesse“ verweisen: Fegert et al. (2010), Retkows- 
ki et al. 2011 sowie (diverse Beiträge in) Thole et al. (2012) und Marthaler et al. (2012). 


10 Zum Begriff des Technologiedefizits sozialer Interventionen vgl. Scherr (2001). 
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gleichwohl als ein permanentes Strukturproblem westlicher Gesellschaften. Es ist 
gesellschaftlicher Natur, weil die Sozialisationsbedingungen von Kindern nicht nur 
durch einzelne Personen (als konkrete Verursacher von Kindeswohlgefährdung) 
geprägt werden, sondern auch durch sozialen Wandel im Hinblick auf die Lebens- 
bedingungen der fraglichen Personenkreise. Tatsächlich deuten die Konzentration 
des Phänomens in bestimmten Schichten und Gruppen wie auch der Zusammen- 
hang zwischen Lebensformen und (diagnostizierten) Hilfebedarfskonstellationen 
darauf hin, dass das Problem Kindeswohlgefährdung maßgeblich durch „überin- 
dividuelle“ Faktoren erzeugt bzw. perpetuiert wird.'' Insofern sind die Familien, 
bei denen im Kinderschutzsystem Handlungsbedarf gesehen wird, nicht der Flam- 
menherd, sondern nur der Ort, an dem es brennt. 

Aus soziologischer Sicht erscheint plausibel, dass bestimmte Entwicklungsten- 
denzen in der Sozialstruktur postindustrieller Gesellschaften!? Voraussetzungen 
dafür schaffen, dass Kindeswohlgefährdung für nicht unerhebliche Teile der Be- 
völkerung immer neu und möglicherweise auch immer systematischer (re)produ- 
ziert wird. Im Einzelnen soll und kann hier nicht der Nachweis geführt werden, 
inwieweit dies zunehmend der Fall ist bzw. in welchem Umfang die durch gesell- 
schaftlichen Wandel beeinflussten Lebenslagen von Eltern mit einer Prekarisierung 
der Sozialisationsbedingungen ihrer Kinder korrespondieren. Es spricht allerdings 
einiges dafür, dass die Aktualität des Problems Kindeswohlgefährdung gesellschaft- 
liche Wurzeln hat - unabhängig davon, dass auch kulturelle Faktoren, die zu einer 
erhöhte Wahrnehmung des Problems führen, diese Problemvirulenz unterfüttern. 

Die gesellschaftlichen Wurzeln sind zunächst schlicht materieller Natur - in Ge- 
stalt eines wachsenden Potenzials für soziale Deprivation. Offensichtlich hat dieses 


!! Empirische Analysen dazu bewegen sich gewiss auf dünnem Eis, immerhin beruhen die 
Datensammlungen z. T. auf Diagnosen von möglicherweise voreingenommenen Verantwort- 
lichen des Kinderschutzsystems. Dafür, dass der höhere diagnostizierte Interventionsbedarf 
bei „Unterschichts“- und Alleinerziehendenhaushalten gegenüber der Restbevölkerung we- 
sentlich durch selektive Problemwahrnehmungsmuster bestimmt ist, gibt es allerdings weni- 
ge empirische Hinweise. 


12 Der Begriff der postindustriellen Sozialstruktur sollte nicht zu wörtlich genommen wer- 
den. Insbesondere soll er nicht insinuieren, dass der für westliche Volkswirtschaften typische 
Tertiarisierungsprozess — also die Zunahme von Dienstleistungstätigkeiten bei gleichzeitig 
relativ an Bedeutung verlierender Industriearbeit — sämtliche sozialstrukturellen Merkmale 
der Industriemoderne aufgelöst hat. Eher steht der Terminus hier für eine sozialstrukturelle 
Konstellation, für die bestimmte kulturelle Neuorientierungen (z. B. im Hinblick auf das Ver- 
ständnis von Geschlechterrollen oder die Einstellung gegenüber Märkten) grundlegend sind 
und graduelle Gewichtsverlagerungen (im Arbeitsmarkt, bei den vorherrschenden Wertvor- 
stellungen, im Bereich politischer Interessenvermittlung etc.) erkennbar werden (vgl. dazu 
die Erläuterungen in Bode 2013a: 81 ff, 316 ff). 
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Potenzial über die letzten drei Jahrzehnte hinweg in vielen westlichen Gesellschaf- 
ten zugenommen. Als typische Indikatoren gelten gemeinhin das - im Vergleich 
zu den Nachkriegsjahrzehnten - hohe und robuste Niveau an Langzeitarbeitslosig- 
keit, die in den letzten Jahrzehnten beobachtbare Zunahme der Armutsgefährdung, 
die Verbreitung prekärer Arbeitsbiografien und - mit alledem verbunden - eine 
Verfestigung von Unterschichtspositionen in der sozialen Rangordnung des Ge- 
meinwesens. Es geht dabei v. a. um relative Deprivation - sprich: die Erfahrung 
von Herabstufung, fehlender Anerkennung und steigenden Statusdifferenzen. Dass 
entsprechende Erfahrungen in der Tendenz das Potenzial für abweichendes Ver- 
halten - und damit auch für Kindeswohlgefährdung - erhöhen können, ist ein Ge- 
meinplatz der modernen Soziologie.'” So ist auch in der Fachdebatte weitgehend 
unumstritten, dass Armut bzw. Deprivation das Risiko einer Kindeswohlgefähr- 
dung erhöhen.'? 

Hinzu kommt das mit der Pluralisierung von Familienmodellen zusammenhän- 
gende Destabilisierungspotenzial im privaten Lebensraum (vgl. Kinderschutz-Zen- 
trum Berlin 2009: 36). Die Veränderungen in den Modellen der Lebensführung, 
wie sie für hoch entwickelte westliche Gesellschaften charakteristisch und - folgt 
man Familiensoziologen - aufgrund sozialstruktureller Entwicklungen sogar zwin- 
gend'’ sind, verweisen auf eine weitere Facette des „Gesellschaftsproblems“ Kin- 
deswohlgefährdung. Hier zeigen sich - teilweise unabhängig vom sozialen Stand 
- neue Krisenanfälligkeiten im Lebenslauf: So provoziert die Zunahme alleinerzie- 
hender Haushalte sowie die Destabilisierung von Familien - in Verbindung mit 
einem tendenziell geringeren Kompensationspotenzial großfamiliärer Hilfebezie- 
hungen - wachsenden „Lebensstress“ bei Eltern: also das, was in Falldiagnosen der 
Jugendhilfe häufig als „Überforderung“ etikettiert wird.!° Dass sich entsprechende 
Stresssituationen auf den Charakter von Beziehungen im privaten Lebensraum 
auswirken können, liegt auf der Hand: Die im Vergleich zu den Nachkriegsjahr- 
zehnten erheblich häufigeren Wechsel der familiären Lebenssituation können zwar 





3 Vgl. klassisch Merton 1968 sowie Böhnisch 2010. Dabei gilt es wiederum zu bedenken, dass 
Personen in Unterschichtspositionen tendenziell häufig im Fokus von Sicherheitspolitiken 
stehen bzw. von Wohlfahrtsbürokratien stärker beobachtet werden. 

4 Siehe dazu Hopf (2005: 153), Seus-Seberich (2006: 21-22) sowie die Zusammenstellung 
von internationalen Forschungsergebnissen in U.S. Department of Health and Human Ser- 
vices (1996), Dyson (2008), Brett & Zuravin (1998) und Hurrelmann & Andresen (2007); da- 
gegen mit differenzierteren Befunden: Hussey et al. (2006) sowie abweichend Trunk (2010). 

5 Vgl. dazu etwa Buhr & Huinink (2011). 

16 Laut Kinder- und Jugendhilfestatistik ist diese Diagnose (mit einem Anteil von 43% in 
2012) bei weitem der häufigste Anlass für eine Inobhutnahme (Statistisches Bundesamt; ei- 
gene Berechnung). 
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Stresserfahrungen immer auch entgegenwirken - etwa dort, wo Partnerschaftskon- 
flikte nicht mehr ausgelebt werden. Ebenso wahrscheinlich sind aber wachsende 
Belastungen von Eltern, nicht zuletzt in Fragen der Alltagsorganisation. Befunde 
der Sozialpsychologie zeigen jedenfalls, dass „Trennungslasten“ massive Störungen 
verursachen können.'” Nicht zufällig sind Alleinerziehende heute eine sehr große 
Zielgruppe der Jugendhilfe!® - wenngleich unklar ist, ob dies (nur) mit objektiven 
Problemlagen oder mit selektiven Schutzinstinkten der intervenierenden Instanzen 
zusammenhängt. Im Ganzen spricht einiges dafür, dass es im Hinblick auf die Ge- 
nerierung von Lebenskonstellationen, die gemeinhin mit Kindeswohlgefährdung 
in Verbindung gebracht werden, einen permanenten „Problemnachschub“ gibt, der 
sich aus allgemeineren sozialstrukturellen Entwicklungen speist. 

„Die Kinder der Freiheit“'? zahlen also potenziell einen Preis für die heute be- 
stehende Optionenvielfalt im Hinblick auf die private Lebensführung, und zwar 
schichtübergreifend. Insofern wäre es also zu kurz gegriffen, das gesellschaftliche 
Potenzial an Kindeswohlgefährdung ausschließlich mit klassischen Formen sozialer 
Deprivation in Verbindung zu bringen. Dagegen sprechen allein schon die empiri- 
schen Indizien zur Misshandlung von Kindern in Haushalten aus höheren sozialen 
Schichten. Zwar sind dort die „harten“ Formen von Kindeswohlgefährdung den 
verfügbaren Daten zufolge weniger verbreitet; immerhin ist das Phänomen des se- 
xuellen Kindesmissbrauchs aber weitgehend schichtunspezifisch.? 

Zudem gibt es Tendenzen sozialen Wandels, die zuvorderst die Mittelschichten 
betreffen und den Umgang mit Kindern nicht unberührt lassen dürften. Von der 
zeitgenössischen Sozialstrukturforschung beschriebene Phänomene wie Statusver- 
luste und wachsende Mobilitätsanforderungen, ja vielleicht sogar eine Prekarisie- 
rung „gehobenen Typs“?!, erhöhen das Stresspotenzial auch in Lebenswelten ge- 
bildeter und einkommensstärkerer Bevölkerungsgruppen signifikant. Obwohl die 
Studienlage zu den Folgen dieser neuen Verwundbarkeit dürftig ist, liegt es nahe, 
dass es manchen Familien nicht hinlänglich gelingt, solche Stresserfahrungen zu 
kompensieren. Folgt man Lehrbuchmeinungen aus der Sozialpsychologie, besteht 





17 Vgl. dazu etwa Schneewind & Schmidt (1999). 

18 So war im Jahr 2009 die Wahrscheinlichkeit, dass alleinerziehende Eltern eine Hilfe zur 
Erziehung in Anspruch nehmen mussten, dreimal so hoch wie bei Ehepaaren und Patch- 
workfamilien (Fendrich et al. 2011). 

9 So der Titel eines Werks eines der bekanntesten Vertreter der Individualisierungsthese 
(Beck 1997), der zufolge permanente Wahlfreiheiten (und -zwänge) gerade auch im Hinblick 
auf die Partnerwahl Kennzeichen zeitgenössischer Gesellschaften sind. 

2 Vgl. dazu die Angaben bei Häuser et al. (2011). 

2! Vgl. hierzu Sander (2011) sowie die Beiträge zu „Absteigern“ aus der Mitte in Castel & 
Dörre (2009). 
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stets die Gefahr, dass sie an den eigenen Kindern abreagiert werden oder die Kräfte 
versiegen, manifeste Sozialisationsbedürfnisse bei ihnen zu befriedigen.” 

Stresserfahrungen dieser Art haben mithin einen - teilweise schichtenübergrei- 
fenden - kulturellen Hintergrund. Wenngleich normativ eingefärbten (konserva- 
tiven) Zeitdiagnosen hier nicht das Wort geredet werden soll: Es erscheint offen- 
sichtlich, dass in westlichen Gegenwartsgesellschaften, verglichen mit den Nach- 
kriegsjahrzehnten, insgesamt größere Räume für das Ausleben sozialer Differenz 
bestehen. Normen, die sich auf gesellschaftlich etablierte Lebensmodelle (Klein- 
familie, lebenslange Bindung, Unterstützungspflichten etc.) beziehen, haben einen 
weniger imperativen Charakter. Hintergrund sind in alle Schichten durchsickernde 
Enttraditionalisierungs- bzw. Individualisierungstendenzen - ein typischer Aus- 
fluss gesellschaftlicher Modernisierung. In einer stärker „individualistischen“ Kul- 
tur der Lebensführung wird es möglich, soziale Ligaturen gegenüber individuellen 
Freiheitsansprüchen permanent abzuwägen.?”” Dieses Moment gesellschaftlicher 
Modernisierung eröffnet Kindern und ihren Eltern gewiss Emanzipationsspielräu- 
me (etwa im Hinblick auf die Möglichkeit entlastender Trennungen). Es verbreitert 
aber möglicherweise auch den Raum für ein Erziehungsverhalten, welches Bedürf- 
nisse von Kindern vernachlässigt. Auffällig wird dies etwa im Verhalten von Vätern, 
die (nach Trennungen) Sorgepflichten gegenüber eigenen Kindern verletzen.** 

Kurzum: Mit ihren sozialstrukturellen und kulturellen Dynamiken provoziert 
die Gegenwartsgesellschaft Kindeswohlgefährdung gleichsam im Selbstlauf. Sie 
bietet einem wachsenden Teil der unteren Schichten keine stabile Arbeitsmarktin- 
tegration, verweigert Bildungsschwachen immer kategorischer verlässliche Lebens- 
planungen, schafft Abstiegsängste in den Mittelschichten und macht familiäres Zu- 
sammenleben im Spannungsfeld von Optionenvielfalt und Alltagsorganisations- 
zwängen allgemein krisenanfällig. 

Dem zunehmenden Potenzial an Kindeswohlgefährdung steht nun aber gleich- 
zeitig ein wachsendes Bewusstsein für kindlichen Schutzbedarf bzw. für die Bedeu- 
tung von entwicklungsschädigenden Lebensereignissen gegenüber. Auch diese 
Entwicklung hat zuvorderst eine kulturelle Dimension. Die im letzten, „sozialpäd- 
agogischen Jahrhundert“ (Rauschenbach 1999) deutlich gestiegene Sensibilität für 
die Folgewirkungen „pathologischer“ Sozialisationsprozesse - von der Gewaltan- 





?2 Siehe allgemein etwa Rohrer-Werneck & Werneck (2000) oder Fegert & Spröber (2012). 


® Diese Optionalität von Lebensentwürfen wird von verschiedenen Vertretern der sog. „In- 
dividualisierungsthese“ stark gemacht - ihr Ausmaß wird, soweit es um die Normalbevölke- 
rung geht, häufig überschätzt, liegt aber sicherlich über den Verhältnissen etwa der 1950er 
und 1960er Jahre (vgl. zur diesbezüglichen Debatte Berger & Hitzler 2010). 

24 Indirekt ist das ablesbar an hohen Unterhalts(vorschuss)zahlungen seitens der öffentlichen 


Hand in Verbindung mit einem strategischen Vermeidungsverhalten bei Vätern (Scheiwe & 
Wersig 2011: 37-40). 
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wendung in der Erziehung bis zur Ignoranz gegenüber kindlichem Entwicklungs- 
bedarf - mündet in zunehmenden gesellschaftlichen Erwartungen an die Sicher- 
stellung basaler Entwicklungschancen, zur Not auch außerhalb der Primärfamilie. 
Damit einher geht bzw. ging lange Zeit ein Konsens über die Fähigkeit entspre- 
chend geschulter Fachkräfte, durch bestimmte Interventionen in den privaten Le- 
bensraum systematisch Einfluss auf Sozialisationsprozesse von Kindern zu nehmen 
- eine Aufgabe, die wesentlich der modernen Sozialarbeit übertragen wurde. Bei 
abstrakter Betrachtung entspricht dieser „Interventionsoptimismus“ einem allge- 
meinen kulturellen Rationalisierungsprozess, in dessen Verlauf Gesellschaften Ge- 
fahren (auch für die persönliche Entwicklung von Kindern) in wachsendem Maße 
menschlichen Entscheidungen zurechnen und somit in (politisch, organisational, 
professionell) bearbeitbare bzw. zu bearbeitende „Risiken“ transformieren.”° 

In der jüngeren Vergangenheit scheinen sich die genannten kulturellen Dyna- 
miken zugespitzt zu haben. Zu beobachten ist einerseits die sich zunehmend glo- 
balisierende Durchsetzung der Grundrechtsidee.”* Die Gewährleistung basaler 
Lebenschancen und damit verbundener Subsistenzansprüche avanciert zu einer 
Prinzipienfrage mit weltgesellschaftlichem Charakter. Körperliche Unversehrtheit, 
Zugänge zur Gesundheitsversorgung, der Schutz der „Wehrlosen“ vor Ausbeu- 
tungsgefahren und auch das Anrecht auf Primärbildung gelten in der Öffentlichkeit 
zumindest der westlichen Staatenwelt mittlerweile als unabdingbarer Bestandteil 
des gesellschaftlichen Wertehaushalts. Forderungen, diesen Werten Taten folgen zu 
lassen, stoßen auf ein weltweites Echo und werden heute auch von internationalen 
Organisationen immer neu auf die Tagesordnung gesetzt. Man könnte diesbezüg- 
lich von einer „Fundamentalisierung“ der Menschenrechte als einer „Konsequenz 
der Moderne“ (im Sinne von Giddens 1997) sprechen. Die darin zum Ausdruck 
kommende normative Rationalisierung scheint uns ein zentrales Moment des auf 
das Kinderschutzsystem einwirkenden sozialen Wandels. Die Respektierung des 
Chancengleichheitspostulats des bürgerlichen Gesellschaftsmodells wird beharr- 
licher eingefordert, und Funktionsträger des Gemeinwesens sehen sich der Er- 
wartung gegenüber, diesbezüglich mit Hilfe gezielter Interventionen „auf Nummer 
sicher“ zu gehen. Auf Charakter und Reichweite dieses Kulturtrends wird unten 
noch näher einzugehen sein. 





> Vgl. hierzu Luhmanns „Soziologie des Risikos“ (1991) sowie — bezogen auf die Kinder- 
schutzdebatte - Wolff (2007). 

2° Die internationale Kinderrechtskonvention sowie die seit einiger Zeit in Deutschland ge- 
führte Debatte über die Aufnahme von Kinderrechten in die Verfassung sind nur die schil- 
lerndsten Ausprägungen dieses Trends. Weiter unten greifen wir —- im Rahmen der Beschrei- 
bung dessen, was wir „neue Wohlfahrtstaatlichkeit“ nennen — diese Beobachtung nochmals 
auf. 
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Andererseits gelangt (auch) im Kinderschutz ein weiteres Moment gesellschaft- 
lichen Wandels zur Geltung: nämlich eine Zuspitzung des säkularen Trends hin zur 
technischen Rationalisierung der Welt, welcher sich nicht zuletzt in der Verbreitung 
„positivistischer“ Lenkungsmethoden im Bereich sozialer Interventionen manifes- 
tiert. Bezogen auf unser Thema macht sich diese technische Rationalisierung in 
konkreten Politiken des zeitgenössischen Wohlfahrtsstaats bemerkbar - konkret 
etwa in Interventions- und Evaluationskonzepten, die auf „wirkungsorientierte 
Steuerung“ oder „evidence-based social work“ (Sommerfeld & Herzog 2005, sie- 
he auch Beckmann et al. 2007) abstellen.”” Man glaubt, alles Wesentliche messen, 
steuern und objektiv bewerten zu können: Problemlagen von Adressaten, Hand- 
lungsprozesse der Intervenierenden, und die Lebenssituation nach und in Folge 
von Interventionen. Auch darauf werden wir - unter Bezugnahme auf die kon- 
krete wohlfahrtsstaatliche Agenda - weiter unten noch ausführlicher eingehen. 
An dieser Stelle kann aber festgehalten werden, dass der Weg der gesellschaftli- 
chen Reaktion auf das Phänomen Kindeswohlgefährdung vorgezeichnet scheint: 
Im vorherrschenden Denken steht und fällt Kinderschutz mit der systematischen 
Durchsteuerung von Sozialisationsprozessen heranwachsender Menschen. Eine 
wachsende gesellschaftliche Problemsensibilität korrespondiert mit der Erwartung 
einer Perfektionierung problemkorrigierender Eingriffe, auch im Hinblick auf das 
Verhältnis zwischen Aufwand und Ertrag. 


2.2 Ein großes Ziel, verschlungene Wege: Die institutionelle 
Einbettung des Kinderschutzes in Deutschland 


Der gesellschaftliche Schutzauftrag In den meisten Ländern der (westlichen) 
Welt genießt der Schutz des Nachwuchses heute höchste Priorität. Die Verabschie- 
dung einer internationalen Kinderrechtskonvention, die Debatte um Kinderrechte 
in der deutschen Verfassung und nicht zuletzt der seit einiger Zeit augenfällige öf- 
fentliche Diskurs um den Wert kindlichen Humankapitals in Zeiten demographi- 
schen Wandels (Leitner & Jüttner 2010; von Hehl 2011) bringen eine historisch nie 
da gewesene symbolische Wertschätzung minderjähriger Bürger zum Ausdruck.” 





?7 Beispiele aus dem Ausland — konkret z. B. der zunehmende Einfluss der „Neurowissen- 
schaft“ im Rahmen (sozial)staatlicher Interventionsprogramme in England, der alles in 
dieser Hinsicht hierzulande Bekannte bei weitem in den Schatten stellt — deuten auf eine 
(anhaltende) markante Radikalisierung „objektivistischer“ Sozialtechnologien in westlichen 
Gesellschaften hin (vgl. Wastell & White 2012). 

28 Die Bedeutung, die Betreuungs- und Bildungsfragen in der publizistischen und politischen 
Öffentlichkeit einnehmen, deuten in eine ähnliche Richtung. Auf den „sozialinvestiven“ Cha- 
rakter darauf bezogener Politiken gehen wir weiter unten noch näher ein. 
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Während hier eine große Sorge um die allgemeinen Sozialisationsbedingungen für 
Kinder erkennbar wird, ist der Schutzauftrag, auf den sich zeitgenössische Gesell- 
schaften - v. a. ihre „handelnden Organe“ in Staat und Politik - gleichsam selbst- 
verpflichten, in so mancher Hinsicht unscharf gehalten. 

Generell erhebt die Gesellschaft für sich heute mehr denn je den Anspruch, 
die Sozialisationsbedingungen für Kinder aktiv (mit) zu gestalten. Sie überlässt sie 
nicht dem Markt und auch nicht der privaten Lebenswelt bzw. der Familie, viel- 
mehr erhebt sie das Ziel einer „behüteten Kindheit“ zum gesellschaftlichen Uni- 
versalanspruch (vgl. Bühler-Niederberger 2011). Deutlichster Ausdruck dieser 
Vorstellung vom „Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung“ (von Hehl 2011: 
33-47) sind (seit langem) die Schulpflicht und die mit ihr verbundene relativ di- 
rektive öffentliche Gestaltung des Bildungsparcours; neuerdings intensiviert sich 
dieser Gestaltungsanspruch v. a. im Bereich der Kleinkinderbetreuung. Auf den 
außerschulischen Bereich (der Jugendarbeit allgemein) wird demgegenüber zwar 
weniger verbindlich eingewirkt, aber auch in diesen investiert der Staat beträchtli- 
che öffentliche Ressourcen. Und für den Fall, dass es „ernst wird“ - dann, wenn ele- 
mentare Bedrohungen des Kindeswohls diagnostiziert werden - gelten öffentliche 
Interventionen als zwingend geboten, nicht nur zum Schutz des leiblichen Lebens, 
sondern auch zur Gewährleistung einer allgemeineren Unversehrtheit kindlicher 
Existenz. Das darauf bezogene Interventionsfeld bildet heute das „Kerngeschäft“ 
der gesetzlich geregelten Kinder- und Jugendhilfe - mit ihr existiert eine festes 
Ensemble von Instanzen, an das (nahezu) sämtliche Zuständigkeiten und Rechen- 
schaftspflichten delegiert werden können. 

Gewiss: Der entsprechende Interventionsauftrag erscheint in vielerlei Hinsicht 
unbestimmt. So sehr sich eine hoch entwickelte Gesellschaft wie die deutsche Kin- 
derschutz auf die Fahnen schreibt, so wenig kann sie von vornherein festlegen, wann 
und wie im Einzelnen zu intervenieren ist. Manche Bereiche, in denen bestehende 
Sozialisationsbedingungen das Kindeswohl potenziell gefährden, bleiben ohnehin 
ausgeklammert: Gegenüber rein materiellen Notlagen bleibt die Gesellschaft so- 
lange indifferent, wie eine formal definierte Schwelle (der Grundsicherungsbedarf) 
nicht unterschritten wird. Das Gefährdungspotenzial von Kinderarmut - die sich 
seit geraumer Zeit auf erhöhtem Niveau bewegt - reicht als solches nicht aus, um 
flächendeckende, öffentlich verantwortete Interventionen zu begründen. Dies gilt 
ungeachtet des Umstands, dass es im Zuge verfassungsrechtlicher Auseinander- 
setzungen um materielle Mindestsicherungsansprüche von Aufwachsenden in Ge- 
stalt des sog. Bildungspakets zuletzt Anstrengungen gegeben hat, mehr Ressourcen 
gegen die Folgen starker sozialer Deprivation im Kindesalter einzusetzen. 

Zudem konkurriert - und auch das werden wir im Weiteren noch ausführlicher 
erörtern - der Kinderschutzauftrag, zumal wenn keine elementaren Gefährdun- 
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gen des Kindeswohls vorliegen, mit anderen als schützenswert geltenden Gütern 
und Zuständen - allen voran: der familiären Privatsphäre und der elterlichen Er- 
ziehungshoheit. Kommt es zur Krise, wird gerade im deutschen Kontext penibel 
darauf geachtet, ob eine akute körperliche Bedrohung oder fundamentale Vernach- 
lässigung von Kindern vorliegt. Nur bei eindeutigen Diagnosen in diese Richtung 
verliert die Familie ihr Prärogativ, als primäre Sozialisationsinstanz für Kinder zu 
wirken. Ansonsten wird auf die (eventuell unterstützten bzw. angeleiteten) Selbst- 
heilungskräfte des lebensweltlichen Sozialisationskontextes gesetzt. 

Insofern zeigen sich bezüglich der Leistungspotenziale des Kinderschutzsystems 
gerade im Rahmen des im Vorhergehenden skizzierten gesellschaftlichen Kontexts 
strukturelle Grenzen. Hinzu kommt, dass der sporadisch intervenierende Eingriff 
von außen in bestehende familiäre Lebenskonstellationen - die ihrerseits (wie gese- 
hen) von mächtigen sozialen Wirkkräften (Enttraditionalisierung, soziale Margina- 
lisierung etc.) beeinflusst werden - nur unter günstigen Umständen problemlösend 
bzw. nachhaltig wirken kann. Das Kinderschutzsystem mag Katastrophen verhin- 
dern und Beiträge zur Befriedung von Familienbeziehungen bzw. De-Eskalierung 
problematischer Sozialisationsperioden leisten. Aber die Problemlösungsfähigkeit 
der organisierten Jugendhilfe wird seit ihren Anfängen - sowohl hinsichtlich von 
Planungs- und Kontrolloptionen als auch bezüglich der „Therapiekompetenz“ bei 
den Intervenierenden - notorisch überschätzt; und nicht zuletzt durch die Doppel- 
agenda des Kinderschutzes (Hilfe und Kontrolle) gibt es stets systemimmanente 
Barrieren für nachhaltiges „soziales Empowerment“”. 

Und dennoch: Nicht nur die deutsche Gesellschaft verfolgt das „große Ziel“ der 
Vermeidung von Kindeswohlgefährdung normativ ohne Abstriche. Sie setzt zu des- 
sen Verwirklichung ein voluminöses, hoch detailliertes Regelwerk ein und insinu- 
iert auf diese Weise, bedrohte Kinder niemals ihrem Schicksal zu überlassen. Der 
gesellschaftliche Schutzauftrag kennt keine Grenzen. 


Institutionen des Kinderschutzes und ihre sozialpolitische Programmie- 
rung Wenn man den Institutionenbegriff - wie in der Soziologie üblich - auf 
generalisierte Regeln einerseits sowie auf mit spezifischen Funktionen versehene 
Instanzen (Einrichtungen) andererseits bezieht, kommt man nicht umhin, Kin- 
derschutz als hochgradig institutionalisierte Sphäre moderner Gesellschaften 





® Verstanden als beharrliche, konsequente Investition in die Fähigkeit von unter prekären 
Bedingungen lebenden Personen, in verschiedenen Sozialsphären „Normalisierungen“ zu 
erreichen und dabei eine eigene Urteils- und Kritikfähigkeit im Hinblick auf die eigene Le- 
benswelt zu entwickeln (vgl. Herriger 2006). 


2.2 Ein großes Ziel, verschlungene Wege 31 


zu begreifen. Anders gewendet: Kinderschutz lebt von starken Institutionen, 
die - verglichen mit anderen Bereichen öffentlicher Interventionen wie etwa der 
Wirtschafts- oder Kulturförderung - extensiv reguliert sind und einen besonders 
weitreichenden „Eingriffscharakter“ haben (können). 

Der Begriff des Kinderschutzes steht heute für ein Ensemble von Aktivitäten, 
von denen die meisten nicht nur gesellschaftsweit für selbstverständlich gehalten 
werden, sondern hochgradig verregelt sind und von eigenen Spezialinstanzen un- 
ter Kontrolle gehalten werden (sollen). Gewiss gibt es dabei auch schwach bzw. nur 
umwegig institutionalisierte Interventionen, etwa von Seiten zivilgesellschaftlicher 
Hilfsprojekte oder in Gestalt schlichter Appelle an die Aufmerksamkeit von po- 
tenziellen „Laienmeldern“. Im organisierten Kinderschutz sind solche Aktivitäten 
allerdings kaum mehr als Beiwerk. 

Institutionalisierte Interventionen in die Lebenswelt gefährdeter Kinder, gleich 
ob sie auf (für alle Individuen gegebene) „Normalrisiken“ privater Lebensführung 
oder auf pathologische Folgen der o.g. sozialstrukturellen Dynamiken reagieren, 
gelten als Teil dessen, was gemeinhin als Sozialpolitik bezeichnet wird. Sozialpoli- 
tik ist im Grunde ein Sammelbegriff für Instrumentarien, mit denen Gesellschaf- 
ten regulierend auf sich selbst einwirken wollen - in der Regel mit dem Ziel, die 
Lebensverhältnisse der Bürger bzw. einzelner Bevölkerungsgruppen so zu beein- 
flussen, dass diese bestimmten, allgemein akzeptierten Normalvorstellungen nahe 
(oder näher) kommen (Bode 2013a: 25 f). 

Grundlegend für sozialpolitische Reglements sind nicht nur Funktionserforder- 
nisse der modernen Gesellschaft (z. B. geregelte Konfliktaustragung oder arbeits- 
teilige soziale Reproduktion), sondern auch spezifische (historisch gewachsene) 
normative Skripte.?! Im Kontext Kinderschutz geht es dabei im Kern um Mindest- 





30 Der Begriff der Institution ist für die (sozialwissenschaftliche) Gesellschaftsanalyse tradi- 
tionell von zentraler Bedeutung (im Überblick Schülein 1987; Rehberg 1994; Scott 2001). Er 
hat indes viele Facetten, weil er sowohl die „ungeschriebenen Gesetze“ sozialer Ordnungen 
als auch gesellschaftliche Einrichtungen adressiert, die in einem gegebenen Gemeinwesen ei- 
nen festen Ort haben und an die gesamtgesellschaftlich weitgehend einheitliche (wenngleich 
oft grobe) Leistungserwartungen adressiert werden. Beim (modernen) Kinderschutz kommt 
beides ins Spiel: eine (jedem Gesetz vorgängige) Erwartungshaltung, die das Gemeinwesen 
zum Intervenieren bewegt, sobald bestimmte Grundvoraussetzungen für das Kindeswohl 
nicht gegeben sind; und die Befassung von konkreten, öffentlich bzw. gesetzlich regulierten 
und rechenschaftspflichtigen Einrichtungen mit diesem Interventionsbedarf, allen voran In- 
stanzen der Jugendhilfe bzw. Jugendämter. 

?! In der Theorie des Wohlfahrtsstaats wird bezüglich der entsprechenden institutionellen 
Entwicklungsdynamiken verwiesen auf „the deployment of systems of ideas, including scien- 
tific ideas as well as political or moral ideologies“ (Rueschemeyer & Skocpol 1996: 4). Franz- 
Xaver Kaufmann (1997: 41) fasst dieses Verständnis von den Wurzeln wohlfahrtsstaatlicher 
Normen treffend mit der Bemerkung zusammen, dass der rein „pragmatische Nutzen von 
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bedingungen für das „normale“ Aufwachsen von Minderjährigen einschließlich 
der Sicherstellung bzw. Wiederherstellung körperlicher und psychischer Unver- 
sehrtheit. Den Rahmen für diese basale Orientierung bildet ein weiter Kranz von 
Normorientierungen: Der Schutz von schwachen, wehrlosen, als unschuldig gel- 
tenden Personen (wie es Kinder sind) steht im Zentrum des sozialpolitisch aus- 
formulierten Interventionsauftrags, aber dieser Auftrag ist verwoben mit weiteren 
normativen Vorgaben verschiedenster Art (z. B. dem Prinzip der Gewaltfreiheit 
im zwischenmenschlichen Umgang, der Wertschätzung für elterliche Selbstbestim- 
mung, bestehenden Erwartungen an sozialen Lastenausgleich u. v. m.). 

Rekurriert man auf die (mittlerweile) klassische Typologie sozialpolitischer In- 
terventionsformen von Kaufmann (2009: 71 ff), so geht es bei diesem Interven- 
tionsauftrag nicht in erster Linie - wie sonst vielfach in der Sozialpolitik - um 
Einkommens(ersatz)leistungen in monetärer Form. Stattdessen kommen haupt- 
sächlich Dienstleistungen zum Einsatz, die auf eine „direkte Erhöhung der Hand- 
lungsfähigkeit [der Individuen, Anm. d. Autoren] durch bildende, beratende, 
rehabilitative oder informative Anstrengungen“ abzielen. Kaufmann spricht hier 
von einer „pädagogischen Interventionsform‘“. Verschränkt ist dieser Eingriff mit 
Maßnahmen zur Verbesserung der materiell-räumlichen Lebensumwelt der Ge- 
sellschaftsmitglieder - diese begreift er als „ökologische Interventionsform“ (ders.: 
96 ff). Sozialpolitik im Kinderschutz ist also vom Grundansatz her oft „erziehend‘“?? 
und zugleich vergleichsweise stark mit der Lebensumwelt der Adressaten verwo- 
ben bzw. in diese eingebettet. Kurzum: Sie hat zuvorderst pädagogisch-ökologische 
Dimensionen. 

Als zentrales Erzwingungsinstrument (auch) einer solchen Sozialpolitik kann 
dabei das moderne Recht gelten. Kaufmann stellt in seiner Typologie der Inter- 
ventionsformen darauf ab, dass Sozialpolitik auf den rechtlichen Status von Perso- 
nen gerichtete Dispositive beinhaltet und auch voraussetzt (ders.: 90). Hinsichtlich 
des modernen Kinderschutzes impliziert dies, dass mit Hilfe des Rechts angestrebt 
wird, die o.g. Schutzziele und darauf bezogene Interventionsmöglichkeiten flä- 
chendeckend zu garantieren. Im dritten Kapitel werden wir dies ausführlich ana- 
lysieren - an dieser Stelle geht es lediglich darum, das Instrumentarium grob zu 





Einzelmaßnahmen ohne normatives Fundament an Wertüberzeugungen nicht [ausreicht], 
um der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung die ihr eigene Richtung zu geben“. 

2? Dabei kann der Erziehungscharakter unterschiedlich ausgestaltet sein: Die in der aktu- 
ellen Literatur zur (sog.) gouvernementalistischen Orientierung sozialer Interventionen 
(Stichwort: „aktivierende“ Soziale Arbeit; vgl. z. B. Dahme & Wohlfahrt 2003; Kessl 2005) 
beobachteten autoritären Tendenzen (siehe die Ausführungen weiter unten) wären damit 
eine Variation des pädagogischen Eingriffs, aber keinesfalls ein neuer Modus der genannten 
Interventionsform. 
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umreißen, mit dem die moderne Sozialpolitik das „große Ziel“ Kinderschutz auf 
dem Wege rechtlicher Regulierung verfolgen möchte. 

Auffällig ist der Umstand, dass dieser Weg über mehrere Stufen und verschie- 
dene Kanäle verläuft. Wie im modernen Rechtssystem üblich, sind Grundregeln 
mit Verfassungsrang konstitutiv für Ausführungsbestimmungen in gegenstands- 
bezogenen Gesetzeskörpern. Das Grundgesetz regelt Basales, die für die Protago- 
nisten des Kinderschutzsystems instruktiveren Normen stehen anderswo - v. a. im 
Sozialgesetzbuch (SGB). Allerdings: Letztere finden sich an verschiedenen Stellen 
und weisen dabei einen je spezifischen Zuschnitt auf. Die Fokalakteure des Systems 
- Jugendämter und Träger von unmittelbar kinderschutzbezogenen Interventio- 
nen - unterliegen dem Recht der Kinder- und Jugendhilfe, das maßgeblich im SGB 
VIH niedergelegt ist. Für Akteure des Gesundheitswesens, die im fraglichen System 
eher Nebenrollen (z. B. als „Melder“ oder Gutachter) spielen, gilt dagegen mit dem 
SGB V ein anderes Regelwerk. Einige Vorgaben entstammen überdies Normkata- 
logen, die außerhalb des Sozialgesetzbuches abgelegt sind. Zusätzliche Komplexi- 
tät schafft der Umstand, dass die am Kinderschutz Beteiligten vielfach abgeleite- 
tem Recht unterliegen - sprich: Bestimmungen, die in Verträgen z. B. zwischen 
Kostenträgern und Leistungserbringern festgelegt werden. Unterscheiden muss 
man ferner Regelungen zu Verfahren im Kinderschutz (Interventionen und deren 
Planung, Gerichtsanrufungen und deren Konsequenzen etc.) von solchen, die die 
materielle Infrastruktur des Kinderschutzes (Zuschnitt von Ämtern, Trägern und 
Einrichtungen) betreffen und dabei auch basale Zuständigkeitsfragen regeln. Teil- 
weise sind diese infrastrukturellen Grundlagen allgemeiner Art, also nicht kinder- 
schutzspezifisch, sondern verankert im Institutionengefüge des (dienstleistenden) 
Wohlfahrtsstaats: Sie betreffen etwa Trägerstrukturen, Finanzierungstechniken, 
Routinen der Rechenschaftslegung etc. und werden dem sog. Leistungserbringer- 
recht zugeordnet. 

Schon dieser (hier noch) abstrakte und grobschlächtige Blick auf die sozialpoli- 
tisch instruierte Rechtsbasis des Kinderschutzsystems führt vor Augen, dass die 
institutionelle Einbettung des organisierten Kinderschutzes gewissermaßen eine 
„Welt für sich“ verkörpert, in der vieles ineinander greift, aber oft auch nur neben- 
einander her läuft. Zu unbestimmten Rechtsbegriffen gesellen sich konkurrieren- 
de Schutzziele, diverse Rechtsquellen sowie artverschiedene Instanzen mit durch 
Rechtsnormen je unterschiedlich definierten Haupt- und Nebenrollen (dazu mehr 
in Kap. 3). Mehr noch: Hinter diesen Normen verbergen sich diverse Regulierungs- 
kulturen und viele ungeschriebene Gesetze. Hinzu kommen je spezifische Orientie- 
rungsmuster auf der Ebene von einzelnen Organisationen bzw. Trägern und der 
mit Kinderschutz in Berührung kommenden Berufsgruppen - auch dazu folgen 
unten weitere Ausführungen. Eines ist allerdings schnell erkennbar: Die deutsche 
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Gesellschaft verfolgt das 0.g. „große Ziel“ - nämlich die Vermeidung bzw. Behe- 
bung von Kindeswohlgefährdung - auf verschlungenen Wegen. 


Neue Wohlfahrtsstaatlichkeit und gesamtgesellschaftliche Modernisierungs- 
dynamiken als Kontext des Kinderschutzsystems Aktivitäten im Kinderschutz 
bewegen sich - so wie die Sozialpolitik allgemein - nicht im luftleeren Raum. Viel- 
mehr korrespondieren sie mit aktuellen Entwicklungsdynamiken im Wohlfahrts- 
staat, welche auf die Gestalt(ung) der für den Kinderschutz relevanten Infrastruktur 
einwirken und ihrerseits auf Prozesse gesellschaftlicher Modernisierung verweisen 
- also auf einen Wandel, bei dem eine permanente Anpassung bestimmter sozia- 
ler Tatbestände (Kognitionen, Strukturen, Normen) an sich verändernde andere 
Tatbestände (technischer, aber auch kultureller Art) stattfindet.” In der Einleitung 
haben wir bereits jene Modernisierungsdynamiken kurz benannt, von denen ange- 
nommen werden kann, dass sie die Praxis des Kinderschutzes - über die ganze 
Spannbreite der relevanten Aktivitäten hinweg, also von der Rechtssetzung bis zum 
Eingriff in den privaten (familiären) Raum - nicht unberührt lassen. Der durch 
diese Dynamiken generierte „Außeneinfluss“ auf das Kinderschutzsystem gelangt 
ungeachtet des Umstands zur Geltung, dass auch von diesem System selbst stets 
Impulse zur Weiterentwicklung seiner eigenen Interventionen ausgehen. 

Wir wollen das Umfeld, in dem sich zeitgenössische Interventionen des Kin- 
derschutzes bewegen, nachfolgend mit groben Strichen konturieren und mit all- 
gemeinen gesellschaftlichen Entwicklungstendenzen in Verbindung bringen. Es 
geht dabei zunächst um das, was man - in Anlehnung an die jüngere Fachdiskus- 
sion zur Transformation sozialstaatlicher Institutionen (für viele: Lück & Czada 
2004; Lessenich 2008; Trampusch 2009; Bach 2012, hier Abschnitt III) - als „neue 
Wohlfahrtsstaatlichkeit“”* bezeichnen könnte. Wesentlich ist dabei die Beobach- 
tung, dass die gegenwärtige Transformation des Wohlfahrtsstaats einen wider- 
sprüchlichen Charakter aufweist: Momenten, die auf eine weitere „Zivilisierung“ 
von Wohlfahrtsstaatlichkeit bzw. die Erweiterung von Schutzrechten und grund- 





# So verwendet ist der Modernisierungsbegriff neutral im Hinblick auf die Frage, wo und 
inwieweit faktische gesellschaftliche (institutionelle) Veränderungen dem entsprechen, was 
Menschen bezüglich ihrer Lebensumstände (kollektiv) anstreben (z. B. mehr Freiheit). Die 
soziologische Theorie diskutiert Modernisierungsprozesse sehr kontrovers — wobei jüngere 
Spielarten v. a. darauf abstellen, dass sie widersprüchlich und spannungsgeladen verlaufen 
(vgl. etwa Degele & Dries 2005, mit Blick auf Paradoxien van der Loo & van Reijen 1992). 

3 Der Begriff steht hier als Chiffre für die nachfolgend skizzierte Verlagerung normativer 
Orientierungen und institutioneller Impulse mit Bezug auf die Infrastruktur des Wohlfahrts- 
staats und jene Akteure, die in ihr wirken. In der Fachliteratur findet er vereinzelt Verwen- 
dung (z. B. Schridde 2003, mit Bezug auf eine neue infrastrukturelle Aufgabenverteilung); er 
ist jedoch (noch) kein etablierter terminus technicus der Sozialpolitikforschung. 
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legenden Fürsorgeansprüchen verweisen, stehen Dynamiken gegenüber, die zur 
Folge haben, dass emanzipatorische, auf „soziales Empowerment“ gerichtete, Inter- 
ventionsansprüche des Wohlfahrtsstaats zurückgenommen werden und umvertei- 
lende, die materiellen Lebensbedingungen sozial deprivierter Bevölkerungsschich- 
ten potenziell entschärfende, Unterstützungsprogramme enger geführt werden. 

Betrachtet man die Details, so fallen heute einerseits wohlfahrtsstaatliche Inno- 
vationen ins Auge, die die oben bereits umrissene Agenda einer Fundamentalisie- 
rung von Menschenrechten aufgreifen und Ansprüche auf „Basisfürsorge“ betonen. 
Aktuelle sozialpolitische Programme verweisen in der Tat auf die Radikalisierung 
von Erwartungen an die Schaffung basaler menschlicher Entfaltungsmöglichkei- 
ten, v. a. dort, wo es um strukturelle (z. B. physische) Beeinträchtigungen von Men- 
schen sowie um Bildungspotenziale (im weitesten Sinne) geht. Trotz bestimmter 
Ambivalenzen (s. u.) verkörpert diese Entwicklung heute eine Transformations- 
bewegung sui generis. Darauf verweisen jedenfalls (nicht nur in Deutschland) die 
Erweiterung oder Akzentuierung bestimmter, mit der Wahrung bzw. Herstellung 
von Menschenwürde assoziierter, Unterstützungsansprüche etwa für Behinderte 
bzw. gesundheitlich Beeinträchtigte, die unter dem Stichwort „Inklusion“ firmie- 
ren. Die markante Aufwertung des Topos „Bildungsgerechtigkeit“ kann ebenfalls 
als Ausdruck der Grundrechtsagenda interpretiert werden.” Aktuelle Auseinan- 
dersetzungen um stärkere gesellschaftliche Investitionen in das Kinderbetreuungs- 
system - nicht zuletzt mit Blick auf Unterschichtsfamilien - weisen in eine ähnliche 
Richtung. Die entsprechenden normativen Erwartungen an den Wohlfahrtsstaat 
werden selbst dort politikrelevant, wo gleichzeitig Entstaatlichung stattfindet, also 
der Marktgedanke und damit verbunden eher für wachsende soziale Differenzie- 
rung sorgende Wahloptionen eine zunehmende Rolle spielen (Bode 2012a).” 

Die beschriebene Entwicklung scheint dabei Bestandteil einer globalen Dyna- 
mik, die sich als „welfare internationalism“ (Meyer 2005; Leisering 2007) länder- 
übergreifend Geltung verschafft. In diesem Kontext bewegt sich auch die UN-Kin- 
derrechtskonvention (s. dazu Kap. 3), die - wie die 0.g. Inklusions- oder Kinder- 
betreuungspolitik - im Kontext nationaler Wohlfahrtsstaatlichkeit durchaus ihre 
Spuren hinterlässt. Nicht zuletzt die Debatte um die Aufnahme von Kinderschutz- 
rechten in die Verfassung zeigt, dass es in der Gegenwartsgesellschaft hohe Erwar- 
tungen an die Sicherung basaler Lebensbedingungen für Kinder und Jugendliche 





® Diskursiv werden beide Emanzipationsagenden z. T. auch vereint behandelt (siehe etwa 
Reich 2012). 


3 Ein typisches Beispiel (jenseits der Kinder- und Jugendhilfe) sind Innovationen wie das 
„persönliche Budget“ in der Behindertenhilfe, das die Zuständigkeit für die Gestaltung so- 
zialer Hilfen in die Hände der individuellen Nutzer legt, wodurch deren je unterschiedlichen 
Kompetenzen und Neigungen den Ausschlag über den Charakter der Hilfen geben. 
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gibt und dementsprechend Druck auf wohlfahrtsstaatliches Handeln im Kinder- 
schutz ausgeübt wird. 

Allerdings überlagern sich die beschriebenen Tendenzen mit etwas, was man 
als „humankapitalfokussierte Aktivierungsstrategie“ bezeichnen könnte. Vor 
dem Hintergrund des allgemeinen Legitimationsverlusts redistributiver Sozi- 
alpolitik (also von Programmen, die die soziale Ungleichheit auf der Ebene von 
Wohlfahrtsoutcomes korrigieren) verlagert sich der Schwerpunkt öffentlich ver- 
antworteter Interventionen auf Maßnahmen, die die (Arbeits-)Marktfähigkeit der 
Menschen stärken sollen. Das Aktivierungskonzept ist seit der Jahrtausendwende 
zu einem einflussreichen sozialpolitischen Paradigma avanciert (Dahme & Wohl- 
fahrt 2003; Buhr 2009; Dingeldey 2011). Für dieses Paradigma ist die Vorstellung 
grundlegend, dass es in der Gegenwartsgesellschaft hauptsächlich darum gehen 
soll(te), Adressaten wohlfahrtsstaatlicher Programme zu befähigen, die sich am 
Arbeits- und Bildungsmarkt ergebenden Gelegenheiten eigeninitiativ aufzugrei- 
fen. Gleichzeitig sollen sozialpolitische Institutionen weniger dafür in Anspruch 
genommen werden, die Ergebnisse der Wahrnehmung dieser Gelegenheiten, also 
etwa Ungleichheiten bei der Einkommensverteilung oder den Möglichkeiten per- 
sönlicher Selbstentfaltung, zu korrigieren. Allgemein harmoniert die darin zum 
Ausdruck kommende wachsende Marktorientierung westlicher Wohlfahrtsstaaten 
mit Individualisierungstendenzen in größeren Teilen der Mittelschichten; diese 
begreifen in verschiedenen Lebenssphären das freie Spiel von Angebot und Nach- 
frage bzw. damit verbundene Wahloptionen nach Maßgabe gegebener Marktpo- 
sitionen verstärkt als (für sich) gewinnbringend.” Sie harmoniert ferner mit den 
Ordnungsvorstellungen wirtschaftsnaher Eliten, die während der letzten Jahrzehn- 
te in vielen Fragen der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung eine Diskurshegemonie 
erlangt haben und die Engführung der Wohlfahrtsproduktion abseits des Marktes 
fordern (Bode 2013a: 331 ff). Nicht zuletzt die Abschmelzung von sozialstaatlichen 
Programmen, die den Markteinfluss auf Lebenschancen begrenzen, ist Ausdruck 
dieser Agenda (ein besonders markantes Beispiel in Deutschland ist Hartz IV). 

Der gemeinsame Nenner, auf den sich heute maßgebliche gesellschaftliche 
Gruppen einigen können, ist der des „sozialinvestiven“ Wohlfahrtsstaats, der v. a. 
dann interveniert, wenn es um die Steigerung von Marktfähigkeit geht - also etwa 
nicht zu Gunsten einkommensschwacher Frührentner, sondern v. a. für (sozial be- 





7 Etwa beim persönlichen Zuschnitt von Arrangements der sozialen Absicherung oder auch 
bei der Selbstgestaltung von Dienstleistungsangeboten (z. B. im Bildungssystem), verbunden 
mit der (faktischen) Begrenzung solcher Angebote auf sozial homogenere Kollektive. Dies 
geschieht etwa dort, wo der Zugang zu Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen (mit 
kommunalpolitischer Unterstützung) so (re)organisiert wird, dass die Bessergestellten unter 
sich bleiben bzw. erweiterte Wahloptionen wahrnehmen können. 


2.2 Ein großes Ziel, verschlungene Wege 37 


nachteiligte) Kinder, deren Ausgangschancen auf hochkompetitiven Arbeitsmärk- 
ten verbessert werden sollen. Symptomatisch für diesen Quasi-Konsens war die 
Debatte um die Hartz IV-Reform in den Jahren 2009 und 2010: In den vorherr- 
schenden politischen Diskursen ging es in erster Linie darum, aktuelle Armuts- 
probleme im Hinblick auf die Folgen für Kinder anzugehen und Instrumente zu 
schaffen, mit denen diese selbst - und nicht ihre Eltern (denen verbreitet „Miss- 
brauch“ bei der Nutzung höherer Regelzuschläge unterstellt wurde) - gefördert 
werden. Die Debatte zum Sozialinvestitionsstaat (siehe Evers 2008; Kersbergen & 
Hemerijck 2012) zeigt die Relevanz von Konzepten, die den Energiehaushalt des 
Wohlfahrtsstaats auf den gesellschaftlichen Nachwuchs konzentrieren wollen (Olk 
2007; Fangmeyer 2011; von Hehl 2011). Sie kann damit durchaus als Triebkraft für 
die Ausweitung präventiver Kinderschutzprogramme verstanden werden, während 
eine ausgedehntere materielle Förderung von Eltern in prekären Lebenslagen sehr 
viel weniger „angesagt“ scheint. 

Ein weiteres wesentliches Kennzeichen der neuen Wohlfahrtsstaatlichkeit ist 
andererseits, dass all jene Interventionen, die die zeitgenössische Sozialpolitik ef- 
fektiv verfolgen will, „perfekt“ durchgesteuert werden sollen. Mit anderen Worten: 
Der Trend verläuft in Richtung „Kontrollperfektionismus“. Das zeigt sich auch und 
gerade dann, wenn es um den Schutz von Aufwachsenden geht: Die Funktionsträ- 
ger des Kinderschutzsystems sollen ihre Tätigkeiten (in unserem Fall v. a. Eingriffe 
helfender Berufe) nicht nur ausnahmslos nach dem höchsten „Stand des Wissens“ 
gestalten, sondern umfassende Ergebnisprüfungen durchführen, um zu gewähr- 
leisten, dass dabei „nichts schief geht“. Jeglicher Art von idiosynkratischem bzw. 
„selbstherrlichem“ Interventionshandeln auf Seiten der Beteiligten soll ein Riegel 
vorgeschoben werden. 

Der Trend zum Kontrollperfektionismus hat weitere Facetten. Er manifestiert 
sich wenigstens streckenweise auch in dem, was seit einiger Zeit unter dem Stich- 
wort „Gouvernementalität“ diskutiert wird (vgl. etwa Lemke 2007 oder Kessl 2011). 
In der entsprechenden Diskussion wird die Durchsetzung eines Kontrollparadig- 
mas beobachtet, mit dem Adressaten von Unterstützungssystemen auf bestimmte 
Verhaltensweisen hin orientiert werden (sollen). De facto geht es dabei um die - 
traditionell eher in der Debatte um die Kontrollfunktion sozialer (und medizini- 
scher) Professionen diskutierte - Frage der Herstellung von Konformität. Im Jar- 
gon der neueren Gouvernementalitätsdebatte wird dies u. a. unter dem Stichwort 
„Sozialdisziplinierung“ verhandelt (Groenemeyer & Rosenbauer 2010: 66). Zwar 
mussten Nutzer wohlfahrtsstaatlicher Leistungen schon immer Bedingungen er- 
füllen und deren Erfüllung auch nachweisen (durch Krankheitsatteste, in Form der 
Akzeptanz vorgegebener Angebote, etc.); auch ist die Erwartung von Konformität 
in Humandienstleistungssystemen seit deren Anfängen eine Grundvoraussetzung 
für Unterstützungsmaßnahmen, im medizinischen, aber auch im sozialarbeite- 
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rischen Kontext (vgl. z. B. Peters & Cremer-Schäfer 1975). Wenigstens was den 
interventionsbegleitenden Diskurs betrifft - teilweise aber auch im Hinblick auf 
die Konditionalität wohlfahrtsstaatlicher Unterstützungsleistungen (besonders im 
Bereich der Grundsicherung) - scheint die Konformitätserwartung gegenüber den 
Verhältnissen der 1970er und 1980er Jahre heute jedoch markanter ausgeprägt 
(Behrend 2008). Entsprechende Beobachtungen finden sich auch in der der Litera- 
tur zur Jugendhilfe (siehe etwa Wohlgemuth 2009 oder Lutz 2010). Allerdings ist es 
empirisch eine weitgehend offene Frage, wie weit sich die Gouvernementalitätsa- 
genda in der organisationalen Programmierung sowie im praktischen Interventi- 
onshandeln des Kinderschutzsystems bemerkbar macht. 

Auch das administrative Instrumentarium, mit dem der zeitgenössische Wohl- 
fahrtsstaat agiert, verweist auf eine deutliche Tendenz in Richtung Kontrollperfek- 
tionismus. Dieses Instrumentarium ist heute vielfach von dem geprägt, was in der 
entsprechenden Fachdiskussion mit dem Begriff des „Managerialismus“ (Edwards 
1998; Kirkpatrick et al. 2005; Dey 2010) belegt wird. Dabei geht es um Umstellun- 
gen bei der Organisation wohlfahrtsstaatlicher Leistungserbringung im Zuge von 
Programmen der Verwaltungsmodernisierung (bzw. der „Neuen Steuerung“). Im 
Zentrum steht die Ausweitung numerischer Prozesskontrolle. Das entsprechende 
Modernisierungsparadigma ist Teil einer internationalen Bewegung hin zum sog. 
„New Public Management‘, dessen Stoßrichtung einem affirmativen Rekurs auf 
Organisations- und Lenkungsmodelle aus der Privatwirtschaft folgt. In Deutsch- 
land spricht man diesbezüglich vom „Neuen Steuerungsmodell“.® 

Im Bereich sozialer Dienstleistungen zeigen sich die entsprechenden Impulse 
zunächst in Gestalt „positivistischer“ Planungs- und Evaluationskonzepte: Nur das, 
was nachweisbar (zahlenmäßig messbar) Folgen hat, gilt als legitim. Die Dienst- 
leistungen werden Gegenstand einer „wirkungsorientierten Steuerung“; professio- 
nelle Interventionen mit dem Ziel, Menschen in prekären Situationen in „normale“ 
Lebensverhältnisse zurück zu begleiten, sollen sich an Standards der „evidence- 
based social work“ orientieren.” Der Begriff „Managerialismus“ verweist hier auf 
die Rolle eines permanent kontrollierenden Führungsapparats und die sukzessive 





38 Wesentliche Initiativen in diese Richtung sind Anfang der 1990er Jahre seitens einer spezi- 
ellen Arbeitsgruppe von Kommunalverwaltungsexperten ergriffen worden (hier wurde auch 
der Begriff der „Neuen Steuerung“ geprägt). Deren Umbauempfehlungen haben in Praxis 
und Wissenschaft durchaus „Schule gemacht“, wenngleich sie in unterschiedlich starkem 
Maße umgesetzt worden sind (vgl. Göbel & Vogel 2010; Grohs & Bogumil 2011; Bode 2013a: 
234 ff). In der aktuellen Fachdiskussion wird oft behauptet, dass besagtes Modernisierungs- 
programm mittlerweile ein Auslaufmodell sei (vgl. etwa Wegrich 2011) — wie weit dies tat- 
sächlich der Fall ist, können jedoch nur empirische Studien klären. 


” Vgl. Polutta (2011) und Gray et al. (2009). 
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Verselbstständigung der Managementfunktion in wohlfahrtsstaatlichen Organisa- 
tionszusammenhängen. Diese kommt beispielsweise in kennzifferbasierten Ver- 
fahren der Planung, Erfolgsbewertung und Produzentenvergütung oder im akri- 
bischen Monitoring sowie einer darauf basierenden Feinsteuerung aller wesentli- 
chen Interventionen durch den Führungsapparat einer Organisation oder einen 
Auftragsgeber zum Ausdruck. Diese Verfahren berühren auch die Art und Weise 
der Interaktion mit Adressaten, beispielsweise durch detaillierte wenn-dann-Vor- 
schriften oder computerisierte Arbeitsroutinen, bei denen automatisierte Diagno- 
sen mit unmittelbaren Handlungsauflagen verknüpft werden. Dabei ist unerheb- 
lich, ob die Interventionsprozesse tatsächlich einer solchen Steuerung zugänglich 
sind: Inwieweit das in Humandienstleistungen strukturell angelegte Technologie- 
defizit (s. o.) sowie die Komplexität der Wirkungsprozesse es technisch unmöglich 
machen, eine Zustandsveränderung (Outcome) ursächlich mit einzelnen Interven- 
tionen (Inputs) in Verbindung zu bringen, wird kaum reflektiert.* 

Im Rahmen eines solchen Steuerungsansatzes soll der managerielle Zugriff 
auf die Interventionen auch dadurch perfektioniert werden, dass marktförmige 
Sanktionsmechanismen die traditionellen bürokratischen Lenkungsformen ergän- 
zen (vgl. im Überblick Bode 2013a: 234 ff). Bei Interventionen des Kinderschutz- 
systems kann sich das in verschiedenen Steuerungsinstrumenten manifestieren 
(Bode 2012b): Innerhalb von Trägerorganisationen geht es um die Simulierung 
von Wettbewerbsbeziehungen in der Weise, dass Abteilungen einem internen 
Benchmarking ausgesetzt oder Vergütungen gezahlt werden, die von Ergebnissen 
(nicht zwingend von effektiven Leistungen) abhängen und potenziell konkurrenz- 
iell organisiert sind (das Mehr an Vergütung für die Erfolgreichen korrespondiert 
mit einem Weniger für die anderen).*! Einrichtungsextern greift wettbewerbliche 
Steuerung dann, wenn interorganisationale Beziehungen zwischen Kostenträgern 
und Leistungserbringern, also z. B. zwischen Jugendamt und einem Anbieter von 
sozialpädagogischen Familienhilfen, quasi-marktförmig ausgestaltet sind. Dies ist 
etwa dort der Fall, wo das wirtschaftliche Risiko auf Leistungserbringer verlagert 
wird, denen bei unsicherer Nachfrage bzw. bei einem Marktüberangebot vom Kos- 
tenträger (z. B. einem Jugendamt) ausschließlich Leistungsentgelte (gleichsam Fall- 





“0 Ob also die Stabilisierung (oder weitere Destabilisierung) einer Familie bzw. der Lebens- 
lage eines Kindes mit einer bestimmten Maßnahme (z. B. einer sozialpädagogischen Fami- 
lienhilfe) zusammenhängt oder aber mit familieninternen Bewegungen bzw. (un)günstigen 
Entwicklungen im Lebensumfeld, ist für den Steuerungsansatz uninteressant. Was zählt, sind 
über mehrere Fälle nachvollzogene Ko-Inzidenzen von Maßnahmeneinsatz und (De-)Stabi- 
lisierungsindizien. 

#1 Dabei handelt es sich um zentrale Bausteine des oben bereits angesprochenen Modells des 
„New Public Management“. 
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prämien) gezahlt werden, oder dort, wo die Auftragsvergabe bzw. deren Konditio- 
nen von Seiten eines Kostenträgers konkurrenziell organisiert werden, also explizit 
oder implizit Ausschreibungsverfahren zum Tragen kommen. Implizit sind Aus- 
schreibungsverfahren beispielsweise in Konstellationen relevant, bei denen formal 
sämtliche Leistungsanbieter als „Geschäftspartner“ fungieren, in Einzelverhand- 
lungen über Konditionen der Leistungserbringung aber versucht wird, Anbietern 
mit Hinweis auf bzw. im Wissen um bestehende Konkurrenz niedrige(re) Preise 
abzuverlangen.* 

Die hier auf der instrumentellen bzw. prozeduralen Ebene zum Tragen kom- 
mende Marktorientierung überlagert sich im Kontext der neuen Wohlfahrtsstaat- 
lichkeit mit der oben beschriebenen Sozialinvestitionsagenda, bei der es um die 
Substanz sozialpolitischer Programme geht. Bei beiden wird auf das Marktprinzip 
rekurriert, wenngleich in unterschiedlichen Dimensionen. 

In vorliegenden Studien zur Jugendhilfe gibt es unterschiedliche Befunde im 
Hinblick auf den effektiven Einsatz der beschriebenen Instrumente bzw. Lenkungs- 
formen (Krone et al. 2009; Grohs 2010; Pfadenhauer 2011). Den Steuerungsaspekt 
fokussierende Studien zum Kinderschutzsystem sind bislang rar (siehe aber Beck- 
mann 2008). Der - im obigen Sinne modernisierungstheoretisch ableitbare - Im- 
puls zum manageriellen Perfektionismus lässt sich zwar auch in diesem Bereich 
wohlfahrtsstaatlicher Interventionen erkennen, seine konkrete Bedeutung in Inter- 
ventionsprozessen bei Kindeswohlgefährdung ist aber empirisch zu bestimmen. 

Die geschilderten Tendenzen im Wohlfahrtsstaat sind in breitere gesellschaftli- 
che Transformationsprozesse eingebettet, die wir oben und auch schon in der Ein- 
leitung bereits kurz angerissen haben. Die Agenda der „Fundamentalisierung von 
Menschenrechten“ steht für einen starken Modernisierungsimpuls, der weit über 
sozialstaatliche Interventionen hinausweist und Selbstbestimmungsansprüche 
in allen Lebensbereichen betrifft. Hier geht es um die Perfektion eines zentralen 
Emanzipationsversprechens der Moderne, wenngleich die genannte Entwicklung 
immer auch mit ökonomischen Interessen an Humankapitalbildung in der Bevöl- 
kerung harmoniert und die in Anschlag gebrachten Rechte nur basale Lebenschan- 
cen betreffen, also von anderen Dimensionen sozialer Ungleichheit abstrahieren. 
Ein deutliches Indiz für eine so verstandene Grundrechtsagenda ist auf nationaler 
Ebene die Durchschlagskraft von Argumenten für Chancengerechtigkeit im Bil- 
dungssystem, die seit einiger Zeit viele klassische Aspekte der „sozialen Frage“ 


®2 Vgl. zur Problematisierung von Kooperation in der Jugendhilfe allgemein Santen & 
Seckinger (2003) sowie zur Wettbewerbslogik der neuen Wohlfahrtsstaatlichkeit Grzeszick 
(2010) oder Flösser & Vollhase (2006). 
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überstrahlt.“” Kinder sind hier ein zentraler Ansatzpunkt. Sie gelten als prinzipiell 
„unschuldig“ (vgl. Bühler-Niederberger 2005) und wohl gerade deshalb als primäre 
Adressaten dieser normativen Rationalisierung - auch wenn darüber hinausgehen- 
de Fragen wie etwa die nach den Folgen, die soziale Deprivationsprozesse bei ihren 
Eltern haben, in diesem Prozess der „Fundamentalisierung“ eher ausgeklammert 
bleiben. 

Viele auch für den Kinderschutz relevante Wandlungsimpulse im Wohlfahrts- 
staat folgen gleichzeitig dem (ebenfalls bereits angesprochenen) allgemeinen Trend 
hin zur technischen Rationalisierung des Gemeinwesens, nicht zuletzt dort, wo es 
um Öffentliche Angelegenheiten geht. Schillernder Ausdruck dieser Rationalisie- 
rungsbewegung ist der 0.g. Kontrollperfektionismus im Normengefüge der neuen 
Wohlfahrtsstaatlichkeit. Grundlegend ist die für Modernisierungsprozesse typi- 
sche Expansion sozialer Erwartungen, die auf die Herstellung von Transparenz, 
Steuerungsfähigkeit und Prozesskontrolle gerichtet sind - auch und gerade inner- 
halb von Organisationen. Diese Tendenzen gesellschaftlicher Modernisierung sind 
nicht neu; vielmehr vollziehen sie sich in der Linie dessen, was Max Weber als sä- 
kulare Bewegung hin zur Beherrschung der Welt beschrieben und mit dem Sieges- 
zug des puritanischen Rationalismus in der westlichen Moderne erklärt hat.* Indes 
spricht einiges dafür, dass diese Bewegung zuletzt in wesentlichen Kernmomenten 
eine neue Qualität erreicht hat - ungeachtet der seit Jahrzehnten geführten Diskus- 
sion um Grenzen von Beherrschbarkeit (schon klassisch dazu: Beck 1984) und die 
Kritik an der Schlüssigkeit des Rationalitätsprinzips in der späten Moderne (siehe 
etwa Lyotard 1999). 

Wesentlich erscheint, dass der säkulare Drang zur Weltbeherrschung sich heu- 
te unter spezifischen epochalen Kräfteverhältnissen vollzieht - nämlich jenen, die 
oben im Zusammenhang mit der Beschreibung der humankapitalfokussierten Re- 
formagenda des zeitgenössischen Wohlfahrtsstaats angeführt und mit der Hege- 
monie wirtschaftlicher Eliten sowie der größeren Marktfreundlichkeit der Mittel- 
schichten in Verbindung gebracht wurden. Diese Konstellation sorgt u. a. dafür, 





® Symptomatisch dafür war die Debatte um Bildungspakete im Rahmen der Hartz IV-Ge- 
setzgebung: Sie zeigte, dass in weiten Teilen der politischen Öffentlichkeit die Überzeugung 
besteht, dass Kinder universelle Ansprüche auf basale Entfaltungschancen haben. 

“4 Der „Stoff“ dieses Beherrschungsdrangs ist das „Wissen davon oder de[r] Glauben daran: 
dass man, wenn man nur wollte, es jederzeit erfahren könnte, dass es also prinzipiell keine 
geheimnisvollen unberechenbaren Mächte gebe, die da hineinspielen, dass man vielmehr alle 
Dinge - im Prinzip — durch Berechnen beherrschen könne.“ (Weber 1994: 9). Der Beherr- 
schungsdrang der Moderne wurde später auch von der Kritischen Theorie in den Mittel- 
punkt der Weltdeutung gestellt (Horkheimer & Adorno 1988), wobei der Akzent hier auf der 
Behauptung einer selbstzerstörerischen Dynamik dieses Drangs lag (im Weiteren abstrahie- 
ren wir von der Frage, wie weit diese Behauptung aus heutiger Sicht tragen kann). 
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dass Referenzen aus der Welt der erwerbswirtschaftlichen Unternehmen auf die 
Organisationswelten des Wohlfahrtsstaats übertragen werden, während „Rationa- 
lisierungsinstrumente“, die auf staatliche Planung und öffentliche Umverteilung 
rekurrieren, an Einfluss verlieren. Aus Sicht der „Trendsetter“ westlicher Gegen- 
wartsgesellschaften ist zudem essentiell, dass der gesellschaftliche Aufwand zur 
Produktion eines öffentlichen Gutes (wie es der Kinderschutz darstellt) möglichst 
klein gehalten wird - bei Zweifeln über die Wirksamkeit eines Interventionsinstru- 
mentariums gilt der Einsatz öffentlicher Mittel schnell als verschwenderisch. 

Die beschriebene Modernisierungsbewegung ist mithin facettenreich. Der un- 
gebrochene Einfluss des naturwissenschaftlichen Weltbilds, die Bedeutung von 
technologischem Fortschritt als Triebkraft gesellschaftlichen Wandels sowie die 
weitere Verbreitung zumindest bestimmter westlicher Rationalitätsvorstellungen 
(Demokratie, Transparenz, Marktgerechtigkeit, Geschlechtergleichheit, Men- 
schenrechte etc.) hinterlassen unverkennbare Spuren und scheinen grundlegend 
für das, was Meyer (2005) als Etablierung einer „Weltkultur“ begriffen hat. Jeden- 
falls greifen eine Reihe solcher Vorstellungen auf immer mehr Länder und Sektoren 
über.“° Das Nebeneinander der verschiedenen Trends sorgt allerdings für Parado- 
xien, wie in unserer Feldstudie zur Organisation des Kinderschutzes noch deutlich 
erkennbar werden wird. 


2.3 Ein Regisseur, mehrere Protagonisten und viele 
Logiken: Kinderschutz als Gegenstand organisierten 
Handelns 


Der „welfare mix“ des Kinderschutzes: Organisationspluralismus im Netz- 
werk Wie alle anderen wohlfahrtsstaatlichen Interventionen auch vollzieht sich 
Kinderschutz nicht im Rahmen eines monolithischen Organisationszusammen- 
hangs, sondern hochgradig pluralistisch in einem breit gefächerten „welfare mix“. 
Geht es um die Umsetzung wohlfahrtsstaatlicher Normen, fällt der Blick auf ein 
buntes Ensemble von Behörden, Trägern, Vereinigungen und Berufsgruppen, de- 
ren Vielfalt in der fachpolitischen Diskussion häufig als Problem gedeutet wird, 
in funktionaler Perspektive aber schwer umgehbar scheint.‘° Den „welfare mix“ 
des Kinderschutzes kennzeichnet das Nebeneinander miteinander oft nur lose 





# Wobei allerdings darauf hingewiesen werden muss, dass diese national- bzw. regionalkul- 
turell je spezifisch adaptiert werden (Heintz et al. 2006) und sich im Kontext von stabiler oder 
gar wachsender struktureller sozialer Ungleichheit vollziehen (Münch 2010). 

4 Vgl. dazu die Ausführungen zum Netzwerkcharakter organisierten Kinderschutzes weiter 
unten. 
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verbundener Organisationen verschiedenen Typs, wobei die jeweilige Rolle bzw. 
das jeweilige Gewicht der involvierten Organisationen auch von der gewachsenen 
Struktur lokaler Konstellationen abhängt. 

Allgemein wird im Hinblick auf die Pluralität der Akteurslandschaft im deut- 
schen Wohlfahrtsstaat häufig zwischen Staat, Markt und Drittem Sektor differen- 
ziert (Zimmer & Priller 2001). Betrachtet man dieses „Sektorentrio“ mit Blick auf 
das Kinderschutzsystem, so ist zunächst festzuhalten: Staat ist nicht gleich Staat. 
Die Sozialverwaltung zeigt sich - ähnlich wie das Bildungs- und Gesundheitswesen 
- als intern hochgradig ausdifferenziert. Dies gilt im Hinblick auf die funktionale 
Arbeitsteilung, aber auch bezüglich der vertikalen Arrangements. Auffällig ist zu- 
nächst die Aufgabenverteilung auf der räumlichen Ebene: Kinderschutz wird in 
Deutschland sowohl zentralstaatlich als auch regional normiert. Die Programmum- 
setzung erfolgt in hohem Maße dezentralisiert, wobei sie sich teilweise unter der 
Kontrollhoheit der Bundesländer befindet. In funktionaler Hinsicht ist die typi- 
sche Unterscheidung von Rechtsetzung, Implementation und Judikative gerade 
für das Kinderschutzsystem von außerordentlicher Bedeutung: Die Gesetzgebung 
definiert nur allgemeine Normen und Verfahren; die Substanz der Interventionen 
wird, bezogen auf konkrete Kinderschutzfälle, auf unteren Ebenen festgelegt; die 
Justiz ist vielfach „richtungsentscheidend“ bezüglich des weiteren Fallverlaufs. 

Wesentliche (öffentliche) Aufgaben werden zudem an verschiedene, mitunter 
stark voneinander abgeschottete Teiladministrationen delegiert: an Sicherheitsbe- 
hörden, das Gesundheitssystem, den Bildungssektor (Kindergärten und Schulen) 
und das (intern weit verzweigte) Sozialwesen. Diese Arbeitsteilung wird in den 
nachfolgenden Kapiteln Gegenstand eingehenderer Analysen sein, zunächst mit 
Blick auf die Regelwerke und dann, im Rekurs auf Befunde aus unserer Feldstudie, 
hinsichtlich der (teilweise lokalspezifischen) Aufgabeninterpretationen und ihres 
Ineinandergreifens. An dieser Stelle soll es genügen, die jeweilige Position der ver- 
schiedenen Organisationen innerhalb des Kinderschutzsystems kurz zu umreißen. 

Orientiert man sich an den offiziellen Zuständigkeiten (die sich mit der in der 
Öffentlichkeit allgemein vorherrschenden Wahrnehmung decken), so gibt es in 
diesem System mit dem Jugendamt einen zentralen Regisseur. Kinderschutz ist eine 
wesentliche Kernkompetenz der Behörde; gerade hier ist ihre Gewährleistungs- 
funktion besonders virulent. Es geht um die verlässliche Vermeidung bzw. Abstel- 
lung von Kindeswohlgefährdung, die Einleitung oder Durchführung von Eingrif- 
fen in die Familie (Inobhutnahmen) sowie folgenreiche Entscheidungen über Be- 
treuung bzw. Unterbringung; Sozialadministration und Sozialintervention greifen 
hier also nahtlos ineinander. 

Allerdings ist die amtliche Jugendhilfe in sich selbst pluralistisch strukturiert 
- ein Umstand, der in der Fachliteratur bereits hinlänglich verhandelt worden ist: 
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Verwiesen wird hier u. a. auf ihre sog. Zweigliedrigkeit, den hybriden Charakter 
ihres Arbeitsauftrags sowie die lose Kopplung mit Politik und Verwaltung.’ Zudem 
koordiniert das Jugendamt eine Vielzahl von Akteuren, die je nach Fallkonstella- 
tion mehr oder weniger wegweisende Operationen durchführen und so wenigstens 
zeitweise eine federführende Rolle übernehmen. Somit sind die praktischen Zu- 
ständigkeiten des Jugendamts häufig stark begrenzt: von Aufgaben der allgemeinen 
Erziehungs- und Familienberatung abgesehen ist es v. a. eine „Feuerwehrfunktion“ 
bei akuten (vermuteten) Gefährdungsfällen (vgl. Böwer 2008) sowie die Koordina- 
tion von intervenierenden Dritten, die seinen Alltag bestimmt.”? 

Insofern gibt es im Kinderschutzsystem eine Vielfalt von Protagonisten, die 
außerhalb des Jugendamts angesiedelt sind und der Sphäre des Marktes oder dem 
Dritten Sektor zuzurechnen sind. Was marktwirtschaftstypische Organisationen 
betrifft, hat es in den letzten Jahren einschneidende Veränderungen gegeben. Im 
Zuge einer sukzessiven „Vermarktlichung des Sozialstaats“ (Nullmeier 2004) haben 
erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Leistungsanbieter in Teilbereichen der wohl- 
fahrtsstaatlichen Infrastruktur deutlich an Bedeutung gewonnen, nachdem sie lan- 
ge Zeit irrelevant gewesen waren. Im Hinblick auf Jugendhilfe und Kinderschutz 
gilt dies bislang nur für Nebenakteure wie Krankenhäuser und einige Einrichtun- 
gen, die von Selbstständigen mit sozialprofessionellem Hintergrund betrieben wer- 
den.” Zudem operieren im Kinderschutzsystem, wenn man es weit fasst, freiberuf- 
liche Leistungserbringer, v. a. Hausärzte und Hebammen; diese arbeiten auf eigene 
Rechnung, allerdings im Rahmen eines Kollektivvertragssystems, welches sie an 
Leistungskataloge und Preislisten bindet. Marktwirtschaftstypische Organisations- 
formen bilden mithin im heutigen Kinderschutzsystem eher den Ausnahmefall. 
Allerdings hat innerhalb dieses Systems die Marktorientierung, wie im Weiteren 
noch verdeutlicht werden wird, allgemein an Bedeutung gewonnen. Mit der Ver- 





#7 Wesentlich erscheint dabei, dass die Behörde Jugendamt eng mit einem mit Träger(ver- 
bands)vertretern besetzten Jugendhilfeausschuss kooperiert, sowohl Hilfe- als auch Kontroll- 
aufgaben wahrnimmt und ihre Handlungsspielräume mit Vertretern einer ihr vorgesetzten 
Verwaltung bzw. der kommunalen Sozialpolitik verhandelt (vgl. dazu im Überblick Bettmer 
2010 und Gissel-Palkovich 2011). 


# Innerhalb der öffentlichen Jugendhilfe existiert mit dem sog. „Allgemeinen Sozialen 
Dienst“ (ASD) eine Spezialinstanz, welche eine zentrale Rolle bei der Koordination der Leis- 
tungserbringung einnimmt (vgl. Gissel-Palkovich 2011). Zur entsprechenden Rollenstruktur 
vgl. unsere Ausführungen weiter unten. 


® Zu solchen Existenzgründungen vgl. Köppel (2007). Das Sample unserer Settings enthält 
einige gewerblich verfasste Anbieter von ambulanten und stationären Betreuungsleistungen. 
In einem besonders schillernden Fall handelt es sich um eine Unterabteilung eines privaten 
Pflegedienstes. 
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breitung dieser Orientierung verschwimmen nicht selten die Grenzen zwischen 
den verschiedenen Organisationstypen, die in diesem Feld intervenieren. 

Das gilt besonders für jene Träger, die gemeinhin als Teil des „Dritten Sektors“ 
begriffen werden. In der Tradition des für Deutschland charakteristischen „dualen 
Wohlfahrtsstaats“ (Tennstedt 1992) wird auch von frei-gemeinnützigen Anbietern 
bzw. verallgemeinernd von Wohlfahrtsverbänden gesprochen. Trägertypologisch 
ist der Begriff des Dritten Sektors durchaus instruktiv: Er bildet einen Oberbegriff 
für das in modernen Gesellschaften mehr oder weniger prominente Ensemble for- 
mal staatsunabhängiger und nicht gewinnorientierter (also die private Aneignung 
operativer Erträge ausschließender), „sachzieldominanter Organisationen“ (Grei- 
ling 2009: 18). Entstehungsgeschichtlich sowie im Hinblick auf den basalen asso- 
ziativen Steuerungsmodus, der auf Vereinbarungen zwischen mehr oder weniger 
„eigensinnigen“ Mitglieder(vertreter)n beruht”, spielen normativ begründete Ziele 
dabei oft eine konstitutive Rolle. Orientierungsstiftend ist also das, was in angel- 
sächsischen Kontexten „mission“ genannt wird (Seibel 2002; Brinckerhoff 2009). 
Bezogen auf das Kinderschutzsystem kann beispielsweise die Parteinahme für Kin- 
der oder Familien oder aber ein bestimmter (z. B. radikal partizipativer) Arbeits- 
ansatz den Kern einer solchen „mission“ ausmachen.°' Die im Systemjargon auch 
schlicht „freie Träger“ genannten Organisationen sind fester Bestandteil des 0.8. 
„welfare mix“: Dabei existieren mehrere Träger mit ähnlichen Aufgaben nebenei- 
nander; zugleich findet man in einem gegebenen lokalen Setting eine Kaskade von 
Organisationen mit unterschiedlichen Funktionen, die sich potenziell ergänzen. 

Teilweise quer zur Differenzierung von Organisationstypen ist für den „welfa- 
re mix“ der wohlfahrtsstaatlichen Infrastruktur im Allgemeinen und des Kinder- 
schutzsystems im Besonderen kennzeichnend, dass in ihm verschiedene, verhält- 





50 Mitgliederdemokratie bzw. assoziative Governance macht sich v. a. im Organisationskern 
bzw. als Kontrollinstanz bemerkbar; im operativen Geschäft tritt sie eher in den Hintergrund. 
Meist sind nur kleine Kreise involviert, die als Arbeitgeber für normale Angestellte fungie- 
ren. Es ist eine empirische Frage, inwieweit die Organisationsverfassung für das praktische 
Handeln dieser Angestellten einen Unterschied macht. Immerhin können auch in Jugend- 
ämtern informelle Formen assoziativer Governance ausgebildet sein. Allerdings ist die Re- 
chenschaftskonfiguration bei den Jugendämtern eine andere: Politik und Verwaltung sitzen 
hier letztlich immer am längeren (hierarchischen) Hebel. 


’! Beim Sampling für die von uns näher untersuchten lokalen Kinderschutzsettings sind uns 
Organisationen mit (zumindest im Diskurs dominanten) spezifischen Sachzielen mehrfach 
begegnet — wobei die offizielle „mission“ natürlich noch nichts über die Praxis der Träger 
aussagt. Ein typisches bundesweites Beispiel für solche Organisationen sind Kinderschutz- 
zentren bzw. der Deutsche Kinderschutzbund, der einige dieser Zentren, welche teilweise 
auch als Dienstleistungserbringer in Erscheinung treten (vgl. etwa Klotmann & Klinkham- 
mer 2005), verbandlich vertritt. 
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nismäßig kompakt strukturierte Berufsgruppen operieren, die die jeweiligen Inter- 
ventionsprozesse stark prägen können. Meist sind sie in Arbeitsorganisationen 
integriert. In der Regel handelt es sich um Professionelle - also um Arbeitskräfte, 
die ein spezielles, erfahrungsgesättigtes Fachwissen in fallindividuelle Arbeit „am 
Menschen“ einbringen. Eingebunden in „professionell-bürokratische Handlungs- 
zusammenhänge“ (Klatetzki & Nokielski 2010) bilden sie nicht selten die dominan- 
te Gruppe innerhalb einer mit Fragen des Kinderschutzes befassten Einrichtung. 
Allerdings intervenieren hier oft mehrere Professionen: So wirken im Kontext der 
Sozialverwaltung psychologische, medizinische und sozialarbeiterische Berufs- 
gruppen zusammen; auch in Krankenhäusern oder Schulen existieren neben dem 
medizinischen Arbeits- bzw. Lehrkörper Sozialdienste bzw. Sozialarbeiter - wobei 
diese in ihren jeweiligen Einrichtungen eher randständige Positionen besetzen. Die 
verschiedenen Professionen treffen überdies auch in Netzwerken, die ihre Arbeits- 
organisationen bilden, aufeinander (s. u.). 

Insgesamt wird erkennbar, dass im Kinderschutzsystem neben dem Regisseur 
Jugendamt mehrere Protagonisten (mit)wirken, wobei in Deutschland das Gros der 
eigentlichen Interventionen bzw. der Leistungserbringung außerhalb der behörd- 
lichen Jugendhilfe organisiert wird. Wir bezeichnen die verschiedenen mit Inter- 
ventionen betrauten Sektoren im Weiteren auch als Funktionsbereiche des Kinder- 
schutzsystems. Die entsprechenden Akteursrollen können unterschiedlichen Cha- 
rakter haben; einige gehen aus einem direkten, fallbezogenen Interventionsauftrag 
des Jugendamts hervor, andere sind eher diffus vordefiniert, so v. a. im Bereich der 
sog. niedrigschwelligen, präventiven Arbeit (Erziehungs- und Familienberatung, 
Treffpunktangebote etc.). 

In einigen Funktionsbereichen übernehmen die involvierten Instanzen eher As- 
sistenzrollen: Das gilt etwa für Akteure des Gesundheitswesens, des Bildungssektors 
oder der Polizei mit Diagnose- und Meldefunktionen. In einzelnen Phasen bzw. 
bei bestimmten Interventionsabläufen können solche Assistenzrollen für die „Per- 
formance“ des Systems eine kritische Bedeutung erlangen. Zudem lässt sich, wie 
wir noch näher ausführen werden, eine teilweise Aufwertung der Nebenrollen zu 
Hauptrollen beobachten. Rücken etwa Komm-Strukturen wie sozialraumorientier- 
te Förderangebote (Müttercafes etc.) an die Stelle stärker fallindividuell eingreifen- 
der Maßnahmen oder erhalten Nebenakteure zusätzliche Aufgaben, wie dies bei- 
spielsweise bei den sog. Familienhebammen der Fall ist, gibt es neue Protagonisten 
im System. 

Schließlich erscheint bedeutsam, dass verschiedene Orte existieren, an denen 
der Akteurspluralismus gleichsam gebündelt oder koordiniert wird bzw. werden 
soll. In das Kinderschutzsystem involvierte Organisationen und Berufsgruppen 
kommen zu Absprachen und Beratungen in verschiedenen Netzwerken zusammen, 
die sich punktuell austauschen oder gemeinsame Projekte starten. Dabei lässt sich 
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die informative von der praktischen Vernetzung unterscheiden. Teilweise sind Ver- 
netzungen gesetzlich vorgesehen, teilweise vollziehen sie sich in Eigeninitiative von 
Ämtern, Trägern oder Professionellen. 

Was die informativen Facetten anbelangt, so zeigt sich innerhalb des Systems 
ein wachsender Druck auf die beteiligten Akteure, mit ihren Pendants in anderen 
Funktionsbereichen Wissensbestände auszutauschen bzw. gemeinsame Marsch- 
routen abzusprechen. Dabei werden nicht zuletzt interprofessionelle Kooperationen 
angeregt. Wie noch deutlich werden wird, beschäftigen die entsprechenden Er- 
wartungen und der Umgang mit ihnen viele Akteure des Kinderschutzsystems in 
hohem Maße. Dabei ist zu beachten, dass interorganisationale Kooperation in der 
Jugendhilfe allgemein als problembehaftet gilt (vgl. Santen & Seckinger 2003 oder 
Armbruster & Bartels 2005) und Vernetzungsdruck auf Widerspenstigkeit stoßen 
kann.” 

Praktische Vernetzung erfolgt in konkreten Interventionsprozessen nach Maß- 
gabe von bestehenden Aufgabendefinitionen bzw. im Rahmen einer gesetzlich ver- 
bindlichen oder vereinbarten Arbeitsteilung. In bestimmten Modellprojekten wird 
Vernetzung formal organisiert; Teilnehmer sind dann Jugendämter, freie Träger 
verschiedener Couleur und Instanzen mit den o.g. „Assistenzfunktionen“ (Polizei, 
Schule, Kindergärten etc.). Besonders einschlägig sind solche Projekte im Bereich 
der präventiven Unterstützung von krisengefährdeten jungen Eltern (im Rahmen 
von sog. „Frühen Hilfen“).°® Wieweit diese Form der fest organisierten Vernetzung 
den Alltagsbetrieb der Interventionen bei spontan auftretenden (vermeintlichen) 
Gefährdungssituationen beeinflusst, hängt u. a. davon ab, ob vor Ort formal ins- 
titutionalisierte Kooperationsregeln bestehen. Eine breite und systematische Ver- 
netzung des Interventionshandelns über verschiedene Funktionsbereiche hinweg 
stellt sich - wie unsere Settingstudien noch zeigen werden - als äußerst voraus- 
setzungsvoll dar. Allerdings gibt es eine ganze Reihe konkreter Initiativen mit dem 
Ziel der Verkopplung bestimmter Interventionsabläufe (z. B. trägerübergreifende 
Fallkonferenzen, Rollenverknüpfungen in Gestalt von Familienhebammen oder 
Schritte zur gezielten Einbindung von Gynäkologen oder polizeilichen Instanzen). 





2 Das komplexe Neben-, Mit- und auch Gegeneinander der in das Kinderschutzsystem in- 
volvierten Instanzen gilt verbreitet als Ursache inkonsistenter Interventionsprozesse. Typi- 
sche Beobachtungen aus der Fachliteratur lauten wie folgt: „Gleiche Symptome führen zu 
ganz unterschiedlichen Reaktionen des Hilfesystems“ (Winkler 2005: 713) oder: „Koopera- 
tionen [werden] bisher häufig zu unreflektiert eingesetzt“ (Pluto et al. 2007: 594). Bathke 
(2006: 45) spricht gar von einer kooperationsschädlichen „Konkurrenz zwischen den betei- 
ligten Akteuren und Institutionen“. 


#3 Vgl. exemplarisch Nationales Zentrum Frühe Hilfen (2008), Lukasczyk & Pöllen (2007), 
Borris (2007), Wagenblass (2005) sowie Rönnau & Fröhlich-Gildhoff (2008). 
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Der Ablauf von Vernetzungsprozessen innerhalb der wohlfahrtsstaatlichen In- 
frastruktur im Allgemeinen und des Kinderschutzsystems im Besonderen muss 
stets vor dem Hintergrund der übrigen Anforderungen betrachtet werden, denen 
sich die relevanten Akteure zu stellen haben: also etwa die Erwartung an strin- 
gentes und umgehendes Handeln in der eigenen „Souveränitätszone“ oder das Er- 
fordernis, sich gegenüber (vermeintlichen) Wettbewerbern zu profilieren (s. o.). 
Die verschiedenen Stränge der auf Netzwerkbildung und -unterhaltung bezogenen 
Sozial- und Steuerungstheorie verweisen zwar darauf, dass organisationsübergrei- 
fende Vernetzung Chancen der gegenseitigen Perspektivenübernahme, der Über- 
windung von Kooperationsdilemmata°‘ oder der Emergenz kreativer Problemlö- 
sungen eröffnet (Thompson 2003; Windeler 2005; Börzel 2011). Allerdings wird 
bezüglich dieses Potenzials von Netzwerken vor Blauäugigkeit gewarnt (siehe etwa 
Goldsmith & Eggers 2004: 38-51). So muss z. B. gesehen werden, dass netzwerk- 
förmige Koordination oft nicht ohne starke hierarchische Einmischung von oben 
zu haben ist (Newman 2001) und Akteure, die in Netzwerkbeziehungen kooperie- 
ren (sollen), unter bestimmten Umständen, z. B. starkem Existenzdruck, die Bin- 
dung an (subjektive) Eigeninteressen nicht umstandslos ausblenden können (Bode 
2006).”° Diese Problematik wird im Rahmen unserer Feldstudie (unter 4.2.3) noch 
ausführlicher behandelt werden. 


Institutionelle Logiken im „industry system“ des Kinderschutzes Wie Inter- 
ventionsstrukturen im Kinderschutzsystem aussehen und wie sie sich in konkre- 
ten lokalen Räumen entwickeln, hängt, wie bereits in der Einleitung angedeutet, 
in beträchtlichem Maße von übergeordneten Rahmenbedingungen ab. Diese Rah- 
menbedingungen haben eine institutionelle und eine organisationale Prägung. Die 
institutionelle Prägung korrespondiert mit allgemeineren Entwicklungen in Staat 
und Gesellschaft - etwa jenen, die oben bereits diskutiert wurden. Sie manifestiert 
sich in generellen Orientierungsmustern, die bei der Übersetzung in das Terrain 
des organisierten Kinderschutzes spezifische Züge annehmen. Bezug nehmend auf 


54 Also von Situationen, in denen eine Seite nur deswegen nicht kooperiert, weil sie befürch- 
tet, die andere würde Kooperationsangebote bzw. mit Vorleistungen verbundene Vertrauens- 
kredite (z.B. in Gestalt von preisgegebenen kritischen Informationen) nicht erwidern, um so 
für sich Vorteile zu erzielen (van Lange et al. 1992; Küchle 2012). 


® Ein solcher Existenzdruck liegt v. a. dort vor, wo sich mit Kooperationserwartungen kon- 
frontierte Akteure in einem Konkurrenzverhältnis zu Netzwerkpartnern befinden. Gerade 
dann ist es eine offene Frage, wie sich in interorganisationalen oder interprofessionellen 
Beziehungen des Kinderschutzsystems das Verhältnis von Netzwerk- und Marktlogik sowie 
die damit verbundenen „Rationalitätskonflikte“ (vgl. dazu Hessinger 2009, am Beispiel der 
Gesundheitsversorgung) konkret darstellen. 


2.3 Ein Regisseur, mehrere Protagonisten und viele Logiken 49 


diese Form der „Systemprägung“ rekurrieren wir im Folgenden auf das in neueren 
Versionen des soziologischen Neo-Institutionalismus prominente Konzept der 
„institutionellen Logiken“ (Thornton et al. 2012). 

In diesem - meist auf Zuschnitt und Entwicklung von Organisationen bezoge- 
nen - Theorieprogramm wird stark gemacht, dass es innerhalb eines gegebenen 
Ensembles von Instanzen, die in ein und demselben Wirkungsbereich tätig sind 
und mit gleichen Referenzen operieren (z. B. alle mit einem spezifischen sozialen 
Problem befassten Träger und Einrichtungen), allgemeine, kognitiv verinnerlich- 
te Orientierungsmuster gibt. Diese Orientierungen prägen dann das Denken und 
Handeln organisationsübergreifend - ihre normative Geltung lässt sich wenigstens 
kurzfristig nicht außer Kraft setzen. Allerdings verbleiben den beteiligten (Orga- 
nisations-)Akteuren - zumal dort, wo verschiedene institutionelle Logiken ne- 
beneinander „im Raum stehen“ - Interpretationsspielräume bei der Anwendung 
dieser Logiken; im Zusammenspiel von institutionellen Logiken und ihrer prakti- 
schen Verarbeitung - wir sprechen diesbezüglich von organisationaler Kodierung 
- ergeben sich dann die Strukturdynamiken des Kinderschutzsystems (dazu unten 
mehr).?® 

Betrachten wir das für unsere Feldanalyse grundlegende Konzept der institutio- 
nellen Logiken genauer. Mit dem Rückgriff auf dieses Konzept wird zunächst dem 
Umstand Rechnung getragen, dass es im Kinderschutz - wie auch in anderen Inter- 
ventionsbereichen zeitgenössischer Wohlfahrtsstaaten - ein Ensemble von Orien- 
tierungen gibt, das sich von denen in anderen gesellschaftlichen Sektoren (wie etwa 
der Autoindustrie oder dem Bankensektor) markant abhebt (Scott & Meyer 1991). 
In der neo-institutionalistischen Theorietradition wird solchen Ensembles der Be- 
griff des Organisationsfelds zugeordnet.’ Das macht für den organisierten Kinder- 
schutz insofern Sinn, als hier eine „kinderschutztypische“ organisationsübergrei- 
fende Strukturbildung deutlich erkennbar ist. Dies gilt - in historischer Perspektive 
- allein schon dahingehend, dass sich die „Jugendhilfe“ als institutionell spezifisch 





36 Dabei folgen, um es nochmals zu betonen, die institutionellen Logiken ihrerseits den oben 
umrissenen gesellschaftlichen Modernisierungstendenzen bzw. wohlfahrtsstaatlichen Para- 
digmen. 


7 DiMaggio & Powell (1983: 148) zufolge zeichnet sich ein Organisationsfeld dadurch aus, 
dass sich sämtliche in ihm tätigen kollektiven Akteure als gleichartige „key suppliers, resource 
and product consumers, regulatory agencies, and other organizations that produce similar 
services“ gegenübertreten. Solche Felder bilden sich dann, wenn: 1) das Niveau der Interak- 
tionen zwischen Organisationen in einem gegebenen Handlungsbereich deutlich anwächst, 
2) interorganisationale Strukturen entstehen, die feldinterne Herrschafts- und Koalitionsver- 
hältnisse klären, 3) die Informationsmenge zunimmt, die auf Organisationen eines Feldes 
einwirkt, und 4) sich ein geteiltes Bewusstseins der Teilnehmer bestimmter Organisationen 
darüber einstellt, dass sie an einer gemeinsamen Aufgabe arbeiten. 
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regulierter Zusammenhang von Interventionen zur Förderung bzw. Behütung von 
Kindern konstituiert; darüber hinaus zeigt es sich in der Weise, dass im fraglichen 
Feld starke evolutionäre Tendenzen greifen, so etwa die Verrechtlichung von Inter- 
ventionen, die Aufwertung medizinisch-sozialpsychologischer Diagnosen oder 
zuletzt auch das, was allgemein Ökonomisierung genannt wird (und auf die o.g. 
Markt- und Wettbewerbsdynamiken verweist). 

Zugleich hat aber, wenn es um den organisierten Kinderschutz geht, der Be- 
zug auf den Feldbegriff bestimmte Grenzen: So finden sich im Kinderschutz ver- 
schiedenartige, nur lose miteinander verknüpfte Sphären kollektiven Handeln, die 
jeweils eigenen Organisationsfeldern (z. B. dem der Krankenversorgung oder dem 
des primären Bildungswesens) zugeordnet werden können. Im Zusammenwirken 
solcher Organisationen mit denen anderer Sphären kollektiven Handelns bestehen 
oft nur schwach institutionalisierte Verknüpfungen; viele Akteure kooperieren nur 
punktuell und beziehen nur bestimmte Operationen aufeinander. Beispielsweise 
gilt unter Kinderschutzexperten die Zusammenarbeit von Ärzten und Sozialpäda- 
gogen als relativ unsystematisch (vgl. z. B. Die Kinderschutz-Zentren 2008). 

Insofern scheint für das Ensemble der Kinderschutzinstanzen ein der älteren 
Organisationstheorie entlehnter Begriff passender, um die hier ausgebildete Ak- 
teurskonstellation zu beschreiben. Wir begreifen den organisierten Kinderschutz 
im Weiteren als ein „industry system“ (Hirsch 1972), in dem verschiedene Orga- 
nisationsfelder miteinander verschränkt sind: Die Teile dieses Systems arbeiten 
gewissermaßen sämtlich am „Produkt“ (Kinderschutz), bewegen sich aber in un- 
terschiedlichen Produktionswelten. 

Unabhängig von dieser spezifischen Charakterisierung der Feldkonstellation 
im Kinderschutz lassen sich allerdings die in der (neo-institutionalistischen) The- 
orie der Organisationsfelder relevanten Kategorien für die Analyse der Vorgänge 
im Kinderschutz gut verwenden. Dies gilt insbesondere für die durch das Konzept 
der institutionellen Logiken vermittelte Einsicht, der zufolge spezifische Normen, 
Deutungen und Regelwerke - bzw. spezifische Kombinationen davon - charakte- 
ristisch sind für das organisierte Handeln im Feld. Einzelne Berufsgruppen oder 
Trägertypen gelten zwar als von spezifischen Referenzen geleitet. Diese Referenzen 
lassen sich aber kognitiv einem Gesamtzusammenhang zuordnen (in unserem Fall: 
dem Kinderschutz); sie sind bei Ko-Akteuren bekannt und nehmen auch Einfluss 
auf letztere. 

Institutionelle Logiken verstehen wir deshalb - einschlägigen Definitionen 
folgend - als unhinterfragte, in ihrer Geltung als selbstverständlich begriffene 
Normen, welche von Organisationen eines Feldes, und teilweise darüber hinaus 
in einem mehrere Felder umfassenden „industry system‘, als typische Strukturei- 
genschaften etwa im Hinblick auf Mitgliedschaftsregeln, Deutungsmuster sowie 
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Rollenbilder begriffen werden und entsprechende Normalitätserwartungen ge- 
nerieren. Erst die Existenz solcher Logiken macht das Verhalten von Feld- bzw. 
Systemakteuren nachvollziehbar, anschlussfähig und vorhersehbar (vgl. Lounsbury 
2002: 255 sowie Greenwood et al. 2008: 5).°® 

Gemünzt auf das Kinderschutzsystem kann dementsprechend von der Ausbil- 
dung systemweit geteilter Sinnstrukturen (im Plural) ausgegangen werden; min- 
destens kennen die Akteure wesentliche Sinnkonstrukte der in das System einge- 
lassenen Organisationsfelder, wenngleich sie mit den verfügbaren institutionellen 
Logiken auf ganz eigene Art und Weise umgehen mögen und diese Logiken in den 
verschiedenen Funktionsbereichen des Kinderschutzsystems spezifisch eingefärbt 
sind. So hat man in Gesundheitseinrichtungen eine grobe Vorstellung vom Fach- 
lichkeitsanspruch der Jugendhilfe, definiert aber andere Fachlichkeitsstandards 
für das eigene Handeln. Für den Kinderschutz erscheint wesentlich, dass weder in 
den einzelnen Organisationsfeldern noch im Gesamtsystem nur eine einzige Lo- 
gik zur Wirkung gelangt - vielmehr offenbart das heutige Kinderschutzsystem die 
Koexistenz einer ganze Reihe institutioneller Logiken. Diese gelangen also meist 
kombiniert zur Wirkung, wobei die Art der Kombination, zumindest was deren 
„Feinschliff“ betrifft, organisations- oder gar situationsabhängig sein kann - mit 
anderen Worten: ihre Umsetzung ist Gegenstand von „institutional work“ (s. u.). 

Bezüglich des Einflusses organisationsübergreifender Normen im Kinder- 
schutzsystem bietet sich nun allerdings eine über das einschlägige Theorieangebot 
hinausgehende Differenzierung der Begriffsverwendung an: Wir unterscheiden 
nachfolgend zwischen institutionellen Logiken erster und zweiter Ordnung. Die- 
jenigen erster Ordnung sind dem Kinderschutzsystem gleichsam vorgeschaltet und 
korrespondieren mit „großen“ institutionellen Sphären in Staat und Gesellschaft 
- durchaus analog zu dem, was einschlägige Beiträge der neo-institutionalistischen 
Theorien herausgestellt haben. Deutlich wird dies bei einem kursorischen Blick 
auf die für zeitgenössische Wohlfahrtsstaaten aktuell geltenden Referenzen (so wie 
sie oben bereits angesprochen wurden): Typische institutionelle Logiken sind hier 
etwa die Logik der Verrechtlichung, in verschiedenen Facetten (polizeilich, juris- 
tisch, administrativ); die Logik der Wohlfahrtsbürokratie, die gleiche Regeln über 
verschiedene Fallkonstellationen ausrollt; die Logik der (betriebs)wirtschaftlichen 
Effizienz in Verbindung mit der Orientierung an Budget- bzw. Ertragssicherung; 
aber auch die Logik der Sozialbewegung, die auf advokatorische Interessenwahr- 
nehmung und bestimmte normative Impulse der System(um)gestaltung zielt sowie 





8 Die Definition von Thornton & Ocasio (1999: 804) ist noch etwas allgemeiner und sieht 
institutionelle Logiken als „the socially constructed, historical patterns of material practices, 
assumptions, values, beliefs, and rules by which individuals produce and reproduce their 
material subsistence, organize time and space, and provide meaning to their social reality.“ 
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schließlich die Logik der Fachlichkeit, wiederum in verschiedenen Facetten (sozi- 
alprofessionell, medizinisch, etc.). Wie an dieser Aufzählung deutlich wird, lassen 
sich solche Logiken (je für sich genommen) mehr oder weniger umstandslos zent- 
ralen (Kern-)Institutionen der modernen Gesellschaft zuordnen, konkret z. B. dem 
Markt, dem Staat, der Familie, den Professionen oder auch der (Sozialbewegung) 
Religion (vgl. Friedland & Alford 1991; Thornton 2004). In spezifischen Kombina- 
tionen bilden sie gewissermaßen die gemeinsame kognitive Arbeitsgrundlage des 
zeitgenössischen Wohlfahrtsstaats bzw. seiner Interventionssysteme. 

Allerdings sind diese Logiken kulturell weiter spezifiziert, und zwar räumlich, 
zeitlich und sachlich. Bei der Bestimmung dieser Spezifizierungen bewegen wir 
uns gewissermaßen auf einer Ebene zweiter Ordnung. Betrachten wir erneut das 
für unsere Analyse wesentliche Referenz-Set heutiger Wohlfahrtsstaaten: In diesen 
bestehen räumliche Spezifizierungen sowohl nationalkulturell als auch - jedenfalls 
auf dem Gebiet personenbezogener Dienstleistungen - in regionalen Kontexten.°? 
Zeitlich werden institutionelle Logiken konkretisiert in Gestalt von Entwicklungs- 
zuständen oder -phasen: Mal dominieren diese, mal jene Logiken. Sachlich gibt es 
Differenzierungen je nach Funktionsbereich (im oben genannten Sinne). All diese 
Spezifizierungen lassen sich unter institutionellen Logiken erster Ordnung subsu- 
mieren, sollten aber, wenn es um einen konkreten Interventionsbereich wie den 
Kinderschutz geht, einen eigenen Namen erhalten - wir werden im Weiteren den 
Begriff der „Doktrin“ verwenden und dabei die zeitliche, sachliche sowie die räum- 
liche Differenzierung fokussieren.‘ 

Eine Doktrin manifestiert sich v. a. als Rechtstatbestand oder als quasi-institu- 
tionelles Regelwerk, das für Akteure des Kinderschutzsystems formal verbindlich 
und durch organisationales Handeln nicht ohne Weiteres außer Kraft zu setzen ist; 
sie transportiert spezifische normative Bedeutungen und bildet ein „Scharnier“ zur 
organisationalen Praxis. Konkret kann sich eine solche Doktrin z. B. in interven- 
tionsfeldspezifischen Gesetzen widerspiegeln, wobei sich hinter diesen wiederum 
nicht-rechtliche Normierungen wie etwa wissenschaftliche Glaubenssätze verber- 
gen können. 

Im Vorgriff auf das Weitere wollen wir, um unsere konzeptionellen Bestimmun- 
gen besser nachvollziehbar zu machen, diese Beobachtung exemplarisch illustrie- 
ren. Die o.g. Verrechtlichungslogik eignet sich gut für eine solche Illustration: Sie 
ist, indem Recht auf immer mehr Lebensbereiche übergreift, allgemein an eine für 





° Dies ist die Botschaft des internationalen Wohlfahrtsstaatsvergleichs und zugleich Ergebnis 
vieler Studien zur lokalen Sozialpolitik (für viele: Schmid 2010; Dahme & Wohlfahrt 2010). 
60 Mit dem Begriff der „Doktrin“ führen wir also eine weitere intermediäre Emergenzebene 
ein, die gleichsam „unterhalb“ der institutionellen Logiken auf gesamtgesellschaftlicher Ebe- 
ne, aber „oberhalb“ organisationaler Kodierungen verortet ist. 
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die Moderne charakteristische Gesellschaftsentwicklung gebunden; gleichzeitig er- 
scheint sie, was den Kinderschutz anbelangt, hierzulande (nationalkulturell) - auf 
der Ebene zweiter Ordnung - substanziell durch den Familialismus des deutschen 
Sozialstaatsmodells geprägt zu sein. Die entsprechende Doktrin wirkt sachlich auf 
das Kinderschutzsystem ein, indem sie die Bewahrung des familiären Lebenszu- 
sammenhangs als prioritäre Richtschnur organisierten Handelns definiert und 
dieses Handeln (auf verschiedene Weise) anleitet: Grundrechte von Kindern sind 
dann Ansprüche auf das geordnete Aufwachsen in Familien - wobei, was in Kap. 3 
zu verdeutlichen sein wird, räumliche „Spezialdeutungen“ dieser Marschroute 
existieren. Beispielsweise fungieren diese Grundrechte hier als Anlass für volun- 
taristischen „Präventionismus“ und dort als Rechtfertigung für die Durchsetzung 
verschärfter Kontrollregeln. 

Dies alles korrespondiert mit zeitgeschichtlichen Spezifizierungen, wie sich an- 
knüpfend an die obigen Ausführungen zum Sozialinvestitionsstaat verdeutlichen 
lässt: Einerseits gewinnt symbolisch die institutionelle Logik des Marktes im Inter- 
ventionssystem an Bedeutung, indem „Produkte“ und Verträge bei der Regulie- 
rung sozialer Dienste eine wachsende Rolle spielen; andererseits überlebt die Logik 
der Professionalität in Gestalt einer neuen Dienstleistungsphilosophie, nämlich 
als markt(wirtschafts)orientiertes „Investment“ in die Bildung von Menschen. An 
diesem Beispiel lässt sich zugleich erkennen, dass allgemeine gesellschaftliche Rah- 
menbedingungen als solche durch ein „industry system“ nicht hintergangen werden 
können; aber sie sind interpretationsfähig bzw. durch „institutional work“ bearbeit- 


bar. 


Organisationale Kodierungen und ihr Beitrag zu Strukturdynamiken im 
Kinderschutz Die neueren Versionen des neo-institutionalistischen Theorie- 
programms betonen Prozesse der Brechung, Anpassung und Feinjustierung von 
institutionellen Logiken auf der Ebene von Organisationen (vgl. Greenwood et al. 
2008; Lawrence et al. 2013). Diese agieren quasi als Vermittler institutioneller Logi- 
ken. Dabei gibt es im Neo-Institutionalismus schon seit längerer Zeit ein Bewusst- 
sein für den Umstand, dass Organisationen mehrere institutionelle Logiken (zu) 
verarbeiten (vermögen).°' Dies können auch Logiken sein, deren Inhalte mitein- 
ander in Spannung stehen oder sich widersprechen, also etwa Bedarfsnormen bei 
der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe einerseits und die Marschroute einer 
auf Ertragserzielung oder -sicherung ausgerichteten Geschäftsführung anderer- 
seits; Reay & Hinings (2009) sprechen diesbezüglich von „competing institutional 
logics“. Institutionelle Logiken manifestieren sich auf der Organisationsebene u. a. 





61 So schon Friedland & Alford (1991), vgl. zur entsprechenden Diskussion auch Bode 
(2012b). 
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in Zielkatalogen, Problembeschreibungen oder auch Handlungsanweisungen pra- 
xisanleitender Instanzen - ob sie nun Logiken erster oder zweiter Ordnung sind. 

Die diesbezügliche „Vermittlungskompetenz“ von Organisationen ist in diver- 
sen Beiträgen der deutschen Organisationsoziologie ausführlich diskutiert wor- 
den (Geser 1990; Kneer 2001).°° Dabei argumentieren vom Programm der Luh- 
mannschen Systemtheorie beeinflusste Beiträge, dass Organisationen als „Multire- 
ferenten“ unterschiedliche gesellschaftlich relevante Sinnzusammenhänge verwer- 
ten (so etwa Nassehi 2002).°° Wir wollen nachfolgend - theoretisch anspruchsloser 
- die Art und Weise, wie kollektive Akteure institutionelle Logiken aufgreifen und 
innerhalb der für sie relevanten Handlungswelt verarbeiten, als organisationale Ko- 
dierung bezeichnen. Damit tragen wir dem Umstand Rechnung, dass institutionelle 
Logiken erst im organisierten Handeln bzw. auf dem Umweg der Kodierung zur 
Entfaltung gelangen und daraus dann übergeordnete Entwicklungstendenzen bzw. 
Strukturdynamiken im Kinderschutzsystem hervorgehen (s. u.). 

In bestimmter Hinsicht nehmen wir damit den Impuls der neuen Systemtheo- 
rie auf. Immerhin ist der Begriff des Codes ein wesentliches Element des entspre- 
chenden Theorieprogramms; er bezieht sich hier auf die Art und Weise, wie ge- 
sellschaftliche Funktionssysteme (Wirtschaft, Recht, Wissenschaft etc.) „operieren“ 
- nämlich über die Anwendung binärer Codes (Zahlen-Nicht-Zahlen/Recht-Un- 
recht/Wahr-Unwahr). Wir gehen über diese Engführung des Kodierungskonzepts 
allerdings hinaus und begreifen Kodierung als eine inhaltlich offene(re) Vorstruk- 
turierung des Wahrnehmungs- und Handlungsprogramms, dem sich organisatio- 
nale Akteure in einem gegebenen Feld bzw. „industry system“ (s. 0.) gegenüberse- 
hen. „Codes“ sind dann vorgefertigte Schablonen, in die Akteure Wahrnehmungen 
einsortieren und zu Handlungen transformieren (ähnlich Hergert 2007: 169 ff). 
Sie entfalten deutliche Filterwirkungen, belassen aber Spielräume beim Umgang 
mit den verfügbaren Normen, Deutungen und Regelwerken bzw. institutionellen 
Logiken. 





%2 Sie ist implizit auch in frühen Versionen der neo-institutionalistischen Organisationsthe- 
orie angelegt, die davon ausgeht, dass Organisationen institutionalisierte (von außen an sie 
herangetragene) Leistungserwartungen wenigstens partiell ignorieren bzw. nur symbolisch 
bedienen können, während sie reale operative Prozesse davon ab- bzw. entkoppeln (Meyer & 
Rowan 1977; vgl. auch Wolff 2010). 


6 Nassehi rekurriert hier auf Alfons Bora und sieht Organisationen als Instanzen, die in der 
Gesellschaft auftretende „ökonomische, rechtliche, religiöse, wirtschaftliche oder politische 
Ereignisse und Ereignisketten aufeinander beziehen können“ (ebd.). Gleichzeitig seien sie 
aber auch „Zonen dichter Kommunikation und stärkerer Kopplung der Elemente“ jener ge- 
sellschaftlichen Funktionssysteme (z. B. Wirtschaftsmärkte, Politik, Wissenschaft), in denen 
diese Ereignisse auftreten. Ob es möglich ist, mit dem systemtheoretischen Programm die 
Vermittlungskompetenz von Organisationen hinlänglich zu beschreiben, muss an dieser Stel- 
le offen bleiben (siehe dazu Bode 2003a). 
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Gerade unter Bedingungen, bei denen verschiedene institutionelle Logiken in 
einem Organisationsfeld oder einem „industry system“ nebeneinander (her) wir- 
ken, beziehen sich Feld- bzw. Systemakteure interpretativ und kreativ auf sie - ein 
Umstand, der in der Fachliteratur zu neuen Varianten des Neo-Institutionalismus 
mit dem Terminus der „institutional work“ umschrieben worden ist (Lawrence & 
Suddaby 2006; Currie et al. 2012; im Überblick, bezogen auf unseren Anwendungs- 
kontext: Bode 2012b). Vieles wird dabei kollektiv bewerkstelligt, z. B. durch Inter- 
pretationsangebote und Handlungsanweisungen, die hierarchisch festgelegt sind, 
sich alltagspraktisch sedimentieren oder auf Gruppenkonsensen beruhen und so 
kollektive Geltung erlangen; insofern bilden Organisationen für die fraglichen Ko- 
dierungsleistungen eine Emergenzebene sui generis. 

Gleichzeitig können Akteure, auch als Mitglieder von Professionen, bei ihren 
Interventionen individuell Akzente setzen, so wie dies für eine „street level bureau- 
cracy“°* oder „professionelle Organisationen“ (Klatetzki 2012) durchaus üblich ist. 
Die Akteure operieren dann im Rahmen institutioneller Referenzen, können diese 
aber situativ spezifisch auslegen - gerade dann, wenn sie widerspruchsträchtig sind 
und selektiv angewendet werden müssen. Es erscheint allerdings plausibel, dass in- 
dividuelle Interpretationen oft überindividuelle Geltung erlangen, also eine gängi- 
ge Praxis der Organisation widerspiegeln oder das kollektive Denken und Handeln 
instruieren, also auf Dauer strukturbildend sind. Organisationale Kodierungen 
können also kollektiv wie individuell vorgenommen werden, doch reflektieren in- 
dividuelle Kodierungen häufig die Praxis der ganzen Organisation bzw. eine Ver- 
allgemeinerung dieser Kodierungen in der Organisation. 

Um auch hier - beispielhaft und im Vorgriff auf das Weitere - eine Vorstellung 
zu vermitteln, was dies im organisierten Kinderschutz bedeuten kann: Organisatio- 
nale Kodierungen können sich hier beziehen auf die Definitionen von Professions- 
rollen (die z. B. eher sozialpädagogisch oder eher managementorientiert ausfallen 
können), das (affirmative oder distanzierte) Verhältnis zu bürokratischen Regeln 
und nicht zuletzt auf Haltungen zu wirtschaftlichen Fragen (ihre Bedeutung, ihr 
Verhältnis zu Sachzwecken etc.). Sie können sich ferner in der Profilbeschreibung 
eines freien Trägers - der sich z. B. als Therapie- oder Gemeinwesenexperte begrei- 





64 Zum Konzept der „street level bureaucracy“ vgl. klassisch Lipsky (1980) sowie - als Beispiel 
für deren Relevanz unter zeitgenössischen wohlfahrtsstaatlichen Bedingungen — Duner & 
Mordström (2006). 

6 Bei der Auswertung unseres empirischen Materials in den nachfolgenden Kapiteln blenden 
wir deshalb rein individuelle Orientierungen (z. B. bei einzelnen Professionellen auftretende 
idiosynkratische Lesarten von Problemen und Signalen) im Interventionsgeschehen weitge- 
hend aus - was nicht bedeutet, dass sie beim Kinderschutz in konkreten Fällen ganz konkrete 
Wirkungen zeitigen können. 
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fen mag - oder in Leitbildern von Berufsgruppen (z. B. Hebammen), als Bindung 
an eine bestimmte Schule der Medizin bzw. der Kleinkinderförderung, ausdrücken. 

Konzeptionell besteht damit eine gewisse Kompatibilität unserer Herangehens- 
weise mit konstruktivistischen Ansätzen der Organisationstheorie, wie sie ein- 
schlägig von Weick (2009) vertreten werden und darauf abstellen, dass Organisa- 
tionen immer auch Orte der Konstruktion von Wirklichkeit im Hinblick auf sich 
selbst und ihre Umwelten sind, wobei Wir-Identitäten, Selbstbeschreibungen zur 
Organisationsgeschichte oder Zufallsereignisse die jeweiligen Kodierungen (mit) 
beeinflussen. Im „Prozess des Organisierens“ (Weick 1979) sedimentieren sich (we- 
nigstens für eine Weile) Deutungs- und Handlungsmuster als Ergebnis der Ausein- 
andersetzung mit komplexen Aufgabenumwelten, bei denen es häufig darum geht, 
„zwei Fliegen mit einer Klappe zu schlagen“ oder provisorische - und mitunter 
auch „faule“ - Kompromisse zwischen spannungsgeladenen Rahmenbedingungen 
zu schließen. 

Um ein Beispiel zu nennen: Ein freier Träger mit dem Schwerpunkt Gemein- 
wesenarbeit, der sich, traditionell bewegungsorientiert, als partizipativ-basisdemo- 
kratisch begreift und über einige ehrenamtliche Ressourcen verfügt, setzt sich bei 
einer Programmausschreibung als idealer Projektträger für den Aufbau einer ver- 
gleichsweise aufwandsarmen Komm-Struktur (Müttercafe) für gefährdete Fami- 
lien ins Szene; er kodiert sich zum Experten für „Sozialraumorientierung‘, wohl 
wissend, dass er gleichzeitig die institutionelle Logik des betriebswirtschaftlichen 
Umgangs mit öffentlichen Mitteln bedient, bei der es nicht zuletzt daraufankommt, 
dass bestimmte (auch vage) Ziele mit möglichst geringem (finanziellem) Aufwand 
verfolgt werden. 

Die Kodierungen transportieren also potenziell kollektiven Eigensinn im Um- 
gang mit vorgegebenen institutionellen Logiken. Sie sind das entscheidende Werk- 
zeug zur Operationalisierung solcher Logiken. „Meta-organisationstheoretisch“ 
bewegen wir uns damit in der Linie der Giddens’schen Strukturationstheorie (Gid- 
dens 1992; Stones 2005), die - kurz gefasst - die soziale Welt aus einem dialek- 
tischen Interaktionsverhältnis von Strukturen (z. B. festen Normen) und darauf 
bezogenen Handlungen (die diese Normen über bestimmte Zeiträume in praxi 
modifizieren) erklärt. 

Ungeachtet der (auch situativen) Flexibilität organisationaler Kodierungen se- 
hen wir institutionelle Logiken dabei allerdings als harte gesellschaftliche Wirklich- 
keit, hinter die kollektive (und erst recht individuelle) Akteure wenigstens mittel- 
fristig nicht „zurückkönnen“. Kodierungen erlauben eine Variation bzw. spezifische 
Kombination institutioneller Logiken - wobei daraus Kompromisse, ambiguitäts- 
trächtige Haltungen oder inkonsistente (also „mal so, mal so“ vorgenommene) 
Wahrnehmungs- und Handlungsprozesse hervorgehen können. Die Richtung aber, 
in die sich Strukturen im organisierten Kinderschutz entwickeln, ist letztlich durch 
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die Geltung feld- bzw. systemübergreifender Logiken bestimmt, so sehr diese mit 
einer volatilen Praxis einhergehen mögen. 

Vieles spricht dafür, dass wesentliche Triebkräfte für Strukturdynamiken im 
Kinderschutz systemexterner Natur sind und darin wurzeln, was oben als „neue 
Wohlfahrtsstaatlichkeit“ umrissen wurde und seinerseits in säkulare, in der Gegen- 
wartsepoche spezifisch ausbuchstabierte Modernisierungsdynamiken eingebettet 
ist. Solche Impulse von außen sind für die (kollektiven) Akteure des Kinderschutz- 
systems ein „hartes Datum“ und lassen sich als solche nicht ausschalten. Allerdings 
bestehen Möglichkeiten und vielfach auch Notwendigkeiten, solche Impulse an 
Organisationskontexte zu adaptieren, was häufig auf eine Art „passiven Gehorsam“ 
ihnen gegenüber hinausläuft, aber auch „kreative Lösungen“ provozieren kann. 
Kurzum: Es gibt starke Makrodynamiken auf der gesellschaftlichen Ebene, die 
durch Mesopraktiken übersetzt und dabei teilweise gebrochen bzw. facettenreich 
variiert werden; daraus erwachsen Strukturdynamiken, die einen bestimmten Um- 
gang mit Kindeswohlgefährdung auf der Mikroebene vorprägen. 

Um auch hier - erneut im Vorgriff auf das Weitere - ein konkretes Beispiel für 
einen solchen Übersetzungsprozess zu nennen: Wenn professionelle (z. B. sozial- 
pädagogische) Fachlichkeit und betriebswirtschaftliche Rationalisierung als je für 
sich wirkungsmächtige institutionelle Logiken aufeinandertreffen und miteinander 
verbunden, also organisational kodiert werden müssen, dann geschieht dies zu- 
nächst eingebettet in spezifische gesellschaftliche Entwicklungszustände: einerseits 
stabile Funktionszuschreibungen an soziale Professionen, andererseits ein zuneh- 
mender Import von Steuerungsmethoden aus der Welt der Privatwirtschaft. Eine 
mögliche organisationale Kodierung kann hier darin bestehen, dass von Akteuren 
der Jugendhilfe eine bestimmte Maßnahmenpolitik (z. B. der Rekurs auf kurze am- 
bulante Interventionen), die betriebswirtschaftlich motiviert ist, grundsätzlich als 
fachlich rational gedeutet wird, wodurch zugleich eine „Restkompetenz“ für pro- 
fessionelle Einzelurteile gewahrt bleibt - freilich ohne Beschäftigung mit der Frage, 
ob z. B. ohne betriebswirtschaftlichen Druck nicht sehr viel mehr stationäre Inter- 
ventionen angezeigt wären. 

Die Generalisierung einer solchen Kodierung im Kontext eines Sets unterschied- 
licher institutioneller Logiken würde dann eine Strukturdynamik im organisierten 
Kinderschutz auslösen (siehe die Modellierung des Gesamtzusammenhangs in 
Abb. 2.1): im oben durchgespielten Fall die Verbetriebswirtschaftlichung fachlicher 
Entscheidungen unter Wahrung eines Restprofessionalismus. Strukturdynamiken 
dieser Art lassen sich also durch die Rekonstruktion der - kombinatorischen bzw. 
vermittelnden - Übersetzung institutioneller Logiken in organisationale Kodierun- 
gen gleichsam genealogisch erschießen. 

Bei diesem konzeptionellen Zugang auf Systemwandel rekurrieren wir (wie in 
der Einleitung schon angedeutet) auf einen sozialtheoretischen Ansatz von Schi- 
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Abb. 2.1 Institutionelle Logiken, Kodierungen und Strukturdynamiken 


mank (2010: 186 ff). Diesem Ansatz zufolge muss, wenn es um die Ergründung von 
Aufbau, Erhaltung und Veränderung bestimmter Strukturen (wie etwa eines Hand- 
lungsansatzes im Kinderschutz) geht, das gestalterische Umgehen der Menschen 
mit gesamtgesellschaftlich vorherrschenden Orientierungen (z. B. mit Ursprung im 
wirtschaftlichen oder politischen System), eingespielten institutionellen Vorgaben 
(z. B. Gesetzen) und jeweils situativ ausgebildeten Akteurskonstellationen (z. B. 
der Trägerlandschaft) systematisch beobachtet werden, um zu verstehen, wie sich 
Strukturen über einen bestimmten Zeitraum hinweg entwickeln. Man erhält dann 
Aufschlüsse über die „hidden agenda“ des Wandels jenseits vordergründig plausibel 
erscheinender Begründungen (z. B. seitens einflussreicher Sozialpolitiker). Struk- 
turen bilden und verändern sich dabei weder nach einem Masterplan einzelner ge- 
sellschaftlicher Gruppen noch vollends hinter dem Rücken der beteiligten Akteure. 
Sie ergeben sich vielmehr im komplexen Aufeinandertreffen gegebener Verhält- 
nisse und einer kollektiven Praxis, die aus dem aufeinander bezogenen Verhalten 
verschiedener Parteien emergiert und oft so von niemandem intendiert wurde. 
Diese Erkenntnis leitet im Weiteren unsere detaillierte Analyse des organisierten 
Handelns innerhalb des Kinderschutzsystems. 

Unsere Ausgangshypothese ist, dass das gesellschaftliche Projekt Kinderschutz 
unter den bis hierhin umrissenen Rahmenbedingungen in einer spezifischen Weise 
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Tab. 2.1 Das gesellschaftliche Projekt Kinderschutz und seine Operationalisierung 


Modernisierungskontext Institutionelle Logiken Gegenstände organisationa- 
(2. Ordnung kursiv), ler Kodierungen 
beispielhaft beispielhaft 

Neue Wohlfahrtsstaatlichkeit + professionelle Fachlichkeit + Definitionen von 

« menschenrechtsorientier- (in diversen Varianten) Professions-/Berufsrollen 

tes „Empowerment“ » wirtschaftliches Manage- + Haltung zu wirtschaftli- 
- mehr Schutzrechte & ment staatlicher Belange chen Fragen 
Basisfürsorge e advokatorische Interessen- « Verhältnis zu bürokrati- 
- Humankapital- fokus- wahrnehmung (zivilgesell- schen Regeln 
sierung schaftliche „Mission“ e Bekenntnis zu bestimmter 
e Kontrollperfektionismus + Rechtsförmige Regulie- „Schule“ oder Fachrich- 
- Sozialdisziplinierung rung, z. B. in der Aus- tung (z. B. systemische 
- Managerialismus mit führungsgesetzgebung Therapie) 
Quasi-Markt-Instr- oder im Rahmen einer 
umenten Wohlfahrtsbürokratie 
- Doktrin: sozialstaatli- 
cher Familialismus 
- Doktrin: lokaler 
„Präventionismus“ 


operationalisiert wird (s. dazu - noch unvollständig - Tab. 2.1). Seine Umsetzung 
bewegt sich innerhalb eines Korridors, der durch den allgemeinen gesellschaftli- 
chen und wohlfahrtsstaatlichen Kontext abgesteckt wird, in dem eine Reihe ins- 
titutioneller Logiken verfügbar bzw. anschlussfähig sind und bei dessen Nutzung 
in Ämtern oder Einrichtungen potenziell verschiedenartige organisationale Ko- 
dierungen greifen (von denen bis hierhin einige idealtypisch angeführt wurden). 
Wie organisierter Kinderschutz unter den heute gegebenen Bedingungen konkret 
bewerkstelligt wird und welche institutionellen Logiken über den Prozess organisa- 
tionaler Kodierung in Anspruch genommen werden, sollen die nachfolgenden Ka- 
pitel unter Rückgriff auf Befunde aus verschiedenen lokalen Settings des deutschen 
Kinderschutzsystems konkret vor Augen führen. 





Die sozialpolitische Bearbeitung 
von Kindeswohlgefährdung: ein 
komplexes Regelwerk im Wandel 


Wenn in Bezug auf den Kinderschutz eingangs von „verschlungenen Pfaden“ auf 
dem Weg zu einem „großen Ziel“ die Rede war, so ist dies mehr als nur Rhetorik. 
Zwar erteilt sich das Gemeinwesen einen schlichten Handlungsauftrag - nämlich: 
Kinder sind vor Gewalt und Vernachlässigung zu schützen. Die Bearbeitung dieses 
Auftrags erfolgt jedoch nicht „aus einem Guss“; vielmehr greift ein schwer über- 
schaubares, horizontal wie vertikal hoch differenziertes Regelwerk, wobei mehrere 
Normenkomplexe koexistieren. Nicht nur die flüchtige Natur des Interventions- 
objekts macht Kinderschutz also zu einer komplizierten Angelegenheit - auch der 
Apparat, mit dem Kindeswohlgefährdung sozialpolitisch „bearbeitet“ wird, weist 
eine beträchtliche Komplexität auf. 

Das Regelgefüge, aus dem wesentliche „Handlungsanweisungen“ - im Weite- 
ren sprechen wir auch von institutionellen Normierungen - für den gesellschaftli- 
chen Umgang mit Phänomenen der Kindeswohlgefährdung erwachsen, wollen wir 
nachfolgend eingehend durchleuchten. Im Zentrum der Analyse stehen Normie- 
rungen, die einen rechtlich verbindlichen Charakter haben und in den Bereich der 
hoheitlichen, verbindlichen Regelung fallen. Wesentlich sind einerseits die überge- 
ordneten nationalen (v. a. bundesgesetzlichen) Regelungen - die wir nachfolgend 
als „Meta-Normierungen“ bezeichnen wollen - und anderseits die rechtlich ver- 
bindlichen regionalen Konkretisierungen in den von uns beforschten Settings. Im 
Folgenden geht es nicht zuletzt darum, aus diesem Regelwerk richtungsweisende 
Grundorientierungen bzw. deren - häufig nur „zwischen den Zeilen“ erkennba- 
re - spezifische Subtexte herauszupräparieren, also das, was wir im vorhergehen- 
den Kapitel als „Doktrin(en)“ von Funktionsbereichen des Kinderschutzsystems 
bezeichnet haben. Auf diese Weise erschließt sich die für die verschiedenen Re- 
gelkomplexe jeweils konstitutive Normativität, die den organisierten Kinderschutz 
in bestimmte Korridore lenkt (ohne indes die Praxis zu determinieren). Unsere 
Analyse erbringt so einen Mehrwert gegenüber einer reinen Deskription formaler 
Regeln und Standardabläufe - sie verweist auf Agenden hinter den „Regelkulissen“ 


I. Bode, H. Turba, Organisierter Kinderschutz in Deutschland, 61 
DOI 10.1007/978-3-658-03354-5_3, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2014 


62 3 Die sozialpolitische Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung 


sowie auf den Umstand, dass sich die institutionelle Bearbeitung von Kindeswohl- 
gefährdung sowohl in horizontaler als auch in vertikaler Perspektive ausgespro- 
chen pluralistisch darstellt. 

Freigelegt wird somit die Vielfalt und wechselseitige Verwobenheit unterschied- 
licher Rechtsgüter wie auch der auf diese Rechtsgüter bezogenen Zuständigkeiten 
und Verfahrensweisen. Schon das Schrifttum, in dem die entsprechenden Nor- 
men ausformuliert sind, gleicht einem Dschungel: So stießen wir bei der Material- 
sichtung für unsere Studie auf mehr als 500 Dokumente, die in irgendeiner Form 
schriftlich fixierte Problemdefinitionen, Verfahrensregeln oder -beschreibungen 
enthalten. Das Spektrum reicht von Gesetzestexten, Ausführungsvorschriften und 
Vereinbarungen über Handreichungen bzw. praktische Arbeitshilfen bis hin zu 
Selbstdarstellungen involvierter Organisationen. 

Die Ausführungen dieses Kapitels basieren auf einer Detailanalyse von textför- 
migen Manifestationen jener sozialpolitischen Normierungen, die in rechtlich ver- 
bindlichen Regularien niedergelegt sind.' Um deren mehrdimensionale Sinnstruk- 
tur kenntlich zu machen, präsentieren wir die Ergebnisse in spezifisch aufbereiteter 
Form und mit Hilfe eines zweistufigen Analyseschemas (s. u.). Die Darstellung ist 
dabei wie folgt gegliedert: Im ersten Schritt (3.1) betrachten wir die übergeord- 
neten nationalen Bestimmungen bzw. Meta-Normierungen des deutschen Kinder- 
schutzsystems. Es geht insoweit um Meta-Normen, als sie basale Maßstäbe setzen, 
aber vieles Weitere anderenorts vorgenommenen Konkretisierungen überlassen. 
Dabei ist zunächst kurz auf die grundlegenden Rechte der Adressaten der Maß- 
nahmen (Kinder und ihre Eltern) einzugehen, bevor Ansprüche und Pflichten der 
einzelnen intervenierenden Instanzen resümiert werden. Letztere unterscheiden 
wir sektorspezifisch nach Jugendhilfe-, Gesundheits- und Justizsystem.? Damit er- 
schließt sich zugleich die im Regelwerk spezifisch normierte Rollenstruktur für das 
Ensemble der in das Kinderschutzsystem involvierten Instanzen (die als „Herr des 
Verfahrens‘, als letzte Entscheidungsinstanz oder lediglich als Melder agieren). Die 
Analyse der verschiedenen Funktionsbereiche fokussiert jeweils bestimmte Aspek- 
te bzw. Fragen, die an das Material gerichtet werden.? 





! Wie im Methodenkasten in der Einleitung bereits erläutert, wurden für die inhaltsanaly- 
tischen Teile unserer Untersuchung Auswertungstechniken der interpretativen Textanalyse 
eingesetzt (vgl. Macdonald & Tipton 2001; Wolff 2008). 

? Innerhalb des letzteren konzentrieren wir uns auf die Funktionsbereiche der Familienge- 
richtsbarkeit sowie des Sicherheitsapparats (Polizei). 


? Mehr dazu weiter unten. Weil unsere Studie die Zielgruppe der 0-6-Jährigen Kinder fokus- 
siert, spielt das Schulwesen für unsere Betrachtung eine untergeordnete Rolle - wiewohl die 
für diesen Bereich geltenden Regulierungen, z. B. was die Ausstattung der Schulsozialarbeit 
mit Kompetenzen und Ressourcen angeht, für ältere Kinder von großer Bedeutung sind. Die 
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Fixpunkt des daran anschließenden Abschnitts sind dezentrale Regulierungen 
als regionale Konkretisierungen der genannten Meta-Normierungen (3.2). Dabei 
stellen wir die in den von uns betrachteten Settings (Städte, Landkreise bzw. groß- 
städtische Bezirke) geltenden Regelwerke unterhalb oder auch jenseits der nationa- 
len Normsetzung einander gegenüber. Die Analyse verdeutlicht, wie Meta-Normen 
für die örtliche Praxis operationalisiert werden: Es kristallisieren sich einerseits all- 
gemeine (settingübergreifende) „Regelsystemzustände“ heraus, andererseits aber 
auch eine bestimmte Variabilität der den organisierten Kinderschutz anleitenden 
Regulierungen (bezeichnet als „Implementationslinien“).* 

Abschließend werden die entsprechenden Orientierungen dann im Hinblick 
auf Trends im Zeitverlauf und übergeordnete institutionelle Logiken sowie deren 
Verknüpfung mit dem im ersten Kapitel umrissenen gesellschaftlichen Kontext in 
Verbindung gebracht (3.3), bevor sich die Analyse einer zweiten Emergenzebene 
des Kinderschutzsystems zuwendet, nämlich den Operationalisierungen bzw. Ko- 
dierungen auf der Ebene einzelner Organisationen (4.). 


3.1 Im Dschungel der Regelwerke: Meta-Normierungen im 
Kinderschutz 


Die für den Kinderschutz relevante Regelarchitektur ist maßgeblich von auf natio- 
naler Ebene etablierten Vorgaben geprägt, die gewissermaßen das „Grundsätzliche“ 
klären. Um bestehende Meta-Normierungen fassbar zu machen, erscheint es hilf- 
reich, diese Architektur differenziert zu betrachten und die für die Funktionsbe- 
reiche bzw. Akteursgruppen je spezifisch ausgestalteten, regulatorischen Rahmen- 
bedingungen vergleichend zu charakterisieren (siehe Tab. 3.1): Wir behandeln die 
wesentlichen Rechtsgüter, Festlegungen von Zuständigkeiten, allgemeine Verfah- 
rensregeln und Fragen des Ressourceneinsatzes sowie - vor diesem Hintergrund - 
die in den verschiedenen Funktionsbereichen erkennbare spezifische Normativität 


diesbezüglichen (ohnehin spärlichen) kinderschutzrelevanten Normierungen auf Bundes- 
ebene behandeln wir also nicht als gesonderten Funktionsbereich; im Zusammenhang mit 
regionalen Regulierungen werden wir aber einige Berührungspunkte zwischen Schule und 
Kinderschutz ansprechen. 

* Dabei muss man die Dialektik im Auge behalten, die zwischen nationalen Meta-Normen 
und regionalen Konkretisierungen auf der Basis praxisorientierter, notwendigerweise detail- 
lierterer Richtlinien besteht - in einem föderal organisierten Wohlfahrtsstaat vollziehen sich 
Umbauten im nationalen Regelwerk nicht selten aufgrund von Impulsen, die von praxiser- 
probten „Regelarchitekten“ auf unteren administrativen Ebenen (wie denen der Bundeslän- 
der) stammen. 


64 3 Die sozialpolitische Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung 


Tab. 3.1 Analyseaspekte bezüglich der Meta-Normierung des Kinderschutzes 






































Analyseaspekt Frage Erläuterung; Beispiele 
Rechtsgüter Was genau soll geschützt werden? Konkretisierungen von 
(unbestimmten) 
Rechtsbegriffen, z.B. 
Körper, Seele etc. 
Zuständigkeiten Wer soll schützen — und wann bzw. Festlegungen der 
in welchen Fällen? Zuständigkeit und dafür 
relevante 
Beurteilungskriterien 
Verfahren Wie (auf welche Weise) soll der z.B. Abklärung, Diagnose, 
Schutz sichergestellt werden? (Hilfe-)Pläne, Maßnahmen, 
Überprüfungen 
Ressourcen Womit soll dies geschehen und wer Kostenträger, Alimentierung 
stellt entsprechende Mittel bereit? von Organisationen, 
Finanzierungsregeln 
Doktrin 








Wofür stehen die wesentlichen Funktionsbereiche im nationalen Regelgefüge? 





bzw. „Doktrin“ des Regelgefüges. Die auf diese Analyseaspekte fokussierte Betrach- 
tung wird zeigen, dass den einzelnen Regelkomplexen mehrere, jeweils spezifische 
„Systeminstruktionen“ zugrunde liegen und daraus eine spezifische Rollenstruktur 
im deutschen Kinderschutzsystem erwächst. 


Die Adressaten: Kinder und ihre Eltern Bei der Durchleuchtung der den Kinder- 
schutz betreffenden Regelwerke gilt es zunächst diejenigen in den Blick zu nehmen, 
auf die sich die Interventionen richten. So banal es klingt: Das übergeordnete Ziel 
jeder Aktivität im Kinderschutz ist das Wohlergehen von Kindern bzw. die Verhü- 
tung oder Beseitigung von sie betreffenden Gefährdungen. Allerdings richten sich 
konkrete - diagnostische wie therapeutische - Maßnahmen zur Erreichung dieses 
Ziels oft nicht auf die Kinder selbst, sondern auf deren Sorgeberechtigte - in den 
meisten Fällen die leiblichen Eltern der Betroffenen (vgl. Alberth et al. 2010). Das 
Instrumentarium des Kinderschutzes fokussiert mithin nicht nur, und oft genug 
nicht in erster Linie, das Objekt der Gefährdung, sondern zugleich jene, die als 
Subjekt des Gefährdungsprozesses identifiziert werden. Dieser Umstand manifes- 
tiert sich im geltenden Recht auf verschiedene Weise, so dass beide Parteien, also 
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Kinder und Eltern, als Adressaten von (regulierten) Interventionen begriffen wer- 
den können.° 

Im Folgenden erscheint zunächst ein Blick auf die grundlegenden Rechte und 
Pflichten dieser Adressaten geboten. In zeitgenössischen Gesellschaften haben 
Kinder - so wie alle Menschen - bestimmte Grundrechte, konkret auf Achtung 
und Schutz ihrer persönlichen Würde, die freie Entfaltung der Persönlichkeit sowie 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 1 und 2 GG). Das ist mittlerwei- 
le internationaler Standard, wie ein Blick auf die UN-Kinderrechtskonvention vor 
Augen führt, die nahezu alle Staaten auf dem Globus ratifiziert haben.° Demnach 
ist „bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen [...], das Wohl des Kindes ein Ge- 
sichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen“ ist (Art. 3, Abs. 1). Die Vertrags- 
staaten verpflichten sich in der Konvention, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, 


um das Kind vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Scha- 
denszufügung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor 
schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen Missbrauchs zu 
schützen. (Art. 19, Abs. 1) 


Hier ist ein sehr weitreichender Interventionsanspruch formuliert. Dass (auch) 
Kinder als Träger von Menschenrechten angesehen werden, die eines besonderen 
(staatlichen) Schutzes bedürfen, ist eine typische Erscheinung der späten Moderne 
- ein Blick in die Vergangenheit offenbart, dass selbst im 20. Jahrhundert die Gel- 
tung der hier formulierten Schutznormen keinesfalls selbstverständlich gewesen ist 
(vgl. z. B. Marthaler 2010). 

In Deutschland hat sich dieser Schutzgedanke in den letzten Jahren u. a. dar- 
in niedergeschlagen, dass Gewalt gegen Kinder explizit verboten wurde: „Kinder 
haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische 
Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.“® Eltern 





° Abweichend vom in der Sozialpädagogik gängigen Begriff des „Klienten“ wollen wir hier 
und im Weiteren von „Adressaten“ sprechen. Zudem wird anstelle der in Gesetzen und Vor- 
schriften häufig verwendeten Begriffe „Personensorgeberechtige“, „Erziehungspersonen“ 
o.ä. aus Gründen der besseren Lesbarkeit von „Eltern“ gesprochen. 


6 Mit Ausnahme von Somalia und den USA. Deutschland hat die Konvention 1992 ratifiziert. 


7 Zu diesem Zweck sieht die Konvention konkret vor: „Sozialprogramme [...], die dem Kind 
und denen, die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren und andere Formen 
der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverweisung, 
Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in [...] Fällen schlechter Behandlung von 
Kindern und gegebenenfalls für das Einschreiten der Gerichte“. 

8 So lautet $ 1631 Abs. 2 BGB. Diese Neufassung (aus dem Jahr 2000) ersetzte die frühere For- 
mulierung eines Verbots „entwürdigender Erziehungsmaßnahmen“ und hob das „elterliche 
Züchtigungsrecht“ endgültig auf (Bussmann 2005c). 
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machen sich bei Zuwiderhandlung u. U. strafbar (s. u.). Gewiss: Wie Bussmann 
(2005c: 263) anmerkt, handelt es sich bei dieser Formel eher um „symbolisches 
Recht“, zumal aufgrund des Grundsatzes „Hilfe vor Strafe“ und des Fehlens einer 
Verpflichtung zur Strafanzeige für Jugendämter und andere Akteure eine Strafver- 
folgung unwahrscheinlich erscheint. Der normative Anspruch ist jedoch klar um- 
rissen. 

Allerdings: Garanten des Anspruchs sind in erster Linie die Eltern (bzw. Sorge- 
berechtigten) und nicht institutionelle Instanzen bzw. Repräsentanten der Gesell- 
schaft. Deren Selbstverpflichtung auf Kinderschutz manifestiert sich zwar in dem, 
was gemeinhin „staatliches Wächteramt“ genannt wird. Vorrangig sind jedoch die 
Erziehungsberechtigten: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung 
wacht die staatliche Gemeinschaft“ - so formuliert es das Grundgesetz (in Art. 6 
Abs. 2). Das staatliche Wächteramt ist grundsätzlich der „Elternverantwortung“ - 
die ebenfalls ein hohes, schützenswertes Rechtsgut darstellt - „zu- und nachge- 
ordnet“ und greift nur dann, wenn sich die Eltern dieser Verantwortung entziehen 
(Wiesner 2006: 10). Der starke Akzent auf die Erstzuständigkeit der Sorgeberech- 
tigten durchzieht auch die Rechtsprechung nicht zuletzt des Bundesverfassungsge- 
richts; in einem wegweisenden Urteil der obersten deutschen Rechtsinstanz heißt 
es unmissverständlich: „Helfende, unterstützende, auf Herstellung eines verant- 
wortungsgerechten Verhaltens der natürlichen Eltern gerichtete Maßnahmen des 
Staates haben Vorrang“ (BVerfGE 24, 119, 1968). 

In Bezug auf unsere Untersuchungsaspekte (s. o.) ist festzuhalten, dass die zu 
schützenden Rechtsgüter im deutschen Grundgesetz (typischerweise) relativ glo- 
bal gefasst sind (Würde, Freiheit, Leben). Konkretere Definitionen der „Schutzzo- 
nen“ finden sich in $ 1631 BGB (gewaltfreie Erziehung, Verbot körperlicher und 
seelischer Verletzungen) sowie - in Form einer längeren Aufzählung - innerhalb 
der Kinderrechtskonvention (Gewaltanwendung, Misshandlung, Vernachlässi- 
gung, schlechte Behandlung, sexueller Missbrauch). Gleiches gilt für die Landes- 
verfassungen der deutschen Bundesländer, die Art. 6 GG jeweils in geringfügig 
abgewandelter Form wieder aufnehmen und teilweise konkretisieren (Schutz vor 
Gewalt, Vernachlässigung, usw.).” Auch in Bezug auf den Ressourceneinsatz, Ver- 
fahrensweisen und Zuständigkeiten besagen die bis hierher angesprochenen allge- 
meinen Gesetze wenig Konkretes: Verantwortlich ist der Staat bzw. die „staatliche 
Gemeinschaft‘, die über die Elternverantwortung „wacht“. Erst die Rechtsprechung 
des BVerfG präzisiert, dass staatliche Maßnahmen vorrangig in Form von „Hilfe“ 





° Rheinland-Pfalz und Bremen plädierten 2008 in einem (erfolglosen) Antrag für die Auf- 
nahme ausdrücklicher Kinderrechte ins Grundgesetz. 
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bzw. „Empowerment“ zu erbringen sind. Die UN-Kinderrechtskonvention spricht 
in Bezug auf Verfahrensweisen von „allen geeigneten Maßnahmen“ zur „Vorbeu- 
gung, Aufdeckung, Meldung, Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung und 
Nachbetreuung“ sowie „Sozialprogrammen“ und verweist die Verantwortung für 
das Kindeswohl global an „öffentliche oder private Einrichtungen der sozialen Für- 
sorge, Gerichte, Verwaltungsbehörden und Gesetzgebungsorgane“. 

Für welche Grundrichtung stehen nun aber die Normen der genannten Regel- 
werke? Sowohl die UN-Kinderrechtskonvention als auch die Rechtsgrundsätze mit 
konstitutivem Charakter verweisen zunächst auf eine „Doktrin“ des Grundrechts- 
universalismus (der, wie im zweiten Kapitel bereits erwähnt, im Zuge der letzten 
Jahrzehnte einen Fundamentalisierungsschub erfahren hat). Gleichzeitig herrscht 
(wenigstens) im deutschen Rechtskontext eine „Doktrin“ familialer Subsidiarität. 
Diese Doppeldoktrin aus Universalismus und Subsidiarität sorgt auf der Ebene 
grundlegender rechtlicher Normierungen potenziell für einen Konflikt zwischen 
elterlicher Selbstbestimmung(spflicht) und Kindeswohl; intervenierende Instan- 
zen sind gehalten, zwischen beiden Rechtsgütern sorgfältig abzuwägen. Sie müssen 
entscheiden, ob die Vernachlässigung der Elternverantwortung gravierend genug 
ist, um einen staatlichen Eingriff zu rechtfertigen. Zudem sind sie an das Oberziel 
gebunden, Eltern (wieder) zu befähigen, ihre Pflichten selbst wahrzunehmen und 
müssen dazu stets das „mildeste‘, eingriffsärmste Mittel wählen. Allerdings leiten 
sich aus den generellen Regelungen noch keine konkreten Befugnisse für Gerichte 
oder Behörden ab (Wiesner 2006: 12); genauer ausbuchstabiert werden diese im 
SGB VIH (Kinder- und Jugendhilfe) sowie im BGB, auf die in den folgenden Ab- 
schnitten einzugehen ist. 


Das Jugendamt als „Herr des Verfahrens“ in einem arbeitsteiligen Interven- 
tionszusammenhang Im deutschen Rechtsstaat ist der „Sicherstellungsauftrag“ 
für die Wahrung des Kinderschutzes - formalrechtlich unmissverständlich - einer 
spezifischen Instanz zugewiesen: den Jugendämtern (und auf überörtlicher Ebene 
den Landesjugendämtern). Diese tragen nach dem Achten Sozialgesetzbuch (SGB 
VII; Kinder- und Jugendhilfegesetz) die „Gesamtverantwortung einschließlich der 
Planungsverantwortung“ für alle Aufgaben der Jugendhilfe ($$ 79, 80 SGB VID. 
Die Chiffre „Kinder- und Jugendhilfe“ steht dabei für ein ganzes Bündel von Akti- 
vitäten und Maßnahmen, die (u. a.) das Kindeswohl sichern sollen.!° Die konkret 





10 Sie umfasst im Übrigen auch Institutionen der vorschulischen Erziehung und der offenen 
Jugendarbeit (bzw. öffentlichen Freizeitpädagogik für Kinder), die i. d. R. nicht im engeren 
Sinne mit Kinderschutzfragen betraut sind, aber ebenfalls (z. B. in Gestalt von Meldepflichten 
oder sporadischen Verfahrensbeteiligungen) von kinderschutzrelevanten Meta-Normen be- 
rührt werden. 
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den Kinderschutz ausführenden Träger sowie die für sie geltenden Verfahrensre- 
geln sind vielgestaltig, so dass sich das Jugendamt in einem arbeitsteiligen Interven- 
tionszusammenhang bewegt. Formal bleibt es jedoch in Kinderschutzfragen stets 
„Herr des Verfahrens“. 

Der pluralistische Kontext ist offensichtlich und mit einer wenigstens latenten 
Kooperationserwartung verknüpft: Die Ämter selbst gelten als „zweigliedrige Be- 
hörde‘, die aus der Verwaltung des Jugendamts und dem „Jugendhilfeausschuss“ 
besteht ($ 70). Letzterer erörtert die aktuellen Problemlagen junger Menschen und 
beteiligt sich an Planungsprozessen, wobei hier auch nicht dem Jugendamt unter- 
stehende Einrichtungen, die freien Träger der Jugendhilfe, ein Mitspracherecht ha- 
ben. Gleiches gilt für die gesetzlich vorgesehenen „Arbeitsgemeinschaften“ ($ 78), 
in denen auf eine gegenseitige Abstimmung und Ergänzung von Maßnahmen hin- 
gewirkt werden soll. Gefordert ist (nach $ 81) zudem eine strukturelle Zusammen- 
arbeit des Jugendamts mit allen Stellen, „deren Tätigkeit sich auf die Lebenssitu- 
ation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt“: Genannt werden hier z. B. 
die Familien- und Jugendgerichte, Schulen, Einrichtungen des Gesundheitswesens 
sowie Polizei- und Ordnungsbehörden.'! 

Insgesamt nimmt das Jugendamt jedoch eine fokale Position im Institutio- 
nengefüge des Kinderschutzes ein: Bei ihm laufen „alle Fäden zusammen‘, auch 
wenn es ii. d. R. nicht selbst als eigentlicher Leistungserbringer oder letztendliche 
Entscheidungsinstanz auftritt. Im Tagesgeschäft hat das Amt und hier speziell der 
„Allgemeine Soziale Dienst“ (ASD) die Pflichtaufgabe, Abklärungen von Problem- 
situationen vorzunehmen und vor diesem Hintergrund geeignete Maßnahmen 
zu disponieren und zu organisieren. Der an das Jugendamt adressierte Förderan- 
spruch klingt dabei sehr umfassend: Das SGB VII, welches gleichsam das Brevier 
der Jugendhilfe verkörpert, schreibt (in $ 1) jedem jungen Menschen ein „Recht 
auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortli- 
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ zu.'? Jugendhilfe soll offensichtlich 
vieles auf einmal leisten: „Entwicklungsförderung‘, die „Vermeidung von Benach- 
teiligungen‘, die „Beratung und Unterstützung von Eltern‘, die „Schaffung positiver 
Lebensbedingungen“ - und nicht zuletzt: den „Schutz von Kindern und Jugend- 
lichen vor Gefahren für ihr Wohl“. 





Il An dieser Stelle soll es nur um die öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe gehen, 
deren Aufgaben aufgrund ihrer Regelung unter dem gemeinsamen Dach des Kinder- und 
Jugendhilferechts stark ineinander greifen; erkennbar werden hier aber auch die „Anschluss- 
stellen“ zu den in den nächsten Abschnitten näher zu betrachtenden Funktionsbereichen 
(Familiengericht, Gesundheitswesen und Polizei). 


12 Zudem wird in Abs. 2 nochmals wörtlich Art. 6 Abs. 2 GG (s. 0.) zitiert. 
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In dieser Liste manifestiert sich eine umfassende Dienstleistungserwartung, 
die heute an Jugendämter gerichtet wird. Das Regelwerk des 1990/1991 in Kraft 
getretenen SGB VIII betont - im Unterschied zur Vergangenheit - weniger den 
„Eingriffscharakter“ der Amtsaktivitäten als, wie in der Fachliteratur und auch von 
Akteuren des Feldes immer wieder hervorgehoben wird, deren Unterstützungs- 
funktion bzw. Dienstleistungscharakter.'? Diese Dienstleistungsdoktrin schlägt auf 
das Verhältnis zu Instanzen durch, die im Auftrag des Jugendamts tätig werden, 
i.e. den sog. Leistungserbringern, die sich - wie wir noch zeigen werden - in einem 
hochgradig ausdifferenzierten Handlungsfeld bewegen. Auch sie gelten (jetzt) als 
Dienstleister, wobei die sie beauftragenden Ämter als Kostenträger fungieren. Das 
Gesetz enthält eine Reihe von Bestimmungen, die das Verhältnis zwischen Kos- 
tenträgern und Leistungserbringern betreffen. Dabei waren die 1999 eingeführten 
„Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen“ ($$ 78 a-g) der Grundstein für 
die Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells auch in der Jugendhilfe.'* Zwar fin- 
den sich im geltenden gesetzlichen Regelwerk wenig imperative Normen im Hin- 
blick auf die Finanzierung der entsprechenden Aktivitäten und Interventionen; so 
nennt das Gesetz keine konkreten Vorschriften zu deren Finanzierungsweise (z. B. 
pauschal, stundenbasiert). Es gibt aber Vorgaben, die - als äußerer Handlungsrah- 
men - die operativen Prozesse bei den Leistungserbringern in bestimmte Richtun- 
gen bewegen. 

Dies betrifft zunächst das Hilfeplanverfahren nach $ 36 und die damit verknüpf- 
ten (1999 hinzugefügten) $$ 78 a-g'?: So haben Eltern und Kind grundsätzlich ein 
Mitspracherecht bei der Auswahl der Einrichtung (vgl. auch $ 5 SGB VII). Deren 
„Wahl und Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten verbunden sind“. Zudem sollte mit der gewählten Einrichtung i. d. R. 
eine Vereinbarung (nach $ 78 b) bestehen. Bei länger andauernden Hilfen ist die 





3 Der historische Rückblick (siehe dazu Kunkel 2013: 15 ff.; Wiesner 1991: 3 ff.) zeigt die 
Spezifik des heutigen Gesetzesauftrags: Beim Reichsjugendwohlfahrtsgesetz von 1922 han- 
delte es sich noch um ein im Wesentlichen polizei- und ordnungsrechtlich orientiertes „Ju- 
gendfürsorgegesetz“, das auch nach einer Novellierung im Jahr 1961 — trotz Stärkung des 
Subsidiaritätsprinzips, des elterlichen Erziehungsrechts und der Orientierung am Kindes- 
wohl - ähnlich ausgerichtet blieb. 


4 Zu diesen Modellen und ihrer Rationalität siehe die Ausführungen im zweiten Kapitel. 


15 Diese Regelungen gelten nach Bundesrecht zunächst nur für teil- und vollstationäre Leis- 
tungen, können aber nach $ 78 a Abs. 2 im Landesrecht auch auf andere (ambulante) Leis- 
tungen ausgedehnt oder auf örtlicher Ebene entsprechend vereinbart werden. Das Gesetz 
zielte laut offizieller Begründung auf eine „Dämpfung der Kostenentwicklung in der Kin- 
der- und Jugendhilfe“ und eine „Verbesserung der Effizienz der eingesetzten Mittel“ (Kröger 
2004: 79). Das etablierte Selbstkostendeckungsprinzip wurde dadurch durch prospektive, 
vorab kalkulierte Entgelte ersetzt (ebd.). 
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Entscheidung des Jugendamts „im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte“ zu tref- 
fen und es soll regelmäßig geprüft werden, ob die gewählte Hilfeart weiterhin ge- 
eignet und notwendig ist. $ 36 a stellt klar, dass das Jugendamt die Kosten der Hilfe 
„grundsätzlich nur dann“ trägt, wenn sie „auf der Grundlage seiner Entscheidung 
nach Maßgabe des Hilfeplans“ erbracht wird. Die „niedrigschwellige unmittelbare 
Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen, insbesondere der Erziehungsberatung“ 
soll die Behörde dagegen generell zulassen und dafür mit den Leistungserbringern 
entsprechende Vereinbarungen schließen. 

Die Entrichtung der Vergütung für Leistungserbringer ist geknüpft an Verein- 
barungen über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen, differenzierte Entgelte 
und betriebsnotwendige Investitionen sowie Maßstäbe für die Bewertung der Qua- 
lität der Angebote und Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung, Weiterentwicklung 
und Überprüfung (sog. „Qualitätsentwicklungsvereinbarung“). Die Vereinbarun- 
gen sind „mit den Trägern abzuschließen, die unter Berücksichtigung der Grund- 
sätze der Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistung geeignet sind“ ($ 78 b Abs. 2). Der Inhalt der genannten Vereinba- 
rungen ist detailliert geregelt ($ 78 c): So muss die Leistungsvereinbarung die „we- 
sentlichen Leistungsmerkmale“ (Art, Ziel, Qualität des Angebots, zu betreuender 
Personenkreis, die erforderliche Ressourcenausstattung, die Qualifikation des Per- 
sonals sowie die betriebsnotwendigen Anlagen der Einrichtung) festlegen. „Der 
Träger muss gewährleisten, dass die Leistungsangebote [...] geeignet sowie ausrei- 
chend, zweckmäßig und wirtschaftlich sind“. Entgelte sollen - entsprechend den in 
der Vereinbarung festgelegten „Leistungs- und Qualitätsmerkmale“ - „leistungs- 
gerecht“ sein. Eine Erhöhung der Vergütung kann der Träger nur dann verlangen, 
wenn das Jugendamt vorher zugestimmt hat, wobei Förderungen aus öffentlichen 
Mitteln anzurechnen sind. Die Vereinbarungen sind „für einen zukünftigen Zeit- 
raum“ abzuschließen (laut $ 78 d). Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zulässig. Bei 
„unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen“ der der Entgeltvereinbarung zu- 
grunde liegenden Annahmen sind die Entgelte neu zu verhandeln. Vorgesehen ist, 
dass die kommunalen Spitzenverbände mit den Leistungserbringern Rahmenver- 
träge abschließen ($ 78 f); als Vertragspartner gelten neben Verbänden der Träger 
der freien Jugendhilfe auch Vereinigungen „sonstiger Leistungserbringer“. 

Durch all diese Bestimmungen wird ein spezifisches Produktionsverhältnis 
zwischen Kostenträgern und Leistungserbringern begründet, wobei letztere, auch 
gesetzlich (in Gestalt von ausführlichen Erörterungen zur Rolle verschiedener 
nicht-öffentlicher Träger) als Dienstleistungspartner des Staates gelten. Das frag- 
liche Produktionsverhältnis erweist sich als vergleichsweise extensiv reguliert und 
ist (v. a. seit 1999) stark an Kriterien der Kosteneffizienz bzw. Ergebniskontrolle 
orientiert. Insofern beinhaltet die Dienstleistungsdoktrin der Kinder- und Jugend- 
hilfe - neben dem Versprechen von diversifizierten Hilfeleistungen auf Augenhöhe 
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- heute immer auch die Ausgestaltung des Produktionsverhältnisses als formali- 
sierte „Geschäftsbeziehung“. Erkennbar wird hier also gewissermaßen eine doppelte 
Dienstleistungsorientierung, deren beiden Komponenten nicht zwingend miteinan- 
der harmonieren'*: Es geht um die explizite(re) Berücksichtigung bzw. Bedienung 
der Präferenzen von Adressaten, aber eben auch - wenigstens implizit - um die 
Re-Interpretation behördlichen Handelns als Gegenstand spitz gerechneter Verträ- 
ge und produktbezogener Kundenbeziehungen. Soziale Interventionen erscheinen 
aus dieser Perspektive weniger als Interaktionsarbeit - also: inhaltlich und in der 
Zeitdimension nur vage bestimmbare, von kontingenten Kommunikationen und 
Ereignissen abhängige Tätigkeiten in einem ganzheitlichen, weil ebenen- und ak- 
teursübergreifenden, Handlungszusammenhang (vgl. Böhle 2011) -, sondern als 
grundsätzlich eingrenzbare und vielfach auch berechenbare wirtschaftliche Ope- 
rationen. Implizit korrespondiert diese Orientierung mit der Erwartung, dass das 
Gegenüber (Leistungserbringer bzw. Träger), der weiterhin als natürlicher Partner 
der Jugendhilfe gilt, seine eigenen Prozesse geschäftsförmig organisiert - also das 
vorantreibt, was seit einiger Zeit mit dem Begriff des „Sozialmanagements“ (vgl. 
Schubert 2005) assoziiert wird.” 

Wesentliche Bestandteile der institutionellen Normierung des Jugendamts und 
seiner Beziehungen mit weiteren Akteuren bzw. Instanzen ergeben sich ferner aus 
dem „Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz“ (KICK) von 2005, wobei 
der seinerzeit neu eingefügte „Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“ ($ 8a SGB 
VII) hervorzuheben ist, der für das Jugendamt erstmals konkrete Handlungsab- 
läufe verbindlich festgeschrieben hat.'? Dieser hat eine entscheidende Bedeutung 
für Interventionsprozesse bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung, einschließlich 





16 Allerdings ist bezüglich dieser beiden Komponenten auch von wechselseitigen „Anknüp- 
fungspunkten“ die Rede, etwa in Debatten von Jugendhilfeexperten (vgl. DST & AGJ 1999, 
BMFSFJ 2000). Dies wird in Abschn. 3.3 wieder aufgegriffen. 


17 Der Begriff steht für eine stärker betriebswirtschaftlich ausgerichtete Steuerung von Or- 
ganisationsprozessen, wobei dies den „Endzweck“ einer sozialen Einrichtung nicht beein- 
trächtigen soll. Zu den Kernelementen gehören etwa die zahlengestützte Beobachtung von 
Organisationsumwelten (Klienten, Financiers), die Etablierung gesonderter Abteilungen zur 
Einwerbung externer Ressourcen, der Aufbau eines systematischen internen Controllings so- 
wie eine unmittelbar(er)e strategische Befassung mit sich verändernden Aufgabenumwelten 
(Projektmanagement, Organisationsentwicklung etc.). 


18 Die Gesetzesbegründung rekurrierte explizit auf „spektakuläre Fälle“ von Kindeswohl- 
gefährdung, öffentliche Vorwürfe gegen „untätig“ gebliebene oder „nicht rechtzeitig“ ein- 
geschrittene Jugendämter und eine damit einhergehende Verunsicherung der Praxis — auch 
„vor dem Hintergrund der Dienstleistungsdebatte in der sozialen Arbeit“ - und leitete daraus 
das Erfordernis einer eindeutigen Klarstellung ab. Nicht zuletzt Straf- und Schadensersatz- 
verfahren gegen Mitarbeiter der Jugendhilfe hatten zuvor eine breite fachliche Diskussion 
über einheitliche verbindliche Standards in der Jugendhilfe angestoßen. Einen zentralen Stel- 
lenwert nahmen hier die Empfehlungen des Deutschen Städtetages (DST 2003) ein. 
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des Zusammenspiels der unterschiedlichen beteiligten Akteure; er wird deshalb 
nachfolgend im Wortlaut dokumentiert (s. Kasten): 


$ 8a SGB VIll im aktuellen Wortlaut 
1. Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefähr- 
dungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 
Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 
sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung 
einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforder- 
lich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von 
seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt zur 
Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und 
notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 
2. Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforder- 
lich, so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungs- 
berechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und 
kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu 
nehmen. 
3. Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leis- 
tungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei 
notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die 
Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden 
erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die Erzie- 
hungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur 
Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
4. In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass 
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für 
die Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen 
eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft 
beratend hinzugezogen wird sowie 
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3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in 
die Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch 
der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird. 

In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der be- 

ratend hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere 

die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den 

Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 

wenn sie diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, 

falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 

5. Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefähr- 
dung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind 
dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die 
Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags 
bei Kindeswohlgefährdung nach $ 8a erforderlich ist. Die Mitteilung soll 
im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden ört- 
lichen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das 
Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt 
wird. 


Ersichtlich wird, dass es im Kinderschutz (nunmehr) konkretere Verfahrensregeln 
gibt. Seit der Gesetzesnovelle hat das Jugendamt bei „gewichtigen Anhaltspunk- 
ten“ für eine Kindeswohlgefährdung „das Gefährdungsrisiko im Zusammenwir- 
ken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen“. Die Eltern sowie das Kind sind hierbei 
zu beteiligen. Darüber hinaus muss sich das Jugendamt „einen unmittelbaren Ein- 
druck von dem Kind und seiner persönlichen Umgebung“ verschaffen, „sofern 
dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist“ - ein Passus, der erst 2012 mit 
dem sog. „Bundeskinderschutzgesetz“ eingefügt wurde.!? Betrachtet man das heute 
bestehende (Gesamt-)Regelwerk, so bestehen für das Jugendamt nach der „Erst- 
diagnose“ - abhängig vom konkreten Fall - folgende Handlungsalternativen (s. 
Abb. 3.1): 


1. Sofern „geeignet und notwendig‘, hat das Jugendamt den Eltern eine Hilfe- 
leistung anzubieten, wofür es in aller Regel einen externen (frei-gemeinnüt- 





1% Dieser Kompromiss stellte den Schlusspunkt einer erhitzten Debatte um „verbindliche 
Hausbesuche“ dar (vgl. Abschn. 3.3 sowie Turba 2012). 
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Jugendamt (JA) 

+ Anhaltspunkte verifizieren 

« Risikoeinschätzung 
o Einbezug mehrerer ASD-Fachkräfte 
o Einbezug der Beteiligten 
o Unmittelbaren Eindruck vom Kind und 

seiner Umgebung verschaffen 

« Bei Hilfeangebot (©): 

o Monitoring, ggf. Re-Assessment 











Beauftragung bei Gefahr im Verzug falls erforderlich falls erforderlich 
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«  Informations- «  Sorgerechts- 
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Abb. 3.1 Interventionsablauf bei Kindeswohlgefährdung (nach $ 8a SGB VIII). (Diagramm 
in Anlehnung an Kunkel (2013: 46)) 


zigen oder privat-gewerblichen) Träger beauftragen wird. Dabei kann es - je 
nach Grad der Gefährdung - aus einem breiten Spektrum im SGB VII (nicht 
erschöpfend) aufgeführter Maßnahmen wählen, die von eher niedrigschwelli- 
gen Beratungsangeboten ($$ 16 ff) über ambulante bis hin zu stationären „Hil- 
fen zur Erziehung“ ($$ 27 ff) reichen.” Hierfür stellt es gemeinsam mit den 





2 „Hilfen zur Erziehung“ (kurz: HzE) sind dann vorgesehen, wenn „eine dem Wohl des Kin- 
des [...] entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung 
geeignet und notwendig ist“ ($ 27 SGB VII). In diesem Falle besteht seitens der Eltern ein 
Rechtsanspruch auf Hilfeleistung. Eine in einschlägigen Fällen häufig eingesetzte ambulante 
Maßnahme ist z. B. die „Sozialpädagogische Familienhilfe“ (SPFH; $ 31 SGB VII), die die 
Familien über einen längeren Zeitraum regelmäßig zu Hause aufsucht und durch „intensive 


Betreuung und Begleitung“ z. B. bei der Bewältigung von Erziehungs- und Alltagsproblemen 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ bietet. 
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Adressaten (Eltern und Kind) sowie dem Leistungserbringer einen sog. „Hilfe- 
plan“ ($ 36) auf, der Feststellungen über den Bedarf, die Art der Hilfe und die 
notwendigen Leistungen enthält. Im Rahmen dieses Plans ist auch ein „Moni- 
toring“ obligatorisch, also die regelmäßige Überprüfung, ob die Hilfe weiter- 
hin „geeignet und notwendig“ ist und dementsprechend verlängert, geändert 
oder beendet werden sollte. Der beauftragte Träger hat seinerseits - durch das 
Jugendamt abzusichern über entsprechende Vereinbarungen - bei „gewichti- 
gen Anhaltspunkten“ Gefährdungseinschätzungen vorzunehmen, ergänzende 
Hilfen anzubieten und - falls die Gefährdung nicht anders abgewendet wer- 
den kann - das Jugendamt zu informieren (s. u.). Wie das Jugendamt muss er 
Eltern und Kind an der Einschätzung beteiligen und darüber hinaus eine sog. 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ hinzuziehen.”! Somit dehnt $ 8a SGB VIII die 
Verantwortung für den Kinderschutz explizit auf die Leistungserbringer (ein- 
schließlich der Einrichtungen der Kindertagesbetreuung) aus. 

2. Eine „Inobhutnahme“ des Kindes ist nach $ 42 SGB VII dann durchzuführen, 
wenn das Kind darum bittet oder eine „dringende Gefahr“ für sein Wohl besteht. 
Hier handelt es sich um eine vorübergehende Fremdunterbringung, während 
der zunächst die Problemsituation geklärt werden soll. Sofern die Eltern dage- 
gen Widerspruch einlegen, die Gefahr aber fortbesteht, muss das Jugendamt das 
Familiengericht einschalten, das dann über die Rechtmäßigkeit der Inobhut- 
nahme und die weiteren Maßnahmen entscheidet. Widersprechen die Eltern 
nicht, so ist unverzüglich ein Hilfeplanverfahren einzuleiten (wie unter Punkt 1 
beschrieben). 

3. Ferner hat das Jugendamt das Familiengericht anzurufen, wenn es dessen 
„Tätigwerden für erforderlich hält“ sowie in allen Fällen, in denen die Eltern 
„Nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
mitzuwirken“. Nach $ 50 muss es das Gericht bei allen Maßnahmen, die die 
Sorge von Kindern und Jugendlichen betreffen, unterstützen. (zu den Aufgaben 
des Familiengerichts s. u.) 

4. Andere Organisationen - das Gesetz nennt hier „andere Leistungsträger, Ein- 
richtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei“ - sind dann einzuschalten, 
wenn dies „zur Abwendung der Gefährdung notwendig erscheint“. Zunächst 





2! Die entsprechende Qualifikation (deren Kriterien ebenfalls per Vereinbarung festgehalten 
werden müssen) kann entweder durch langjährige Berufserfahrung oder eine Fortbildung 
erworben werden. Es kann sich um Mitarbeiter der Einrichtung oder auch um externe Fach- 
kräfte handeln. Die Gesetzesbegründung von 2005 führte hierzu aus, dass es den Trägern 
häufig an der „notwendigen Kompetenz“ fehle, eine Kindeswohlgefährdung zu erkennen. 
Nach dem 2012 neu eingefügten $ 8 b SGB VII haben die Träger auch gegenüber dem örtli- 
chen Jugendamt Anspruch auf eine entsprechende Beratung. 
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soll bei den Eltern darauf hingewirkt werden, diese selbst in Anspruch zu neh- 
men. Verweigern sich diese oder ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich, so 
schaltet das Jugendamt die entsprechenden Stellen selbst ein. (zu den Aufgaben 
der Gesundheitshilfe und der Polizei s. u.) 


Es ist unschwer erkennbar, dass sich in diesem Regelkomplex eine Doktrin konse- 
quenten Intervenierens im Sinne eines behördlich durchgeplanten, die Gewährleis- 
tung von Kinderschutz garantierenden Vorgehens manifestiert. Das Jugendamt ist 
dabei formal stets federführend, wenngleich es Interventionen in Aktionseinheit 
mit beauftragten Leistungserbringern vornehmen soll. Damit stellt sich im aktu- 
ellen Regelwerk der in der Theorie der Sozialen Arbeit klassisch als Dualität von 
Hilfe und Kontrolle beschriebene öffentliche Auftrag in modifizierter Form dar: 
nämlich als Nebeneinander von Dienstleistungsorientierung (im o. g. doppelten 
Sinne) und dem, was man als prozeduralen „Rigorismus“ bezeichnen könnte. 
Resümierend lässt sich in Bezug auf die eingangs genannten Analyseaspekte 
festhalten, dass das Regelwerk (im SGB VII) zwar die Aufgaben der Jugendhilfe 
im Kinderschutz relativ umfassend definiert, zumindest hinsichtlich der zu schüt- 
zenden Rechtsgüter aber von expliziten Konkretisierungen absieht: Grundlage für 
das Verfahren (nach $ 8 a) ist das Bekanntwerden „gewichtiger Anhaltspunkte für 
eine Kindeswohlgefährdung“. Hier handelt es sich um einen unbestimmten Rechts- 
begriff, der „nur empirisch über Kasuistik bzw. Rechtsprechung“ und „Erfahrungs- 
wissen“ gefüllt werden kann (Jordan 2006: 28).?? Die Zuständigkeit des Jugendamts 
als „Herr des Verfahrens“ ergibt sich aus abstrakten Rechtsnormen ($$ 1 und 8a 
SGB VII), die ansonsten wenig Konkretes enthalten: Hilfen sollen dann gewährt 
werden, wenn das Jugendamt sie für „geeignet und notwendig“ hält und - in einem 
spezifisch ausgestalteten Dienstleistungsverhältnis - andere Instanzen dann hin- 
zugezogen werden, wenn dies als „erforderlich“ angesehen wird. Einen möglichen 
Endpunkt der Amtskompetenz stellt die Anrufung des Familiengerichts dar - wo- 
bei (vom Jugendamt selbst konstatierte) mangelnde Kooperationsbereitschaft bzw. 
-fähigkeit auf Seiten der Eltern eine wesentliche Voraussetzung dafür ist. Dies gilt 
entsprechend für das eigenmächtige Einschalten anderer Instanzen, welches außer- 
dem an die Erforderlichkeit eines sofortigen Tätigwerdens geknüpft wird. Anlass 
für eine etwaige Inobhutnahme ist das Vorliegen einer „dringenden Gefahr“. Jen- 
seits der ersten Abklärung, Diagnose, Notverfahren und eventuellen „Weiterver- 
mittlung“ existieren einige Vorgaben zu Verfahrensweisen in Gestalt des o. g. Hilfe- 
planprozesses (nach $ 36), in dessen Verlauf Maßnahmen aus dem Katalog des SGB 





?? Konkretisierungen finden sich in untergesetzlichen Regelungen (in Vereinbarungen, Ar- 
beitshilfen, Erhebungsinstrumenten etc.) auf der Ebene der Länder und Kommunen (s. Ab- 
schn. 3.2). 
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VIII verfügt werden können.”? In diesem Rahmen erfolgt dann auch die Alimen- 
tierung der leistungserbringenden Organisationen mit finanziellen Ressourcen im 
Kontext allgemeiner, vertraglich zu operationalisierender Wirtschaftlichkeitsvor- 
gaben, ohne dass indes der Umfang der Aufwendungen näher festgelegt wird. 


Das Familiengericht als „Ort der letzten Entscheidung“ Das Familiengericht soll 
in Kinderschutzfällen dann auf den Plan treten, wenn - aus Sicht des Jugendamts - 
eine Kooperationsbereitschaft der Eltern trotz aller unternommenen Anstrengun- 
gen nicht gegeben ist und Entscheidungen über die Inobhutnahme eines Kindes 
oder den Entzug (ggf. von Teilbereichen, z. B. des Aufenthaltsbestimmungsrechts) 
der elterlichen Sorge als unvermeidbar angesehen werden. Die juristische Grund- 
lage hierfür findet sich im Bürgerlichen Gesetzbuch (in $ 1666 BGB), welches einen 
gerichtlichen Eingriff in die Personensorge im Interesse des Schutzes des Kindes 
ermöglicht, wenn die Eltern in ihrer Schutzfunktion”? (zu) versagen (scheinen). 
Die Sprache des Gesetzes scheint eindeutig: „Wird das körperliche, geistige oder 
seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht 
gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht 
die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich sind“ 
($ 1666 Abs. 1 BGB). Seit dem „Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher 
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ von 2008 legt das Regelwerk (in 
Abs. 4) eine Reihe möglicher gerichtlicher Anordnungen explizit fest und nennt 
dabei neben der Entziehung der elterlichen Sorge auch „niedrigschwelligere“ Maß- 
nahmen in Form von Geboten (z. B. zur Inanspruchnahme von Leistungen der Kin- 
der- und Jugendhilfe oder der Gesundheitsfürsorge) und Verboten (bezüglich des 
Aufenthalts bei und dem Umgang mit dem Kind). 

Dabei gilt das Postulat der Verhältnismäßigkeit und Subsidiarität (laut $ 1666 
a BGB): Sämtliche Maßnahmen, die das Erziehungsrecht der Eltern stärken, sind 
vorrangig gegenüber familiengerichtlichen Eingriffen. Eine Trennung des Kindes 
von der Familie oder ein Entzug des Sorgerechts darf nur erfolgen, wenn andere 
Maßnahmen zur Abwendung der Gefahr nicht ausreichen. Generelle Vorausset- 
zung für eine Sorgerechte beschneidende Intervention des Gerichts ist laut Gesetz, 
dass „die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr abzuwenden‘; 





® Vgl. dazu Schmid 2006, Rebbe 2006 sowie für eine detaillierte Beschreibung der einzelnen 
Hilfeformen Blüml 2006. Ist eine dem Kindeswohl angemessene Erziehung nicht gewähr- 
leistet und sind Hilfen „geeignet und notwendig‘, so besteht seitens der Eltern ein Rechtsan- 
spruch (s. o.). 

24 Gemäß Art. 6 Abs. 2.1 GC. 


® Hier handelt es sich um eine Verdeutlichung bereits vor der Gesetzesnovelle bestehender 
Handlungsoptionen. 
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hier spielt z. B. die Bereitschaft der Eltern eine Rolle, öffentliche Hilfen nach dem 
SGB VIN zu akzeptieren (vgl. Rosenboom 2006: 14 ff.). Damit wird das Familien- 
gericht zum Ort der letzten Entscheidung und im Grunde genommen - weil es den 
Auftrag hat, sämtliche Möglichkeiten einer familieninternen Problemlösung aus- 
zuloten - zu einem institutionellen Garanten der o. g. Subsidiaritätsdoktrin. Miss- 
lingt diese „letzte Rettung‘, ist es jedoch die (einzige) Instanz, die berechtigt (und 
beauftragt) ist, den Vorrang der Familie außer Kraft zu setzen. 

Wie bereits erwähnt, handelt es sich beim „Kindeswohl“ und dessen „Gefähr- 
dung“ um unbestimmte Rechtsbegriffe, die (nur) im Einzelfall zu konkretisieren 
sind. Für die Gerichte impliziert dies, dass sie auf Fachexpertise (z. B. Erkenntnisse 
der Psychologie und Pädagogik) zurückgreifen müssen, um juristische Entschei- 
dungen zu fundieren. Entsprechende Anhaltspunkte geben - außergesetzlich - ver- 
schiedene Kriterienlisten zu kindlichen Bedürfnislagen, die jedoch nie erschöpfend 
sein können und von wissenschaftlichen Erkenntnissen, gesellschaftlichen Werten 
sowie deren Wandel abhängig sind (vgl. Rosenboom 2006: 12 £.). Rechtsinterpre- 
tationen sind mithin von entscheidender Bedeutung. Laut höchstrichterlicher 
Rechtsprechung rechtfertigt „nicht jede Belastung, sondern nur eine erhebliche 
Gefährdung“ einen Eingriff des Gerichts (BVerfGE 60, 79, 94). Unter Kindeswohl- 
gefährdung versteht man die „begründete Besorgnis, dass bei Nichteingreifen des 
Gerichts das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes beeinträchtigt 
wird“ (OLG Nürnberg 1981) bzw. den Sachverhalt, dass „eine gegenwärtige, in 
einem solchen Maße vorherrschende Gefährdung besteht, dass sich bei der weite- 
ren Entwicklung des Kindes eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit 
voraussehen lässt“ (BGH 1956). Die Subsidiaritätsdoktrin leitet offensichtlich auch 
die Rechtsinterpretation in hohem Maße. 

Gleichzeitig wird der Subsidiaritätsvorbehalt jedoch zum Gegenstand eines 
straffen Verfahrens - hier zeigt sich gewissermaßen eine Doktrin konsequenter 
Rechtsstaatlichkeit: Das Prozedere vor dem Familiengericht regelt seit 2009 das 
„Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ (kurz FamFG; hier insb. $$ 155-166). Demnach sind 
Kindeswohlsachen vorrangig und beschleunigt durchzuführen. Spätestens einen 
Monat nach Beginn des Verfahrens soll ein Erörterungstermin stattfinden, bei dem 
auch das Jugendamt anzuhören ist. Das Gericht soll hier mit den Eltern und in 
geeigneten Fällen auch mit dem Kind klären, „wie einer möglichen Gefährdung 
des Kindeswohls, insbesondere durch öffentliche Hilfen, begegnet werden und 


c 


welche Folgen die Nichtannahme notwendiger Hilfen haben kann“* Kann beim 





2° Wenn es dem Kindeswohl nicht widerspricht, hat das Gericht stets auf ein Einvernehmen 
der Beteiligten hinzuwirken und auf die Beratungsmöglichkeiten der Kinder- und Jugend- 
hilfe hinzuweisen. 
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genannten Erörterungstermin kein Einvernehmen hergestellt werden, kommt eine 
einstweilige Anordnung (z. B. bzgl. des Umgangsrechts) in Betracht, zu der das 
Kind vorher persönlich angehört werden muss. Für das Kind ist so früh wie mög- 
lich ein geeigneter Verfahrensbeistand hinzuzuziehen, der das Interesse des Kindes 
feststellen und im Verfahren zur Geltung bringen, das Kind über das Verfahren 
informieren und ggf. durch Gespräche mit den Eltern auf eine einvernehmliche 
Lösung hinwirken soll.”” Anzuhören sind im Verfahren stets das Jugendamt, die El- 
tern sowie die Kinder, sofern sie über 14 Jahre alt sind oder (bei jüngeren Kindern) 
„die Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes für die Entscheidung von 
Bedeutung sind“.”® Darüber hinaus hat das Gericht die Möglichkeit, (unter Setzung 
einer Frist) ein Sachverständigengutachten anzuordnen, wobei den eingesetzten 
Experten auch die Aufgabe übertragen werden kann, auf Herstellung des Einver- 
nehmens zwischen den Beteiligten hinzuwirken.?? Länger dauernde Kinderschutz- 
maßnahmen hat das Gericht „in angemessenen Zeitabständen“ zu überprüfen. 
Sieht es von Maßnahmen nach $ 1666 ab, soll es seine Entscheidung „in der Regel 
nach drei Monaten“ überprüfen. Man sieht: Es besteht ein ausgefeiltes Reglement 
zum rechtlichen Umgang mit Kindeswohlgefährdung, bei dem die Verfahren rela- 
tiv genau vorgeschrieben sind. 

Resümieren wir die regulatorischen Grundlagen für familiengerichtliches Han- 
deln, so haben wir es in Bezug auf die zu schützenden Rechtsgüter einmal mehr mit 
unbestimmten Rechtsbegriffen zu tun, wobei $ 1666 BGB explizit vom „körper- 
lichen, geistigen und seelischen Wohl“ des Kindes spricht. Die Zuständigkeit des 





” Als Verfahrensbeistände (vor dem FamFG: „Verfahrenspfleger“) werden (mit unterschied- 
lichen lokalen Präferenzen) z. B. Rechtsanwälte, Sozialpädagogen oder Psychologen heran- 
gezogen. Diese haben „im intensiven Gespräch mit dem Kind dessen Empfindungen und 
Bedürfnisse zu erkunden“ bzw. bei Kindern, die noch nicht sprechen können, „sich durch 
Beobachtung des Kleinkinds und seines Verhaltens sowie durch Gespräche mit den Betreu- 
ungspersonen zu informieren“. Sie haben „keine fiskalischen Interessen wahrzunehmen und 
auch nicht das Wohl der Eltern, sondern nur das Wohl des Kindes im Auge zu behalten“ 
(Baer 2006: 122-1 ff., vgl. Raack 2006: 110-3). Die berufsmäßige Ausübung der Verfahrens- 
beistandschaft wird seit dem FamFG mit einer Pauschale von 350-550 € aus der Staatskas- 
se ($ 158 Abs. 7 FamFG) anstelle der bislang (für Vormünder) üblichen Stundensätze von 
19,50-33,50 € ($ 277 FamFG) vergütet. 


28 Kindern über 14 Jahren steht zudem ein Beschwerderecht zu. 


® Denkbar sind z. B. (familien)psychologische, (rechts)medizinische oder psychiatrische 
Gutachter. Der Sachverständige ist in das Hilfeplanverfahren nach $ 36 SGB VII (s. 0.) ein- 
zubeziehen. Die Steuerungsverantwortung hinsichtlich der erforderlichen Hilfe bleibt indes 
beim Jugendamt — wenngleich, so eine Experteneinschätzung, „in der Praxis gerade in akuten 
Krisen zu beobachten ist, dass ärztliche oder psychologische Sachverständige mitunter gerne 
direktive Vorgaben über die Ausgestaltung der Hilfe machen würden“ (Kindler & Meysen 
2006: 121-5). 
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Familiengerichts ergibt sich aus dem Vorliegen einer Gefährdung, gepaart mit einer 
festgestellten Kooperationsverweigerung bzw. -unfähigkeit auf Seiten der Eltern. 
Insofern ist sein Aufgabenbereich dem des Jugendamts - das zuvor alle „milderen“ 
Varianten der Gefährdungsabwendung gemeinsam mit den Eltern auszuschöpfen 
hat - nachgeordnet, obwohl der nach dem FamFG vorgesehene frühe Erörterungs- 
termin tendenziell auf eine „Vorverlagerung“ der gerichtlichen Verantwortung 
hindeutet. Die Vorgaben zu den Verfahrensweisen des Gerichts zielen - neben der 
angemessenen Repräsentation aller Beteiligten (Kind inkl. Verfahrensbeistand, EI- 
tern, Jugendamt, ggf. Sachverständige) - vor allem auf Niedrigschwelligkeit sowie 
die (rasche) Herstellung von einvernehmlichen Lösungen. Es dominiert somit (auch 
hier) der Subsidiaritätsgedanke. Die Regelungen zur Überprüfung der eingesetzten 
Maßnahmen dienen ihrer zeitlichen Begrenzung bzw. - im Falle ihres Ausbleibens 
- als zusätzliches „Sicherheitsnetz“. 

All dies vollzieht sich freilich im Rahmen einer Doktrin konsequenter Rechts- 
staatlichkeit. Im Zweifel ist unklar, was prioritär ist: der Vorrang der Familie oder 
die hieb- und stichfeste Durchsetzung von Schutzrechten. Die Doktrin konsequen- 
ter Rechtsstaatlichkeit manifestiert sich überdies nicht nur in der zunehmend mi- 
nutiösen „Durchregulierung“ des gerichtlichen Prozederes, sondern auch in dessen 
Finanzierung: Die Kosten des Verfahrens (einschließlich der Aufwendungen für 
die Bestellung von Verfahrensbeiständen und Sachverständigen) trägt in einschlä- 
gigen Verfahren i.d. R. die Staatskasse, wenngleich das Gericht in Ausnahmefällen 
auch den Beteiligten (Teile der) Kosten auferlegen kann.’ Der Ressourceneinsatz 
folgt in formaler Hinsicht dem Bedarf nach Entscheidungsfindung und darauf be- 
zogenen sachlichen Erwägungen, wobei keine genaueren, auf ökonomische Fragen 
bezogenen Operationalisierungen (Vertragsregeln etc.) vorgenommen werden. 


Akteure des Gesundheitswesens: „Melder in weiß“ mit Nebenrollen Kinder- 
schutzsysteme sind dadurch gekennzeichnet, dass es neben den bisher genannten 
„Spezialinstanzen“ eine ganze Reihe weiterer Akteure gibt, die gemeinhin eher zur 
Peripherie gezählt werden, jedoch aufgrund ihres unmittelbaren Adressatenkon- 
takts gewissermaßen „in vorderster Front“ stehen und ebenfalls regelmäßig mit 
Kindeswohlgefährdung konfrontiert sein können. Zu diesen zählen zuvorderst 
Berufstätige im Gesundheitswesen (Kinderärzte, Hebammen, etc.), die in der Regel 
als „Melder“ auftreten. Vor allem in dieser Funktion sehen sich die Berufsgruppen 
Regelkomplexen gegenüber, in deren Rahmen sie eine Mitverantwortung für Kin- 





30 Etwa wenn diese (nach $ 81 Abs. 2 FamFG) durch grobes Verschulden Anlass für das Ver- 
fahren gegeben haben. 
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derschutzfragen tragen (sollen).?! Durch ihre Einbindung als „Screening-Experten‘, 
Diagnoselieferanten und Gutachter (sowie selten auch als „Fallintervenierende“) 
sind sie im Kinderschutzsystem Träger wichtiger Nebenrollen. 

Zu nennen sind hier Ärzte und Hebammen. Sie zählen zu den „Berufsgeheim- 
nisträgern“ und unterliegen somit grundsätzlich der Schweigepflicht gemäß $ 203 
StGB.” Verletzen sie Privatgeheimnisse, die ihnen im Rahmen ihrer beruflichen 
Tätigkeit anvertraut worden sind, machen sie sich strafbar. Entsprechende (Selbst-) 
Verpflichtungen des ärztlichen Berufsstandes finden sich auch in den ärztlichen 
Berufsordnungen (siehe $ 9 Musterberufsordnung) sowie schon im „Eid des Hip- 
pokrates“ (vgl. Herrmann et al. 2010: 232 ff.). So bestehen - auch in Fällen von 
Kindeswohlgefährdung - grundsätzlich keinerlei Meldepflichten (gegenüber dem 
Jugendamt oder auch der Polizei).”? Nach $ 34 StGB gibt es jedoch in Fällen eines 
„rechtfertigenden Notstands“ - zur Abwehr von Gefahren oder zum „Schutz eines 
höheren Rechtsgutes“ (so die ärztliche Berufsordnung) - eine Meldebefugnis. Aus 
ärztlicher Sicht ist also der Schweigepflicht „im Sinne einer sorgfältigen Güterab- 
wägung das gefährdete Kindeswohl gegenüberzustellen“ (Herrmann et al. 2010: 3; 
vgl. Meysen 2007: 33 f.): Lässt es sich anders nicht schützen, so ist es erlaubt, die 
Schweigepflicht zu brechen.°* In allen anderen Fällen bedarf es für eine Meldung 
einer Entbindung von der Schweigepflicht durch das Kind oder die Eltern (ebd.). Die 
Verletzung der ärztlichen Schweigepflicht wird jedoch nur auf Antrag (des Geschä- 
digten) verfolgt (BDK 2009: 53). Da nach der Rechtsprechung des BGH die ärztliche 
Schweigepflicht grundsätzlich dann durchbrochen werden kann, wenn in Zukunft 
(Wiederholungs-)Gefahr besteht, ist zudem - wenigstens in den Augen einiger Ex- 
perten - „die Schwelle für eine Durchbrechung bei allen Gewalttaten gegen Kinder 
als sehr niedrig anzusehen“ (Herrmann et al. 2010: 233 f.; vgl. BDK 2009: 54). 





?! Hier sind zunächst die bundesgesetzlichen Bestimmungen relevant. Daneben existieren 
in den Bundesländern weitere Regelungen, die insbesondere die seit 2007 nahezu flächende- 
ckend verbindlichen Vorsorgeuntersuchungen betreffen (Fegert et al. 2010: 323ff; siehe zur 
konkreten Ausgestaltung Abschn. 3.2). 


2 So wie z. B. auch Rechtsanwälte, Berufspsychologen oder staatlich anerkannte Sozialar- 
beiter. 

® Ausnahmen stellen hier lediglich einige besonders gravierende Straftaten dar (im hiesi- 
gen Zusammenhang etwa: Mord, Totschlag, Menschenhandel), zu deren Anzeige nach $ 138 
StGB jedermann verpflichtet ist, der von ihrer Vorbereitung oder Ausführung erfährt. 

3 Teilweise wird Ärzten dabei eine „Garantenstellung“ im Sinne einer „höhere[n] Verpflich- 
tung [...] als ein Laie“ zugeschrieben (Herrmann et al. 2010: 3). 

® Darüber hinaus verpflichtet $ 294 a SGB V Krankenhäuser und Vertragsärzte, Hinweise 
auf drittverursachte Gesundheitsschäden „einschließlich der Angabe über Ursachen und den 
möglichen Verursacher“ den Krankenkassen mitzuteilen, damit diese ggf. Schadensersatzan- 
sprüche geltend machen können. Zwar ist die Relevanz dieser Regelung in der Praxis — man- 
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Neben diese grundsätzlichen Regelungen zur Schweigepflicht trat 2012 (als Teil 
des „Bundeskinderschutzgesetzes“) das „Gesetz zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz“ (KKG). $ 4 dieses Gesetzes sieht nunmehr vor, dass Berufsge- 
heimnisträger, denen Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung bekannt wer- 
den, mit Kind und Eltern „die Situation erörtern“ und ggf. „auf die Inanspruch- 
nahme von Hilfen hinwirken“ sollen; dabei haben sie Anspruch auf Beratung durch 
eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ aus dem Bereich der Jugendhilfe. Kann die 
Gefährdung auf diese Weise nicht abgewendet werden, so sind sie befugt, beim 
Jugendamt Meldung zu erstatten. Dieses abgestufte Vorgehen erinnert an die o. g. 
Aufgabe der freien Träger nach $ 8 a SGB VII (vgl. Meysen 2012: 41 ff.). Im Unter- 
schied zu letzteren sind allerdings die hier angesprochenen Berufsgruppen nicht 
verpflichtet, sondern lediglich befugt, das Jugendamt zu informieren.” 

Das KKG greift jedoch nicht nur in die Modalitäten der „Meldepraxis“ ein, son- 
dern verweist darüber hinaus auf einen tendenziell stärkeren Einbezug von Ins- 
tanzen außerhalb der Jugendhilfe, nicht zuletzt solchen des Gesundheitswesens.? 
So legt es (in $ 3) Rahmenbedingungen für „verbindliche Netzwerkstrukturen“ im 
Kinderschutz fest, insbesondere im Bereich „Früher Hilfen“. Deren Organisation 
soll i. d. R. durch die Jugendämter übernommen werden. Eine prominente Rolle 
in diesen Netzwerken sollen so genannte Familienhebammen spielen, die im Ge- 
setz explizit Erwähnung finden. Hier handelt es sich um Hebammen mit einer psy- 
chosozialen Zusatzausbildung, die bis zu einem Jahr nach der Geburt des Kindes 
besonders problembelasteten Familien medizinische und psychosoziale Unterstüt- 
zung bieten sollen (vgl. dazu Eisentraut & Turba 2013). 





gels entsprechender Erfahrungen zu ihren Auswirkungen - unklar, jedoch äußern Experten 
aus dem Kreis der Ärzteschaft Bedenken, dass aus unmittelbaren Anfragen der Kranken- 
kassen bei den Justizbehörden auch negative Konsequenzen für das Kindeswohl erwachsen 
könnten und sprechen sich daher für eine Abstimmung mit dem behandelnden Arzt aus 
(Herrmann et al. 2010: 258f). Meysen et al. (2009: 114) merken dazu an, dass Ärzte - sofern 
sie von ihrer Meldepflicht absehen — ggf. keine Leistungen abrechnen können, denen eine 
Fremdverursachung zugrunde liegt. 


36 Ziel des Gesetzgebers war eine Erhöhung der Rechtssicherheit bei der Abwägung der 
Schweigepflicht durch eine entsprechende gesetzliche Befugnisnorm außerhalb des Strafrechts, 
also jenseits des o. g. „rechtfertigenden Notstandes“. Czerner (2012: 72) spricht in diesem 
Zusammenhang von einem „vergleichsweise niedrigschwelligen Rechtfertigungsgrund‘“, um 
die Schweigepflicht zu durchbrechen. 

37 Genannt werden „Gesundheitsämter, Sozialämter, Gemeinsame Servicestellen, Schulen, 
Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische 
Zentren, Frühförderstellen, Beratungsstellen [...], Einrichtungen und Dienste zur Mütter- 
genesung |[...], Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe“ 
($ 3, Abs. 2 KKG). 

38 Laut $ 4 KKG erhalten entsprechende Angebote (zunächst zeitlich befristet) zusätzliche 
Fördergelder des Bundes in Höhe von 30-51 Mio. € pro Jahr. 
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Man erkennt: Das die genannten Berufsgruppen betreffende Regelwerk prägt 
ein Nebeneinander von Unabhängigkeitsvorbehalt und spezifischer Kooperations- 
erwartung. Die latente „Kooperationsdoktrin“ macht sie als Melder und praktisch 
eher marginal (und lediglich im Falle der Familienhebammen auch konkreter) 
Involvierte zum Verfahrenshelfer im Kinderschutzsystem. Gleichzeitig setzt eine 
Art „Autonomiedoktrin“ dabei jedoch bestimmte Stoppregeln: Da die genannten 
Regelungen zur Schweigepflicht (nach wie vor) vergleichsweise unverbindlich sind, 
setzen sie gewissermaßen einen Gegenimpuls zur o. g. Kooperationserwartung. 

Auch im Hinblick auf die Finanzierung von kinderschutzbezogenen Aktivitä- 
ten steht das Autonomie- nicht selten gegen das Kooperationsprinzip: Die Inter- 
ventionen von Gesundheitsberufen werden im Rahmen einer geradezu hermetisch 
von der Jugendhilfe abgegrenzten, stark an den Kriterien medizinischen Handelns 
orientierten Refinanzierungssystematik vollzogen. Der entstehende Aufwand ist 
meist nicht durch die für die normale Gesundheitsversorgung zuständigen Kos- 
tenträger (Krankenkassen) gedeckt. Ausnahmen bestätigen - sofern man die frag- 
lichen Leistungen als „Kinderschutzmaßnahmen“ auffassen möchte - die Regel: So 
werden die Früherkennungsuntersuchungen ($ 26 SGB V) bei Kindern bis zu sechs 
Jahren innerhalb vorgegebener Zeiträume mit den Krankenkassen abgerechnet. 
Das abrechenbare Zeitkontingent beträgt hier jeweils 27 Minuten (Meysen et al. 
2009: 112). Zudem haben versicherte Kinder Anspruch auf nichtärztliche sozial- 
pädiatrische Leistungen (nach $ 43 aSGB V). Medizinische Gutachter im Bereich 
des Kinderschutzes erhalten dagegen Vergütungen von außerhalb des Gesund- 
heitswesens.’” Die Finanzierung von Familienhebammen ist nach wie vor (auch 
nach Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes 2012) diffus und vielgestaltig 
geregelt: Sie erfolgt entweder über Anstellung bei den Gesundheitsämtern, freien 
Trägern, auf freiberuflicher Ebene über Honorarverträge mit Gesundheits- oder 
Jugendämtern oder im Rahmen des Hilfeplanverfahrens durch Aufnahme in den 
Leistungskatalog des Jugendamts (vgl. dies.: 118 ff.).* 

Vielfach erbringen die Gesundheitsberufe kinderschutzbezogene Aktivitäten als 
Schattenleistungen. Ärztliche Leistungen innerhalb von Kliniken werden hierzu- 
lande anhand von sog. DRG-Fallgruppen refinanziert und auch niedergelassene 
Mediziner (Kinderärzte etc.) erhalten diagnose- bzw. behandlungsbezogene Kos- 
tenpauschalen. Die Vergütungen richten sich nach anerkannten Krankheitsbildern 





# Bei Gerichtsverfahren erfolgt sie nach dem allgemeinen Justizvergütungs- und -entschädi- 
gungsgesetz. Die Finanzierung spezieller rechtsmedizinischer Institute ist lokal unterschied- 
lich geregelt (s. Abschn. 4.1.2). 

#0 Der Betreuungszeitraum liegt dabei bei maximal einem Jahr. Auf lokaler Ebene existie- 
ren für Familienhebammen spezielle Vereinbarungen bezüglich des Umgangs mit Kindes- 
wohlgefährdung, die in ihrer Diktion oft $ 8 a SGB VIII ähneln und entsprechende (Melde-) 
Verpflichtungen vorsehen (s. zu den Details der lokalen Ausgestaltung Abschn. 3.2 und 4.1). 
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und manifesten Gesundheitsproblemen (nach ICD-Klassifikation); alles weitere 
(einschließlich psychosozialer Problemlagen) bleibt irrelevant. Wenigstens für den 
Krankenhausbetrieb muss überdies in Rechnung gestellt werden, dass das Vergü- 
tungssystem die Träger dazu veranlasst, sich bei ihren Interventionen akribisch an 
das zu halten, was dieses System an refinanzierbaren Leistungen vorsieht (Bode 
2010). Ähnliches gilt für freiberufliche Hebammen, für die seit 2007 eine speziel- 
le Vergütungsvereinbarung (HebVV) existiert, die jedoch keine Zusatzleistungen 
über das reguläre Angebot (Beratung, Geburtshilfe, Wochenbettbetreuung) hinaus 
beinhaltet.*! Es hängt mithin von den faktischen ökonomischen Spielräumen der 
verschiedenen Berufsgruppen bzw. Leistungserbringer sowie ihrem persönlichen 
„Commitment“ ab, wie weit sie Aufgaben des Kinderschutzes über das Notwen- 
digste hinaus verfolgen. 

Resümiert man die institutionellen Bestimmungen zur Rolle bzw. Mitarbeit von 
Gesundheitsberufen im Kinderschutzsystem, so kann festgehalten werden, dass 
ihnen - abgesehen von der o. g. (neuen) Soll-Vorschrift in $ 4 KKG und dem Rol- 
lenzuschnitt der Familienhebammen - keine formale Zuständigkeit auferlegt wird. 
Ihre Hauptrolle im Kinderschutzsystem als „Melder in weiß“ wird als automatisches 
Nebenprodukt einer andersartigen Berufstätigkeit gewertet, wobei das Regelwerk 
- ungeachtet allgemein bestehender Kooperationserwartungen - die Autonomie- 
ansprüche der Berufsgruppen untermauert. Dementsprechend existieren in den 
übergeordneten Gesetzen auch keine Vorgaben zu konkreten Schutzgütern oder 
Verfahrensweisen.”” Die Ressourcenausstattung für kinderschutzbezogene Tätigkei- 
ten ist nicht gesondert reguliert, vielmehr gibt es eine implizite Querfinanzierung 
im Rahmen der für die Behandlung von Krankheiten vorgesehenen Vergütungen. 





#1 In den Augen einiger Experten erschwert es dieser Umstand Hebammen, so wie vielfach 
gewünscht, als „Brückenbogen für die Jugendhilfe“ zu fungieren (Meysen et al. 2009: 117). 
Nicht unwesentlich erscheint in diesem Zusammenhang, dass Hebammen seit einigen Jahren 
generell - v. a. aufgrund einer markanten Erhöhung der Prämien für ihre Berufshaftpflicht- 
versicherung — eine deutliche Verschlechterung ihrer Einkommenssituation zu verzeichnen 
haben; die Anfang 2013 beschlossene Anpassung der von den Krankenkassen für ihre „Stan- 
dardtätigkeit“ vergüteten Honorare hat daran kaum etwas geändert. 


2 Sehr umfangreiche und konkrete Empfehlungen finden sich dagegen in verschiedenen von 
ärztlichen Berufsverbänden, Behörden, Krankenkassen u. ä. herausgegebenen Leitlinien. So 
empfiehlt z. B. ein von der „Deutschen Akademie für Kinder- und Jugendmedizin“ (DAKJ) 
und der „Arbeitsgemeinschaft Kinderschutz in der Medizin“ (AG KiM) erstellter Leitfaden 
jeder Klinik die Erstellung einer strukturierten, verbindlichen Leitlinie mit entsprechender 
Diagnostik und Dokumentation sowie die Etablierung einer „Kinderschutzgruppe‘“, die den 
Ärzten beratend zur Seite stehen soll. Enthalten sind exemplarische Dienstanweisungen, 
Checklisten zum klinischen Ablauf bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung sowie verschie- 
dene Dokumentationsschemata. Entsprechende Leitfäden liegen in verschiedenen Bundes- 
ländern auch für Praxen niedergelassener Kinderärzte vor (s. Abschn. 4.1.2). 
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Polizei und Strafjustiz: Hüter von „Sicherheit und Ordnung“ Eine oft vernach- 
lässigte Perspektive bei der akademischen Auseinandersetzung mit Fragen des 
Kinderschutzes stellt die Tatsache dar, dass es sich bei Kindesmisshandlung und 
-vernachlässigung nicht nur um durch Jugendhilfe und Familiengerichtsbarkeit zu 
bearbeitende Gefährdungstatbestände, sondern darüber hinaus auch um Straftaten 
handelt. Das, was man als öffentlichen Sicherheitsapparat bezeichnen kann, wird 
aufdiese Weise integraler Bestandteil des Kinderschutzsystems. Oft ist es die Polizei, 
die - als „street level bureaucracy“ (Lipsky 1980) - in erster Instanz mit (poten- 
zieller) Kindeswohlgefährdung in Kontakt kommt. Die institutionellen Hauptauf- 
gaben der Polizei sind Strafverfolgung und Gefahrenabwehr.“ Zur Strafverfolgung 
ist sie nach dem sog. „Legalitätsprinzip“ grundsätzlich verpflichtet, wann immer 
sie Kenntnis von Straftaten erlangt ($$ 152, 163 StPO).** Für die polizeiliche Gefah- 
renabwehr gelten dagegen das „Opportunitätsprinzip‘ und der Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit, d. h. der Polizei ist hier ein Ermessen eingeräumt. Die konkreten 
Aufgaben sind in den Polizeigesetzen der Bundesländer geregelt, wobei hier „wenig 
gravierende Unterschiede“ bestehen (Gerber 2006: 36-1). Somit ist im für die Poli- 
zei relevanten Regelwerk sowohl eine Legalitäts- als auch eine Opportunitätsdoktrin 
angelegt, was (nicht nur im Kontext Kinderschutz) potenziell zu Konflikten führt 
(vgl. Haben 2004: 231): Das Damoklesschwert der im Sinne des Legalitätsprinzips 
obligatorischen Strafverfolgung (ohne Ansehen der Person) schwebt permanent 
über jenem Mandat, das mit Blick auf die Gefahrenabwehr oder den Opferschutz 
angezeigte - also dem Opportunitätsprinzip folgende - Maßnahmen betrifft; letz- 
teres verträgt sich dagegen ggf. nur bedingt mit rechtsstaatlichen Ansprüchen hin- 
sichtlich der „Gleichbehandlung“ von Adressaten.” 

Aufschluss über die Normen, die die Aktivitäten der Gefahrenabwehr im Kon- 
text Kindeswohlgefährdung instruieren, gibt (neben den Polizeigesetzen) Polizei- 
dienstvorschrift 382 (Bearbeitung von Jugendsachen; s. dazu DVJJ 1997), der seit 
1996 alle Bundesländer folgen. Demnach ist die Polizei aufgefordert, die Jugend- 
hilfe mit allen Informationen zu versorgen, die diese für ihre Aufgabenwahrneh- 
mung benötigt!“ Wenn bereits während der Ermittlungen erkennbar wird, dass 


% Gerber (2006: 36-1) zählt im Kontext Kindeswohlgefährdung darüber hinaus „Opferhilfe 
im weiteren Sinn‘, i.e. „individuelle Beratung“ und „Prävention“, zu den polizeilichen Funk- 
tionen. 

# Indes wird eine einfache Körperverletzung ($ 223 StGB) nur auf Antrag des Geschädigten 
verfolgt, sofern kein besonderes öffentliches Interesse vorliegt. 

® Insofern zeigen sich gewisse Parallelen zum „doppelten Mandat“ der Sozialarbeit (vgl. Tur- 
ba 2014 sowie Behr 2006: 157 ff.). 

#6 Eine umgekehrte Meldeverpflichtung des Jugendamts besteht dagegen nicht, weshalb der 


Informationsfluss seitens der Polizei oft kritisch als „Einbahnstraße“ beschrieben wird (Mey- 
sen 2012: 49). 
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Leistungen der Jugendhilfe „in Frage kommen‘, ist unverzüglich das Jugendamt 
einzuschalten, ansonsten spätestens mit dem Eingreifen der Staatsanwaltschaft. Die 
Vorschrift enthält darüber hinaus den in Jugendsachen anzuwendenden Grundsatz 
„Prävention geht vor Repression“ und legt den Einsatz speziell geschulter „Jugend- 
sachbearbeiter“ nahe. Für die Maßnahmen der Gefahrenabwehr findet sich, gemäß 
dem Charakter einer Vorschrift, eine - verglichen mit den bislang betrachteten ge- 
setzlichen Bestimmungen - relativ ausführliche Aufzählung von Gefährdungstatbe- 
ständen (DVJJ 1997: 7). Die meisten betreffen Situationen außerhalb des familiären 
Nahraums (und damit offensichtlich v. a. ältere Kinder bzw. Jugendliche).?” Was 
jüngere Kinder angeht, so wird von (typischen) Gefährdungslagen ausgegangen, 
wenn „in der häuslichen Gemeinschaft durch Vernachlässigung oder Missbrauch 
der Personensorge eine unmittelbare Beeinträchtigung für ihr körperliches, geis- 
tiges oder seelisches Wohl droht“. Dies ist laut Vorschrift regelmäßig der Fall bei: 


e häufigen Familienstreitigkeiten mit tätlichen Auseinandersetzungen 

e Alkohol- oder Drogensucht der Erziehungsberechtigten 

e Erziehungsberechtigten, die für den Minderjährigen erkennbar wiederholt 
rechtswidrige Taten begehen 

e Erziehungsberechtigten, die zu rechtswidrigen Taten verleiten 


Sofern die Erziehungsberechtigten nicht erreichbar sind oder „eine Rückkehr in die 
häusliche Gemeinschaft nicht vertretbar erscheint‘, so hat die Polizei das Kind in 
die Obhut des Jugendamtes zu bringen (DVJJ 1997: 8). Davon abgesehen kann sie 
regelmäßig Sachverhalte dokumentieren, Personalien feststellen, die anwesenden 
Personen befragen, das zuständige Jugendamt informieren sowie je nach gegebe- 
nen Umständen eine Gefährderansprache, Wohnungswegweisung oder Ingewahrs- 
nahme des Gefährders vornehmen (BDK 2009: 28 £.).*? Man sieht: Es bestehen re- 
lativ konkrete Regelungen in Bezug auf die Art und Weise, wie polizeiliche Akteure 





#7 Demnach gelten Minderjährige als gefährdet, wenn: zu befürchten ist, dass sie Opfer einer 
rechtswidrigen Tat werden; sie passive Teilnehmer eines gefährlichen Ereignisses sind; sie in 
die Kriminalität abzugleiten drohen; sie sich an gefährlichen Orten aufhalten (z. B. Gaststät- 
ten, Nachtclubs, Sexshops, Spielhallen oder im Kontext Prostitution, Glücksspiel, Rausch- 
mittel, Planung von Straftaten); sie bei Fremden Mitfahrgelegenheiten suchen; sie Rausch- 
mittel konsumieren oder in verwahrlostem Zustand sind; sie als Streuner bzw. wiederholt als 
Schulschwänzer angetroffen werden, der Prostitution nachgehen oder rechtswidrige Taten 
begehen. 

48 Letztere Optionen stehen im Zusammenhang mit dem 2002 erlassenen „Gewaltschutzge- 
setz“, das der Polizei einige neue Handlungsmöglichkeiten im Umgang mit häuslicher Gewalt 
eröffnete. 
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in Kinderschutzfragen zu agieren haben. Gleichwohl unterliegen insbesondere die 
letztgenannten Maßnahmen der Gefahrenabwehr dem Opportunitätsprinzip. 

In Bezug auf die Strafverfolgung hat die Polizei - wie bereits erwähnt - dagegen 
keinen Ermessensspielraum. Vielmehr sind bei Verdacht auf eine Straftat zwin- 
gend Ermittlungen (Vernehmungen, Durchsuchungen etc.) durchzuführen (ebd.). 
Im Kontext Kindeswohlgefährdung sind eine ganze Reihe von Straftatbeständen 
denkbar, darunter z. B. Körperverletzung ($ 223 StGB), Misshandlung von Schutz- 
befohlenen ($ 225), Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht ($ 171 StGB), 
sexueller Missbrauch von Kindern ($ 176 StGB) bis hin zu Mord und Totschlag 
($$ 211f StGB) (BDK 2009: 30 ff.).* 

Eine Misshandlung von Schutzbefohlenen begeht, wer eine minderjährige oder 
wehrlose Person, die seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, „quält oder roh miss- 
handelt, oder wer durch böswillige Vernachlässigung seiner Pflicht, für sie zu sor- 
gen, sie an der Gesundheit schädigt“ ($ 225 StGB). Der Strafrahmen reicht von 
sechs Monaten bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe. „Quälen“ bedeutet „das Zufügen 
länger anhaltender oder sich wiederholender erheblicher (auch seelischer) Schmer- 
zen oder Leiden‘; eine „rohe“ Misshandlung umfasst ebenfalls körperliche wie see- 
lische Aspekte und wird dann angenommen, wenn sie „erheblich und der Täter 
dem Opfer gegenüber gefühllos ist“; die „böswillige Vernachlässigung“ der Pflicht 
zur Sorge basiert auf „schlechter Gesinnung oder einem anderen oft eigensüchti- 
gen verwerflichen Beweggrund“. 

Im Hinblick auf die Verletzung der Fürsorge- und Erziehungspflicht heißt es im 
Gesetz ($ 171 StGB): „Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegenüber einer 
Person unter sechzehn Jahren gröblich verletzt und dadurch den Schutzbefohle- 
nen in die Gefahr bringt, in seiner körperlichen oder psychischen Entwicklung 
erheblich geschädigt zu werden, einen kriminellen Lebenswandel zu führen oder 
der Prostitution nachzugehen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.“ Das zu schützende Rechtsgut ist hier also die „körperliche und 
psychische Entwicklung“ junger Menschen.” 





® Im hiesigen Zusammenhang sind insbesondere die $$ 225 und 171 einschlägig - sie bilden 
die Grundlage der nachfolgenden Darstellung (s. dazu BDK 2009: 31 ff.). 

50 Der Bund Deutscher Kriminalbeamter (BDK 2009: 35) führt dazu aus, dass eine „gröbli- 
che“ Pflichtverletzung „i. d. R. erst bei wiederholten und dauerhaften [...] Verstößen“ vorlie- 
gen wird, während „ein allgemein kritikwürdiges oder den Anforderungen an eine moderne 
Pädagogik nicht entsprechendes Erziehungsverhalten“ nicht ausreiche. 
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Liegt nach Einschätzung der Polizei einer dieser Tatbestände vor, so übernimmt 
sie die erforderlichen Ermittlungen zur Klärung des Sachverhalts und leitet die An- 
gelegenheit an die Staatsanwaltschaft weiter, die weitere Ermittlungen veranlasst: 
Entweder stellt sie das Verfahren (z. B. wegen Geringfügigkeit) ein oder sie erhebt 
Anklage beim Strafgericht. Im Kontext Kindeswohlgefährdung ergibt sich im Pro- 
zedere die Besonderheit, dass in bestimmten Fällen beim Familiengericht ein Er- 
gänzungspfleger zu bestellen ist, der (sofern ein Elternteil selbst tatverdächtig ist) 
anstatt der Eltern verfahrensrelevante Entscheidungen treffen und Anträge stellen 
kann.°! Zudem arbeiten Polizei und Staatsanwaltschaft oft eng mit Rechtsmedi- 
zinern zusammen, die durch Gutachten zur Klärung des Sachverhalts beitragen 
können. 

Resümiert man das Normengefüge, das die polizeilichen Aktivitäten im Kin- 
derschutzsystem prägt, so ist festzuhalten, dass sich die Zuständigkeit der Polizei 
aus ihren Hauptaufgaben Strafverfolgung und Gefahrenabwehr ergibt. Nach den 
Polizeigesetzen bestehen die wesentlichen Schutzgüter in der „öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung“: In diesem Rahmen schützt sie nicht nur die „Unversehrtheit 
der geschriebenen Rechtsordnung‘, sondern auch einzelne Personen vor konkreten 
Gefahren. Eine Polizeidienstvorschrift (382) benennt entsprechende Gefährdungs- 
tatbestände sehr konkret, wobei hier neben von außen auf das Kind einwirkenden 
Gefährdungen auch explizit auf von ihm selbst ausgehende (für sich oder andere) 
gefährliche Verhaltensweisen oder diesbezügliche künftige Potenziale eingegan- 
gen wird. Wie auch in den referierten Strafgesetzen wird jeweils auf Gefährdungen 
körperlicher und seelischer Natur abgehoben, wobei $ 171 StGB insbesondere den 
Aspekt der „Entwicklung“ des Kindes betont. Darüber hinaus wird Kindeswohl- 
gefährdung im Rahmen der genannten Vorschrift stark in den Kontext typischer 
(Milieu-)Klientele der Polizei (Gewalt, Sucht, Kriminalität) eingeordnet. In Bezug 
auf Verfahrensweisen ist auffällig, dass der Polizei gegenüber der Staatsanwaltschaft 
und dem Strafgericht gewissermaßen die Rolle eines „Zulieferers“ angetragen wird, 
der erste Einschätzungen und Abklärungen vornehmen, aber selbst keine letztend- 
lichen Entscheidungen treffen kann.’ Dennoch verfügt sie über vielfältige eigene 
Handlungsmöglichkeiten, v. a. im Bereich der Gefahrenabwehr. Kinderschutzfra- 
gen werden insgesamt in einen Kontext der Aufrechterhaltung von (öffentlicher) 
Sicherheit und Ordnung eingebettet - insofern liegt hier ein „absoluter“ Sicherstel- 





1 Der Ergänzungspfleger kann z. B. die Zustimmung zu einer psychologischen bzw. (ge- 
richts)medizinischen Begutachtung oder einer (ggf. per Video dokumentierten) Aussage des 
Kindes geben. Für diese Rolle kommen Mitarbeiter des Jugendamts, von Beratungsstellen 
oder Verfahrensbeistände mit juristischer, pädagogischer oder psychologischer Ausbildung in 
Betracht, wobei die Details der Rekrutierung lokal unterschiedlich ausfallen. 


” Ähnlich der Rolle des Jugendamts im Verhältnis zum Familiengericht. 
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Tab. 3.2 Institutionelle Rolle und Doktrin wesentlicher Funktionsbereiche im Kinderschutz 


Institutionelle Rolle Prägende Doktrinen(paare) 
Jugendhilfe Verfahrenskontrolle 1) Subsidiaritäts- und „doppelte“ 
des Jugendamts in Dienstleistungsdoktrin 
einem pluralistischen 2) Doktrin konsequenten 
Dienstleistungskontext Intervenierens 
Familiengerichtsbarkeit Entscheidungen in „letzter 1) Subsidiaritätsdoktrin 
Instanz“ 2) Doktrin der konsequenten 
Rechtsstaatlichkeit 
Gesundheitswesen Meldung, Screening und 1) Kooperationsdoktrin 
periphere Mitarbeit 2) Autonomiedoktrin 
Sicherheitsapparat Schutz von Sicherheit und 1) Legalitätsdoktrin 
Ordnung 2) Opportunitätsdoktrin 


lungsauftrag vor, dem in jedem Fall Rechnung zu tragen ist. Entsprechend gestaltet 
sich auch der Ressourcenzufluss an die Polizei: Sie wird dauerhaft aus Steuergeldern 
alimentiert, wobei sichergestellt sein soll, dass der Mittelbedarf sich stets an dem 
orientiert, was zur Erfüllung des Auftrags als erforderlich gilt - wenigstens in for- 
maler Hinsicht regiert hier das „reine“ Bedarfsprinzip.” 


Zwischenfazit Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass der organisierte 
Kinderschutz sich im Hinblick auf nationale „Pflicht-Vorgaben“ und Fragen der 
Rollenverteilung als hochgradig verregelt erweist, dabei aber verschiedene Normen- 
komplexe nebeneinander stehen, die jeweils von mehreren spezifischen Doktrinen 
bzw. von Doktrinenpaaren geprägt sind. Tabelle 3.2 fasst unsere Bestandsaufnahme 
hinsichtlich dieser Rollenstruktur sowie der jeweils maßgeblichen Doktrinen noch 
einmal zusammen. 

Unterm Strich wird (schon hier) deutlich, dass alle genannten Funktionsbe- 
reiche Rollenzuschnitte und doktrinäre Elemente aufweisen, die sich potenziell 
spannungsreich gestalten können. Allgemein gilt dies beispielsweise für die Ab- 
stimmung verschiedener Zuständigkeiten innerhalb ein und desselben Funktions- 
bereichs (z. B. Heilung und „Meldung“) sowie daran anknüpfende Verfahrens- 
weisen oder Eigenheiten der Ressourcensteuerung. Zugleich treffen im Regel- 


® Indes enthalten institutionelle Regulierungen zur Ressourcensteuerung auch im Bereich 
der Polizei - wenn auch nicht auf der übergeordneten, gesetzlichen Ebene wie in der Ju- 
gendhilfe — durchaus Ansätze, die durch Instrumente wie Budgetierung, Outputsteuerung 
und Controlling auf wirtschaftliche Effizienz abzielen (vgl. zum Einsatz Neuer Steuerungs- 
modelle in der nordrhein-westfälischen Polizei exemplarisch Lange & Schenck 2003 sowie 
allgemein Barthel 2008). 
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werk verschiedene Doktrinen aufeinander, welche normativ nicht unbedingt in die 
gleiche Richtung weisen und sogar innerhalb eines gegebenen Funktionsbereichs 
Inkonsistenz signalisieren. Im Hinblick auf die Adressaten manifestiert sich dies 
besonders in der schwierigen Abwägung unterschiedlicher Rechtsgüter (z. B. EI- 
ternrecht und Kindeswohl). Im Regiezentrum der Jugendhilfe steht die Orientie- 
rung auf die Selbstheilungskräfte der Familie neben der Erwartung konsequenten 
Interventionshandelns - und zudem gilt die Maßgabe einer doppelten Dienst- 
leistungsdoktrin, die bereits in sich verschiedene Schwerpunkte setzt (das Prinzip 
einer Quasi-Kundenorientierung und die Maßgabe einer straffen Abwicklung der 
Leistungserbringung). Die Normierung der Familiengerichtsbarkeit orientiert sich 
ebenfalls sowohl am Subsidiaritätsgedanken als auch am Prinzip des konsequenten 
Intervenierens. Das Gesundheitswesen ist mit formalisierten Kooperationsnormen 
konfrontiert, unterliegt aber in puncto Schweigepflicht oder auch durch die Finan- 
zierungsystematik einem markanten Autonomieprinzip. Und auch im Sicherheits- 
apparat weisen Legalitäts- und Opportunitätsdoktrin normativ nicht zwingend in 
die gleiche Richtung, weil die Zielvorgaben Opferschutz und Gefahrenabwehr zum 
einen sowie konsequente Strafverfolgung zum anderen gewisse Reibungsflächen 
aufweisen. 

Viele Regulierungen sind darüber hinaus nur vage aufeinander abgestimmt 
und Wesentliches bleibt weiteren Konkretisierungen überlassen. Wie die nachfol- 
genden Ausführungen zeigen werden, gestalten sich die Normierungen innerhalb 
der regional ausdifferenzierten Regelwerke konkreter und praxisbezogener - aber 
auch, nicht zuletzt aufgrund lokaler Idiosynkrasien - noch um einiges komplexer. 


3.2 Die Umsetzung vor Ort: Regionale Konkretisierungen 
und ihre Variabilität 


In diesem zweiten Abschnitt betrachten wir Konkretisierungen der im Vorherge- 
henden charakterisierten Meta-Normierung(en) exemplarisch auf der Ebene der 
fünf von uns beforschten lokalen Settings.”' Wie bereits verdeutlicht, erfolgt die 
vergleichsweise „praxisorientierte“ Ausformulierung der institutionellen Regulie- 
rung im regionalen Raum. Insbesondere für die Feinsteuerung des Jugendhilfe- 
instrumentariums sind Lenkungskompetenzen der Bundesländer (sowie der Kom- 
munen) wesentlich; das gilt für gesetzliche Initiativen ebenso wie für seitens der 





5% Bezüglich dieser Settings kann — wie im Methodenexkurs am Ende der Einleitung bereits 
verdeutlicht — unterstellt werden, dass sie eine gewisse Bandbreite in der Vielfalt möglicher 
(kinderschutzsystemexterner) Umweltbedingungen abbilden (was etwa den sozioökonomi- 
schen oder politisch-administrativen Kontext anbelangt). 
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zuständigen Landesbehörden (z. B. der Landesjugendämter) formulierte Anwei- 
sungen bzw. Handreichungen - wobei letztere für die Kommunen als Adressaten 
häufig „empfehlenden“ Charakter haben, während in Stadtstaaten verpflichtende 
Vorgaben unmittelbarer in die Praxis des Kinderschutzes eingreifen.°° 


Im Fokus: Konkretisierungen mit institutionellem Charakter In Ländern, 
Landkreisen und Kommunen gibt es Regelwerke, die mehr sind als eine kurzfristig 
revidierbare Handlungsanweisung einer Verwaltungsbehörde und insofern - was 
den konzeptionellen Rahmens dieser Studie betrifft - auch mehr als eine organisa- 
tionale Kodierung. Streng genommen handelt es sich zwar häufig um Festlegungen 
lokaler Organisationen; faktisch haben es die Akteure des Kinderschutzes hier aber 
mit quasi-institutionalisierten Anweisungen zu tun (das Beispiel im nachfolgenden 
Kasten illustriert exemplarisch die Robustheit einiger dieser Vorgaben). Wir wollen 
daher im Folgenden bei der Analyse des unterhalb der Bundesgesetzgebung aus- 
gebildeten Regelgefüges nicht weiter zwischen normsetzenden Instanzen sowie der 
„Rechtsqualität“ der verschiedenen „Regionalnormen“ differenzieren - im Fokus 
der Analyse steht, was die in den Kinderschutz involvierten Instanzen vor Ort an 
verpflichtenden, sich auch den beteiligten Organisationen als „hartes Datum“ dar- 
stellenden Regulierungen vorfinden und zu respektieren haben. Im vierten Kapitel, 
das sich den organisationalen Kodierungen widmet, wird dann auf den organisa- 
tionsinternen Umgang mit den entsprechenden Regulierungen einzugehen sein. 


Settingspezifische Regulierungen: Fristen und „harte Zahlen” 

Die Relevanz regional konkretisierter und quasi-institutioneller (verbind- 
licher) Regulierungen zeigt sich in einer der von uns näher untersuch- 
ten Kommunen besonders anschaulich. Diese hält ein mehrere 100 Seiten 
umfassendes (digitalisiertes) „Handbuch Jugendhilfe“ vor, das sehr konkrete 
Maßgaben zu Verfahrensabläufen, Fristen und Gefährdungskriterien ent- 
hält: Neben auch anderswo bekannten Maßgaben (Einschätzung mit meh- 
reren Fachkräften, Inaugenscheinnahme des Kindes, Verwendung eines 
Meldebogens) wird hier besonderer Wert darauf gelegt, dass Maßnahmen 





> Aus Gründen der Anonymisierung wollen wir keine Verknüpfungen herstellen zwischen 
dem Charakter der Regulierungen und dem gebietskörperschaftlichen Kontext, in dem sie 
zur Geltung kommen. Die dadurch entstehenden Vagheiten müssen hingenommen werden. 
Aus dem gleichen Grund verzichten wir im Folgenden bei wörtlichen Zitaten aus offiziellen 
(Regulierungs-)Texten auf die Angabe der Quelle. 
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zum Schutz des Kindeswohls stets unverzüglich durchgeführt werden müs- 
sen. Es erfolgt eine Einteilung in Risikostufen (Grad der Gefährdung), nach 
der sich das weitere Vorgehen richtet. Liegt eine „dringende Gefährdung“ 
vor, so ist unverzüglich Kontakt mit dem Kind aufzunehmen bzw. ein Haus- 
besuch mit zwei Fachkräften (sowie wenn nötig unter Einbezug der Polizei) 
durchzuführen.’ Für die konkrete Risikoeinschätzung wird auf die Krite- 
rienliste der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung verwiesen. Zudem 
ist zeitnah die ASD-Leitung zu informieren, die für eine etwaige Anrufung 
des Familiengerichts ihre Zustimmung geben muss. Nach Abwendung der 
Gefährdung ist spätestens nach zwei Wochen eine erneute Fallbesprechung 
mit der Leitung vorzunehmen. Kommt es zu einer Inobhutnahme, so ist bis 
zum nächsten Arbeitstag eine Akte anzulegen. Gemeinsam mit der Leitung, 
dem Kind (ab drei Jahren) und den Eltern ist die weitere Perspektive zu klä- 
ren. Die Inobhutnahme muss spätestens nach zehn Tagen abgeschlossen wer- 
den. Wird keine dringende Gefährdung angenommen, so ist dem Jugendamt 
bislang unbekannten Familien innerhalb von 14 Kalendertagen ein Hausbe- 
such abzustatten; eine weitere Fallbesprechung erfolgt binnen vier Wochen. 
In jedem Fall sind alle Verfahrensschritte im Computersystem zu dokumen- 
tieren. Liegt keine Gefährdung vor, so kann das Verfahren beendet werden, 
wobei der Vorfall in der bestehenden Akte bzw. einer „Loseblattsammlung“ 
festgehalten wird. 

Auch bezogen auf das Hilfeplanverfahren fällt das lokale Jugendhilfe- 
handbuch mit der Nennung zahlreicher Fristen, „harter Zahlen“ und Finan- 
zierungsregeln erheblich konkreter aus als die seitens des Landesjugendamts 
bereitgestellten Arbeitshilfen: Grundsätzlich gilt, dass Hilfen zur Erzie- 
hung nur dann gewährt werden, wenn gruppenorientierte Hilfsangebote 
oder Beratungsstellen (im Stadtteil) nicht ausreichen, um den Hilfebedarf 
zu decken. Bevor - gemeinsam mit der ASD-Leitung - eine abschließende 
Entscheidung über die passende Hilfeform getroffen werden kann, muss die 
zuständige Fachkraft zudem mindestens drei persönliche Kontakte, mindestens 
einen Hausbesuch sowie mindestens ein Gespräch mit dem sozialen Umfeld 
der Familie unternommen haben. Die Bewilligung ambulanter Hilfen erfolgt 
zunächst für sechs Monate, wobei das Handbuch im Regelfall lediglich eine 
Weiterbewilligung um weitere 12 Monate vorsieht und die Hilfe somit nach 





36 Dieses Verfahren ist im Übrigen immer anzuwenden, wenn die betroffenen Kinder bis zu 
drei Jahre alt sind. 
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maximal 18 Monaten enden soll.’ Generell sind pauschal finanzierte Hilfen 
vorrangig zu belegen, während sog. „flexible Hilfen“ (auf Fachleistungsstun- 
denbasis) auf einen maximalen monatlichen Stundensatz begrenzt sind.°® 
Bei (teil)stationären Maßnahmen kann die Erstbewilligung 12 Monate 
umfassen, wobei stets die Möglichkeit einer Unterbringung in einer Pfle- 
gefamilie zu prüfen ist. Überschreiten die Tagessätze einen bestimmten 
Höchstwert, so besteht für die Weiterbewilligung eine Vorlagepflicht bei der 
Fachbereichsleitung. Schließlich weist das Handbuch für zahlreiche Verfah- 
rensschritte (auch jenseits der Hilfeplanung) festgelegte „Mindeststandards 
und Richtwerte“ aus, die die Fachkräfte bei der „Einzelfallsteuerung“ (z. B. 
der Einrichtung eines Wiedervorlagesystems) und die Leitungsebene bei der 
regelmäßigen Überprüfung unterstützen sollen. Während die Mindeststan- 
dards verbindlichen Charakter haben, sollen die auf Durchschnittswerten 
basierenden Richtwerte Fachkräften als „Orientierungsmaßstab“ dienen, 
anhand dessen sie hohe Abweichungen „fachlich reflektieren“ und Umset- 
zungsprobleme an die Leitung melden sollen. Exemplarisch für den Bereich 
der Hilfeplanung bedeutet dies konkret: 

Als Mindeststandard gilt, dass alle 6 Monate sowie darunter mindes- 
tens einmal im Jahr „vor Ort“ (Wohnung, Kita, Schule) Hilfeplangespräche 
geführt werden sollen. In etwa 70% der Fälle sollte auch das zweite Gespräch 
vor Ort stattfinden (Richtwert). Für die verbindliche fachliche Vorbereitung 
der Gespräche gelten 20 min als Richtwert, für die eigentliche Durchfüh- 
rung 60 min im Amt bzw. 90 min vor Ort als Mindeststandard („Zielzeit“).” 
Neben den Hilfeplangesprächen sollen pro Jahr vier weitere persönliche 
Gespräche - zwei im Amt und zwei im Regelfall (=70% der Fälle) vor Ort - 
von ca. 45 min Dauer stattfinden (Richtwert). 





>7 Ist dies fachlich nicht vertretbar, so muss die Fortsetzung unter Beteiligung des übergeord- 
neten Fachreferates beschlossen werden. 


58 Nach einem (traditionellen) lokalen Modell der trägerbezogenen Budgetierung erfolgt die 
Finanzierung hier anhand von (bestimmten, großen) Trägern zugewiesenen „Betreuungs- 
punkten“ und damit verbundenen festen Entgeltsätzen (auf Basis der vorgehaltenen Mit- 
arbeiterstellen). Ca. 40% der Fälle werden in diesem Rahmen bearbeitet, die Übrigen sind als 
„flexible Hilfen“ ausgestaltet. 

” Für Hausbesuche kann der Richtwert (aufgrund einer hier erforderlichen „Aufwärmpha- 
se“ mit der Familie) 90 min auch überschreiten. Zum Mindeststandard zählt auch eine ge- 
wisse Gesprächszeit mit dem Kind allein. 


94 3 Die sozialpolitische Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung 


Entsprechend genaue Angaben finden sich auch für die Bereiche Fall- 
eingangs-/Klärungsphase und Beratungsprozess/Verlaufsbegleitung. Eine 
Nicht-Einhaltung der Mindeststandards (z. B. unzureichende Recherche 
nach präventiven Angeboten) führt zu einer „Nicht-Bewilligung im Rahmen 
der Fachgespräche“ und macht somit ein zeitnahes Nachbessern seitens der 
Fachkraft erforderlich. 


Ziel unserer „Regionalanalyse“ ist es, praxisrelevante Konkretisierungen der Regu- 
lierung des Kinderschutzsystems in Bezug auf die bereits für die Analyse der na- 
tionalen Normen formulierten Untersuchungsdimensionen kenntlich zu machen, 
wobei sich dies für den Charakter der weitestgehend national definierten Rechts- 
güter erübrigt, aber umso stärker für die Bereiche Zuständigkeiten, Verfahren und 
Ressourcen aufdrängt (siehe Tab. 3.3). Wir fokussieren die direkt auf Kinderschutz- 
belange bezogenen Regulierungen, wodurch Vorgaben an die Jugendhilfe ins Zent- 
rum der Betrachtung rücken; in einer Reihe von Aspekten erweisen sich aber auch 
regionale Vorgaben an andere Funktionsbereiche als bedeutsam.°! 

Bei unserer Analyse geht es einerseits um die Erfassung der aktuell vor Ort be- 
stehenden Regelsystemzustände - also jenes allgemeinen „Vorschriftenkanons‘, der 
im Kinderschutzsystem faktisch praxisrelevant wird. Andererseits richtet sich der 
Blick auf regionale Auffälligkeiten und damit auf die in das Kinderschutzsystem 
eingebaute institutionelle Variabilität. In der Tat lassen sich im Vergleich der einzel- 
nen Regionen - neben zahlreichen Parallelen - Besonderheiten identifizieren, auch 
in Gestalt einer spezifischen Interpretation der von der nationalen Ebene vorgege- 
benen Meta-Normierung. Dabei geht es im Zusammenhang mit den o. g. Unter- 
suchungsdimensionen um Spezifizierungen, die sich als regionale Implementations- 


60 Soweit Kinderschutzgesetze auf Landesebene existieren, setzen sich diese gewiss auch mit 
Rechtsgütern auseinander, allerdings kaum abweichend vom nationalen Rahmen. Allerdings 
werden die zu schützenden Rechtsgüter vielfach in speziellen Dokumentationsinstrumenten 
(„Kinderschutzbögen“) konkretisiert, die im Rahmen von Melde- und Diagnoseverfahren 
Verwendung finden. Diese werden hinsichtlich ihrer allgemeinen Merkmale (Einsatz, Um- 
fang, etc.) unter der Rubrik „Verfahren“ thematisiert, jedoch keiner Feinanalyse in Bezug auf 
(ohnehin marginale) Unterschiede in der Formulierung einzelner „Gefährdungskriterien“ 
unterzogen. 

61 Da Interventionen im Bereich der Kindeswohlgefährdung von allgemeineren Regulierun- 
gen der Jugendhilfe sowie — darüber hinaus — der regionalen Sozialpolitik abhängen, werden 
auch eher globale Bestimmungen etwa zur Finanzierung sozialer Programme in die Analyse 
mit einbezogen. Wir gehen davon aus, dass diese Bestimmungen mittelbar durchaus Auswir- 
kungen auf relevante Abläufe im Kinderschutzsystem zeitigen können. 
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Tab. 3.3 Analyseaspekte bei der Durchleuchtung der regionalen Regelwerke 

















Analyseaspekte Erläuterung 

Zuständigkeiten Wer soll schützen — und wann bzw. in 
welchen Fällen? 

Verfahren Wie (auf welche Weise) soll der Schutz 
sichergestellt werden? 

Ressourcen Womit soll dies geschehen und wer stellt 


entsprechende Mittel bereit? 





dabei Untersuchungsfokus auf: 











Regelsystemzustände übergreifende Konkretisierungen von Regeln 
(Parallelen) 
Implementationslinien spezifische Schwerpunktsetzungen bzw. 
graduelle Akzentuierungen (Variationen) 
Alleinstellungsmerkmale Besondere Interventionsstrukturen, Projekte 











und „Marschrouten“ 




















Lokale Doktrin 


Für welche (komplementäre) Normativität steht das regionale Regelgefüge? 











linien sowie - im Vergleich der Settings - als Alleinstellungsmerkmale manifestieren 
(siehe Tab. 3.3). 

Die Implementationslinien ergeben sich z. B. aus (quasi-Jamtlichen Schwer- 
punktsetzungen (etwa im Hinblick darauf, was beim Kinderschutz als prioritär gilt) 
oder aus graduellen Akzentuierungen settingübergreifender Normen, soweit sie in 
technische Vorgaben umgesetzt werden (z. B. im Hinblick auf die Rolle von Prä- 
vention, Vernetzung, Leistungsevaluation oder die Umsetzung des Wirtschaftlich- 
keitsgebots). Alleinstellungsmerkmale betreffen settingspezifische Interventions- 
strukturen, Projekte und „Marschrouten“ (mit verbindlichen Vorgaben). Auf dieser 
Basis wollen wir schließlich in den verschiedenen Settings Anhaltspunkte für eine 
übergeordnete, jeweils spezifisch ausgeformte Normativität herauspräparieren, die 
den vor Ort involvierten Akteuren - vielfach sicherlich unbewusst - als „lokale 
Doktrin“ des Kinderschutzsystems entgegentritt. 

Insoweit innerhalb eines regionalen Raums Konkretisierungen bzw. Modifika- 
tionen bundesweiter Vorgaben erfolgen, findet sich hier für die Organisation des 
Kinderschutzes eine (intermediäre) Emergenzebene sui generis, noch „oberhalb“ 
derjenigen, die sich aus dem konkreten Zusammenspiel der in den lokalen Inter- 
ventionszusammenhang involvierten Organisationen ergibt. Schon hier findet also 
„Institutional work“ statt - i.e. die Be- und Umarbeitung von Handlungsregeln und 
-geboten im Kontext allgemeiner Meta-Normen. Dabei erlauben es unsere Lokal- 
analysen allerdings kaum, entsprechende (Um-)Gestaltungsprozesse auf dieser 
Ebene - also bezogen auf einzelne (Organisations-)Akteure oder konkrete prak- 
tische Abläufe - detaillierter nachzuzeichnen. Die Darstellung wird aber verdeut- 
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lichen, dass erst eine regionalisierte, das Potenzial lokaler Einfärbungen kenntlich 
machende, Institutionenanalyse die Architektur jenes Regelwerks erschließt, das 
den organisierten Kinderschutz in Deutschland anleitet und an dem sich auch die 
- in Kap. 4 ausführlich behandelten - organisationalen Kodierungen (in der Praxis 
einzelner Behörden, Träger und Leistungserbringer) „abarbeiten“. 

Natürlich handelt es sich bei der Eruierung von lokalen Einfärbungen und Son- 
dermerkmalen - also dem Versuch, graduelle Varianzen qualitativ zu bestimmen - 
letztlich um approximative Einschätzungen: Der Charakter bestimmter normativer 
Vorgaben bzw. Orientierungen lässt sich nicht ordinal - geschweige denn exakt 
- fixieren. Auch kann sich der Begriff der Alleinstellungsmerkmale nicht auf die 
gesamte Wirklichkeit des Kinderschutzes in Deutschland beziehen: Die von uns 
beobachteten Merkmale finden sich möglicherweise auch noch an einigen anderen 
Standorten, und zudem gibt es weitere „Spezialansätze“ im organisierten Kinder- 
schutz. Schließlich werden die Vorgaben und „doktrinären“ Orientierungen im 
lokalen Raum erst durch kollektives Handeln (also auf einer weiteren Emergenz- 
ebene) wirkungsmächtig; hier können sie durchaus weiter modifiziert werden. 

Wir glauben aber, auf der Basis unseres Settingvergleichs - auch im Lichte eines 
allgemeinen (in der Fachliteratur dokumentierten) Kenntnisstands über Entwick- 
lungen in der Jugendhilfe - bestehende „Regelsystemzustände“ abbilden und so 
den Möglichkeitsraum für deren Variabilität grob abstecken zu können. Nachfol- 
gend portraitieren wir die Settings mit Blick auf die genannten Analyseaspekte, 
bevor dann in Abschn. 3.3 settingübergreifende Entwicklungsdynamiken im Kin- 
derschutzsystem beschrieben werden. 


Setting1 dezentralisierungsfreudig, kontrollfixiert und hochgradig manageriell 

Das erste lokale Setting ist ein Bezirk einer Großstadt im norddeutschen Raum. 
Trotz einiger „sozialer Brennpunkte“ (insbesondere innerstädtische Hochhaussied- 
lungen) handelt es sich insgesamt um eine sozialstrukturell relativ homogene Re- 
gion mit „bürgerlicher Prägung“. Das regionale Reglement des Kinderschutzes in 
dieser Großstadt ist von einer wechselhaften Vergangenheit geprägt, in der es u. a. 
Phasen einer starken „law and order“-Orientierung des Kinderschutzinstrumenta- 
riums gegeben hat. Heute bestehende Strukturen haben teilweise ihren Ursprung 
in dieser Phase. 


Zuständigkeiten Im regionalen Setting finden sich eine ganze Reihe von verbind- 
lichen Detailregelungen in Bezug auf Kompetenzen und Pflichten der vor Ort in 
den Kinderschutz involvierten Akteure; bestimmte Zuständigkeiten sind an spe- 


62 Etwa das sog. „Dormagener Modell“, um nur ein weiteres, wissenschaftlich ausführlich 
dokumentiertes Design mit besonderem Zuschnitt zu nennen (vgl. Jugendamt Dormagen 
2011). 
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zialisierte Instanzen vergeben. Auffällig sind ein rund um die Uhr erreichbarer 
Notdienst für Kinderschutzfälle mit einer eigenen „Hotline“, detailliert vorge- 
schriebene „Meldewege“ (z. B. für Kitas, Polizei, Jobcenter) und damit verbundene 
Vernetzungsinitiativen, ferner umfangreiche Qualifizierungsmaßnahmen zur Aus- 
und Fortbildung von „Kinderschutzfachkräften“ in Behörden und Einrichtungen 
sowie die Einstellung von - bei ihrer Einführung zunächst als „Task-Force Kinder- 
schutz“ etikettierten - Kinderschutzkoordinatoren. Letztere sind für die Unterstüt- 
zung des Jugendhilfepersonals in besonders schwierigen Einzelfällen, verschiedene 
Maßnahmen der Qualitätssicherung und nicht zuletzt die Koordinierung der Netz- 
werkarbeit zuständig. Hinzu kommt ein (an bereits seit längerem unternommene 
Bemühungen zu mehr „Sozialraumorientierung“ angelehntes) Programm zur För- 
derung sog. „Neuer Hilfen‘, i.e. innovativen Formaten sozialräumlicher Gruppen- 
angebote mit „Komm-Struktur“. 

Darüber hinaus gibt es in diesem Setting eine Reihe von Regelungen, die spe- 
ziell Akteure des Gesundheitswesens betreffen: Für Ärzte besteht die Besonderheit, 
dass deren Berufsordnung (seit 2006) Kindesmisshandlung explizit aufführt (s. u.). 
Sie sind demnach zur Offenbarung von Geheimnissen befugt, sofern dies „zum 
Schutze eines höherwertigen Rechtsgutes, insbesondere auch bei dem begründeten 
Verdacht einer Misshandlung, eines Missbrauchs oder einer schwerwiegenden Ver- 
nachlässigung, erforderlich ist.“ Für die ärztlichen Kindervorsorgeuntersuchun- 
gen wurde (im Rahmen eines zweijährigen Modellversuchs) ein Einladungs- und 
Meldewesen eingerichtet. Den Gesundheitsämtern obliegt die Durchführung von 
Schuleingangsuntersuchungen, bei denen alle viereinhalbjährigen Kinder vorge- 
stellt werden müssen; hier können sich die Ämter an einem zentralen Schülerregis- 
ter orientieren. Familienhebammen sind in unterschiedlichen Kontexten tätig (bei 
freien Trägern, dem Gesundheitsamt oder im Rahmen von HzE-Verfügungen des 
Jugendamts) und führen neben ihren regulären Aufgaben in manchen (Problem-) 
Quartieren „Begrüßungsbesuche“ bei Erstgebärenden durch.‘* Die Polizei ist bei 
im Rahmen von Einsätzen und Ermittlungen wahrgenommenen Anzeichen für 
eine Kindeswohlgefährdung verpflichtet, diese an das Jugendamt zu melden (s. u.). 





% Das Verfahren wird unten erläutert. Nach Ablauf des Modellzeitraums sind die Einführung 
eines weiterentwickelten Einladungs- und Meldewesens sowie eine Verknüpfung mit dem 
System der „Frühen Hilfen“ (s. u.) geplant. 

64 Zudem wurden im Anschluss an das Bundeskinderschutzgesetz verschiedene neue Pro- 
jekte im Bereich der „Frühen Hilfen“ aufgelegt, die auf den Ausbau von Familienhebam- 
menangeboten abzielen (hier gilt es, sich mit Konzepten zu bewerben, um Zugriff auf die 
entsprechenden Fördermittel des Bundes zu erhalten). Einbezogen werden z. B. auch Ge- 
burtskliniken, die im Anschluss an ein „Screening“ ggf. an sog. „Familienteams“ (bestehend 
aus Hebammen, Gesundheitsamt und „Familienlotsen“) melden sollen. 
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Verfahren Was die Arbeit in den Jugendämtern angeht, so hat man eine große Zahl 
von (in früheren Zeiten unverbunden nebeneinander stehenden) Dienstanweisun- 
gen in einem gemeinsamen „Anlagenband“ zusammengefasst. Innerhalb der einzel- 
nen ASD-Einheiten ist eine Ausdifferenzierung in die Arbeitsbereiche „Eingangs-, 
Fall- und Netzwerkmanagement“ vorgesehen. Demnach fungiert das Eingangs- 
management als „aufnehmende“ Einheit, die stets telefonisch erreichbar sein, eine 
erste Bewertung vornehmen und die Angelegenheit - sofern möglich - durch Ver- 
mittlung in sozialräumliche Angebote unmittelbar erledigen soll. Bei schwierigeren 
Fällen, in denen eine förmliche Hilfe angezeigt erscheint, findet eine Übergabe an 
das Fallmanagement statt, das - ggf. durch einen Hausbesuch - weitere Klärungen 
vornimmt, ein Hilfeplanverfahren einleitet und in der Folge die in diesem Rahmen 
erforderlichen Überprüfungen und Steuerungen sicherstellt. Aufgabe des Netzwerk- 
managements (dasi.d. R. durch den ASD-Leiter übernommen wird) ist es, die Ver- 
sorgung mit auf die im jeweiligen Stadtteil gegebenen Bedarfslagen zugeschnittenen 
„sozialräumlichen Angeboten“ zu gewährleisten und entsprechende Netzwerkver- 
anstaltungen zur diesbezüglichen gegenseitigen Abstimmung zu organisieren. 

Seit 2012 wird flächendeckend mit einer Software gearbeitet, welche bezirks- 
übergreifend einheitlich kanonisierte und automatisierte Verfahrens-, Dokumen- 
tations- und Controllingabläufe vorsieht und die Mitarbeiter durch die einzelnen 
Arbeitsschritte „leitet“ Neben einer umfangreichen Prozessstandardisierung 
(u. a. Vernetzung mit der Polizei, elektronisch automatisierte Kontrollmöglichkei- 
ten durch die Leitungsebene) eröffnet diese auch Möglichkeiten der „Angebotsver- 
waltung“: So werden nach einer elektronisch dokumentierten Diagnose bestimm- 
te (prioritär sozialräumliche und kostengünstige) Maßnahmen vorgegeben. Die 
Software erlaubt somit eine automatisierte „Buchung“ entsprechender Angebote. 
Einschlägige Instrumente für die Diagnose von Kindeswohlgefährdung (numeri- 
sche „Checklisten“) sind (aus technischen Gründen) nicht direkt in die Software 
implementiert, sondern extern „verlinkt“ Solche Diagnoseinventare existierten 
bereits zuvor in Form spezieller Fragebögen, die in Anlehnung an Instrumente 
anderer Kommunen entstanden sind und (gemäß einer „Handlungsempfehlung‘“) 
von Jugendamtsmitarbeitern (sowie in abgewandelter Form von Mitarbeitern freier 
Träger, Erziehern, Polizisten etc.) ausgefüllt werden sollten. In seiner Kurzfassung 





6 Unsere empirischen Untersuchungen fallen größtenteils in die Zeit vor dieser Umstellung. 
Allerdings war der konzeptionelle Rahmen der Neuerungen zu diesem Zeitpunkt bereits be- 
kannt. In einem abschließenden Interview befragten wir zentrale Akteure zu den neuesten 
Entwicklungen und den damit verbundenen Erfahrungen (s. Kap. 4). 

66 Gleiches gilt für bestimmte rechtliche und fachliche Erfordernisse im Zusammenhang mit 
dem Hilfeplanverfahren. Dies hat den Hintergrund, dass die Software aus dem Ausland „ein- 
gekauft“ wurde und somit (noch) technische Anpassungsschwierigkeiten an das „Wesen“ der 
deutschen Jugendhilfe bestehen. 
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umfasste ein solcher „Kinderschutzbogen“ 21 Items.°” Im Zuge der Softwareum- 
stellung erhält die Nutzung der Diagnoseinstrumente nunmehr verbindlichen 
Charakter. Darüber hinaus bietet das Programm vielfältige Auswertungsmöglich- 
keiten, die für Controllingzwecke verwendet werden können.‘® 

Viele die Tätigkeit der Jugendhilfe betreffenden Verfahrensregeln orientieren 
sich relativ unmittelbar an den nationalen Meta-Normen, wenngleich einige Kon- 
kretisierungen augenfällig erscheinen: So sehen die regionalen Bestimmungen zum 
Umgang mit Kindeswohlgefährdung (in Anlehnung an $ 8a SGB VII) vor, dass Ri- 
sikoeinschätzungen stets mit zwei Fachkräften bzw. im Team unter Hinzuziehung 
einer qualifizierten Fachkraft (z. B. der zuständigen Kinderschutzkoordinatorin) 
vorzunehmen sind. Bei Hinweisen auf eine Kindeswohlgefährdung ist sofortiges 
Handeln gefragt. Ähnliches regeln Rahmenverträge und Leistungsvereinbarun- 
gen für den Umgang der freien Träger mit solchen Anhaltspunkten.® Hausbesuche 
durch das Jugendamt sind ebenfalls stets zu zweit vorzunehmen. Ein von der zen- 
tralen Behörde herausgegebener Leitfaden verlangt neben der sorgfältigen Doku- 
mentation anhand der genannten Erhebungsbögen die Inaugenscheinnahme des 
Vorsorgeuntersuchungshefts, aller Zimmer in der Wohnung sowie des Kindes in 
ausgezogenem Zustand’”® - ein typischer Fall der regionalen, und in diesem Fall 
relativ akribischen, Konkretisierung nationaler Gesetzesnormen. 

Was Verfahren anderer involvierter Akteure betrifft, so sah das regionale Regle- 
ment bezüglich der o. g. (modellförmig erprobten) Kindergesundheitschecks vor, 
dass eine zentrale Stelle schriftliche Einladungen für die Untersuchungen U6 und 





67 Enthalten sind die Rubriken „äußere Erscheinung des Kindes“ (z. B. massive Verletzungen, 
starke Unterernährung, Fehlen jeder Körperhygiene), „Verhalten des Kindes“ (z. B. Delin- 
quenz, apathisches Verhalten, Äußerungen des Kindes), „Verhalten der Eltern“ (z. B. massive 
bzw. wiederholte körperliche Gewalt unter Eltern oder gegenüber dem Kind, häufiges massi- 
ves Beschimpfen), „persönliche Situation der Eltern“ (z. B. stark verwirrtes Erscheinungsbild 
oder häufig berauschte Erscheinung) sowie „Wohnsituation“ (z. B. stark vermüllte Wohnung, 
erhebliche Gefahren im Haushalt). Das Instrument wird nunmehr durch eine erweiterte Kin- 
derschutzdiagnostik (mit „Ankerbeispielen“) ergänzt, welche durch regionale „Qualitätszir- 
kel“ flankiert wird. 


6% So sind z. B. Stichprobenüberprüfungen von Hilfeentscheidungen bzgl. des Kostenaspekts 
(im Umfang von 5% aller Fälle) vorgesehen. 

6 Die Qualifikation der von diesen hinzuzuziehenden „insoweit erfahrenen Fachkraft“ kann 
entweder durch eine „mindestens dreijährige ständige Berufspraxis im Umgang mit Kin- 
dern“ oder eine „spezifische Qualifikation“ (z. B. durch die Teilnahme an landesweit ange- 
botenen Zertifizierungskursen) erworben werden. Das Jugendamt stellt Adresslisten externer 
Fachkräfte bereit, sofern der jeweilige Träger selbst keine solchen beschäftigt. Wenn die Ge- 
fahr nicht anders abgewendet werden kann, ist das Jugendamt unverzüglich zu unterrichten. 
70 Ist dies nicht möglich, so kommt auch die Vorstellung des Kindes bei einem rechtsmedizi- 
nischen Institut in Betracht. 
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U7’! versendet, woraufhin die Eltern eine Teilnahmebestätigung zurückschicken 
müssen. Sofern eine Woche nach Ablauf des Untersuchungszeitraums keine Be- 
stätigung eingegangen ist, werden die Eltern in einem zweiten Schreiben „nach- 
drücklich auf die Bedeutung der Untersuchungen hingewiesen‘. Bei abermaligem 
Versäumnis erfolgt eine Weitermeldung an das Jugendamt, das in einem persönli- 
chen Gespräch oder ggf. bei einem Hausbesuch die Gründe des Fernbleibens klärt 
und - sofern bereits Hilfen zur Erziehung laufen - geeignete Maßnahmen einleitet. 
Sind keine Hilfen installiert, leitet das Jugendamt die Daten an das Gesundheitsamt 
weiter, das dann bei den Eltern auf die Inanspruchnahme der Untersuchung hin- 
wirken soll. Im Falle der Schüleruntersuchungen bestehen ähnliche Vorschriften: 
Wird eine solche Untersuchung trotz einer einmaligen Erinnerung versäumt, so 
soll das Jugendamt eingeschaltet werden, das - falls bereits Hilfen installiert sind 
- auf die Inanspruchnahme hinwirkt. Für die Familienhebammen ist in Koopera- 
tionsvereinbarungen niedergelegt, dass sie bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung 
im Sinne des $ 8a SGB VIII verfahren. Die Polizei ist bereits seit längerer Zeit an- 
gehalten, im Verdachtsfall ein Meldeformular einschließlich eines standardisierten 
Ankreuzbogens (der ähnliche Kriterien wie die 0. g. Inventare enthält) auszufüllen. 
Dieses wird nach einer polizeiinternen Überprüfung an die Jugendämter weiterge- 
leitet, woraus für diese besonders strenge Dokumentations- und Rückmeldepflich- 
ten erwachsen.’” Die Bearbeitung von Straftaten im Kontext Misshandlung und 
Vernachlässigung erfolgt dezentral durch in den einzelnen Polizeikommissariaten 
angesiedelte Spezialisten für Beziehungsgewalt.’® 


Ressourcen Was den Kern der Maßnahmen bei Kindeswohlgefährdung im hier 
beschriebenen Setting anbelangt, so gibt es mit Blick auf Ressourcenfragen kaum 
Konkretisierungselemente auf der Ebene landesrechtlicher Bestimmungen. In den 
Jugendämtern wurden zuletzt die Gehälter von ASD-Mitarbeitern aufgestockt, 
um der hohen Personalfluktuation sowie Problemen bei der Rekrutierung quali- 
fizierter bzw. erfahrener Mitarbeiter entgegenzuwirken.’”* Ansonsten wird vie- 
les indirekt reguliert: So gibt es zum Thema Finanzierung und Bewilligung von 





71 Diese richten sich an Kinder zwischen neun und 27 Lebensmonaten. 


7? Die 0. g. neue Jugendamtssoftware ermöglicht mittels einer Schnittstelle mit dem polizeili- 
chen EDV-System nunmehr eine elektronische Meldung. 

? Die Einrichtung einer zentralen Polizeidienststelle (hier sogar „mit fest zugewiesenen 
Staatsanwälten“) nach Vorbild von Setting 2 (s. u.) wurde politisch erwogen, konnte sich 
jedoch nicht durchsetzen. 

74 Laut einem Interview hat sich die Situation dadurch entschärft. Mitarbeiter mit unmit- 


telbarem Kontakt zu Kindeswohlgefährdung wurden bereits vorher nach einem separaten 
(höheren) Tarif bezahlt. 
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Hilfen zur Erziehung” eine den gesamten regionalen Raum abdeckende Global- 
richtlinie sowie diese flankierende bzw. konkretisierende Dienstanweisungen und 
Arbeitshilfen. 

Die (für Jugendamtsakteure verbindlichen) Bestimmungen zum Umgang mit 
Ressourcen werden hier ausgesprochen detailliert gefasst: Um die Zielerreichung 
bei den Hilfen „verbindlich verfolgen zu können“ und einen „sachgerechten und 
sparsamen Ressourceneinsatz“ sicherzustellen, werden die Maßnahmen der Ju- 
gendhilfe in Form von „Indikatoren und Kennziffern operationalisiert“.”° Grund- 
sätzlich soll vorab geprüft werden, ob das Problem auch durch die „Ressourcen der 
Familie“ selbst oder durch sozialräumliche Angebote gelöst werden kann. Bestehen 
mehrere Optionen, so soll stets die kostengünstigste Variante ausgewählt werden. ’” 
Vor der Bewilligung, Weiterführung oder Beendigung einer Hilfe ist die gegenwär- 
tige Situation auf einer Punkteskala zu bewerten. Die Hilfe soll alle sechs Monate, 
bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung von Kleinkindern (unter drei Jahren) alle 
drei Monate überprüft werden. In familiären Krisensituationen soll mit dem Träger 
in noch kürzeren Abständen ein Informationsaustausch (z. B. wöchentliches Tele- 
fonat) vereinbart werden. Bei der Auftragsvergabe sind i. d. R. nur solche Träger 
auszuwählen, mit denen eine Vereinbarung nach $ 77 bzw. $ 78 b (s. Abschn. 3.1) 
besteht und deren Angebote sozialräumlich ausgerichtet sind. Ein übergeordneter 
Rahmenvertrag folgt im Wesentlichen den $$ 78a-g SGB VII und sieht auch für 
die ambulanten Hilfen prospektive, d. h. vorab kalkulierte und differenzierte Ent- 
gelte vor. Die Behörde ist berechtigt, die vereinbarungsgemäße Leistungserbrin- 
gung hinsichtlich ihrer Qualität zu überprüfen, sofern Anhaltspunkte dafür vor- 
liegen, dass davon abgewichen wird. 

Für die globale Administration der Ausgaben erstellen die Jugendämter jähr- 
lich eine „Mengenplanung“ anhand des ihnen zugewiesenen Budgets für Hilfen 
zur Erziehung sowie der jahresdurchschnittlichen „Planfälle und Plankosten“ und 
übermitteln diese binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Budgets an die Fach- 
behörde. „Durch geeignete Steuerungsmaßnahmen“ müssen sie sicherstellen, dass 





> Ein regionales Modellprojekt zur „Sozialraumbudgetierung“ (mit festgelegten Budgets für 
die einzelnen Träger) konnte sich nicht landesweit durchsetzen. 


76 So ist z. B. die familiäre Situation nach verschiedenen Kriterien (Problembewältigung 
durch die Eltern, Situation des Kindes, Wohn-, Arbeits-, Finanz- und gesundheitliche Ver- 
hältnisse, soziales Umfeld) zu bewerten. Ein hoher Anteil von Hilfen mit zu erwartender 
nachhaltiger Verbesserung gilt als Indikator für den Erfolg der Hilfe(form). 

77 Laut Dienstanweisung dürfen die Kosten für die Maßnahme höchstens 20% über dem 
vom Jugendamt veranschlagten Wert liegen. Hilfeentscheidungen müssen (z. T. nur bei teu- 
reren Hilfen) durch die Leitung gegengezeichnet werden. Hinzu kommen im Zuge des neuen 
Computersystems Stichprobenüberprüfungen hinsichtlich der Kosten (s. 0.). Ehemals durch 
die Abteilung „wirtschaftliche Jugendhilfe“ übernommene Aufgaben (Kostenfreigabe und 
Bearbeitung) fallen nunmehr dem ASD zu. 
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„die Ausgestaltung der Hilfen im Rahmen des ihnen zugewiesenen Budgets vor- 
genommen wird“. Somit sind die Ausgaben für die Hilfen der Erziehung (auf die 
ein individueller Rechtsanspruch besteht) - zumindest theoretisch - gedeckelt. Zu 
den vereinbarten Zielen, Indikatoren und Kennziffern legen die Jugendämter der 
Fachbehörde jährlich einen schriftlichen Bericht vor, vor dessen Hintergrund dann 
Fachgespräche zur Auswertung der „Verfahrensqualität der Hilfeplanung“ geführt 
werden.’® Zudem sind ggf. einzelfallbezogene Daten zum Zweck von Evaluations- 
vorhaben zu übermitteln. Die o. g. Sozialraumorientierung des Kinderschutzinst- 
rumentariums ist ebenfalls mit einer bestimmten Ressourcenstrategie verbunden: 
Sie basiert auf finanziellen Umschichtungen, mit der sich Hoffnungen auf die 
Absenkung des Interventionsvolumens auf Seiten der „regulären“ (ambulant-auf- 
suchenden) Hilfen verbinden.”” Beworben wurden die neuen Initiativen u. a. mit 
dem Argument, dass alternative Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
nicht nur Kosten sparen könnten, sondern darüber hinaus auch fachlich geboten 
erschienen, da es auf diese Weise möglich sei, Familien durch „integrierende‘, an 
vielfältigen Stellen im Regelsystem (z. B. Schule, Kita) andockende Maßnahmen 
„aus der Isolation“ zu holen. Die als „niedrigschwellig“ deklarierten neuen Hil- 
feformen wurden indes ebenfalls mit einer „hohen Verbindlichkeit“ (z. B. durch 
schriftlich fixierte Zielvereinbarungen) und entsprechenden Vorgaben zur „Melde- 
praxis“ ausgestattet. Im Rahmen von Fallrevisionen des Controllings werden sie auf 
ihre Wirksamkeit sowie ihr Kosteneinsparungspotenzial gegenüber den regulären 
Hilfen überprüft. Für die freien Träger vor Ort sind im Gefolge von Projektaus- 
schreibungen in diesem Kontext neue Geschäftsfelder entstanden. 


„Regelsystemzustände“ und lokale Doktrin Die vorstehende Darstellung führt vor 
Augen, wie die Meta-Normen des Kinderschutzsystems im beschriebenen Set- 
ting ausbuchstabiert werden: In Bezug auf die institutionelle Regulierung ver- 
weisen die Zustände vor Ort auf relevante Konkretisierungsbereiche in Gestalt 
von Bestimmungen etwa zur Bildung von Spezialinstanzen, zur Vernetzung bzw. 
obligatorischen Koordination der wesentlichen Beteiligten sowie zur Sozialraum- 
orientierung und strategischen Ressourcensteuerung. Die im beschriebenen Set- 
ting ausgebildeten Implementationslinien, so wird sich in der Gesamtschau unserer 
Settings noch zeigen, tragen dabei durchaus eigensinnige Züge. So setzen die 
Zuständigkeitsregeln im Kinderschutz in Teilbereichen einen starken Akzent auf 





78 Entsprechend erstatten die freien Träger im Rahmen von Qualitätsentwicklungsvereinba- 
rungen den Jugendämtern und der Fachbehörde mindestens alle zwei Jahre Bericht hinsicht- 
lich der „Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität“. Vor diesem Hintergrund finden dann 
ebenfalls strategische Gespräche statt. 

7” Bzgl. dieser Einsparungen werden mit den einzelnen Jugendamtsbezirken Kontrakte ge- 
schlossen. 
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Spezialisierung, wobei diese im Wesentlichen (z. B. bei der Polizei, Familienhebam- 
men oder Kinderschutzkoordinatoren) dezentral organisiert wird.’ Im Hinblick 
auf die Ressourcensteuerung zeigt sich eine markante, regelförmig operationali- 
sierte Orientierung an den Maximen der Neuen Steuerung - also eine relativ weit- 
gehende Institutionalisierung der entsprechenden Modernisierungsphilosophie 
(z. B. mit dem Einsatz eines ausdifferenzierten, kennzifferbasierten Finanzcontrol- 
lings). Bezüglich der Verfahrensweisen in der unmittelbar kinderschutzbezogenen 
Jugendhilfe fallen das (zumindest der Vorschrift nach) EDV-geleitete Dokumen- 
tationsverfahren sowie die damit verknüpfte Maßnahmenvergabe ins Auge, wobei 
sämtliche Verfahrensschritte im Interventionsprozess abgebildet werden. In dieser 
fortgeschrittenen Automatisierung formalisierter Verfahren liegt ein wesentliches 
Alleinstellungsmerkmal dieses Settings. Aus dieser Situation lassen sich - abstrakt 
- Grundzüge einer lokalen Doktrin ableiten, die die doktrinären Komponenten der 
Meta-Normierung des Kinderschutzsystems ergänzt: Deren regionale Konkretisie- 
rung erweist sich insgesamt als dezentralisierungsfreudig, kontrollfixiert und hoch- 
gradig manageriell. 


Setting 2 stark durchstandardisiert, formal vernetzt und budgetfokussiert 

Bei diesem Setting handelt es sich ebenfalls um einen großstädtischen Bezirk, 
der sich jedoch in zweierlei Hinsicht vom vorherigen Fall unterscheidet: Zum einen 
liegt es im Gebiet der ehemaligen DDR, was sich aus Sicht mancher Akteure vor Ort 
bis heute (wenigstens latent) anhand spezifischer „Herangehensweisen“ bemerkbar 
macht. Zum zweiten ist es gebietsweise durch massive soziale Problemlagen (mit 
bis zu 90% Arbeitslosigkeit und 65% Kinderarmut) geprägt, wobei sich diese Situ- 
ation infolge der Entwicklung der Mietpreise in den innenstadtnäheren Regionen 
und des daraus folgenden Zuzugs von Sozialleistungsempfängern in jüngster Zeit 
noch verschärft hat. In Bezug auf die Quote von stationären Unterbringungen von 
Kindern rangiert es im stadtweiten Vergleich an der Spitze aller Bezirke. 


Zuständigkeiten Auf Landesebene orientiert sich die Regulierung des Kinder- 
schutzsystems stark an der Maxime umfassender Vernetzung verschiedener Ins- 
tanzen, einhergehend mit einem starken, teilweise formal institutionalisierten 
Einbezug von Akteuren des Gesundheitswesens. Unter der Überschrift „Netzwerk 
Kinderschutz“ gibt es zahlreiche Bemühungen zur Veränderung von Prozessen der 
interorganisationalen Informationsweitergabe sowie zur Etablierung überregiona- 
ler Anlaufstellen für Bürger und Fachkräfte (z. B. in Form von ausgiebig bewor- 
benen Telefonhotlines). Weitere Schwerpunkte der aktuellen Regulierungsagenda 
sind Maßnahmen zur „Früherkennung“ von Kindeswohlgefährdungen und die 
Schaffung eines einheitlichen Indikatorenmodells für die Problemdiagnose. 





80 Fine Ausnahme stellt der zentrale Kindernotdienst dar. 
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Ein landesweites „Kinderschutzgesetz“ gibt verschiedene Maßnahmen im Be- 
reich der Früherkennung, präventiven Förderung und sektorübergreifenden Ko- 
operation vor.®! Herzstück des Gesetzes ist ein Verfahren zur Steigerung der In- 
anspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen seitens der örtlichen Kinder- 
ärzte.®?” Die Gesundheits- und Jugendämter halten spezielle Koordinationsstellen 
vor, die einen regelmäßigen Informationsaustausch organisieren sollen sowie für 
Fragen der Kooperation bzw. Vernetzung zwischen „allen für den Kinderschutz 
relevanten Einrichtungen“ zuständig sind und entsprechende Kooperationsverein- 
barungen und Verfahrensabsprachen treffen sollen. Dem Gesundheitsamt ist dar- 
über hinaus (neben Jugend- und Sozialamt) gesetzlich ausdrücklich die Aufgabe 
zugewiesen, Schwangere und Eltern in belasteten Lebenslagen frühzeitig auf Unter- 
stützungsangebote (sog. „Frühe Hilfen“) hinzuweisen. 

Für Berufsgeheimnisträger besteht eine abgestufte Meldebefugnis: So sind z. B. 
Ärzte und Hebammen, aber auch pädagogische Fachkräfte - also mit der Erziehung 
oder Ausbildung von Kindern betraute Personen (z. B. Lehrer) - angehalten, bei 
gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung eine Erörterung der 
Situation (ggf. gemeinsam mit den Eltern) vorzunehmen. Das ärztliche Kammer- 
gesetz weist außerdem eine explizite „Berufspflicht“ der Ärzte aus, auf besonde- 
re Risiken für Vernachlässigung, Missbrauch oder Misshandlung von Kindern zu 
achten und - soweit erforderlich - auf Schutz- und Hilfsmaßnahmen hinzuwirken. 
Ähnliches ist im Hebammen- sowie im Schulgesetz geregelt. Die diesbezüglichen 
Regelungen gehen also insgesamt weiter als in Setting 1. 

Schließlich schreibt das Gesetz ein rund um die Uhr erreichbares telefonisches 
„Melde-, Erstberatungs- und Interventionsverfahren“ (Hotline Kinderschutz) vor, 
das im betrachteten Setting durch einen zentralen „Kindernotdienst“ bereitgestellt 
wird, der jederzeit Inobhutnahmen durchführen kann. Daneben existiert bereits 
seit 2004 eine Telefonhotline der Polizei, die mittels einer Plakatkampagne intensiv 
öffentlich bekannt gemacht wurde.?° Zum Zusammenwirken von Jugendhilfe und 
Polizei sieht das Ausführungsgesetz zum KJHG vor, dass das Jugendamt die Polizei- 
behörden bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zum Schutz Minderjährige „berät 
und unterstützt“, während diese das Jugendamt in allen Fällen, in denen Schutz- 





#1 Dieses wird von Ausführungsvorschriften sowie sog. „Rundschreiben“ der zentralen Ver- 
waltungseinheit flankiert, die ebenfalls bindenden Charakter haben. 


% Konkrete Angaben zu den hier angedeuteten Verfahren finden sich weiter unten. 


® Infolgedessen stiegen die polizeilich registrierten Misshandlungs- und Vernachlässigungs- 
delikte innerhalb kürzester Zeit deutlich an - ein Sachverhalt, der in politischen Konzepten 
explizit zur Begründung eines besonderen Handlungsbedarfs im Kinderschutz herangezogen 
wurde. Die daraus folgenden Vernetzungsinitiativen führten in der Folge ihrerseits zu einem 
weiteren Anstieg von Meldungen durch Bürger wie Fachkräfte (und damit zu einer Erhöhung 
des Fallvolumens in den Jugendämtern). 
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maßnahmen erforderlich erscheinen, unterrichten soll. In Bezug auf die Polizei 
besteht in diesem Setting außerdem die Besonderheit, dass der fragliche Deliktsbe- 
reich geschlossen von einer zentralen Spezialeinheit bearbeitet wird, die auch die 
Weitermeldung an das Jugendamt übernimmt (dazu mehr in Abschn. 4.1). 


Verfahren Das Verfahren zum Einsatz von Hilfen zur Erziehung regelt eine weitere 
Ausführungsvorschrift. Vorgesehen ist ein landeseinheitlicher Hilfeplan, für den 
ein Musterformularsatz sowie zahlreiche „Arbeitshilfen“ vorliegen. Konkret soll 
am Anfang des Hilfeplanverfahrens eine Feststellung der Bedarfe und Ressourcen 
der Familie auf einer sog. „Ressourcenkarte“ sowie eine präzise Klärung der Hilfe- 
ziele erfolgen. Dauern Hilfen länger als drei Monate, wird eine kollegiale Beratung 
mit mehreren Fachkräften obligatorisch. Bei „komplexen Hilfebedarfen“ ist zudem 
eine „abgestimmte Perspektivenplanung durch verschiedene Fachdisziplinen anzu- 
streben“. In jedem Fall ist spätestens sechs Wochen vor Beendigung einer Hilfe ein 
Abschlussgespräch durchzuführen, um zukunftsrelevante Entscheidungen zu tref- 
fen und den Erfolg der Hilfe zu bewerten. Bei Beginn und Ende jeder Hilfe haben 
die Jugendämter Daten zu erheben, die in die Bundesstatistik einfließen und im 
Rahmen der lokalen Jugendhilfeplanung Verwendung finden. 

Für Jugend- und Gesundheitsämter gelten auch ansonsten in Fällen von Kin- 
deswohlgefährdung sehr konkrete Verfahrensstandards, die in einer gemeinsamen 
Ausführungsvorschrift festgehalten sind: Demnach sind sämtliche Meldungen und 
Verfahrensschritte schriftlich zu dokumentieren. Die Risikoabschätzung soll stets 
mit zwei Fachkräften (Vier-Augen-Prinzip) und unter Verwendung von standardi- 
sierten Erfassungsbögen erfolgen.®* In einem zweistufigen Vorgehen ist zunächst 
das Vorliegen einer unmittelbaren Gefahr mit einem daraus folgenden sofortigen 
Handlungsbedarf zu prüfen. Erhärten sich die Hinweise, so ist das Risiko anhand 
eines zweiten (umfangreicheren) Erhebungsinstruments nochmals eingehender zu 
prüfen. Die Risikoeinschätzung inklusive Dokumentation muss laut Vorschrift „in- 
nerhalb von zwei Stunden ab Bekanntwerden, auf jeden Fall aber noch am gleichen 
Tag“ erfolgen und hat Vorrang gegenüber anderen laufenden Aufgaben der Äm- 
ter. Zudem ist „in der Regel“ ein unverzüglicher und unangemeldeter Hausbesuch 





%: Ergänzende Handlungsempfehlungen führen dazu aus, dass die Instrumente „lediglich 
Hilfsmittel zur Strukturierung von Wahrnehmungs- und Bewertungsprozessen“ sein kön- 
nen, jedoch für sich allein keine Prognosen erlauben. Gefragt sei vielmehr eine „beteiligungs- 
orientierte Sozialpädagogik“, die „mit den Eltern gemeinsam Einschätzungen vornimmt“ 
bzw. gegen deren Willen gerichtete Entscheidungen „nachvollziehbar darzulegen und zu ver- 
mitteln sucht“. Die Erfassungsbögen wurden im Dialog von Wissenschaft und Praxis entwi- 
ckelt und basieren auf in anderen Kommunen bereits etablierten Instrumenten. 
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durchzuführen.” Handlungsempfehlungen durch die zentrale Verwaltung sehen 
zusätzlich eine zeitnah nach dem Hausbesuch durchgeführte Fallbesprechung vor, 
ggf. unter Einbezug von in medizinischer oder psychologischer Diagnostik aus- 
gebildeten spezialisierten Fachkräften. Anlässlich des durch das FamFG eingeführ- 
ten frühen Erörterungsgesprächs beim Familiengericht (s. Abschn. 3.1) weist eine 
Handreichung die Jugendämter auf die Möglichkeit hin, die „richterliche Autori- 
tät“ in einem früheren Stadium zur „Durchsetzung notwendiger Hilfen“ oder zum 
„Aufzeigen von Grenzen“ (auch im Sinne einer „Warnfunktion“) aktiv zu nutzen.®° 

Durch die Vorgabe mehrerer standardisierter Instrumente ist der Diagnosepro- 
zess in hohem Maße formalisiert: Der für die erste Prüfung in den Ämtern vorge- 
sehene Bogen umfasst fünf Seiten und enthält neben der Angabe der Rahmendaten 
Textfelder für kurze Darstellungen in freier Formulierung (Gefährdungsmeldung, 
Ressourcen/Selbsthilfepotenziale, Einschätzung nach dem Hausbesuch) sowie an- 
zukreuzende Items (Auffälligkeiten wie z. B. Suchtprobleme, Art der Gefährdung, 
Handlungsperspektiven). Führt die erste Prüfung zu dem Ergebnis, dass eine Kin- 
deswohlgefährdung vorliegt oder „nicht auszuschließen ist“, so kommt verpflich- 
tend - und im weiteren Prozess ggf. mehrfach - ein weiterer Bogen zum Einsatz, 
der erheblich umfangreicher ausfällt. Differenziert nach Altersgruppen sind ver- 
schiedene Risikofaktoren auf einer Skala von -2 bis +2 zu bewerten und in einzel- 
nen Rubriken zu einer Gesamteinschätzung aufzusummieren.®’ Für die Bewertung 





85 Dieser muss ebenfalls stets mit zwei Fachkräften (und - falls erforderlich - unter Hinzuzie- 
hung der Polizei) durchgeführt werden. Bemerkenswert erscheint, dass das Landesgesetz die 
auf Bundesebene erwogenen (Hausbesuchs-)Regelungen (s. Abschn. 3.1) bereits früh — und 
mit größerer Deutlichkeit und Rigorosität — vorwegnahm. Bezeichnenderweise wird in der 
Vorschrift explizit darauf hingewiesen, dass in Fällen akuter Gefahr ein (einfaches) Betreten 
der Wohnung auch gegen den Willen der Inhaber zulässig ist. Dies gilt auch für das Jugend- 
amt, das als „Ordnungsbehörde“ — wie unter Berufung auf das geltende allgemeine Sicher- 
heits- und Ordnungsgesetz verdeutlicht wird — zum Betreten von Wohnungen berechtigt ist. 
Es gilt der Grundsatz „Kinderschutz vor Recht auf Unverletzlichkeit des Wohnraums“. Im 
Gegensatz zur Polizei darf das Jugendamt jedoch keine unmittelbaren Zwangsmaßnahmen 
vollziehen. 


8° Das Bundesland praktizierte bereits einige Zeit vor der Einführung des FamFG ein „be- 
schleunigtes Familienverfahren“. Zum staatlichen Wächteramt und einer damit verbundenen 
eventuellen Haftung der Fachkräfte führen die Empfehlungen überdies aus, dass es „auch 
zum eigenen Schutz in Kinderschutzfällen besonders wichtig [sei], die vorgeschriebenen Ver- 
fahrensweisen einzuhalten und alle Schritte genau zu dokumentieren und nicht ‚im Zweifel 
nichts zu tun‘“. Dem schließt sich der Hinweis an, dass bei einer hohen Gefährdung für das 
Leben des Kindes notfalls (beim Kammergericht) Beschwerde gegen offensichtlich fehlerhaf- 


te familiengerichtliche Entscheidungen eingelegt werden sollte. 

#7 Die Differenzierung erfolgt anhand des Lebensalters des betroffenen Kindes (0-2, 3-5, 
6-13, 14-18 Jahre). Die auf das Kind bezogenen Kriterien betreffen sein Erscheinungsbild 
(körperlich, psychisch, kognitiv, Sozialverhalten), die Interaktion zwischen Kind und Be- 


3.2 Die Umsetzung vor Ort 107 


liegt ein knapp 50-seitiger Orientierungskatalog mit sehr konkreten „Ankerbei- 
spielen“ vor. Insgesamt sind somit im Rahmen einer Risikoeinschätzung regelmä- 
Big über 20 Seiten Papier auszufüllen. 

Für Fachkräfte außerhalb des ASD (freie Träger, Kitas, Beratungsstellen, etc.) 
existiert wiederum ein separater (dreiseitiger) Erfassungsbogen, der 32 Items zum 
Ankreuzen enthält. An der Einschätzung ist (gemäß $ 8a SGB VIII) eine „in- 
soweit erfahrene Fachkraft“ zu beteiligen, wobei als solche i. d. R. alle Personen 
mit einer sozialpädagogischen Ausbildung fungieren können.®? Zeichnet sich ein 
akuter Handlungsbedarf ab, so ist das Jugendamt sofort telefonisch zu informieren, 
wobei auch der ausgefüllte Erfassungsbogen zu übermitteln ist. 

Was die übrigen Akteure im regionalen Interventionszusammenhang betrifft, 
so gibt es ebenfalls sehr detaillierte Verfahrensvorgaben. So sind Kinderärzte im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit für Vorsorgechecks aufgefordert, nach Durchführung 
Untersuchungsbestätigungen an eine zentrale Stelle? zu senden, die (anhand einer 
speziellen „Neugeborenen-Screening-ID“) einen Abgleich mit dem Melderegister 
vornimmt und bei Versäumnis einer Untersuchung ein Erinnerungsschreiben an 
die Eltern versendet. Bei abermaligem Versäumnis wird der „Kinder- und Jugend- 
gesundheitsdienst“ des zuständigen Gesundheitsamtes eingeschaltet, der (nach 
schriftlicher Ankündigung) der Familie einen Hausbesuch abstattet und ggf. eine 
Beratung anbietet.?! Werden bei dem Hausbesuch gewichtige Anhaltspunkte für 





zugspersonen sowie die Sicherung der Grundversorgung (Ernährung, Schlafplatz, Kleidung, 
Körperpflege, Beaufsichtigung und Betreuung, medizinische Versorgung). Bezogen auf die 
Eltern sind ebenfalls Risikofaktoren (materielle/soziale, familiale, persönliche Situation) so- 
wie Ressourcen und Prognosen (bzgl. der Veränderungs- und Kooperationsbereitschaft) fest- 
zuhalten. Zusätzlich ist ein „Genogramm“ des Familiensystems zu erstellen. 

%% Hier sind verschiedene Anhaltspunkte für eine Gefährdung nach Häufigkeit ihres Auftre- 
tens (selten, häufig, immer) anzugeben; Angaben zu Ressourcen bzw. Selbsthilfepotenzial der 
Eltern, wahrgenommenen Risiken und eigens unternommenen Schritten können frei ver- 
merkt werden. 


® Für Kita-Erzieherinnen ist eine spezielle Fortbildung erforderlich. Beschäftigt ein freier 
Träger selbst kein entsprechendes Personal, so können (in einer Liste festgehaltene) externe 
Fachkräfte (anderer Träger oder auch des Jugendamts) beratend hinzugezogen werden. 


°0 Diese ist in einem lokalen Universitätsklinikum angesiedelt. Die Regelung des Verfahrens 
(einschließlich seiner Finanzierung) obliegt laut Gesetz der Gesundheitsverwaltung (in Ab- 
sprache mit der Verwaltung der Hochschulen). 

91 Hierfür werden in den Gesundheitsämtern Sozialarbeiter (und mancherorts auch Hebam- 
men) beschäftigt. Im Falle der Überschreitung der vorgesehenen Zeiträume holt der Gesund- 
heitsdienst die versäumten — nur innerhalb bestimmter Toleranzgrenzen durch die Kranken- 
kassen finanzierten — Untersuchungen selbst nach. Zusätzlich ist die Durchführung ärztlicher 
Reihenuntersuchungen in den Kitas vorgesehen. 


108 3 Die sozialpolitische Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung 


eine Kindeswohlgefährdung festgestellt, so ist unverzüglich das Jugendamt zu in- 
formieren. 

Die 0. g. Akteure mit Meldebefugnis haben Anspruch auf eine (anonymisierte) 
Beratung durch eine „insoweit erfahrene Fachkraft“.?? Ist ein Tätigwerden erfor- 
derlich und kooperieren die Eltern nicht, so sind die genannten Personen berech- 
tigt, das Jugendamt zu informieren. Im Bereich der „Frühen Hilfen“ kommen für 
die Erhebung diesbezüglicher Risikofaktoren (in Ergänzung zum herkömmlichen 
„Mutterpass“) spezielle Formulare zum Einsatz, die von behandelnden Gynäkolo- 
gen oder Hebammen ausgegeben werden.?° Zudem soll der Gesundheitsdienst nicht 
nur bei Vorliegen besonderer Risiken, sondern bei allen Erstgebärenden innerhalb 
von sechs Wochen nach der Geburt Hausbesuche durchführen, um etwaige Unter- 
stützungsbedarfe zu erkennen und ggf. Angebote der Familienbildung oder der 
„aufsuchenden Elternhilfe“ zu unterbreiten. Bei Bedarf sind bereits schwangeren 
Frauen auch Hilfen zur Erziehung nach dem KJHG anzubieten, wobei Jugend- und 
Gesundheitshilfe gemeinsam aufeinander abgestimmte Leistungen entwickeln sol- 
len. Für Kindertagesstätten gilt zusätzlich die Regelung, dass bei gewichtigen An- 
haltspunkten, die „außerhalb des vereinbarten Verfahrens nach $ 8a SGB VII ein 
sofortiges Handeln verlangen‘; unverzüglich das Jugendamt zu informieren ist. Alle 
genannten Akteursgruppen sind aufgefordert, sich an der Kooperation im Rahmen 
des „Netzwerks Kinderschutz“ zu beteiligen. 


Ressourcen Im landesweit vorgegebenen Hilfeplanmodell gilt als zentraler Leit- 
satz, dass Hilfen zur Erziehung durch eine Beratung im Vorfeld nach Möglich- 
keit vermieden werden sollen, indem Selbsthilfepotenziale (im familiären und 
weiteren sozialen Umfeld) aktiviert und niedrigschwelligere Hilfsmaßnahmen 
geprüft werden. Das Modell folgt ausweislich den Prinzipien der „Lebenswelt- 
und Sozialraumorientierung“ sowie der Verhältnismäßigkeit (Weg des „gerings- 
ten Eingriffs“). Die Vorschrift macht zudem deutlich, dass es sich bei den Hilfen 
zur Erziehung um „entwicklungsorientierte“, zeitlich befristete Maßnahmen zur 
Stärkung des „Subjektstatus der Betroffenen“ handeln soll. Eine settingspezifische 
Besonderheit in Bezug auf die Hilfeformen besteht darin, dass die ambulanten 
sozialpädagogischen Erziehungshilfen sowie die stationären Hilfen?* vor einigen 
Jahren jeweils in gemeinsame Rahmenleistungsbeschreibungen überführt worden 
sind. Erklärter Zweck dieser Regelung ist es, „einen Rahmen für eine Flexibilisie- 





92 Insoweit folgt die Regelung im Wesentlichen den Vorgaben, die nach $ 8a SGB VII auch 
für freie Träger der Jugendhilfe gelten. 


Die Angabe von Informationen seitens der Mütter ist freiwillig. 
94 Ambulant: $$ 29, 30, 31, 35 SGB VIIJ; stationär: $$ 34, 35, 35a. 
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rung und Passgenauigkeit der Hilfe bezogen auf den Einzelfall und im Hinblick auf 
die Trägerorganisation zu schaffen“ sowie „sozialraumbezogene Vorgehensweisen“ 
bzw. „individuelle Verweildauern“ ermöglichen und so einen gezielten Mittelein- 
satz realisieren zu können. Das Prinzip der „Sozialraumorientierung“ wird - als 
„Grundlage für die Neustrukturierung der Jugendhilfe“ - explizit auch aus Grün- 
den der Wirtschaftlichkeit favorisiert. 

Wirtschaftlichkeitsprüfungen sind fester Bestandteil des o. g. Hilfeplanmodells: 
Zwar gilt grundsätzlich das bundesgesetzlich vorgesehene „Wunsch- und Wahl- 
recht“ der Betroffenen, jedoch ist spätestens ab einer Überschreitung der durch- 
schnittlichen Höhe der Entgelte für vergleichbare Leistungen um 15 von Hundert 
von einer Unverhältnismäßigkeit auszugehen, so dass die Leistungsberechtigten 
auf günstigere Alternativen hingewiesen werden müssen.” Im Anschluss an das 
Hilfeplangespräch (nach den bundesgesetzlichen Maßgaben) kann die Hilfe durch 
den beauftragten Leistungserbringer durchgeführt werden. Die Intervalle für die 
Überprüfung des Hilfeplans (hinsichtlich Zielerreichung, Bedarfsveränderung, 
etc.) liegen i. d. R. bei sechs Monaten, wobei bei wesentlichen Veränderungen oder 
akuten Notlagen auch davon abgewichen werden kann.” Soll die Hilfe fortge- 
schrieben werden, so sind stets kostengünstigere Alternativen zu prüfen. Beendet 
wird die Hilfe dann, wenn die vereinbarten Ziele (offenbar) erreicht wurden, der 
junge Mensch volljährig geworden ist oder die Eltern die Hilfe nicht mehr weiter- 
führen wollen. 

Als Vorreiter der Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells hat die Region in 
den letzten Jahren eine umfassende Verwaltungsreform vollzogen. Wesentliche Ins- 
trumente sind eine (produktbasierte) „Kosten-Leistungs-Rechnung“ und eine da- 
raus abgeleitete „ergebnisorientierte Budgetierung“. Das hat Konsequenzen (auch) 
für die Jugendhilfe: Im Rahmen der globalen Budgetierungssystematik erfolgt die 
Ermittlung des Zuweisungsbetrages für Hilfen zu Erziehung anhand der Ist-Men- 
ge des vorletzten Jahres (Basisjahr), wobei für jedes „Produkt“ die landesweit er- 
hobenen „Durchschnittskosten“ gezahlt werden. Bei Überschreitung des Budgets 
müssen vor Ort (durch Verbesserung der „Wirtschaftlichkeit“ oder Einsparungen 
an anderer Stelle im Haushalt der betroffenen Gebietskörperschaft) Gegenmaß- 
nahmen ergriffen werden. Bei Unterschreitung darf der Differenzbetrag für andere 


°5 Sind solche nicht vorhanden oder sprechen andere Gründe für das teurere Angebot, so ist 
dies gesondert zu dokumentieren. Zudem muss eine Überschreitung der auf Grundlage des 
aktuellen Zuweisungsverfahrens ermittelten „Falldurchschnittskosten“ (hochgerechnet auf 
ein Jahr) stets besonders begründet werden. 

°° Nach einem Jahr ist eine Hilfe immer zu überprüfen. Unterbringungen von Kindern im 
Alter von bis zu drei Jahren werden bereits nach drei Monaten Gegenstand einer obligatori- 
schen Erörterung. 
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Leistungen ausgegeben werden, allerdings wird im übernächsten Jahr wiederum 
nur die tatsächliche Ist-Menge der Ausgaben für die Berechnung der neuen Plan- 
menge berücksichtigt. 

Seit einigen Jahren existiert zudem ein landesweit vergleichendes standardisier- 
tes Fach- und Finanzcontrolling: Laut Ausführungsvorschrift sollen - im Rahmen 
der „Haushaltsüberwachung“ - durch spezielle Informationssysteme Finanzda- 
ten erhoben, mit den Zuweisungsvorgaben verglichen und Abweichungsursachen 
analysiert werden. Dabei sind die „Instrumente zum Preismanagement‘, die den 
Jugendämtern in Form einer „Entgeltliste“ zur Verfügung gestellt werden, „aktiv 
zu nutzen“. Ein verbindliches Berichtswesen der Jugendämter an die zentrale Ver- 
waltung - ggf. auch für einzelfallbezogene Evaluationen („Fallrevisionen“) - soll 
einen Kennzahlenvergleich und die „Weiterentwicklung der Angebots- und Finan- 
zierungsstruktur“ ermöglichen. Die einzelnen Ämter schließen eine Zielvereinba- 
rung mit der zentralen Verwaltungseinheit, anhand derer „atypische Fallzahlen- 
und -kostenentwicklungen“ kontrolliert werden.?” Ein „Frühwarnsystem“ erlaubt 
bei „drohender Verfehlung“ der vereinbarten Ziele eine Übertragung der Steue- 
rungsverantwortung auf die höhere Verwaltungsebene. Laut dem geltenden Aus- 
führungsgesetz zum KJHG hat letztere durch „ständige Soll-Ist-Vergleiche“ und 
„Verfahren der Erfolgskontrolle“ für einen effektiven und effizienten Mitteleinsatz 
zu sorgen.?® 

Über Art und Ausmaß der Ressourcenvergabe an freie Träger entscheiden die 
einzelnen Jugendhilfebehörden dezentral „im Rahmen der verfügbaren Mittel nach 
pflichtgemäßem Ermessen“. Über die Höhe der Kosten für individuelle Leistungen 
sind Vereinbarungen anzustreben; dabei haben die „Kostensätze den Grundsät- 
zen der Wirtschaftlichkeit, der Sparsamkeit und der Leistungsfähigkeit Rechnung 
zu tragen und sind vorzukalkulieren“. Ein Rahmenvertrag? regelt die Details der 





?7 Die Zielvereinbarung soll eine „Verständigung auf Ziele, Maßnahmen und Kennzahlen“ 
erlauben. Das Fachcontrolling wird dabei als ein „dialogischer Prozess“ aufgefasst, der einen 
„allokativen Umgang mit Ressourcen (=ein knappes Gut in die bestmögliche Verwendung 
überführen)“ gewährleisten soll. Zentrales Ziel ist die Herstellung von „Transparenz“ über 
die jeweilige Fall- und Ausgabenentwicklung, verbunden mit verschiedenen Verfahren des 
„Benchmarkings“. Es fußt u. a. auf einem „intrakommunalen Kennzahlenvergleich HzE“ so- 
wie auf dem „interkommunalen Kennzahlenvergleich der deutschen Großstädte (IKO)“. 

8 Im Rahmen einer solchen Evaluation (im Jahr 2009) waren insbesondere die Jugend- 
ämter mit den - im Vergleich — größten Abweichungen gehalten, (unter Berücksichtigung 
der spezifischen Bedingungen vor Ort) selbst Angaben zu den (vermuteten) Ursachen der 
Unterschiede in der Ausgaben- und Fallzahlenentwicklung zu machen. Hintergrund dieser 
Vorgehensweise waren (wieder) ansteigende Ausgaben nach einer längeren Phase der Haus- 
haltskonsolidierung (mit Einstellungsstopps im öffentlichen Dienst, massiven Ausgabenkür- 
zungen im Bereich der HzE etc.). 


® Beruhend auf $$ 78 a-g SGB VII (s. 0.). 
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Finanzierung. Mögliche Finanzierungsformen sind demnach Tagessätze, Fach- 
leistungsstundensätze sowie Fallpauschalen. Die prospektiv vereinbarten Entgelte 
werden nach einem speziellen Schlüssel ermittelt, wobei Leistungsentgelte, (pau- 
schalierte) Nebenkosten und Investitionsentgelte Berücksichtigung finden. Durch 
die o. g. Überführung ambulanter Hilfen in gemeinsame Rahmenleistungsverein- 


barungen gelten für diese nunmehr einheitliche Fachleistungsstundensätze.!% 


„Regelsystemzustände“ und lokale Doktrin Der Einblick in die Verhältnisse in Set- 
ting 2 vervollständigt das bereits für Setting 1 gezeichnete Bild einer institutionel- 
len Feinregulierung, die in vielerlei Hinsicht die nationale Meta-Normierung erst 
„einsatzfähig“ macht: Wieder sind Vernetzung, die Ausdifferenzierung verschie- 
dener Interventionskompetenzen sowie die Regulierung des Ressourceneinsatzes 
wesentliche Bestandteile der regionalen Konkretisierung bundesweiter Meta-Nor- 
men. Erneut zeigen sich aber auch spezifische Implementationslinien: Hinsichtlich 
der Zuständigkeiten etwa findet sich mindestens semantisch eine besonders starke 
Betonung des Netzwerkaspekts. Ferner fällt auf, dass die verfahrensbezogenen 
Handlungsempfehlungen der Verwaltung (mit knappen Fristen, unangemeldeten 
Hausbesuchen usw.) überaus konkret ausfallen und hinsichtlich ihres „Eingriffs- 
charakters“ an vielen Stellen die Vorgaben anderer Bundesländer übertreffen. Die 
Informationsaufbereitung wird durch den Einsatz (mehrerer) ausdifferenzierter 
standardisierter Diagnoseinstrumente (Kinderschutzbögen) stark verdichtet. Die 
Ressourcensteuerung beinhaltet eine „ergebnisorientierte“ (Global-)Budgetierung 
anhand von pauschalisierten „Produkten“ sowie ein extensives Finanzcontrolling 
- ähnlich (aber nicht in gleicher Form) wie in Setting 1 bestehen detaillierte Wirt- 
schaftlichkeitskontrollprozeduren. Eine herausragende Stellung im lokalen Kinder- 
schutzsystem nehmen die Gesundheitsämter ein, die durch die Schaffung zentraler 
Verantwortlichkeiten (festgehalten in einer gemeinsamen Ausführungsvorschrift) 
eng an die Seite der Jugendämter treten - hierin besteht ein Alleinstellungsmerkmal 
von Setting 2. Gleiches gilt für die zentrale Spezialstelle bei der Polizei. Insgesamt 
kristallisiert sich eine lokale Doktrin heraus, bei der sich Kinderschutz als stark 
durchstandardisiert, formal vernetzt und budgetfokussiert darstellt. 


Setting 3 generalistisch, aktivierend, manageriell passiv 





100 Der Rahmenvertrag enthält hierfür ein Kalkulationsbeispiel. Differenzierungsmöglichkei- 
ten sind — erklärtermaßen — auf das Notwendigste reduziert worden, um den Verhandlungs- 
und Prüfaufwand zu vermindern. Mit der Fachleistungsstunde sind sämtliche fallbezogenen 
und damit zusammenhängenden Tätigkeiten (einschließlich „Qualitätsentwicklung“, Doku- 
mentation, kollegiale Beratung, Fortbildungen, etc.) abgegolten. 
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Das dritte lokale Setting ist eine ländliche, eher „strukturschwache“ Region in 
Südwestdeutschland. Mit dem „Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl und 
Kindergesundheit“ regelt das Bundesland, in dem sich dieses Setting befindet, be- 
stimmte Aspekte vergleichsweise weitreichend: Der Einbezug des Gesundheitswe- 
sens in Fragen des Kinderschutzes, Maßnahmen der Frühförderung, der Aufbau 
lokaler Netzwerke sowie ein zentral gesteuertes Einladungs- und Erinnerungswe- 
sen für die ärztlichen Früherkennungsuntersuchungen stehen dabei exemplarisch 
für später auch von anderen Bundesländern (und zuletzt auch auf Bundesebene) 
übernommene Neuregelungen. 


Zuständigkeiten Laut Gesetz sollen insbesondere Familien in besonderen Belas- 
tungssituationen frühzeitig niedrigschwellige Angebote zur Förderung und Stär- 
kung der elterlichen Erziehungskompetenz unterbreitet werden („Frühe Hilfen“). 
In diesem Zusammenhang ist u. a. der Aufbau sog. „Netzwerke Familienbildung“ 
sowie ein stärkerer Einbezug der Kindertagesstätten vorgesehen. Zweitens sollen 
die Jugendämter in den Kommunen auf die Etablierung lokaler Netzwerke hinwir- 
ken, um so „durch Kooperation und gegenseitiges Wissen über Handlungsabläufe 
und Aufgabenbereiche das Wohl von Kindern zu fördern und den Familien ange- 
messene Hilfe- und Unterstützungsangebote zur Verfügung zu stellen“. Auf einer 
(durch das zuständige Jugendamt mindestens einmal im Jahr zu organisierenden) 
lokalen Netzwerkkonferenz sollen zahlreiche Berufsgruppen und Organisationsak- 
teure grundsätzliche Fragen der Förderung des Kindeswohls und der Möglichkei- 
ten einer Verbesserung des Kinderschutzes (durch das Netzwerk) erörtern. Eine 
beim Landesjugendamt angesiedelte „Servicestelle Kinderschutz“ organisiert hierfür 
Treffen unter Einbezug lokaler Netzwerkkoordinatoren. 

Ein weiterer Regelungskomplex des Gesetzes betrifft den Einbezug von Akteu- 
ren des Gesundheitswesens in Fragen des Kinderschutzes. So wurde (auch hier) ein 
verbindliches Einladungs- und Meldewesen für die ärztlichen Früherkennungs- 
untersuchungen eingerichtet: Ähnlich wie in Setting 1 versendet eine in einer 
Universitätsklinik angesiedelte Zentralstelle Einladungsschreiben an die Eltern. 
Schließlich sieht das Gesetz für schweigepflichtige Personen wie Ärzte oder Heb- 
ammen eine abgestufte Meldebefugnis in Fällen von Kindeswohlgefährdung vor.!"! 
Wie die freien Träger der Jugendhilfe sollen auch diese die Eltern zunächst selbst 
auf mögliche Hilfsangebote hinweisen und bei Nichterfolg das Jugendamt einschal- 
ten (zu den Verfahrensabläufen s. u.). 

Eine Besonderheit der Akteurslandschaft in diesem Setting besteht darin, dass 
bereits seit Beginn der 90er Jahre landesweit 18 sog. „Kinderschutzdienste“ in freier 





101 Dies gilt bereits seit 2008. Vgl. entsprechende Regelung im Bundeskinderschutzgesetz von 
2012 (s. Abschn. 3.1). 
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Trägerschaft eingerichtet worden sind, die als niedrigschwellige Beratungsstellen 
in einschlägigen Problemfällen fungieren sollen und ihrem speziellen Zuschnitt 
nach Kindern, die Opfer von Vernachlässigung, Misshandlung oder sexueller Aus- 
beutung werden, Hilfen zum Schutz vor weiteren Gefährdungen sowie der Ver- 
arbeitung und Heilung von (seelischen und körperlichen) Verletzungen vermitteln 
sollen. Es handelt sich also um ein Angebot der „tertiären Prävention“ mit einer 
direkten Kindesorientierung. 


Verfahren Hinsichtlich der Kinderschutzarbeit in den Jugendämtern sind (ergän- 
zend zu $ 8a SGB VIII) weitere Konkretisierungen vorgesehen!”: Werden einer 
Fachkraft gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung bekannt, 
hat sie dies zunächst ihrem nächsten Vorgesetzten mitzuteilen und das Gefähr- 
dungsrisiko einzuschätzen, i. d. R. im Rahmen einer „Helferkonferenz“ oder eines 
„Kriseninterventionsteams“, zumindest aber durch eine kollegiale Beratung im 
Zusammenwirken mehrerer erfahrener Fachkräfte. Die notwendige Informations- 
beschaffung soll durch einen - fallweise auch unangemeldeten - Hausbesuch sowie 
ggf. ergänzend (bzw. zur Überprüfung der Richtigkeit von Angaben der Eltern) 
durch Anfragen bei anderen involvierten Stellen (Schule, Kitas, Ärzte, Polizei etc.) 
erfolgen. Zudem wird auf das Erfordernis einer schriftlichen Dokumentation aller 
Verfahrensschritte hingewiesen. Bei Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung ist in 
jedem Falle ein sofortiges Einschreiten abzuwägen; dabei gilt der Leitsatz „Je jünger 
das Kind, desto höher das Gefährdungsrisiko“. Besondere Aufmerksamkeit sollte 
„kritischen Zeitpunkten“ (Wechsel der Fachkraft oder Zuständigkeit, Urlaubsver- 
tretungen, etc.) geschenkt werden. Schließlich wird explizit darauf hingewiesen, 
dass bei der Sicherstellung des Schutzauftrags „keine datenschutzrechtlichen Vor- 
behalte“ bestehen. Als Hilfestellung für die Risikoeinschätzung wird exemplarisch 
auf standardisierte Diagnoseinstrumente anderer Kommunen, ein umfangreiches 
Handbuch des Deutschen Jugendinstituts (Kindler et al. 2006) sowie eine 26 Items 
umfassende Kriterienliste der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (BKE) 
verwiesen.!® Die enthaltenen Bewertungskriterien ähneln den für Setting 1 und 
2 bereits ausführlicher dargestellten Instrumenten und fallen in die Rubriken 





102 Die hier referierten Vorgaben haben den Charakter einer „Empfehlung“ seitens des Lan- 
desjugendamts, wobei die konkrete (interne) Ausgestaltung i. d. R. den einzelnen Jugend- 
ämtern überlassen bleibt. Dabei wird ausdrücklich auf das Erfordernis einer fachgerechten, 
situationsabhängigen „Reaktion im Einzelfall“ verwiesen. 

103 Letzterer Verweis findet sich auch in Setting 5 (s. u.). Im von uns beforschten Jugendamt 
wird dagegen ein 10-seitiger Erfassungsbogen verwendet, der die Bewertung von ca. 20 Items 
(zur Grundversorgung des Kindes und der familiären Situation) auf einer 4-stufigen Skala 
sowie die Erfassung weiterer Informationen (z. B. zur Mitwirkungsbereitschaft der Eltern) 
vorsieht und nicht zuletzt Dokumentationszwecken dient. 
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„Erscheinungsbild“ und „Verhalten“ des Kindes und der Erziehungspersonen sowie 
„familiäre Situation“. 

Für die Hilfeplanung gemäß $ 36 SGB VII stellt das Landesjugendamt ausführ- 
liche Empfehlungen zur Verfügung. In Fällen von Kindeswohlgefährdung ist unter 
Einbezug mehrerer Fachkräfte ein „Schutzplan“ zu erstellen und es können (statt 
der üblichen 6 Monate) kurzfristigere Intervalle für die Hilfeplankonferenzen an- 
beraumt werden.!” Ziele sind ein „weitgehend einheitliches, interkommunal ver- 
gleichbares Hilfeplanverfahren“ und die „Sicherung eines vergleichbaren Niveaus 
der Hilfegewährung‘. Leitprinzipien liegen im Zusammenwirken mehrerer Fach- 
kräfte und einer umfangreichen Beteiligung der Adressaten („Lebensweltorien- 
tierung“). Hinsichtlich der sozialpädagogischen Diagnose wird ein methodisches 
Rahmenkonzept expliziert und darauf hingewiesen, dass (ergänzend) auch medizi- 
nische, psychologische oder juristische Expertise bedeutsam sein kann. 

Für die Umsetzung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung durch die 
freien Träger der Jugendhilfe liegt eine Mustervereinbarung vor, die die zentralen 
Abläufe entsprechend $ 8a SGB VIII - mit aus den anderen Settings bereits im 
Wesentlichen bekannten Eckpunkten - expliziert. „Insoweit erfahrene Fachkräf- 
te“ (inkl. deren Vertretungen) sind vom Träger namentlich zu benennen. Als sol- 
che gelten Personen mit einer „entsprechenden fachlichen Ausbildung“ oder (im 
Einzelfall ersatzweise) „besonderer Erfahrung“. Zudem hat der Träger dafür Sorge 
zu tragen, dass o. g. Kriterienliste (der BKE) allen von ihm beschäftigten Fach- 
kräften bekannt ist und Bestimmungen beachtet werden, die die Wahrnehmung 
von speziellen Fortbildungs- und Supervisionsangeboten (bei Bedarf auch seitens 
des Jugendamts) betreffen. Zusätzlich stellt die Vereinbarung klar, dass - je nach 
Konzeption der Einrichtung - ggf. auch nicht bezahlte, „ehrenamtliche“ Fachkräfte 
(oder sogar Laien mit entsprechend anspruchsvollen Aufgaben) von den Maßga- 
ben des $ 8a SGB VIII betroffen sein können. Schließlich verlangt das Reglement 
bei Vorliegen einer „dringenden“ Kindeswohlgefährdung - d. h. in Fällen, in denen 
bei Einhaltung der vereinbarten Abläufe das Kindeswohl nicht garantiert werden 
kann - eine unmittelbare Einschaltung des Jugendamts. 

Im Hinblick auf die ärztlichen Früherkennungsuntersuchungen wird ähnlich wie 
in Setting 1 vorgegangen: Die Zentralstelle versendet frühzeitig Einladungsschrei- 
ben an die Eltern aller mit Wohnsitz gemeldeten Kinder im Alter von drei Mo- 
naten bis zur Einschulung, um diese auf die jeweils anstehenden Untersuchungen 
(U4-U9) aufmerksam zu machen.!® Die untersuchenden Ärzte sind gehalten, der 
zentralen Stelle innerhalb von drei Werktagen eine Untersuchungsbestätigung zu 





104 Letzteres wird auch in Phasen allgemeiner Krisen, des „Clearings“ oder generell am Be- 
ginn von Hilfen (bis zu deren „Stabilisierung“) anempfohlen. 


105 Das Einladungsschreiben erläutert den Rahmen, Sinn und Zweck der Untersuchungen 


sowie das weitere Vorgehen im Falle von Versäumnissen. 


3.2 Die Umsetzung vor Ort 115 


übermitteln, die bei Versäumnis eine weitere Einladung (Erinnerungsschreiben) 
verschickt. Kommen die Eltern dieser abermals nicht nach, wird das zuständige 
Gesundheitsamt unterrichtet, das sich „unverzüglich“ mit den Eltern des betroffe- 
nen Kindes in Verbindung setzen und „in geeigneter Weise“ auf die Inanspruch- 
nahme der Vorsorgeuntersuchung hinwirken soll. Das Leitmotiv dabei lautet: 
„Sensibilisierung der Eltern“ durch ein Gesundheitsamt, das „informieren, beraten 
und motivieren“ und nicht „kontrollieren, untersuchen oder drohen“ sollte.!% 

Schlägt dieser Versuch der Kontaktaufnahme fehl oder werden Anhaltspunkte 
für eine Kindeswohlgefährdung ersichtlich!?, so schaltet das Gesundheitsamt um- 
gehend das zuständige Jugendamt ein, welches (gemäß $ 8a SGB VII) das Vor- 
liegen einer Kindeswohlgefährdung überprüft und ggf. geeignete (Hilfs-)Maßnah- 
men einleitet. 

Im Hinblick auf die Regeln zur Fallanzeige durch (Kinder-)Ärzte und andere 
Berufsgeheimnisträger bleibt es in Bezug auf die Meldung - wie im aktuellen Bun- 
desgesetz - bei einer Befugnis; allerdings ist der Hinweis auf Hilfsangebote durch 
diese laut Gesetz obligatorisch. Somit wird den Gesundheitsberufen hier eine aus- 
drückliche Mitverantwortung für den Kinderschutz zugedacht.!® Flankiert wird 
diese Gesetzeslage durch den (2006 aufgenommenen) ausdrücklichen Hinweis in 





10° In diesem Zusammenhang wird auch mehrfach darauf verwiesen, dass das Nichtwahr- 
nehmen einer U-Untersuchung (die formal freiwillig ist) allein noch keinen Anhaltspunkt 
für eine Kindeswohlgefährdung darstellt. Solche Hinweise finden sich in einer umfangrei- 
chen Arbeitshilfe der zentralen „Servicestelle Kinderschutz“, Diese sieht vor, dass der Kontakt 
zu den Familien zunächst mittels eines Telefonats, dann durch einen Brief und schließlich in 
einem persönlichen Treffen (Hausbesuch oder Einladung ins Amt) herzustellen ist. Hinzu 
kommen u. a. Empfehlungen bzgl. der Dokumentation (Gesprächsmitschriften, Beobach- 
tungen, Vereinbarungen) sowie ein Gesprächsleitfaden mit relativ genauen Angaben (z. B. 
Verständnis zeigen, keine Behauptungen aufstellen, freundlich bleiben). Das Gesundheitsamt 
erhält für die ihm durch das Gesetz übertragenen Zusatzaufgaben (analog zum Jugendamt, 
s. u.) eine Pauschalfinanzierung in Höhe von drei Euro pro im jeweiligen Bezirk gemelde- 
tem Kind unter sechs Jahren. Liegt kein Versicherungsschutz vor, so übernimmt das Land 
die Kosten der Nachholuntersuchung. Laut Arbeitshilfe haben die Krankenkassen bei Über- 
schreitung der entsprechenden Toleranzgrenzen eine „pragmatische Handhabung“ zugesagt. 


107 Eine kompakte Auflistung von Anhaltspunkten ist in der Arbeitshilfe für das Gesundheits- 
amt enthalten. 


108 Entsprechendes wird durch Änderungen im Heilberufsgesetz, Landeshebammengesetz 
und Landeskrankenhausgesetz geregelt: In Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe und dem 
öffentlichen Gesundheitsdienst (dem seinerseits ein erweitertes gesetzliches Mandat zufällt) 
sollen die Adressaten dieser Gesetze (Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Hebammen sowie 
Krankenhäuser mit gynäkologischen Abteilungen) auf die notwendigen Schutz- und Unter- 
stützungsmaßnahmen hinwirken (gleiches sehen Schul- und Kindertagesstättengesetz vor). 
In einem Modellprojekt wird außerdem - mit der Perspektive vermehrter familienbezogener 
Beratungshilfen — eine (krankenkassenfinanzierte) Ausweitung der Wochenbettbetreuung 
durch Hebammen erprobt. 


116 3 Die sozialpolitische Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung 


der ärztlichen Berufsordnung, dass „insbesondere“ beim begründeten Verdacht auf 
Misshandlung, Missbrauch oder Vernachlässigung eine Offenbarungsbefugnis be- 
steht.!® 

Was die eingangs genannten Regeln zur Netzwerkbildung betrifft, so sind alle 
genannten Akteursgruppen gesetzlich verpflichtet, an den Netzwerken zu partizi- 
pieren und Risiken für das Kindeswohl in ihrem Arbeitsalltag „achtsam zu begeg- 
nen“. Konkret als Teilnehmer benannt werden 


insbesondere Einrichtungen und Dienste der freien Jugendhilfe, Gesundheitsämter, 
Sozialämter, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Kran- 
kenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Beratungsstellen, Einrichtungen und Dienste 
zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, Familienbildungsstätten, 
Familiengerichte und Angehörige der Heilberufe und der Gesundheitsfachberufe 
sowie weitere geeignete Personen, Behörden und sonstige Organisationen. 


Interdisziplinäre Fortbildungsveranstaltungen sowie altersphasen-, sozialraum-, 
themen- und zielgruppenspezifische Arbeitsgremien (organisiert durch die o. 9. 
Servicestelle Kinderschutz) dienen dem übergeordneten Ziel, ein einheitliches, ef- 
fektives und transparentes Vorgehen sowie klare Verantwortlichkeiten im Kinder- 
schutz zu etablieren. 


Ressourcen Auf Landesebene gibt es in diesem Flächenstaat kaum Detailregelun- 
gen mit Konsequenzen für den Ressourceneinsatz beim Kinderschutz. Auffällig ist 
die gesetzlich festgeschriebene Förderung der o. g. Netzwerkstrategie: Das Land 
fördert die lokalen Vernetzungsinitiativen pauschal mit sieben Euro pro Jahr für 
jedes im jeweiligen Jugendamtsbezirk lebende Kind unter sechs Jahren.!!" Eine 
verbindliche Landesfinanzierung gibt es auch für die oben erwähnten „Kinder- 
schutzdienste“: Diese in freier Trägerschaft betriebenen Einrichtungen erhalten 
neben einer Förderung des örtlichen Trägers der Jugendhilfe auch Gelder des 
Bundeslandes.!!! 





109 Diese Formulierung findet sich auch in Setting 1 (s. o.), während in den übrigen Bundes- 
ländern lediglich vom „Schutz eines höherwertigen Rechtsguts“ die Rede ist. 

110 Empfehlungen für die konkrete Ausgestaltung der Netzwerkarbeit sind in einer Arbeits- 
hilfe des Landesjugendamts enthalten. Demnach sollten z. B. alle beteiligten Instanzen eine 
verantwortliche Person oder Steuerungsgruppe benennen (im Jugendamt sog. „Netzwerkko- 
ordinatoren“). Die jährlichen Netzwerkkonferenzen sind durch spezifische Arbeitsgruppen 
und Fortbildungsveranstaltungen zu ergänzen. Weitere „Ideen und Anregungen“ umfassen 
z. T. sehr genaue Angaben, etwa zur Dauer oder Frequenz von Treffen. 


ll Die Finanzierung erfolgt in Form einer Zuwendung (Festbetrag) für Personalkosten 
i. H. v. je 25.000 € für bis zu zwei Fachkräfte (Psychologen mit therapeutischer Ausbildung, 
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Für die Auftragsvergabe an freie Träger existiert ein Rahmenvertrag nach $ 78 
f SGB VII, wobei dieser (ähnlich wie in Setting 1 und 2) auch auf ambulante Hil- 
fen zur Erziehung und vorläufige Schutzmaßnahmen Anwendung finden kann. Er 
enthält wie üblich detaillierte Vorgaben zu Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltver- 
einbarungen. Das Ausführungsgesetz zum KJHG sieht darüber hinaus vor, dass die 
Kostenerstattung auf der Basis pauschaler Sätze erfolgen soll. 

Darüber hinaus stellt das Landesjugendamt Empfehlungen zur wirtschaftlichen 
Ausgestaltung einer zugleich fachlichen Ansprüchen genügenden Hilfeplanung 
bereit. In Anlehnung an die Ergebnisse eines Bundesmodellprojekts werden eine 
systematische Aktivierung von Ressourcen der Adressaten, eine extensive Struktu- 
rierung von Prozessen mit dem Ziel der „Komplexitätsreduktion“ sowie verbind- 
liche Orte der Kooperation zwischen öffentlichen und freien Trägern als zentrale 
Qualitätsmerkmale benannt. Bemerkenswert ist der Hinweis, dass dem Hilfeplan- 
prozess - wenn wichtige Informationen fehlen - eine „Clearingphase“ vorgeschal- 
tet werden kann, in der im Rahmen ambulanter Maßnahmen freier Träger oder 
durch die Kinder- und Jugendpsychiatrie ein Diagnosebericht erstellt wird. Dies 
erscheint implizit von ressourcenpolitischer Relevanz, weil damit potenziell eine 
Aufgabenverlagerung weg vom Jugendamt verbunden ist. 

Im Rahmen der kommunalen Ressourcenpolitik gibt es, was das von uns be- 
forschte Setting in der Region anbelangt, natürlich konkretere Bestimmungen mit 
institutionellem Charakter. Allerdings determinieren sie die Verwaltungspolitik 
der öffentlichen Träger in vergleichsweise geringem Maße, was von lokalen Akteu- 
ren auf einen aktuellen Trend zu mehr „Absicherung“ sowie nicht zuletzt auf Perso- 
nalaufstockungen infolge des Landeskinderschutzgesetzes zurückgeführt wird.'? 
Ein als nachlassend erlebter fiskalischer Druck wird allerdings durch die steigende 
Relevanz bzw. höhere Frequenz von durch die beauftragten Träger zu erbringenden 
Stundennachweisen und Dokumentationen sowie ein zunehmendes „Hinterfragen 
der Kosten“ seitens der Politik konterkariert. Ein interkommunales Monitoring 
ermöglicht Vergleiche auf der Basis statistischer Daten. Der Finanzierungsmodus 
fällt lokal unterschiedlich aus (entweder mit festen, unabhängig von der Belegung 
finanzierten Stundenkontingenten oder anhand von tatsächlich abgeleisteten Stun- 
den). Tagessätze werden mit der wirtschaftlichen Jugendhilfe sowie der pädagogi- 
schen Leitung des Jugendamts festgelegt. Statistik und Berichtswesen sowie die (als 
langwierig und spannungsreich erlebte) Aushandlung von grundsätzlichen Ver- 





(Sozial-)Pädagogen). Die Stellen sollen eng mit dem Jugendamt sowie ggf. dem Familien- 
gericht und der Polizei zusammenarbeiten und an jährlichen Fortbildungen und Fallbespre- 
chungen in der zentralen Servicestelle Kinderschutz teilnehmen. 

12 An dieser Stelle sind wir (mangels entsprechender auf Dokumente gestützter Nachweise) 
in Vorgriff auf Kap. 4 auf die subjektive Einschätzung lokal(politisch)er Akteure angewiesen. 
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einbarungen etwa bzgl. der Ausgestaltung der SPFH!? (oder auch der Umsetzung 
von $ 8a SGB VIII) fallen in den Aufgabenbereich der kommunalen Jugendhilfe- 
planung. Grundlage für Neuverhandlungen in diesem Bereich waren zuletzt Bean- 
standungen bzgl. der Ungleichheit von Trägern, von denen einige (für präventive 
„Feldarbeit“) Pauschalfinanzierungen erhielten, während die Vergütung anderer 
auf Fachleistungsstundenbasis erfolgte. Mit der Absicht, Leistungen (im Hinblick 
auf die Kosten) vergleichbar(er) zu machen, wurde im betrachteten Setting dann 
generell von Pauschalfinanzierungen auf stundenbasierte Finanzierungsmodelle 
umgestellt. 


„Regelsystemzustände“ und lokale Doktrin Rekapituliert man die regionale Kon- 
kretisierung der nationalen Kinderschutznormen in Setting 3, werden zunächst 
Parallelen zu den in denbisher betrachteten Settings vorherrschenden Regulierungs- 
agenden deutlich; zugleich zeigen sich auch hier wiederum einige Besonderheiten. 
Ein auffälliges Alleinstellungsmerkmal sind die spezialisierten Beratungsstellen für 
kindliche Opfer. Was die erkennbaren Implementationslinien betrifft, so sticht ins 
Auge, dass sich das zuständige Bundesland durch die Bündelung verschiedener 
Maßnahmen der Prävention, Vernetzung und Früherkennung in einem (explizit so 
bezeichneten) Kinderschutzgesetz „infrastrukturpolitisch“ besonders ambitioniert 
zeigt (und de facto Vorbild war für verschiedene in der Folge erlassene gesetzli- 
che Maßnahmen auf nationaler und regionaler Ebene). Gleichzeitig scheinen die 
einzelnen Regelungen im Gesetz (sowie flankierende Handreichungen) - vergli- 
chen mit den minutiösen Vorgaben, wie sie für andere Settings maßgeblich sind 
- einen eher generellen, wenn nicht provisorischen Charakter aufzuweisen. So 
bleibt es im Bereich der standardisierten Diagnose bei einem Verweis auf durch 
Dritte entwickelte Instrumente; die verschiedenen seitens des Landesjugendamts 
bereit gestellten Arbeitshilfen verstehen sich letztlich als Darstellung von Optionen. 
Die landesweite „Infrastrukturpolitik“ ist demgegenüber konkreter und will die 
Akteure des Kinderschutzes mit sanftem Druck zu mehr Koordination bewegen, 
wozu auch zweckgebundene Ressourcen eingesetzt werden - während die wirt- 
schaftliche Seite der Interventionen ansonsten eher schwach reguliert wird. Die in 
diesem Setting vorherrschende lokale Doktrin erscheint so gesehen gleichermaßen 
generalistisch wie aktivierend; zugleich bleibt sie, was die Ressourcensteuerung des 
Kinderschutzes betrifft, manageriell passiv. 


Setting 4 spezialistisch, pflichtfixiert, ressourcenpolitisch liberal 





13 Hier geht es z. B. um die Aufteilung von Fachleistungsstunden in Kontaktzeit mit der Fa- 
milie (vier Fünftel) und Dokumentation bzw. Hintergrundarbeit (ein Fünftel). 
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Das nachfolgende vierte Setting ist ein Landkreis im Süden Deutschlands und 
liegt im direkten Umland einer Großstadt. Im Gegensatz zu Setting 3 handelt es 
sich um eine wirtschaftlich prosperierende Region mit konstant niedriger Ar- 
beitslosigkeit. Das landesweite Gesamtkonzept zum Kinderschutz steht unter dem 
übergeordneten Motto „Starke Kinder brauchen starke Eltern“. Als zentrale Leit- 
linien werden einerseits „Nachhaltigkeit und Prävention‘, andererseits aber auch 
ein „starker Staat und verlässliche Regelstrukturen“ genannt. Vielfältige präventive 
Maßnahmen mit dem Ziel einer „Stärkung der Elternkompetenz“ (durch nied- 
rigschwellig und sozialräumlich ausgerichtete Angebote z. B. unter Einbezug von 
Hebammen, Kindertagesstätten und Erziehungsberatungsstellen)''* werden be- 
gleitet von verschiedenen Impulsen zur besseren Vernetzung des Interventionsge- 
schehens. Ferner soll durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit eine allgemeine Sensibi- 
lisierung für Belange des Kinderschutzes erreicht und eine „Kultur des Hinsehens“ 
befördert werden. 


Zuständigkeiten Kerninstrumente der landespolitischen Regulierung sind lan- 
desweite und regionale „Kinderschutzkonferenzen“ unter Einbezug zahlreicher 
Akteure insbesondere des Gesundheitswesens und die Etablierung sog. „sozialer 
Frühwarnsysteme“. Beide Infrastrukturinitiativen werden (seit 2008) landesweit 
durch einen Spezialdienst in den Jugendämtern - die sog. „Koordinierenden Kin- 
derschutzstellen“ (KoKi) - neben dem ASD moderiert.!° Letztere sollen dazu bei- 
tragen, „etwaige Hemmschwellen bei den Familien und den Netzwerkpartnern 
gegenüber Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe abzubauen und zur Inanspruch- 
nahme dieser Hilfen zu ermutigen‘, mögliche Gefährdungslagen frühzeitig erken- 
nen und - als „Schnittstellenmanagement“ bzw. „Schaltstellen zur Verzahnung der 
Schnittstellen“ - steuernde Aufgaben im Hinblick auf die regionale Kooperation 
von im Kinderschutz tätigen Diensten und Einrichtungen übernehmen. 

Auf der Ebene des von uns beforschten Settings ist eine weitere Differenzierung 
von Zuständigkeiten bemerkenswert: Im Anschluss an eine Sozialraumanalyse sind 
präventive Spezialstellen (zunächst in besonders belasteten Gebieten) in Form von 





14 Für Hebammen existiert ein Weiterbildungsangebot bzgl. „familienpädagogischer Frage- 


stellungen“. Kindertagesstätten sollen als „frühe Förder- und Bildungseinrichtungen“ Eltern 
verstärkt auf Hilfeangebote hinweisen. Erziehungsberatungsstellen sollen ihre „Geh-Struk- 
tur“ (Hausbesuche bei Familien) ausbauen. Das Land fördert darüber hinaus z. B. Angebote 
der Eltern- und Familienbildung, Schreibaby-Ambulanzen sowie verschiedene andere Pro- 
jekte. 

15 Das Bundesland investiert dafür (im Rahmen einer Regelförderung) eigene finanzielle 
Ressourcen. Die konkrete organisatorische Ausgestaltung obliegt dagegen den einzelnen Äm- 
tern und fällt dementsprechend unterschiedlich aus. 
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sog. „Familienbüros“ etabliert worden, die den Familien niedrigschwellige Bera- 
tungs- und Hilfsangebote unterbreiten und als Ergänzung zu im Gemeinwesen 
bereits vorhandenen Strukturen sozialräumliche Angebote (ausdrücklich auch mit 
ehrenamtlicher Beteiligung) und „flexible Hilfen“ ausbauen sollen.'!° Das Land för- 
dert darüber hinaus zahlreiche präventive Projekte z. B. unter Einbezug von Heb- 
ammen, Erziehungsberatungsstellen oder auf dem Gebiet der Elternschulung. 

Daneben gelten (auch in diesem Setting) besondere kinderschutzbezogene Re- 
gelungen für das Gesundheitswesen, die sich durch eine vergleichsweise hohe Ver- 
bindlichkeit auszeichnen. Das Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz 
aus dem Jahr 2007 enthält dementsprechende Vorgaben für die Kooperation zwi- 
schen Gesundheits- und Jugendhilfe. Ärzte, Hebammen sowie Gesundheitsämter 
unterliegen bei Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefähr- 
dung einer unverzüglichen Meldepflicht an die Jugendämter.!!” Wie in den anderen 
Settings gibt es zudem ein detailliert abgefasstes Reglement zu den Kindervorsor- 
geuntersuchungen (s. u.). 


Verfahren Was die o. g. Koordinierenden Kinderschutzstellen betrifft, so sehen 
landesweite Bestimmungen vor, dass regelmäßig Leistungen als „Frühe Hilfen“ mit 
präventivem Zuschnitt angeboten werden; Zielgruppe sind (insbesondere benach- 
teiligte bzw. belastete) Schwangere und Eltern bis zur Einschulung des Kindes. Ent- 
sprechend den Förderrichtlinien sollen die Koordinationsstellen eine transparente 
(und durch das Landesjugendamt ausführlich beschriebene) Konzeption umsetzen, 
die sie nach außen als „erkennbares und [vom Jugendamt, Anm. d. Autoren] unter- 
scheidbares“ Angebot - welches gleichwohl im Jugendamt angesiedelt ist -ausweist 
(u. a. durch ein einheitliches Logo). Organisationsberatungen, Fortbildungen der 
Fachkräfte sowie Fachtagungen sollen diesen Prozess unterstützen. 

Das für das hier betrachtete Setting zuständige Landesjugendamt ist besonders 
aktiv in Bezug auf die Bereitstellung verschiedener Empfehlungen und Arbeitshil- 
fen, die z. T. auch im Internet öffentlich verfügbar gemacht werden. Diese betreffen 
nicht nur das Hilfeplanverfahren und das Vorgehen bei Kindeswohlgefährdung 
(dazu unten mehr), sondern enthalten z. B. auch Erläuterungen zur Inobhutnahme 
(mit im Wesentlichen bekanntem Inhalt), zu einzelnen Hilfeformen (Leistungs- 





116 Diese werden in freier Trägerschaft betrieben, dienen aber gleichzeitig als Plattform für 
seitens der Koordinierenden Kinderschutzstellen angebotene Beratungen. 


117 Merke: Nicht nur einer Befugnis wie in anderen Settings. Die Begründung des Gesetzes 
hebt auf das Erfordernis größerer „Klarheit und Sicherheit“ sowie die Wahrnehmung einer 
„verantwortungsbewussten Wachsamkeit“ für die betroffenen Berufsgruppen ab. Das Ver- 
säumnis einer Meldung steht indes nicht unter Strafe. 
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grundlage, Zielgruppe, Inhalte, Träger, Finanzierung usw.)!'® und zur Zusam- 
menarbeit mit dem Familiengericht sowie „Reflexionen aus der Praxis“ (z. B. zum 
Wächteramt), die regelmäßig in einem Mitteilungsblatt veröffentlicht werden. 

Seit 2001 veröffentlicht das Landesjugendamt landesweit einheitliche „sozial- 
pädagogische Diagnosetabellen‘, die - wie von anderen Instrumenten bekannt - 
sowohl auf das Kind selbst als auch auf das Familiensystem, das Erziehungsver- 
halten der Eltern sowie deren Mitwirkungsbereitschaft bzw. -fähigkeit bezogene 
Indikatoren enthalten. Das Diagnoseinstrument enthielt ursprünglich 664 Items 
und wurde im Anschluss an eine Evaluation im Hinblick auf die zielgenaue Erfas- 
sung von Kindeswohlgefährdung „optimiert“, so dass es in seiner Kurzfassung nun 
20, in der Langfassung 80 Merkmale beinhaltet. Grundprinzip der Tabellen ist die 
Gegenüberstellung von „Risiken“ und „Ressourcen“ zur abschließenden Bewertung 
am Ende des Diagnoseprozesses. Es soll jedoch keine automatisierte Auswertung 
„auf Knopfdruck“ erfolgen; sowohl die Art und Weise der Verwendung (als Check- 
liste, Gesprächsleitfaden, Fragebogen, o. ä.) als auch die Schlussfolgerungen sollen 
dem Benutzer vor Ort überlassen bleiben. 

Das Verfahren zur Abschätzung von Gefährdungssituationen orientiert sich 
stark an den auch in Setting 3 vorgefundenen Maßgaben (unverzügliche Mitteilung 
an die Jugendamtsleitung, Mehr-Augen-Prinzip, Dokumentation, Informationsbe- 
schaffung i. d. R. durch einen (ggf. unangemeldeten) Hausbesuch!!? sowie ergän- 
zend bei anderen involvierten Stellen). Für die Diagnose benennt die Arbeitshilfe 
25 „gewichtige Anhaltspunkte“ (bezogen auf das Kind, Familie und Lebensumfeld 
sowie die Mitwirkungsbereitschaft der Eltern) und verweist im Übrigen auf die 
Diagnosetabellen des Landesjugendamts.!?° Zusätzlich wird eine Einteilung in drei 
Risikostufen vorgenommen. '?! 





118 Als sinnvolle Anspruchsvoraussetzungen für die Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH, 
$ 31 SGB VII) gelten z. B. die „Bereitschaft, Hilfe anzunehmen‘, „Problemeinsicht‘, „Ver- 
änderungsbereitschaft“ und „Selbsthilfepotenzial“. Es wird darauf hingewiesen, dass für die 
Zielgruppe dieser Hilfeform Anhäufungen unterschiedlicher Problemlagen (über Erzie- 
hungsprobleme hinaus) typisch sind und die Maßnahme auf längere Dauer (,„i. d. R. bis zu 
zwei Jahre“) angelegt ist. 


19 Dieser ist grundsätzlich zu zweit, möglichst mit einer weiblichen und einer männlichen 
Fachkraft sowie notfalls unter Einschaltung der Polizei durchzuführen. Amtsintern sind Re- 
gelungen über eine klare Rollenaufteilung während des Besuchs zu treffen (Beobachtung, 
Gesprächsführung usw.). Zur mitzuführenden Mindestausstattung zählen der Dienstaus- 
weis, ein Mobiltelefon, eine Liste bezirklicher Ansprechpartner in Notsituationen sowie ggf. 
Kindersitze für den Transport von Kindern. 


120 Bezüglich etwaiger intern verwendeter Diagnoseinstrumente erfolgt der Hinweis, dass 
diese auf Vollständigkeit zu prüfen sind. 

21 ]=akutes Gefährdungsrisiko auszuschließen; 2=längerer Abklärungsprozess erforder- 
lich; 3=akutes Gefährdungsrisiko nicht auszuschließen. 
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Auch die Empfehlungen zum Hilfeplanverfahren sind im Wesentlichen aus den 
anderen Settings bekannt (z. B. aussagekräftige Begründung der Hilfen, Einbezug 
der Leistungsempfänger, Überprüfungsintervalle von sechs Monaten, usw.). Wö- 
chentlich findet eine „Helferkonferenz“ unter Einbezug der verschiedenen Jugend- 
amtsabteilungen (z. B. wirtschaftliche Jugendhilfe, ggf. Ergänzungspfleger) statt. 
Dem folgt ein Hilfsangebot an die Eltern, wobei das Hilfeplanverfahren ggf. durch 
ein umfassenderes „Schutzkonzept“ mit festgelegten Vereinbarungen zu ergän- 
zen ist. Es wird gesondert darauf hingewiesen, dass mit dem Kind die „perspek- 
tivischen Optionen“ (z. B. bzgl. Verbleib, Rückkehr in die Familie) zu klären und 
bei der Beurteilung nicht nur Probleme, sondern auch „Ressourcen“ der Familie 
zu berücksichtigen sind (hier wird erneut auf die landesweiten Diagnosetabellen 
verwiesen). Unterschieden werden - im extensiven Rückgriff auf „modische“ An- 
glizismen - fünf Phasen des „case managements“ im Hilfeprozess: Intake (Erst- 
kontakt, Information und Beratung), Assessment (sozialpädagogische Diagnose 
und Bedarfsklärung)'””, Planning (Antragstellung, Hilfeplanung), Monitoring 
(Leistungserbringung, Berichterstattung, Wirkungsüberprüfung) und Evaluation 
(Erfolgsüberprüfung mit Beendigung oder (ggf. modifizierter) Fortführung der 
Hilfe)!??; alle Phasen werden ausführlich beschrieben. 

Was die o. g. Meldepflichten durch Akteure des Gesundheitswesens betrifft, 
so erscheint bemerkenswert, dass der Meldung - abweichend von der Logik des 
$ 8a SGB VIII und den Regelungen anderer Bundesländer - keine eigenständigen 
Hilfsangebote bzw. Hinweise gegenüber den Eltern vorgeschaltet sind.'?* Seitens 
der zentralen Administration wird - zum generellen Vorgehen hinsichtlich Diag- 
nostik, Dokumentation usw. - ein Leitfaden für Kinderarztpraxen zur Verfügung 
gestellt.!* 

Der (überregional übliche) Rahmenvertrag für die Kooperation mit freien Trä- 
gern nach $ 78 f SGB VII sieht für die Einrichtungen vor, dass bei einer Risiko- 
einschätzung die Leitung sowie eine (in der mit dem Jugendamt abzuschließenden 
Vereinbarung konkret zu benennende) „insoweit erfahrene Fachkraft“ hinzugezo- 
gen werden. Deren Qualifikation ist vergleichsweise genau geregelt: So müssen 
eine einschlägige Berufserfahrung ((Sozial-)Pädagoge, Psychologe, Arzt), Praxis- 
erfahrung „im Umgang mit traumatisierten Kindern und Problemfamilien‘; diver- 





122 Mit erneutem Hinweis auf die vorliegenden Tabellen. 

123 Die Überprüfung wird (wie auch anderswo üblich) im Regelfall alle sechs Monate durch- 
geführt. Die wirtschaftliche Jugendhilfe ist über das Ergebnis der Überprüfung zu informie- 
ren; „günstigstenfalls“ ist sie daran zu beteiligen. 


124 Gleiches gilt in Form einer Soll-Vorschrift auch für Schulen. 


125 Entsprechende Dokumente existieren auch in den anderen Settings. 
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se „soft skills“ (Fähigkeit zur Kooperation, Kompetenz zur kollegialen Beratung, 
persönliche Eignung, z. B. Belastbarkeit, professionelle Distanz, Urteilsfähigkeit) 
sowie spätestens jedes dritte Jahr eine Fortbildung nachgewiesen werden.!?° Außer- 
dem enthält die beiliegende Mustervereinbarung die o. g. Auflistung 25 gewichtiger 
Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung - „mindestens“ diese müssen vom Trä- 
gerpersonal beachtet werden. 

Die gesetzlich vorgesehenen Verfahren im Bereich der Kindervorsorgeunter- 
suchungen fallen - im überregionalen Vergleich - relativ rigoros aus, weil sie mit 
einer sanktionsbewehrten Teilnahmepflicht der Eltern verbunden sind. Letztere 
haben die Teilnahme an den frühkindlichen Untersuchungen selbst sicherzustellen; 
ein Einladungswesen wie in anderen Bundesländern existiert dagegen nicht.'?”” Der 
Anspruch auf das „Landeserziehungsgeld“!?® ist an die Teilnahme geknüpft und 
entfällt bei Versäumnis der Untersuchungen. Außerdem ist bei Anmeldung des 
Kindes in einer Kindertageseinrichtung sowie bei Schuleintritt ein Untersuchungs- 
nachweis erforderlich.'?? Bei Nichtzustandekommen der Untersuchung besteht für 
den öffentlichen Gesundheitsdienst eine unmittelbare Meldeverpflichtung an das 
Jugendamt, welches in der Folge das Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung und 
eventuelle Hilfebedarfe festzustellen hat. 


Ressourcen Die landesrechtlichen Bestimmungen zum Ressourceneinsatz beim 
organisierten Kinderschutz sind allgemeiner Natur. Im landesweiten Gesamtkon- 
zept wird eine „Erhöhung der Effizienz der Jugendhilfe vor Ort“ gefordert, unter 
anderem durch eine „Stärkung des sozialen Engagements der Bürgerinnen und Bür- 
ger“ - auch mit Blick auf Kostenbegrenzung. Was die o. g. Diagnosetabellen angeht, 
so verbindet sich mit dem Anspruch, die „richtige“ Hilfe zu finden, auch die Ziel- 
setzung „intelligenten Sparens“ (durch Verminderung von Fehlentscheidungen). 





126 Im ASD beschäftigte Sozialpädagogen gelten dagegen automatisch als „insoweit erfahren“. 


127 Die Gesetzesbegründung führt hierzu aus: „Nur mit der Verankerung einer gesetzlichen 
Pflicht und entsprechender Öffentlichkeitsarbeit ist eine Steigerung der Teilnahmequote zu 
erwarten, da damit immer auch ein Bewusstseinswandel bewirkt wird (siehe Beispiel der 
Verankerung der gewaltfreien Erziehung im Bürgerlichen Gesetzbuch — BGB). Auch können 
andere Stellen (z. B. Kindertageseinrichtungen, Kinder- und Jugendärzte, Hausärzte, Hebam- 
men, Geburtskliniken) oder Behörden besser auf die Einhaltung einer gesetzlichen Pflicht 
hinweisen, als nur an die Fürsorge der Eltern zu appellieren.“ 

128 In Höhe von 150-300 € pro Monat. 

129 Das Kita-Personal hat laut geltendem „Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz“ bei den 
Eltern auf die Teilnahme hinzuwirken (hinzu kommen hier Konkretisierungen hinsichtlich 
des Vorgehens von Kita-Mitarbeitern gemäß $ 8a SGB VIII). Gleiches gilt für Schulen, in de- 
nen zudem ersatzweise eine schulärztliche Untersuchung vorgenommen werden kann. 


124 3 Die sozialpolitische Bearbeitung von Kindeswohlgefährdung 


Eine Arbeitshilfe zum Thema „Kosten, wirtschaftliche Jugendhilfe“ erläutert 
das „Nebeneinander unterschiedlicher ‚Logiken‘ der Finanzierung‘, wobei es hier 
bei einer Erläuterung der bundesrechtlichen Optionen bleibt.!?° Über die Verwen- 
dung der Finanzmittel für die Kinder- und Jugendhilfe sollen die Gebietskörper- 
schaften grundsätzlich selbstständig entscheiden. Indes wird durch die Arbeitshilfe 
ein „hoher Abstimmungsbedarf im Hinblick auf einen einheitlichen Vollzug und 
einen fachlich vertretbaren Ausgleich zwischen pädagogisch-fachlichen Ansprü- 
chen und betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten“ diagnostiziert. Um diesen zu 
gewährleisten, führt eine Arbeitsgruppe des Landesjugendamtes „Fachleute der 
sog. wirtschaftlichen Jugendhilfe aus den Jugendämtern, Fachleute der Regierun- 
gen, Landesbehörden sowie des Kommunalen Prüfungsverbands zusammen, um 
eine [landes-Jeinheitliche ‚Lesart‘ der Kosten- und Zuständigkeitsregeln zu ermög- 
lichen“. Im Zuge von zahlreichen Verwaltungsreformen wurden in der Vergan- 
genheit auch Jugendamtsleitungen zu Tagungen eingeladen, die sich dem Thema 
„Wirtschaftlichkeit und Effizienz“ widmeten.'”' Um die Organisationsstrukturen 
der regionalen Jugendämter auf diese Leitsätze auszurichten, werden einige grund- 
legende Anforderungen an ein Jugendamt formuliert, die sich z. B. auf folgende 
Aspekte beziehen: „organisatorische Eigenständigkeit“ (Budget- und Fachverant- 
wortung in einem Amt, Bündelung betriebswirtschaftlicher Steuerungsfunktionen 
im Jugendamt oder ggf. auf einer Hierarchieebene zwischen Jugendamt und kom- 
munaler Verwaltungsspitze), „Zusammenfassung aller Aufgaben der Jugendhilfe 
im Jugendamt“ (Prinzip „Hilfe aus einer Hand“, möglichst wenig Spezialisierung 
im Amt, Grundsatz „So wenig Fachdienste wie möglich“), „Budgetverantwortung“ 
(„leistungsorientierter Haushalt“, „aussagekräftiges Berichtswesen‘, Entwicklung 
erforderlicher Kennzahlen im Jugendamt selbst) sowie „sach- und fachgerechte or- 
ganisatorische Strukturen“. Das beschäftigte Personal soll sämtliche Jugendhilfeauf- 
gaben im Jugendamt abdecken können, „auf den Aufbau betriebswirtschaftlicher 


Kenntnisse ist dabei besonderer Wert zu legen“.!? 





130 Unterschieden werden die Förderung gemäß $ 74 SGB VII (gebräuchlich eher für die 
angebotsorientierten Leistungen nach $$ 11-21 SGB VII; Personal- und Maßnahmenför- 
derung, Projektförderung), die Kostenerstattung nach $ 77 SGB VIII (häufig verwendet bei 
ambulanten Hilfen zur Erziehung; Vertrag über die zu erbringende Leistung und Kostener- 
stattung, z. B. Abrechnung nach Fachleistungsstunden) sowie die Rahmenvereinbarung nach 
$$ 78a ff. SGB VIII (v. a. für stationäre Hilfen; detaillierte Vorgaben über den Inhalt entspre- 
chender Vereinbarungen). 

131 Weitere Themen waren z. B. „Dienstleistungsorientierung und Bürgernähe“ sowie „Fach- 
lichkeit“ in der Jugendhilfe. 

132 In Bezug auf die Finanzierung hat das Landesjugendamt darüber hinaus in Zusammen- 
arbeit mit verschiedenen Projektpartnern ein Personalbemessungskonzept entwickelt, bei 
dem „für die wichtigsten fallbezogenen Leistungsbereiche der Jugendämter Standards und 
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Den landesweit geltenden Bestimmungen folgend ist die Jugendhilfe im hier 
betrachteten Setting „zwar regional strukturiert, die Steuerung der Hilfen, auch 
von Seiten der wirtschaftlichen Jugendhilfe (Haushalt, Finanzcontrolling, etc.), fin- 
det [jedoch] zentral im Landratsamt statt“. Detaillierte Bestimmungen mit dauer- 
haft formalisiertem Charakter, die den Ressourceneinsatz steuern sollen, sind im 
Setting eher spärlich; die Entscheidungskompetenzen im Hilfeplanverfahren dif- 
ferieren von Jugendamt zu Jugendamt (hier mit alleiniger Kostenverantwortung 
der jeweiligen Behörde, dort unter Einbezug großer Konferenzen). Lokale Akteure 
berichten (trotz eines „großzügigen Budgets“) von einem Druck seitens der Ge- 
bietskörperschaften, verstärkt präventive Arbeit und ambulante Hilfen (z. T. mit 
kürzeren Verweildauern) einzusetzen (hier gab es Steigerungen von 30-40 % in den 
letzten 5 Jahren). Das Land bezuschusst die auf präventive Leistungen zugeschnit- 
tenen KoKi-Stellen im Rahmen einer Regelförderung mit 15% (s. o.), wobei die 
Verwaltung der Fördergelder den Regierungsbezirken obliegt. Pauschale Stellen- 
finanzierungen sind bereits vor längerer Zeit durch Fachleistungsstunden ersetzt 
worden, deren Sätze in unregelmäßigen Abständen neu verhandelt werden. Den 
einzelnen Trägern wird hier ein vorab festgelegtes Budget an Stunden zugewiesen. 


„Regelsystemzustände“ und lokale Doktrin Die in dem hier betrachteten Setting 
zur Wirkung kommenden Regulierungsagenden decken sich (in puncto Koor- 
dinations-, Melde- und Verfahrensaspekten) allgemein mit denen in den übri- 
gen Settings. Allerdings fällt - was die hier ausgebildeten Implementationslinien 
betrifft - der starke Akzent auf projektförmige Spezialisierung und (auch jugend- 
amtsinterne) Ausdifferenzierung ins Auge. Besonders hervorzuheben ist hier die 
Schaffung der „Koordinierenden Kinderschutzstellen“, die - hinderlicher Kont- 
rollaufgaben weitgehend entledigt - als neue Instanz mit eigenem Zuschnitt neben 
den herkömmlichen ASD treten und, indem sie präventiv-hilfeorientierte Aufga- 
ben bündeln, nicht zuletzt (gegenüber Adressaten wie Kooperationspartnern) ein 
positives „Image“ des Jugendamtes befördern sollen. Hinzu kommt (vor Ort) die 
Unterhaltung der Familienbüros als weitere Parallelinstanz. Die darin zum Aus- 
druck kommende institutionelle Differenzierung ist ein Alleinstellungsmerkmal des 
Settings. Eine weitere Besonderheit besteht darin, dass - nach dem Motto „Starker 
Staat für Kinder in Not“ - verschiedene zentrale Regelungen (Meldepflichten für 
Akteure des Gesundheitswesens, Teilnahmepflicht der Eltern an Früherkennungs- 
untersuchungen) expliziten Pflichtcharakter besitzen. Eher moderierend denn 





Zeitbedarf für Arbeitsprozesse ermittelt und in ein Verfahren zur Personalbedarfsbemessung 
zusammengeführt“ werden. Darin erfolgt eine Ermittlung mittlerer Bearbeitungszeiten für 
verschiedene Tätigkeiten auf der Basis von „Jahresarbeitszeitminuten“. Das Konzept wird den 
örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe auf Anfrage zur Verfügung gestellt. 
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verpflichtend sind demgegenüber die Handreichungen an die übrigen Akteure: Es 
besteht eine lange Tradition in der Verwendung standardisierter Diagnosetabellen, 
die - wie viele andere Arbeitshilfen (z. B. zur Finanzierung) - seitens des Landes- 
jugendamts zwar beworben, jedoch nicht vorgeschrieben werden; auch die wirt- 
schaftliche Steuerung vor Ort bleibt eher zurückhaltend im Hinblick auf formale 
Instruktionen. Im Ganzen erscheint die im Setting wirksame lokale Doktrin damit 
spezialistisch, pflichtfixiert sowie ressourcenpolitisch liberal. 


Setting 5 korporatistisch, reflexiv, örtlich rigoros 

Beim letzten betrachteten Setting handelt es sich um eine Großstadt im Wes- 
ten Deutschlands. Als Industriestadt erlebte sie in der Vergangenheit einen star- 
ken wirtschaftlichen Strukturwandel, was sich bis heute in einem anhaltenden 
Bevölkerungsrückgang, relativ hoher Arbeitslosigkeit und einer gravierenden 
Verschuldungsproblematik niederschlägt. Zentrale Bestandteile eines 2007 durch 
die Landesregierung entwickelten „Handlungskonzepts für einen besseren und 
wirksameren Kinderschutz“ sind „soziale Frühwarnsysteme“ und „Frühe Hilfen“. 
Die drei konzeptionellen Grundelemente des wissenschaftlich begleiteten und so- 
zialpartnerschaftlich moderierten Modernisierungsprogramms stehen unter dem 
übergeordneten Motto: „Alle tragen Verantwortung‘. Sie werden von der Landesre- 
gierung in zahlreichen Publikationen und Konzeptpapieren propagiert: Gefordert 
sind (frühes) Wahrnehmen, (eindeutiges) Warnen und (konsequentes) Handeln. Es 
wird angestrebt, Fachkräfte aus Gesundheitswesen, Kinder- und Jugendhilfe, Kitas, 
Schulen usw. durch zentral bereitgestellte Instrumente zu befähigen, Kindeswohl- 
gefährdungen frühzeitig wahrzunehmen und zu melden, während die zuständigen 
Behörden ihrerseits „durch eine Gehstruktur“ permanent reaktionsfähig sein sol- 
len. Die konkrete Ausgestaltung dieses Programms bleibt indes den Kommunen 
überlassen. 


Zuständigkeiten Die Kompetenzen der verschiedenen Funktionsbereiche des 
Kinderschutzsystems sind im regionalen Kontext von Setting 5 nur in bestimm- 
ten Aspekten stärker spezifiziert als auf Bundesebene. Wesentlich erscheint, dass 
die „Infrastrukturpolitik“ des Landes in Gestalt des o. g. Handlungskonzepts vor- 
angetrieben wird, welches in Zusammenarbeit mit dem Kinderschutzbund und 
einem wissenschaftlichen Institut entwickelt worden ist. Schwerpunkte sind hier 
die Qualifizierung von „Kinderschutzfachkräften“, Fortbildungen von Fachkräften 
der Kinder- und Jugendhilfe (sowie Lehrerinnen und Lehrern) sowie Workshops 
und Tagungen (z. B. zur Kooperation von Jugendämtern und Familiengerichten), 
die vielfach auch finanziell unterstützt werden. !?? 





133 Gegen einen finanziellen Eigenbeitrag können sich die Kommunen darüber hinaus an 
einem softwaregestützten Verfahren zum „Familienmanagement“ beteiligen. 
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Bemerkenswert ist überdies die Einrichtung einer zentralen „Expertenkommis- 
sion“ mit eigener Finanzausstattung. In ihr versammeln sich Kinderschutzexperten 
sowie Vertreter der Ärzteschaft, von kommunalen Spitzenverbänden, Instanzen 
der Jugend- und Gesundheitshilfe, Justiz, Schulen, Krankenkassen sowie Hebam- 
men- und Wohlfahrtsverbänden. Diese sollen die landesweite Koordination von 
Kinderschutzaufgaben verbessern und Anregungen zum Umgang mit Gefährdun- 
gen entwickeln. Die landespolitische Regulierung trägt insofern eine sozialpart- 
nerschaftliche Handschrift, als relevante kollektive Akteure direkt in das Regulie- 
rungsgeschehen eingebunden werden.!?* 

Als eine zentrale Agentur des o. g. „sozialen Frühwarnsystems“ fungieren Kin- 
dertageseinrichtungen; das Land fördert deren (kommunalen) Ausbau zu sog. „Fa- 
milienzentren“. Als niedrigschwellige, wohnortnahe Stellen sollen diese über die 
Kinderbetreuung hinaus z. B. Beratung und individuelle Förderung für Familien 
in Problemlagen anbieten und im Rahmen eines „kommunalen Präventionsnet- 
zes“ auch daran mitwirken, Gefährdungslagen frühzeitig zu erkennen.'?° Sie ver- 
stehen sich als „Orte der Begegnung‘, an denen verschiedene Angebote „unter 
einem Dach“ integriert werden sollen. Für das pädagogische Personal besteht in 
diesem Zusammenhang die Möglichkeit, Zusatzqualifikationen (Zertifikat „Kin- 
derschutzfachkraft“) zu erwerben. Allgemein existieren für die Tageseinrichtungen 
detaillierte Verfahrensregeln beim Umgang mit möglicher Kindeswohlgefährdung. 
Landesweit geregelt sind zudem (auch hier) Zuständigkeiten im Bereich der Vor- 
sorgeuntersuchungen (zu den Prozeduren im Einzelnen unten mehr). 


Verfahren Für den Kernbereich des behördlichen Kinderschutzes stellt das Lan- 
desjugendamt den kommunalen Ämtern Handreichungen zur Ausgestaltung von 
Jugendhilfeplanung, Hilfeplanverfahren, Wahrnehmung des staatlichen Wächter- 
amts und Inobhutnahmen zur Verfügung. Verfahrensregeln für das Vorgehen der 
Jugendämter bei Kindeswohlgefährdung sind in einer durch das Landesjugend- 
amt herausgegebenen Arbeitshilfe enthalten: Demnach bedarf es festgeschriebe- 
ner Handlungsleitfäden zur Sicherung der „Verfahrensqualität“, die auch für freie 
Anbieter bindend sein sollen.'?° In diesen Leitfäden ist die Abhandlung verschie- 
dener Fragen (z. B. zu Hausbesuchen, Vertretungsregelungen) vorgesehen, wobei 
die Arbeitshilfe jeweils eine „Begründung“ der Erforderlichkeit bestimmter Ver- 
fahrensabläufe mitliefert: Bei der Risikoeinschätzung sollen aufgrund der stark 
subjektiven „Interpretations- und Deutungsabhängigkeit“ solcher Prozesse Leitung 





134 Hier wirkt offenbar der in der fraglichen Region traditionell sehr robuste „Wohlfahrtskor- 
poratismus“ unmittelbar in das Kinderschutzsystem hinein. 


135 Hierfür stellt die Landesregierung im Rahmen eines Modellversuchs entwickelte Arbeits- 
materialien zur Verfügung. 


136 Indes soll hier keine inhaltliche Vermischung mit der Leistungsvereinbarung erfolgen. 
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und Kollegen einbezogen werden. Eine „qualifizierte Dokumentationspraxis“ wird 
nicht zuletzt im Hinblick auf etwaige Strafverfahren oder Schadensersatzforderun- 
gen gegen Jugendamtsmitarbeiter angeraten. Zudem soll das Berichtswesen auch 
der „Legitimation sachlicher und personeller Ressourcen“ dienen. „Trotz Wider- 
ständen“ seitens des Personals gilt es als sinnvoll, dass Einschätzungen anhand von 
Kriterientabellen (mit spezifischen Vorfestlegungen) erfolgen - wobei darauf ver- 
wiesen wird, dass „gerade jüngere Mitarbeiter“ hier Unterstützung bräuchten.'? 

Generell werden die lokalen Jugendämter darauf verpflichtet, personelle, sach- 
liche und organisatorische „Mindeststandards“ zu beschreiben und einzuhalten, 
die im Wesentlichen den bundesgesetzlichen Maßgaben entsprechen. Jedoch lie- 
fert die Arbeitshilfe einige Erläuterungen, die sich gewissermaßen auf die fachli- 
che „Haltung“ der Mitarbeiter beziehen und diesen die Bedeutung der Regelun- 
gen näher bringen sollen: So genüge es nicht, „pauschal für Minderjährigenrechte 
einzutreten“ und „im Einzelfall ausschließlich unter fachlich-sozialpädagogischen 
Gesichtspunkten zu entscheiden“. Bei einem rein „subjektiv interpretierten Kindes- 
wohl nach Wohlergehen“ bestünde für die Jugendämter ansonsten die Gefahr, „in 
die Kindeswohlfalle zu tappen“. Stattdessen soll die Orientierung an gesetzlichen 
Vorgaben durch „Objektivierung“ anhand von festgeschriebenen Kriterien zu Kin- 
derrechten als Mindeststandards sichergestellt werden. 

Wird die konkrete Ausgestaltung dieser Standards und Leitfäden den Kommu- 
nen selbst überlassen, so geraten einige Anmerkungen zur Zusammenarbeit mit 
freien Trägern detaillierter als anderswo!?®: So wird ausdrücklich darauf verwiesen, 
dass - wenngleich eine Übertragung hoheitlicher Aufgaben des staatlichen Wäch- 
teramts an freie Anbieter unzulässig ist - die Durchführung von Inobhutnahmen 
nach außen vergeben werden kann.'”” Zum Anforderungsprofil der „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ gehöre - neben fundiertem fachlichem Wissen, Modera- 
tionsfähigkeiten und der Fähigkeit zur Netzwerkarbeit - auch ein „systemisches 
Denken“; „einseitige KinderrechtlerInnen“ würden mitunter „den komplexen Be- 
dingungsgefügen zur Entstehung von Kindeswohlgefährdungen nicht gerecht“. 





137 In Bezug auf solche Tabellen wird im Übrigen auf das Vorbild einer Arbeitshilfe in einer 


ostdeutschen Großstadt verwiesen. 

138 Dje Arbeitshilfe enthält hierfür eine Mustervereinbarung. Demnach müssen bei der Risi- 
koeinschätzung und der darauf basierenden Aufstellung eines „Schutzplans“ eine Leitungs- 
kraft, eine „insoweit erfahrene Fachkraft“, die Eltern sowie ab dem 3. Lebensjahr auch das 
Kind einbezogen werden. In dringenden Fällen bzw. wenn die Eltern nicht mitwirken, kann 
der Träger unmittelbar das Jugendamt oder auch das Familiengericht einschalten. Eine Er- 
läuterung des Begriffs Kindeswohlgefährdung („mit Beispielsfällen“) sollte durch die Kom- 
munen hinzugefügt werden. 

13° Für Inobhutnahmen existiert eine separate Arbeitshilfe, deren Inhalt anderen lokalen 
Kontexten entlehnt ist. 
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Im Übrigen können Mitarbeiter eines involvierten Trägers bzw. (sofern hier nicht 
vorhanden) des ASD oder (in bestimmten Fallkonstellationen, z. B. bei sexuellem 
Missbrauch) „Spezialkräfte“ (Beratungsstellen, Ärzte, Psychiater) als solche Fach- 
kräfte fungieren. Zudem ist vorgesehen, dass bei muslimischen Anbietern („Ko- 
ranschulen“) erweiterte Vereinbarungen (regelmäßige Kontakte, Berichtswesen, 
Maßnahmen der „gesellschaftlichen und sprachlichen Integration“) abgeschlossen 
werden sollen. Um die persönliche Eignung der Mitarbeiter festzustellen, soll hier - 
auch bei ehrenamtlichen Kräften - alle fünf Jahre Einsicht in das Führungszeugnis 
verlangt werden. 

Wie in anderen Settings auch gibt es konkretere Bestimmungen zu Verfahrens- 
abläufen auf örtlicher Ebene. Diese sind für die von uns betrachtete Kommune 
allerdings besonders weitreichend: Ein mehrere 100 Seiten umfassendes (digitali- 
siertes) „Handbuch Jugendhilfe“ enthält sehr konkrete Maßgaben zu Verfahrens- 
abläufen, Fristen und Gefährdungskriterien. 

Das Land wiederum stellt, auch um die Ingangsetzung Früher Hilfen zu för- 
dern, den Jugendämtern ein (sozialraumorientiertes) „Elternbegleitbuch“ zur Ver- 
fügung, welches allen Eltern nach der Geburt ihres Kindes bei einem persönlichen 
Hausbesuch ausgehändigt werden soll und „allgemeine Informationen über die 
kindliche Entwicklung und wirtschaftliche Hilfen für Familien“ sowie „konkrete 
Hinweise zu Beratungs- und Hilfeangeboten für Eltern, Betreuungsangebote sowie 
Angebote für Kinder und Jugendliche vor Ort“ enthält.!* 

Was die weiteren Akteure des Kinderschutzes betrifft, so ist auch in diesem 
Setting ein zentrales Ziel der Regulierung auf Landesebene die Sicherstellung der 
Teilnahme an den ärztlichen Früherkennungsuntersuchungen.'*! Eine reformierte 
Version des Heilberufsgesetzes sowie eine flankierende Verordnung (aus dem Jahr 
2008) sehen vor, dass Ärzte die Daten der von ihnen untersuchten Kinder inner- 
halb von fünf Werktagen an eine zentrale Stelle (unter Regie des Gesundheitsmi- 
nisteriums) übermitteln.!*? Darüber hinaus erhält diese Stelle monatlich Daten der 
Meldebehörden, die sie mit den Untersuchungsbestätigungen abgleicht und bei so 
ermittelten (drohenden) Versäumnissen eine schriftliche Erinnerung an die ent- 
sprechenden Eltern versendet.!** Holen diese die Untersuchung nicht innerhalb 





140 Die Kommunen können eine landesweite Vorlage nach dem „Baukasten-Prinzip“ mit ört- 
lich spezifischen Informationen und Beratungshinweisen ergänzen. 

41 Im Gegensatz zu den anderen Bundesländern existieren dagegen keine Konkretisierungen 
hinsichtlich von Meldebefugnissen bzw. -pflichten von Berufsgeheimnisträgern (weder ge- 
setzlich noch in der ärztlichen Berufsordnung). 

142 Abgedeckt wird der Zeitraum vom sechsten Lebensmonat bis zur Einschulung (U5-U9). 
43 Das Erinnerungsschreiben ist eine Woche vor Ende des jeweiligen Untersuchungszeit- 
raums zu versenden. 
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von vier Wochen nach, so werden die Daten des betroffenen Kindes unmittelbar 
an das zuständige Jugendamt weitergeleitet, welches die erforderlichen Schritte in 
Gang setzt.'!* Verweigern die Eltern die Kontaktaufnahme oder werden Anhalts- 
punkte für eine Kindeswohlgefährdung ersichtlich, so greift das Prüfverfahren 
nach $ 8a SGB VIII. 

Im Hinblick auf die Aufgaben von Kindertageseinrichtungen ist bemerkens- 
wert, dass die Eltern bei Anmeldung eines Kindes gesetzlich verpflichtet sind, die 
Teilnahme an den Vorsorgeuntersuchungen durch Vorlage des Untersuchungshefts 
nachzuweisen. Zudem ist die gesundheitliche Entwicklung der Kinder in der Kita 
zu beobachten und zu fördern. Bei vorliegenden gewichtigen Anhaltspunkten für 
eine Beeinträchtigung sind zunächst die Eltern zu informieren und geeignete Hil- 
fen zu vermitteln; bei fortbestehender Gefährdung muss das Jugendamt benach- 
richtigt werden. Mit dem o. g. Ausbau einiger Kindertageseinrichtungen zu „Fa- 
milienzentren“ will man die Sensibilisierung des Betreuungspersonals verbessern. 

In einer Arbeitshilfe des Landesjugendamts zum Hilfeplanverfahren finden sich 
überdies differenzierte Empfehlungen im Hinblick auf einen fachlich adäquaten 
Einsatz des Jugendhilfeinstrumentariums. Demnach sollte die Auswahl der ge- 
eigneten Hilfe keiner (reinen) „Expertendiagnose“ folgen; als „entscheidendes 
Qualitätsmerkmal“ des Verfahrens wird dagegen die umfassende Beteiligung der 
Leistungsempfänger genannt, die „ihre eigenen Interessen und Vorstellungen“ in 
den Planungsprozess einbringen sollen.'* Als leitende Prinzipien werden „Parti- 
zipation‘, „Lebensweltorientierung“ und „Freiwilligkeit“ genannt. Die Mitarbeiter 
sollen sich in die Adressaten „einfühlen‘, deren „Sprache sprechen“ und durch die 
Schaffung eines „Klimas der Hilfe und Anerkennung“ deren „Subjektstellung stär- 
ken“. Dies gilt ausdrücklich auch für die betroffenen Kinder, die „ggf. einen Anwalt“ 
brauchten; wichtig sei es v. a., nicht über, sondern mit den jungen Menschen zu 
reden. Eine Besonderheit stellt in diesem Zusammenhang eine Anlage zur Arbeits- 
hilfe dar, in der eine am Kind orientierte Beteiligungspraxis methodisch präzisiert 
wird: Differenziert nach Altersgruppen und den jeweiligen kognitiven Fähigkei- 
ten der Kinder sollen deren Bedürfnisse mittels bestimmter Verfahren (von spie- 
lerischen Formen bis hin zu einem festen „Rederecht“) ergründet werden. Für 





144 Eine Arbeitshilfe zur Verordnung enthält weitere Vorschläge zu Fristen und konkretem 
Prozedere: Eine Zusammenarbeit mit dem öffentlichen Gesundheitsdienst wird hier emp- 
fohlen. Die Kontaktaufnahme durch den ASD (oder auch einen entsprechend beauftragten 
Dritten, z. B. Besuchsdienst, Familienzentrum, Hebamme, freier Träger) soll durch ein An- 
schreiben mit Terminvorschlag für einen Hausbesuch erfolgen. Unterbleibt eine Rückmel- 
dung innerhalb von 5-10 Werktagen, so sind weitere Schritte einzuleiten. 


145 Methodisch wird auf die Bedeutung von sozialpädagogischer Diagnostik und „psycho- 
sozialem Fallverstehen“ hingewiesen. 
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4-6-jährige - diese könnten ihre Meinung bereits klar vertreten, wenn es um ihre 
unmittelbare Lebenswelt geht - werden hier projektive, Phantasie anregende Ver- 
fahren wie z. B. bildnerisches Gestalten oder die Arbeit mit Puppen und Figuren 
vorgeschlagen.'‘‘ 


Ressourcen In der Arbeitshilfe des Landesjugendamts zum Hilfeplanverfahren 
wird an die bundesweite gesetzliche Neuregelung des Entgeltsystems gemäß den 
$$ 78 a-g SGB VII (s. o.) angeknüpft und auf die Differenzierung und prospek- 
tive Gestaltung der Entgelte verwiesen, um eine „leistungsfähige, wirtschaftliche 
und sparsame Leistungsgestaltung“ zu ermöglichen.'” Bei der Auswahl der Leis- 
tung sind wirtschaftliche Aspekte in die Überlegung einzubeziehen. Es soll eine 
differenzierte Beschreibung der einzelnen Verfahrensschritte der Hilfeplanung 
(Beratung, Antragstellung, Entscheidungsfindung, Umsetzung, Fortschreibung 
und Überprüfung (i. d. R. halbjährlich) sowie der allgemeinen „Struktur-, Pro- 
zess- und Ergebnisqualität“ stattfinden. Vorgesehen sind die Vereinbarung von 
Standards und Qualitätsmerkmalen sowie ein Controlling anhand von Zielverein- 
barungen. Abermals wird die Bedeutung der Regelungen relativ ausführlich reflek- 
tiert: Sei es „inzwischen unstrittig“, dass „Qualität (in der Jugendhilfe) beschreibbar 
ist, so könne diese keine „normierte Eigenschaft oder Größe sein“. Stattdessen 
müsse sie - dem Charakter sozialer Dienstleistungen angemessen - in einem „indi- 
viduellen Verständigungs- und Aushandlungsprozess“ bestimmt werden. Gerade 
vor dem Hintergrund der „Relativierung des Wunsch- und Wahlrechts“ durch die 
neuen Entgeltregelungen sei eine „offensive Beteiligungspraxis“ erforderlich, um 
die Adressaten „im Spannungsfeld von Partikularinteressen, Arbeitsbelastung und 
Haushaltszwängen“ zur Ausübung dieses Rechts zu befähigen. 

Zu erwähnen ist ferner, dass das o. g. infrastrukturpolitische Engagement 
des Landes mit zweckgebundenen Sondermitteln hinterlegt ist. Im Rahmen des 


146 Darüber hinaus finden sich in der Unterlage weitere konkrete Verfahrensempfehlungen 
für unterschiedliche Altersgruppen: für 6-10-jährige (überschauen unmittelbaren Lebens- 
raum und orientieren ihre Handlungen daran, besitzen „Identitätsbewusstsein“): Klärung 
der Frage „Was will ich?“, z. B. durch Vorstellung eines eigenen „Steckbriefs“ im Hilfeplan- 
geschehen; für Kinder ab 10 (fähig zur Abstraktion, Erkennen und Bewerten von Struktu- 
ren, Unterscheidung zwischen eigenen und fremden Interessen): Möglichkeit von „Einzel- 
kontrakten“ mit dem Kind, Klärung der Fragen „Was will ich, was möchte ich erreichen, 
was erwarte/n ich/andere vom Jugendamt?“, z. B. durch einen „Interessenkuchen“; für Kinder 
ab 14 (Fähigkeit, Strukturen zu abstrahieren und in subjektiven/allgemeinen Kategorien zu 
denken): Festes Rederecht im Aushandlungsgeschehen (dieses soll gemeinsam mit dem Kind 
vorbereitet bzw. eingeübt werden). 


47 Details zu den Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen sind (wie üblich) in ei- 
nem Rahmenvertrag geregelt. 
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„Handlungskonzepts für einen besseren und wirksameren Kinderschutz“ sollen die 
„sozialen Frühwarnsysteme“ und „Frühen Hilfen‘, nach einer „Anschubfinanzie- 
rung“ in der Projektfrühphase, flächendeckend(er) refinanziert und so in zahlrei- 
chen (lokalen) Initiativen umgesetzt werden. Für die Familienzentren erfolgt eine 
Förderung aus Mitteln für die Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendsozialarbeit 
sowie den erzieherischen Kinder- und Jugendschutz in Höhe von knapp 100 Mio. € 
pro Jahr. Dabei wird klargestellt, dass die Landesmittel nicht zur Haushaltskonso- 
lidierung verwendet werden dürfen (ansonsten entfällt der Förderungsanspruch). 

Jenseits der allgemeinen, auffällig differenzierten Problemerörterung von Seiten 
des Landesjugendamts sowie der landesweiten „Infrastrukturförderung“ ist für das 
von uns beforschte Setting erkennbar, dass die Ressourcensteuerung vor Ort relativ 
stark institutionalisiert ist, die Akteure sich also weitreichenden Instruktionen jen- 
seits „reiner“ organisationaler Kodierungen gegenübersehen. Die entsprechenden 
Regulierungen sind dabei in einem lokalen Jugendhilfehandbuch mit zahlreichen 
Zeit- und Finanzierungsvorgaben abgefasst. Diese sind erheblich konkreter als 
die seitens des Landesjugendamts bereitgestellten Arbeitshilfen, v. a. mit Blick auf 
die im fraglichen Setting besonders akribische formale Ressourcensteuerung: So 
ist grundsätzlich festgelegt, dass Hilfen zur Erziehung nur dann gewährt werden, 
wenn gruppenorientierte Hilfsangebote oder Beratungsstellen (im Stadtteil) nicht 
ausreichen, um den Hilfebedarf zu decken. Ferner muss die zuständige Fachkraft, 
bevor - gemeinsam mit der ASD-Leitung - eine abschließende Entscheidung über 
die passende Hilfeform getroffen werden kann, mindestens drei persönliche Kon- 
takte, mindestens einen Hausbesuch sowie mindestens ein Gespräch mit dem so- 
zialen Umfeld der Familie unternommen haben. Die Bewilligung ambulanter Hil- 
fen erfolgt zunächst für sechs Monate, wobei das Handbuch im Regelfall lediglich 
eine Weiterbewilligung um weitere 12 Monate vorsieht und die Hilfe somit nach 
maximal 18 Monaten enden soll. Generell sind pauschal finanzierte Hilfen vor- 
rangig zu belegen, während sog. „flexible Hilfen“ (auf Fachleistungsstundenbasis) 
auf einen maximalen monatlichen Stundensatz begrenzt sind. Bei (teil)stationären 
Maßnahmen kann die Erstbewilligung 12 Monate umfassen - wobei stets die Mög- 
lichkeit einer Unterbringung in einer Pflegefamilie zu prüfen ist. Überschreiten 
die Tagessätze einen bestimmten Höchstwert, so besteht für die Weiterbewilligung 
eine Vorlagepflicht bei der Fachbereichsleitung. Darüber hinaus gelten bestimmte 
„Mindeststandards und Richtwerte“ für zahlreiche Prozesse (nicht nur) der Hilfe- 
planung. 


„Regelsystemzustände“ und lokale Doktrin Die Konstellation in Setting 5 führt 
erneut vor Augen, dass es auf regionaler Ebene darum geht, infrastrukturelle, 
fachliche und auch den Ressourceneinsatz betreffende Regelungen im Detail zu 
institutionalisieren. Die Implementationslinien, die hier vor Ort wirksam werden, 
verweisen zugleich ein weiteres Mal auf die Partikularität regionaler Konkretisie- 
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rungen: Die Landesregierung betreibt den Ausbau „sozialer Frühwarnsysteme“ auf 
der Grundlage gesonderter Finanzierungen und einer umfassenden Beratungsin- 
frastruktur'*? - wobei diesbezüglich nur wenige zentrale Gesetzesnormen existie- 
ren.!® Hinzu kommen Initiativen wie die Bereitstellung eines „Elternbegleitbuchs“ 
oder die Förderung des Ausbaus von Kindertagesstätten zu „Familienzentren‘. In 
den Arbeitshilfen des Landesjugendamts stechen der Umfang und die abwägende 
Erörterung fachlicher Grundprinzipien ins Auge - zusammen mit dem Umstand, 
dass die Konkretisierung der Meta-Normierung vergleichsweise weitgehend der 
dezentralen Ebene überlassen wird, verkörpert diese Form der externen Modera- 
tion des örtlichen Kinderschutzsystems ein Alleinstellungsmerkmal von Setting 
5. Dies korrespondiert mit einem innerhalb der von uns betrachteten Kommune 
hochgradig ausdifferenzierten Regelwerk, das recht „deterministische“ Vorgaben 
zum Mitteleinsatz, Verfahrensweisen sowie Mindeststandards und Richtwerten 
macht. Die lokale Doktrin ist somit sehr facettenreich: Sie erweist sich vergleichs- 
weise stark korporatistisch und (im regionalen Fachdiskurs) reflexiv, ressourcen- 
politisch vor Ort aber auch ausgesprochen rigoros. 


Zwischenfazit In der heute bestehenden Meta-Normierung des Kinderschutz- 
systems zeigen sich - wie in 3.1 ausführlich dargelegt - auf nationaler Ebene 
bestimmte Grundmuster der Definition von Rechtsgütern, Zuständigkeiten, Ver- 
fahrensweisen und Regeln des Ressourceneinsatzes sowie in den verschiedenen 
Funktionsbereichen spezifische „Teilnormativitäten“ in Gestalt einer jeweils eigen- 
sinnigen und zugleich facettenreichen, mehrdeutigen Doktrin. In den Settings spie- 
gelt sich einerseits die oben umrissene nationale Normierung wider; andererseits 
wird diese spezifisch ausbuchstabiert, auch unabhängig von sozialgeographisch 
bedingten Besonderheiten (Tab. 3.4 bietet eine Synopse der Settings und ihrer 
zentralen Charakteristika). Es gibt also vor Ort entwickelte Implementationslinien 
sowie spezielle Praxen der institutionellen Ressourcensteuerung - wodurch die 
„Regelsystemzustände“ jeweils lokal eingefärbt und verschiedene dezentrale Dok- 
trinen des organisierten Kinderschutzes erkennbar werden. Entsprechend haben 
auch die nachfolgend zu betrachtenden Entwicklungstendenzen im organisierten 
Kinderschutz einen regionalen bzw. lokalen Einschlag - wenngleich sie in über- 
geordnete „große Trends“ eingebettet und an allgemeine gesellschaftliche Entwick- 
lungen rückgekoppelt sind. 





148 Mit der Schwerpunktsetzung auf präventive, sozialräumliche und niedrigschwellige Maß- 
nahmen liegt die Steuerung inhaltlich allerdings auf Linie mit vielen anderen Settings. 


149 Im Gegensatz zu in anderen regionalen Kontexten vorhandenen, mitunter relativ umfang- 
reichen Diagnoseinstrumenten bleibt es auch im Hinblick auf die Konkretisierung der zu 
schützenden Rechtsgüter bei einem Verweis auf einen („extern“ erstellten) Katalog relevanter 
Anhaltspunkte. 
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3.3 „Preiswert, sicher und flexibel” - Regulierungstrends im 
Kinderschutz und ihre Hintergründe 


Im Vorhergehenden haben wir den Status Quo der relevanten Regelwerke im Kin- 
derschutz hinsichtlich der darin enthaltenen Rechtsgüter, Zuständigkeiten, Verfah- 
rensweisen und Ressourcensteuerungen detailliert durchleuchtet. Wie aber haben 
sich die institutionellen Vorgaben im Zeitverlauf verändert? Und wie lassen sich 
die Regulierungstrends im Kinderschutz mit dem im zweiten Kapitel umrissenen 
Wandel der Rahmenbedingungen in Verbindung bringen, unter denen wohlfahrts- 
staatlich moderierte Interventionen in Deutschland (und anderswo) stattfinden? 
Allgemeiner gefragt: Welche übergeordneten gesellschaftlichen Hintergründe hat 
die Dynamik im Regelwerk des Kinderschutzes mit Blick auf jene (institutionellen) 
Logiken, die seine „doktrinäre“ Ausrichtung bestimmen? Diese Fragen bilden den 
generellen Fixpunkt des Schlussabschnitts dieses Kapitels. Einerseits arbeiten wir 
- auf der Basis der im Vorhergehenden ausgebreiteten Regulierungsanalyse - jene 
Entwicklungsdynamiken heraus, die im Kinderschutzsystem zuletzt für Bewegung 
gesorgt haben. Andererseits durchleuchten wir diese Dynamiken und die aus ihnen 
erwachsenen aktuellen Systemzustände mit Hilfe des im zweiten Kapitel entfalte- 
ten begrifflichen Instrumentariums: Die spannungsgeladene bzw. paradoxieträch- 
tige Regulierungsagenda - die in einer institutionellen Mehrfachanforderung des 
„preiswert“, „sicher“ und „flexibel“ zum Ausdruck kommt - deuten wir dabei im 
Rückgriff auf allgemeinere, u. a. institutionentheoretisch orientierte Analysen zum 
Wandel westlicher Gegenwartsgesellschaften. 


Die Dynamik der Regelwerke: mehr Kosteneffizienz, mehr Kontrolle, mehr 
Kooperation Wenden wir uns zunächst der Frage zu, wie sich die den Kinder- 
schutz betreffenden Regelwerke, die in den ersten beiden Abschnitten dieses 
Kapitels skizziert worden sind, im Zeitverlauf entwickelt haben. Eingedenk der 
Kennzeichen dessen, was wir im zweiten Kapitel als „neue Wohlfahrtsstaatlichkeit“ 
bezeichnet haben, betrachten wir v. a. Umstellungen in den Regelwerken während 
der letzten beiden Jahrzehnte. Dabei interessieren insbesondere jene Dynamiken, 
von denen angenommen werden kann, dass sie weiterhin auf das System einwirken 
und in Zukunft neuerliche Umstellungen in den Regelwerken anstoßen könnten. 
Uns geht es bei der Charakterisierung solcher Dynamiken im Wesentlichen darum, 
institutionelle Veränderungen als regulatorische Tendenz zu erfassen - also Grund- 
impulse zu benennen, die Wandlungsprozesse bei der sozialpolitischen Bearbei- 
tung von Kindeswohlgefährdung prägen. Dabei muss zwar zwischen verschiedenen 
Regulierungsebenen unterschieden werden - also zwischen der Meta-Normierung 
und deren regionalisierter Umsetzung; ungeachtet lokaler Besonderheiten lassen 
sich allerdings Grundmuster eines übergeordneten Systemwandels erkennen. 
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Wesentliche Marksteine dieses Wandels finden wir auf der Ebene der Meta-Nor- 
mierung des Kinderschutzsystems - wobei sich im Rückblick auf die Regulierungs- 
geschichte der letzten Jahrzehnte neben Neuerungen auch viele Kontinuitäten 
zeigen. Wie im Vorhergehenden ausführlich dargelegt, weisen die Regelwerke, die 
dieses System anleiten, bestimmte normative Grundmuster auf, die sich für die ver- 
schiedenen Funktionsbereiche des Kinderschutzes in spezifische „Teilnormativitä- 
ten“ ausdifferenzieren, welche jeweils als „eigensinnige“ Doktrin begriffen werden 
können. Wie wir im Weiteren ausführlicher erläutern werden, zeigt sich jedoch 
im Gesamtgefüge des Regelwerks ein Entwicklungstrend, der auf mehr Kosteneffi- 
zienz(orientierung), mehr Kontrolle und mehr Kooperation(sdruck) hinausläuft. 

Betrachtet man die einzelnen Funktionsbereiche, so sticht bei der Jugendhilfe ins 
Auge, dass die - ja auch verfassungsmäßig festgeschriebene - Subsidiaritätsdoktrin 
durch Reformen Anfang der 1990er Jahre weiter untermauert worden ist. Das Kin- 
der-und Jugendhilfegesetz (KJHG), das in der Literatur als historischer Markstein 
der Gesetzgebung im fraglichen Feld bewertet wird, stellt einen wichtigen Impuls 
in Richtung „doppelte“ Dienstleistungsorientierung dar. Es betont das Wunsch- 
und Wahlrecht der Adressaten sowie allgemein die Vorstellung einer Interventions- 
beziehung „auf Augenhöhe“. Gleichzeitig markiert das Gesetz den Einstieg in eine 
stärker „geschäftsförmige“ Ausgestaltung der Beziehungen zwischen Kostenträgern 
und Leistungserbringern, die im Kontext der in den 90er Jahren prominenten Ent- 
wicklungen im Kontext von Verwaltungsreformen (Neue Steuerung) etabliert wur- 
de. Die 1999 erfolgte Gesetzesnovelle stellt einen weiteren Schritt in diese Richtung 
dar, da sie die Marschroute in Richtung formalisierter(er) Vereinbarungen unter- 
mauert. Nach der Jahrtausendwende zeigen sich dagegen - z. B. mit dem KICK 
2005 oder dem aktuellen Bundeskinderschutzgesetz - Dynamiken, die eine „Dok- 
trin konsequenten Intervenierens“ in ihrer relativen Bedeutung deutlich aufwer- 
ten. Mithin kommt es zu neuen Akzentsetzungen: So bewegt sich die Regulierung 
jüngst wieder ein Stück weg von der „reinen“ Dienstleistungsorientierung, wie sie 
noch für die frühen 1990er Jahre orientierungsstiftend gewesen ist. Dadurch wird 
das unvermittelte Nebeneinander verschiedener normativer Skripte im Bereich der 
Jugendhilfe eher noch deutlicher.!°’ Während die Akzentuierung der „geschäftsför- 
migen“ Dienstleistungsdoktrin im Regelwerk wesentlich von Hoffnungen auf eine 
preiswertere Leistungserstellung geleitet wird, wächst parallel der „Durchgriff“ der 
öffentlichen Hand auf Adressaten und Leistungsprozesse. Schließlich gibt es die 





150 Ähnlich formulieren es Olk et al. (2003: LVIII), wenn sie von einer „Überlagerung und 
gleichzeitigen Wirksamkeit unterschiedlicher Steuerungs-und Integrationsprinzipien“ im 
Bereich sozialer Dienste sprechen (wobei sie allerdings auf die Parallelität und Verwobenheit 
von hierarchischer Kontrolle, solidarischer Reziprozität und preisvermittelten Markttauschs 
abstellen). 
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normative Erwartung an eine stärkere formale Zusammenarbeit in der Jugendhilfe 
und um sie herum. 

Ähnliche Mehrfachbewegungen sehen wir in anderen Funktionsbereichen des 
Kinderschutzsystems. Was das Familiengericht angeht, so stehen die Neuerungen 
durch das 2009 eingeführte FamFG ebenfalls für verschiedene Entwicklungsdy- 
namiken. Einerseits wird die Subsidiaritätsdoktrin weiter konsolidiert, v. a. durch 
die implizite Vorverlagerung des gerichtlichen Eingreifens (frühes Erörterungsge- 
spräch) und die explizite Nennung von Handlungsoptionen unterhalb der Schwelle 
eines Eingriffs ins Sorgerecht. Hier zeigt sich also eine verstärkte Einbeziehung des 
Gerichts bei der Sicherstellung bzw. institutionellen Bearbeitung des Subsidiaritäts- 
gebots. Gleichzeitig kommt es zu einer stärkeren Formalisierung der Verfahren, 
was als Untermauerung oder auch Verschärfung der Doktrin konsequenter Rechts- 
staatlichkeit gedeutet werden kann. Da die angesprochenen Doktrinen letztlich nur 
graduell verändert werden, herrscht in diesem Bereich grundsätzlich regulatori- 
sche Kontinuität; mit der Konkretisierung einiger Bestimmungen korrespondieren 
jedoch gewisse Akzentverschiebungen bezüglich der Rolle des Gerichts. 

Dagegen kann im Gesundheitswesen, soweit es um die formal-rechtliche Steue- 
rung geht, die Ausbildung der Kooperationsdoktrin als Novum aufgefasst werden. 
Ärzten und anderen Gesundheitsberufen war es schon immer möglich, sich in Kin- 
derschutzfällen zu engagieren. Allerdings blieb die Autonomiedoktrin der medizi- 
nischen Professionen im Regelwerk lange Zeit vorherrschend; auch heute noch zeigt 
sie sich in „unhintergehbaren“ Institutionen wie der gesetzlichen Schweigepflicht, 
dem hippokratischen Eid oder den ärztlichen Berufsordnungen. Jedoch steht die 
in jüngeren Neuregelungen erkennbare regulative Betonung eines Melderechts'°' 
für eine grundsätzlich veränderte Entwicklungsdynamik (auch wenn wesentliche 
Autonomieansprüche unangetastet bleiben). Gleiches gilt für die neuen „Neben- 
rollen“ von Akteuren des Gesundheitswesens (Screenings, Familienhebammentä- 
tigkeit etc.). Hier gibt es also konkretisierte Erwartungen an die Mitwirkung der 
Gesundheitsberufe im Kinderschutz. 

Bezogen auf die Polizei zeigt sich dagegen eher Kontinuität. Das Legalitäts- und 
Opportunitätsprinzip sind seit jeher entscheidende Bestimmungsmerkmale des 
polizeilichen Auftrags. Neue gesetzliche Regelungen wie das Gewaltschutzgesetz 
(von 2002) sowie zentrale polizeiliche Vorschriften deuten allerdings tendenziell 
aufeine weitere Ausformung der Gefahrenabwehrrolle hin, nicht zuletzt im Kontext 
von Bemühungen um mehr Prävention und Opferschutz. Mit Blick auf die im Zu- 
sammenhang mit Kindeswohlgefährdung relevanten Strafgesetze (älteren Datums) 





151 Und mehr noch die Festschreibung einer (wenn auch eher symbolischen) Meldepflicht, 
wie sie vereinzelt lokal vorgesehen ist (s. o.). 
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scheint das diese seit 2005 flankierende „Gewaltverbot“ im BGB Ausdruck einer 
Dynamik zu sein, die allgemein auf eine sinkende Akzeptanz von Gewalt in der Er- 
ziehung hindeutet und insofern die bestehende Legalitätsdoktrin des Sicherheits- 
apparats untermauert. Die Polizei als wesentliche „Kontrollabteilung“ moderner 
Gesellschaften wird also normativ stärker in den Kinderschutz involviert. 

Wie im vorhergehenden Abschnitt dieses Kapitels erläutert, gewinnen die gel- 
tenden Meta-Normen im Kinderschutz vielfach erst durch regionale Konkretisie- 
rungen praktische Relevanz. Insofern lohnt ein Blick auf Entwicklungsdynamiken 
des Kinderschutzsystems in lokalen Settings. Was die von uns näher untersuchten 
Gebietskörperschaften angeht, so spiegelt sich die soeben umrissene nationale Ent- 
wicklung erwartungsgemäß auch in dem wider, was sich vor Ort tut. Da sich aber 
- wie in Abschn. 3.2 ausgeführt - bestimmte lokale Implementationslinien erken- 
nen lassen, durch die Meta-Normierungen in spezifischer Weise ausbuchstabiert 
werden, ist eine gewisse Variabilität in den Entwicklungsdynamiken der dort zur 
Geltung kommenden Regelwerke zu erwarten. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Dynamiken alles andere als stetig verlau- 
fen. Im dezentralen Regulierungsgeschehen sind zyklusförmige Bewegungen des 
für den Kinderschutz relevanten Normengefüges weit verbreitet. Unabhängig von 
rein sozialgeographisch bedingten Entwicklungen (Herausbildung sozialer Brenn- 
punkte u. ä.) verweisen gerade die Tendenzen der Feinregulierung vor Ort darauf, 
dass sich die Regulierung des Kinderschutzes in Wellenbewegungen vollzieht.'°? So 
ebben Phasen eines „unkontrollierten“ Ressourceneinsatzes bzw. steigender Bud- 
gets - oft infolge dramatischer und skandalträchtiger „Unfälle“ - nach bestimmter 
Zeit ab und machen schrittweise wieder fiskalischen (bzw. haushaltspolitischen) 
Erwägungen Platz.'°? Faktoren, die dieses dynamische „Auf und Ab“ begünstigen, 
sind neben wiederkehrend auftretenden „Katastrophen“ und periodisch schwan- 
kenden Haushaltspolitiken auch wechselnde politische Kräfteverhältnisse sowie 
fachliche Innovationen auf der lokalen Organisations- und Netzwerkebene. 

Überdies gilt es zu beachten, dass einmal als regionale Innovationen entfaltete 
Dynamiken ihren regionalen Charakter im Zeitverlauf abstreifen können. Nicht 
wenige Regulierungen, die zunächst auf dezentraler Ebene aufgelegt wurden, er- 
scheinen im Nachhinein als Vorreiter für Umstellungen im nationalen (Gesetzes-) 
Rahmen. In dieser Weise deuten lassen sich beispielsweise die in Setting 2 getrof- 
fenen Maßnahmen zur „Früherkennung“ von Kindeswohlgefährdungen und zur 
Schaffung eines einheitlichen Indikatorenmodells für die Problemdiagnose, welche 





152 Besonders deutlich wird dies in den Stadtstaaten — wohl auch deshalb, weil sich hier me- 
diale und politische Prozesse unmittelbarer aufeinander beziehen. 


153 Siehe dazu Abschn. 4.2.1 b. 
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dort bereits 2009 in einem landesweiten „Kinderschutzgesetz“ allgemeinverbind- 
lich wurden. Darüber hinaus schuf das Gesetz bereits drei Jahre vor der bundes- 
weiten Regelung durch $ 4 KKG (s. Abschn. 3.1) eine abgestufte Meldebefugnis 
für Berufsgeheimnisträger. Das 2008 eingeführte „Landesgesetz zum Schutz von 
Kindeswohl und Kindergesundheit“ in Setting 3 spielt ebenfalls eine Pionierrolle 
im Hinblick auf die gesetzliche Regulierung des Kinderschutzes: Mit verschiedenen 
seiner Maßnahmen steht es exemplarisch für später auch von anderen Bundeslän- 
dern (und zuletzt auch auf Bundesebene) übernommene Neuregelungen.'°* In ge- 
wisser Weise bildet das Gefüge der regional und national regelsetzenden Instanzen 
also ein System „korrespondierender Röhren“ - eine Art große Regulierungsfamilie, 
deren Mitglieder dauerhaft miteinander in Austausch stehen und aufeinander re- 
agieren. 

Dennoch: Vergleicht man die regionalen Akzentverlagerungen (auch im Lichte 
nationaler „Megatrends“) miteinander, so wird der lokale Charakter auch von Ver- 
änderungen im Regelwerk des Kinderschutzes an mehreren Stellen gut erkennbar. 
Es gibt also so etwas wie eine lokale Kinderschutzpolitik, die sich wiederum aus ver- 
schiedenen Einzelpolitiken zusammensetzt. Dies lässt sich - mit Blick auf die von 
uns näher untersuchten Settings - anhand einiger Beispiele anschaulich illustrie- 
ren. Betrachtet man etwa die Bewegungen bei Bestimmungen, die das regulatori- 
sche Management des Interventionsgeschehens v. a. im Hinblick auf die Steuerung 
des Mitteleinsatzes - kurz: die regionalen Budgetpolitiken - betreffen, so zeigen sich 
nicht unerhebliche regionale Variationen. Gleiches gilt für auf dezentraler Ebene 
ausgestaltete institutionelle Vorgaben zum administrativen Eingriffin den Umgang 
mit Adressaten und Interventionsprozessen - man könnte diesbezüglich auch von 
regionalen Aufsichtspolitiken sprechen. So lassen sich z. B. in den Settings 1 und 2 
stärker ausdifferenzierte bzw. restriktivere Budgetvorgaben beobachten, während 
diese anderswo eher generalistisch (Setting 3) bzw. generös (Setting 4) ausfallen. 
Auch zeigen sich - wie der vorherige Abschnitt vor Augen geführt hat - hier (z. B. 
in Setting 2) mehr zentrale Durchgriffstendenzen hinsichtlich von Diagnosen und 
Prozessen und dort (z. B. in Setting 5) eher Formen der reflexiven, externen Mo- 
deration mit höheren Freiheitsgraden für die „ausführenden“ Instanzen. In Setting 
1 manifestiert sich die dezentrale Variabilität des institutionellen Wandels im Kin- 
derschutz (in Abhängigkeit von lokalen, temporalen Dynamiken) geradezu mus- 


154 Mit dem Gesetz verband sich allgemein der Anspruch, das „kinderfreundlichste“ Land im 
Bundesgebiet zu werden — auch durch ein Aktionsprogramm mit sektorenübergreifenden 
Maßnahmen (Schule, Kultur, Stadtplanung, Verkehr, Umwelt, Gesundheit, usw.). In diesem 
Bundesland wurden im Übrigen Kinderrechte bereits im Jahr 2000 verfassungsrechtlich ver- 
ankert; die Landespolitik engagierte sich in der Folge (wenngleich erfolglos) auch für die 
Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz. 
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tergültig: Hier gibt es besonders einschneidende (mal restriktive, mal expansive) 
Budgetpolitiken sowie markante ordnungspolitische Maßnahmen bzw. Anstren- 
gungen zur Prozesskontrolle in der Jugendhilfe. 

Entwicklungsdynamiken mit regionalem Einschlag kommen nicht zuletzt in 
spezifischen Vernetzungspolitiken zur Geltung - also in Bemühungen zur Normie- 
rung von Kooperationsprozessen im organisierten Kinderschutz. So verweist die 
jüngere Entwicklung regulatorischer Konzepte in Setting 2 auf eine vergleichsweise 
proaktive Regulierungsagenda, die stark auf den Einbezug von Akteuren des Ge- 
sundheitswesens setzt. Hier wurden - unter der programmatischen Überschrift 
„Netzwerk Kinderschutz“ - seit 2006 zahlreiche Bemühungen zur Ausweitung der 
(zuvor als defizitär eingestuften) interorganisationalen Informationsvermittlung 
sowie der Etablierung überregionaler Anlaufstellen für Bürger und Fachkräfte 
(z. B. in Form von ausgiebig beworbenen Telefonhotlines) unternommen. Diese 
Praxis wurde wesentlich durch Bestimmungen eines eigenen Kinderschutzgeset- 
zes auf Landesebene beeinflusst - also von einer dezidiert regionalen Regulierung. 
Eine weitere, die Vernetzung des organisierten Kinderschutzes betreffende regio- 
nale Akzentsetzung zeigt sich in Setting 4, wo 2008 landesweit eingerichtete Spe- 
zialdienste als sog. „Koordinierenden Kinderschutzstellen“ neben den ASD treten 
und spezifische Vernetzungsaufgaben übernehmen. 

Ein wesentliches Moment regionaler Vernetzungspolitiken bildet gemeinhin die 
Stärkung der gesundheitspolitischen Flanke des organisierten Kinderschutzes, wie 
sich u. a. exemplarisch am o. g. Landeskinderschutzgesetz in Setting 3 (von 2008) 
zeigt: Gegenstand waren u. a. der systematische Einbezug des Gesundheitswesens 
in Prozesse des Kinderschutzes sowie der Aufbau eines zentral gesteuerten Einla- 
dungs- und Erinnerungswesen für die ärztlichen Früherkennungsuntersuchungen, 
die in Variationen in allen betrachteten Settings (zumindest semantisch) eine zent- 
rale Rolle in kinderschutzbezogenen Entwicklungsdynamiken spielen. 

Regionale Akzente beim Formwandel der institutionellen Normierung des Kin- 
derschutzsystems zeigen sich schließlich auch bezüglich der allgemein vorherr- 
schenden „Interventionsphilosophien“, die ihren Niederschlag z. B. in Fachanwei- 
sungen oder auch in infrastrukturellen Impulsen regelsetzender Instanzen (etwa 
Landesjugendämtern) finden. In zwei der von uns untersuchten Settings kommt 
es im Verlauf zu einer explite(re)n Akzentuierung dessen, was man als Kindes- 
orientierung der Interventionen bezeichnen könnte. Auf der Ebene von Fachan- 
weisungen ist dies augenfällig in Setting 5, wo sich methodische Präzisierungen im 
Hinblick auf die die Verwirklichung kindlicher Beteiligungspraxis finden. Für eine 
ähnliche Stoßrichtung steht in Setting 3 die Einrichtung der „Kinderschutzdienste‘, 
deren Angebote sich direkt an kindliche Opfer richten. 
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Bei der Vielzahl regionaler Initiativen und Veränderungen fällt es sicherlich 
schwer, vor lauter Bäumen noch den Wald zu sehen. Abstrahiert man jedoch von 
den geschilderten regionalen Differenzierungen und auch von der Frage, wie re- 
gionale und nationale Dynamiken miteinander korrespondieren, so lassen sich im 
deutschen Kinderschutzsystem - gleichsam aus der Vogelperspektive - einige über- 
geordnete Entwicklungslinien beobachten, und zwar quer zu den Settings und jen- 
seits von Besonderheiten in den einzelnen Funktionsbereichen des Systems. In der 
Tat kristallisiert sich ein markanter Gesamttrend heraus, wobei sich drei Stoßrich- 
tungen des institutionellen Wandels identifizieren lassen, die auf komplexe Weise 
miteinander verwoben sind und sowohl auf Parallelen als auch auf Spannungsfel- 
der untereinander verweisen. Konstatierbar sind: 


« eine stärker an den Kriterien von Effizienz und Sparsamkeit orientierte Regu- 
lierung, bei der eine fachlich motivierte „Dienstleistungsorientierung“ sowie 
kalkulatorische Instrumente der „Neuen Steuerung“ ineinander greifen: der 
Akzent liegt also auf Kosteneffizienz; 

« eine generelle Ausweitung von Aufsichtsprozessen einhergehend mit einer ver- 
stärkten Formalisierung von Verfahrensweisen, die dem (vielfach schon obsolet 
geglaubten) „Eingriffscharakter“ der Steuerungsinstrumente wieder mehr Gel- 
tung verschafft; hierin manifestiert sich ein Trend zu mehr Kontrolle; 

« eine Betonung netzwerkförmiger Zusammenarbeit bei gleichzeitiger verstärkter 
Inpflichtnahme von mitwirkenden Berufsgruppen außerhalb der Jugendhilfe - 
gefordert wird also mehr Kooperation. 


Im Folgenden beschreiben wir die drei Entwicklungslinien im Detail. 


1. Kalkulierte Sparsamkeit - oder: mehr Kosteneffizienz 
Nach landläufiger Einschätzung war die Auflage des KIHG im Jahr 1990 in 
erster Linie fachpolitisch motiviert. Ziel war die Schaffung eines „modernen 
Leistungsgesetzes“, das sich stärker als das zuvor geltende Regelwerk an als zeit- 
gemäß geltenden professionellen Prinzipien der sozialen Arbeit orientieren soll- 
te: Partizipation, Lebensweltorientierung und Prävention waren entscheidende 
Stichwörter (DST & AGJ 1999: 4; Grohs 2007: 247). Gleichzeitig lieferte diese 
Art der „Dienstleistungsorientierung“ in den Folgejahren aber Anknüpfungs- 
punkte für Prozesse der „Verwaltungsmodernisierung)‘, i.e. die Erprobung neuer 
Steuerungsmodelle in der Jugendhilfe. Diese sollten sich nunmehr streng am 
Prinzip der Wirtschaftlichkeit orientieren (vgl. ebd.; BMFSFJ 2000) - also der 
Maxime der Optimierung des Verhältnisses zwischen ausgegebenen Finanzmit- 
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teln und erreichten bzw. erreichbaren Arbeitsergebnissen.'°° Wirtschaftlichkeit 
wurde in diesem Kontext begriffen als Verhältnis zwischen realen Kosten und 
messbaren Resultaten!°° - was präziser mit dem Begriff der Kosteneffizienz be- 
schrieben ist (ähnlich: Messmer 2007). Eine solchermaßen auf Effizienzorien- 
tierung ausgerichtete Verwaltungsmodernisierung impliziert eine spezifische 
Operationalisierung von Fachzielen, welche zeitlich und mengenmäßig kalku- 
liert werden, sowie eine Berechnung von Effekten, die exakt auf diese Ziele zu 
beziehen sind - was vor dem Hintergrund der Tatsache gesehen werden muss, 
dass die Effekte einzelner sozialer Interventionen bzw. personenorientierter 
Dienstleistungen allgemein schwer messbar sind (Dunkel 2011). 

Mit der Effizienzagenda soll die klassische (bürokratietypische) Input-Steue- 
rung überwunden werden, welche sich auf die Vorhaltung von Budgets rich- 
tete, die frei nach dem Ermessen der Fachebene (z. B. einzelner Sozialarbeiter) 
verwendet und - sofern von dieser Bedarf diagnostiziert wurde - nach oben 
angepasst werden konnten. Diese Form der Steuerung gilt im vorherrschenden 
medialen und auch verwaltungswissenschaftlichen Diskurs (spätestens) seit den 
1990er Jahren als schwerfällig und verschwenderisch, was in programmatischen 
Stellungnahmen zum Ausdruck kommt, mit denen die vorgenommenen regu- 
latorischen Umstellungen begründet wurden: „Wie alle öffentlich finanzierten 
gesellschaftlichen Bereiche hat die Jugendhilfe im eigenen und im gesamtgesell- 
schaftlichen Interesse die Verpflichtung, ihre Leistungen im Sinne von Aufwand 
und Ertrag zu begründen.“ (DST & AG] 1999: 4). 

Die Umstellungen standen im Kontext der bereits angesprochenen und im 
fraglichen Zeitraum rasch an Einfluss gewinnenden Steuerungsphilosophien, 
die sich an angelsächsischen Vorbildern des „New Public Management“ orien- 
tierten und in Deutschland Anfang der 1990er Jahre vor allem von einem 
Spitzengremium der Kommunen, der „Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsvereinfachung“ (KGSt), propagiert wurden. Zwar sind die in den 
entsprechenden Reformkonzepten vorgesehenen Steuerungsinstrumente in Ju- 
gendämtern und anderen mit Fragen des Kinderschutzes befassten Einrichtun- 
gen nicht flächendeckend eingeführt worden (s. Krone et al. 2009, Grohs 2010; 
allgemein Grunow 2011). Zudem lässt die entsprechende Reformagenda Raum 





155 In den begleitenden Debatten auf der Steuerungsebene der Jugendhilfe gab es Tendenzen, 


eine semantische Verknüpfung zwischen den beiden unter 3.1 genannten Dimensionen ei- 
ner „doppelten Dienstleistungsorientierung“ herzustellen, und zwar indem postuliert wurde, 
beide Formen folgten gemeinsamen Prinzipien wie „Partizipation“ oder „Transparenz“ (vgl. 
DST & AGJ 1999, BMFSFJ 2000). 
156 In der Fachöffentlichkeit wird dementsprechend auch von „wirkungsorientierter Jugend- 
hilfe“ gesprochen (Polutta 2011). 
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für eine institutionelle „Bearbeitung“ der mit diesen Philosophien einhergehen- 
den Steuerungsimpulse innerhalb der einzelnen Organisationen (Bode 2012b). 
Dennoch ist die institutionelle Regulierung auch der Jugendhilfe von den ge- 
nannten Konzepten maßgeblich beeinflusst worden - was (potenziell) auch auf 
Interventionen bei Kindeswohlgefährdung ausstrahlt. 

Im KJHG bzw. SGB VII findet die Modernisierungsphilosophie ihren Nieder- 
schlag in den 1999 eingeführten $$ 77 und 78 a-g, die - unter Benennung von 
Zielen wie Kostendämpfung, Transparenz und Effizienz - eine differenzierte 
„Produktbildung“ anregen und prospektive, vorab kalkulierte Entgelte anstelle 
einer ex-post-Finanzierung vorsehen, welche bei der Vergütung einer Maßnah- 
me nachgewiesene Gestehungskosten (also etwa bei einem Träger aufgelaufene 
Sonderbelastungen) veranschlagt (vgl. Kröger 2004).'°’ Im Hinblick auf die Be- 
ziehungen zwischen Kostenträgern und Leistungserbringern fordert das Gesetz 
die „Aushandlung bzw. rechtswirksame Vereinbarung von Preis-/Leistungsver- 
hältnissen“ (Messmer 2007: 20)'°8, Zuwendungen mit dem Zweck des nachträg- 
lichen Ausgleichs von Defiziten sind ausgeschlossen. 

Auf diese Weise kommt der in Konzepten des „New Public Management“ ge- 
forderte, mit einem marktähnlichen Vertragsgeschehen verknüpfte „purcha- 
ser-provider-split“ zum Tragen; er gewinnt auch deshalb an Gewicht, weil vor- 
mals beim Jugendamt verrichtete Tätigkeiten (v. a. die Arbeit mit Adressaten) 
mittlerweile vollständig an externe Trägerorganisationen „outgesourct“ worden 
sind, während die Ämter selbst - als „Einkäufer“ von Maßnahmen - hauptsäch- 
lich Verwaltungs- und Managementaufgaben erfüllen (vgl. Bode & Turba 2014). 
Wie bereits angedeutet, werden solche (und andere) institutionelle Vorgaben 
erst auf der regionalen Ebene konkret. Für zwei der von uns analysierten Settings 
(1 und 2) kann man von einer geradezu idealtypischen Umsetzung des Neuen 
Steuerungsmodells sprechen: Dezentrale Ressourcenverantwortung, Budgetie- 
rung, Kontraktmanagement, Produktkataloge, (automatisiertes) Berichtswesen, 
Controlling und Steuerung anhand von (numerischen) Kennziffern spielen hier 


157 Wie in Abschn. 3.2 deutlich wurde, gibt es auf der lokalen Ebene häufiger die Tendenz, 
die ursprünglich für stationäre Maßnahmen vorgesehenen detaillierten Vorgaben auch auf 
den Bereich der ambulanten Hilfen auszudehnen. Im Hinblick auf die Vorgeschichte der Ge- 
setzesnovelle ist erwähnenswert, dass an den Verhandlungen beteiligte Vertreter der freien 
Wohlfahrtspflege die Neuregelung billigten, um einer generellen Deckelung infolge der mar- 
kant steigenden Kosten für stationäre Maßnahmen zu entgehen. 


158 Verbunden mit der Maßgabe, die Vergütungen „nicht mehr wie bisher gemäß den ent- 
standenen Kosten, sondern durch die zu erbringende Leistung“ (Messmer 2007: 21, mit Be- 
zug auf die stationäre Jugendhilfe) zu berechnen — womit das wirtschaftliche Risiko stärker 
auf die Leistungserbringer verlagert wird. 
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eine strukturbildende Rolle. In den anderen Settings ist der Trend weniger ein- 
deutig - einzelne Elemente der o. g. Steuerungsphilosophie lassen sich jedoch 
auch dort nachweisen. Sie sind verknüpft mit einem allgemeiner Spardruck, 
welcher sich in der Priorisierung kostengünstiger Maßnahmen (sozialräumlich 
vor ambulant vor stationär) und Anbieter auf lokaler Ebene manifestiert - zum 
Teil verbunden mit dem Ausbau verstärkt konkurrenzieller Verfahren der Auf- 
tragsvergabe und einer wachsenden Projektorientierung der Interventionen. 
Solche Entwicklungsdynamiken greifen mit anderen regulatorischen Trends 
ineinander - so etwa mit neuen Professionskonzepten wie dem der „eviden- 
ce-based social work“, welches auf der systematischen Verwendung quantitativ 
fassbarer Daten für Diagnose- und Bewertungsprozesse beruht (Sommerfeld & 
Herzog 2005, Beckmann et al. 2007). 

Von Umstellungen, die dem „Geist“ der Neuen Steuerung entsprechen, sind 
auch Akteure des Gesundheitswesens betroffen. Dort, wo Einrichtungen der So- 
zialversicherungsträger als Kostenträger auftreten, greifen seit den 1990er Jah- 
ren zunehmend Steuerungsansätze, die dem Prinzip von Markttransaktionen 
nachempfunden sind. Die Festlegung der entsprechenden Konditionen erfolgt 
zwar überwiegend auf dem Weg von Kollektivverhandlungen (gleichsam im 
Schatten des Gesetzes). Allerdings orientiert sich die Verhandlungspolitik der 
zuständigen Krankenkassen(verbände) stark am „New Public Management“ 
(Bode 2009), während in Teilen der medizinischen Profession die Bereitschaft 
gewachsen ist, Selektivverträge mit den Kostenträgern abzuschließen (Bande- 
low & Schade 2009). Über Sektorengrenzen hinweg wächst der Wettbewerb 
zwischen Leistungsanbietern und um Patienten, wobei Finanzierungsmecha- 
nismen auf der Basis von Einzelleistungsvergütungen und Standardpreisen bei 
den Gesundheitsberufen eine betriebswirtschaftliche Mentalität befördern. 
Haus- und Kinderärzte oder auch Hebammen arbeiten schon seit langer Zeit 
auf der Basis von festen (Fall-)Kostenpauschalen; während bei ihnen der reale 
Aufwand für die Vergütung keine Rolle spielt und sich in Teilbereichen auch 
die wirtschaftlichen Verhältnisse relativ verschlechtert haben'°?, sollen sie nach 
Maßgabe der in den vorherigen Abschnitten genannten Neuregelungen neben 
ihrer regulären Tätigkeit vermehrt auch Kinderschutzaufgaben wahrnehmen. 
Gleiches gilt für Krankenhäuser, die auf Grundlage standardisierter Indikatio- 


159 So tendiert das Vergütungssystem des ambulanten Versorgungssektors dahin, (trotz eini- 
ger Gegensteuerungen) technische Einzelleistungen gegenüber der „sprechenden Medizin“ 
zu bevorzugen (Bandelow & Schade 2009); für Haus- und Kinderärzte bedeutet dies einen 
wachsenden ökonomischen Druck (während andere Arztgruppen prosperieren). Was Heb- 
ammen betrifft, so hat das bestehende Vergütungssystem u. a. Belastungen durch rasch stei- 
gende Haftpflichtprämien vernachlässigt. 
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nen vergütet werden, welche Kinderschutzbelange ausblenden: Die Durchset- 
zung des sog. DRG-Finanzierungssystems seit den 1990er Jahren ging mit einer 
deutlichen Ausweitung der Marktlogik im Regelgefüge des Sektors einher, weil 
das System die Kliniken veranlasst, möglichst viele (pauschal vergütete) Fälle 
mit möglichst geringem Aufwand zu versorgen (Braun 2009). 
Auch im Polizei- und Gerichtswesen zeigen sich in Ansätzen ähnliche Regulie- 
rungstendenzen. Bei der Polizei bemisst sich der Personalbedarf mancherorts an 
der Zahl der registrierten Straftaten (interessanterweise exklusive Vorfällen im 
Kontext „Beziehungsgewalt“), so dass sich auch hier die kalkulative Leistungs- 
logik des „New Public Management“ bemerkbar macht (vgl. Lange & Schenck 
2003; Barthel 2008) - mit möglichen Folgen auch für die den Kinderschutz be- 
treffenden „Nebenaktivitäten“ der Behörden. Was die Gerichte betrifft, mani- 
festieren sich die entsprechenden Tendenzen - ansatzweise - in wachsenden 
Controlling-Bemühungen, die sich auf Erledigungszahlen, Fallbearbeitungs- 
dauern und (mit konkreteren Auswirkungen) auf die Personalbemessung be- 
ziehen (Röhl 2009). 

2. Akribische Aufsicht - oder: mehr Kontrolle 
Nachdem das Anfang der 1990er Jahre in Kraft getretene KIHG gegenüber den 
stärker eingriffs- und ordnungsrechtlich orientierten Vorgängergesetzen gewis- 
sermaßen als „Liberalisierung“ des formal-rechtlichen Rahmens aufgefasst wer- 
den konnte, verweist die Tendenz der letzten Jahre in eine andere Richtung. So 
wird das KICK von 2005 verbreitet als „Rückschwung“ zu einem repressiveren 
Jugendhilferecht aufgefasst (vgl. statt vieler Czerner 2012: 48). Laut offizieller 
Gesetzesbegründung erschien es - nach der Stärkung des Sozialleistungscha- 
rakters der Jugendhilfe durch das KJHG - erforderlich, den Schutzauftrags wie- 
der stärker zu verdeutlichen (vgl. Salgo 2007: 12). Wie bereits unter 3.1 erwähnt, 
stand dieser Schwenk im Zusammenhang mit bestimmten (ver)öffentlich(t)en 
Wahrnehmungen im Hinblick auf spektakuläre Fälle von Kindeswohlgefähr- 
dung: Seinen Hintergrund bildeten Vorwürfe gegen „untätig“ gebliebene oder 
„nicht rechtzeitig“ eingeschrittene Jugendämter sowie eine „Unsicherheit“ in 
der Praxis - was nicht zuletzt auch „vor dem Hintergrund der Dienstleistungs- 
debatte in der sozialen Arbeit“ thematisiert wurde.!® 





160 In der sozialrechtlichen und -pädagogischen Fachwelt stieß das Gesetz nach seiner Ein- 
führung auf ein geteiltes Echo. Befürworter der Regelung sprachen von einer „deutliche[n] 
Akzentuierung |[...] des Kinderschutzes“ (Jordan 2006: 25) und sahen in dem Gesetz eine 
Reaktion auf eine zuvor „falsch verstandene Dienstleistungsorientierung“ in der Sozialpäd- 
agogik (vgl. Salgo 2007: 12 ff.). Einige betonten, $ 8 a SGB VIII sei gerade nicht als „Melde- 
paragraph“, sondern im Kontext einer „Kultur der Aufmerksamkeit und Förderung“ (Jordan 
2006: 36) und als Aufforderung zur „Kooperation“ zu verstehen (vgl. Meysen 2006: 65 £.). Für 
andere standen die Neureglungen im Verdacht, die Dienstleistungsorientierung der Jugend- 
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Die auf verwaltungstechnische Rationalisierung abzielenden Umbauten im Kin- 
derschutzsystem bringen für die in ihm tätigen Akteure stärker formalisierte 
Vorgaben mit sich, wenn es um die Identifizierung und Bearbeitung von Prob- 
lemfällen geht. Gleichzeitig richtet sich dieser Rationalisierungsimpuls auch auf 
die Adressaten des Kinderschutzes, etwa in Form von unangemeldeten Haus- 
besuchen und akribischeren „Verhaltensdokumentationen“. Erkennbar wird in 
alledem ein Trend zu mehr Kontrolle: „Problemfamilien“ sollen verstärkt beauf- 
sichtigt werden, und jene, die vor Ort eigenständig für den Kinderschutz tätig 
werden, sehen sich geringeren Freiheitsgraden bei der Ausübung ihrer Tätig- 
keiten gegenüber. 

Konkret stehen besonders die oben bereits dargestellten Regelungen des KICK 
für einen solchen Trend. Dazu gehört auch die systematischere Einbeziehung 
von Nicht-Jugendamtsakteuren in die Beobachtung von Kindeswohlgefährdun- 
gen. Im weiteren Verlauf hat sich dieser Trend noch etwas verstärkt: Das Bun- 
deskinderschutzgesetz von 2012 enthält Bestimmungen, die die Akteure grund- 
sätzlicher auf Hausbesuche im Falle von vermuteter Kindeswohlgefährdung 
verpflichten sollen. Allerdings fiel der entsprechende regulatorische Impuls 
schwächer aus als zunächst vorgesehen: So scheiterte ein erster Gesetzgebungs- 
anlauf 2009 vor allem an Vorbehalten der Fachverbände der Jugendhilfe gegen- 
über der Regelung zum „verbindlichen Hausbesuch‘, so dass dieser schließlich 
nur in abgeschwächter Form Eingang in das Gesetz fand (vgl. Turba 2012).'°! 
Richtet man den Blick aufandere Neuregelungen der letzten Jahre, so ist zumindest 
ein starkes Bemühen seitens der Politik und der Sozialadministration unüberseh- 
bar, dem „Kontrollaspekt“ im Kinderschutz (wieder) stärker Geltung zu verleihen. 
So enthielt das o. g. Bundeskinderschutzgesetz, neben einer weiteren Formalisie- 
rung von Verfahrensweisen hinsichtlich der Abklärung von Kindeswohlgefähr- 
dung, auch Detailregelungen zur Datenweitergabe unter Jugendämtern, der Vorla- 
ge erweiterter Führungszeugnisse von Mitarbeitern und die Einführung weiterer 
verbindlicher Standards für freie Träger. Ein besonders augenfälliges Beispiel stel- 
len darüber hinaus die „verbindlichen“ Kindervorsorgeuntersuchungen dar, die 





hilfe zu untergraben; befürchtet wurden zudem eine „Beschneidung der Autonomie freier 
Träger“ (Münder 2006: 51), ferner eine Störung der professionellen Vertrauensbeziehung 
(Hartwig & Hensen 2008: 62) oder gar eine „repressive Aufrüstung der Jugendhilfe und ver- 
stärkt sozialstaatliche Überwachungs- und Eingriffstendenzen“ (Widersprüche 2008: 4; vgl. 
Lutz 2010). Eine entsprechende Ambivalenz in der Einschätzung fanden wir auch in den 
Settings: Während von uns befragte Akteure teilweise äußerten, die Regelung habe „nichts 
Neues“ enthalten und lediglich gängige Abläufe abgebildet (vgl. Turba 2012), wurde sie von 
anderen durchaus als klare „Meldeverpflichtung“, verbunden mit Befürchtungen hinsichtlich 
einer Störung der Vertrauensbeziehung zu den Adressaten, verstanden (s. auch Kap. 4). 


161 Das Beispiel führt vor Augen, dass Positionierungen von „Experten des Fachs“ bzw. der 
Praxis die Dynamik der Regulierungen im Kinderschutz durchaus beeinflussen können. 
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oft zentraler Bestandteil sog. „Landeskinderschutzgesetze“ sind (s. Abschn. 3.2) 
und einen besonders hohen Kontrollaufwand mit sich bringen (vgl. exemplarisch 
Hessischer Landkreistag 2010 sowie Fegert et al. 2010: 333).1°2 In Setting 4 sind für 
säumige Eltern sogar monetäre Sanktionen vorgesehen, was auf eine hohe (lokale) 
Relevanz von „Sozialdisziplinierung“ in aktuellen Politiken verweist. 
Andere regionale Regelungen zeigen ähnliche Tendenzen: Sie beinhalten u. a. 
eine starke Formalisierung von Verfahren der Risikoeinschätzung und Doku- 
mentation in Form von umfangreichen „Meldebögen“ und Kriterienkatalogen 
(dies z. B. besonders auffällig in Setting 2). Ferner wurden durch sie verbind- 
liche „Meldeautomatismen“ und erweiterte, sowohl amtsinterne als auch auf 
die Praxis freier Träger bezogene, Dokumentationspflichten etabliert. Dabei 
sind - wie oben exemplarisch illustriert wurde - die lokale Skandalträchtigkeit 
von Todesfällen und die damit verbundenen (medial transportierten) Vorwürfe 
gegen zuständige Interventionsinstanzen Auslöser für Politiken, die mit dem 
dezidierten Anspruch antreten, dergleichen künftig zu verhindern und dies u. a. 
mittels durchgreifender Aufsichtsverschärfungen sicherzustellen. 
Der Trend in Richtung akribischer Prozess- und Klientenkontrolle korrespon- 
diert im Bereich der Jugendhilfe mit bestimmten fach- und organisationspoli- 
tischen Tendenzen, so etwa mit der Entwicklung immer ausgefeilterer „Case 
Management“-Konzepte (Neuffer 2009) sowie den oben bereits genannten Geh- 
versuchen in Richtung Wirkungsorientierung (Polutta 2011) und managerieller 
Rationalisierung (Beckmann et al. 2007). In Funktionsbereichen des Kinder- 
schutzes jenseits der Jugendhilfe findet dies seine Entsprechung in zunehmen- 
den Versuchen der standardisierten Qualitätserfassung, besonders ausgeprägt 
im Gesundheitswesen (Bode et al. 2013). Zudem steht der Trend im Kontext all- 
gemeinerer Tendenzen einer neuen Sozialdisziplinierung von Adressaten wohl- 
fahrtsstaatlicher Interventionen (vgl. etwa Groenemeyer & Rosenbauer 2010). 
3. Grenzenlose Vernetzung - oder: mehr Kooperation 
Lassen sich die beiden bislang erwähnten Entwicklungslinien (zumindest für 
die lokale Ebene) in der Gesamtschau als wiederkehrende Wellenbewegungen 
deuten, bei denen - jeweils aktualisiert durch „Katastrophenereignisse“ - Pha- 
sen hoher Aufmerksamkeit, forcierter Kontrollorientierung und auch ver- 
stärkten Ressourceneinsatzes nach gewisser Zeit abebben und wieder anderen 
(wirtschaftlichen) Erwägungen Platz machen, so besteht ein qualitativ neues 
Phänomen der letzten Jahre in der „Begeisterung“ für formalisierte interpro- 
fessionelle Kooperation „im Netzwerk‘, bei der auch Akteure jenseits der Ju- 





162 Der außerordentliche Aufwand bei der Organisation des Kontrollverfahrens steht dabei in 
einem markanten Gegensatz zum erwiesenermaßen spärlichen Ertrag, was die Entdeckung 
latenter Gefährdungen anbelangt (ebd.). 
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gendhilfe einbezogen werden sollen. Jedenfalls beinhaltet die Regulierung des 
Kinderschutzsystems zunehmend Bestimmungen, die auf die Institutionalisie- 
rung von Vernetzungsprozessen hinauslaufen - also auf mehr Kooperation in 
strukturierte(re)n Interaktionen eigenständiger Instanzen. 

Als (ein früher) Ausdruck dieser Entwicklung kann die Einführung des $8 a 
SGB VIII aufgefasst werden, der die „diagnostische“ Verantwortung für den 
Kinderschutz auf die freien Träger der Jugendhilfe ausdehnte und darüber hi- 
naus auch „andere Leistungsträger“, „Einrichtungen der Gesundheitshilfe“ so- 
wie die Polizei explizit als Prozessbeteiligte bei Kindeswohlgefährdungen be- 
nannte. Auf nationaler Ebene war das Bundeskinderschutzgesetz - und hier 
insbesondere das darin enthaltene „Gesetz zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz“ (KKG) - ein weiterer Schritt in diese Richtung. Letzterem 
gingen zahlreiche Initiativen auf lokaler Ebene voraus, die die Neuregelungen 
in vielerlei Hinsicht bereits vorwegnahmen. Tatsächlich firmieren spezielle Kin- 
derschutzprogramme von Ländern und Kommunen sowie lokale und regionale 
Pilotprojekte (etwa im Bereich der „Frühen Hilfen“) nicht selten unter dem Eti- 
kett „Netzwerk“. 16 

Gekennzeichnet sind die Bestrebungen durch den Anspruch, alle relevanten 
Akteure (im wahrsten Sinne des Wortes) „an einen Tisch zu bringen‘, um Aus- 
tauschprozesse über die verschiedenen Arbeitsansätze, ein gegenseitiges (per- 
sönliches) Kennenlernen sowie die Planung gemeinsamer Konzepte zu beför- 
dern. Mit dem o. g. KKG trägt das Jugendamt nunmehr auch laut Bundesrecht 
offiziell die Verantwortung für die Organisation solcher Netzwerkinitiativen.'‘* 
Zudem fällt bei den entsprechenden Regulierungen ins Auge, dass auch Ak- 
teuren jenseits der Jugendhilfe explizit eine Mitverantwortung für den Kinder- 
schutz zugeschrieben wird: Besonders deutlich wird dies - auf lokaler Ebene - 
am Beispiel der Familienhebammen, denen in manchen Kontexten (zumindest 
„auf dem Papier“) für das Gesundheitswesen bislang unübliche Aufsichtspflich- 
ten zufallen (vgl. Eisentraut & Turba 2013). Gleiches gilt für die allerorts vor- 
gesehenen Früherkennungsuntersuchungen und ähnliche Verfahren des me- 
dizinischen „Screenings‘, die (zumindest formal) als Kinderschutzinstrumente 
gehandelt werden.!% Zurückhaltender sind die Neuregelungen in Bezug auf die 





163 Bei unseren Terrainstudien z. B. besonders prominent in Setting 2. 


164 In Setting 4 sind für diese Aufgabe Spezialinstanzen in Form der „Servicestelle Kinder- 
schutz“ (auf Landesebene) und der „Koordinierenden Kinderschutzstellen“ (auf Kommunal- 
ebene) formal vorgesehen. Jenseits der Jugendämter wird vielerorts gezielt die Spezialisierung 
von „Multiplikatoren“ gefördert (z. B. durch den Ausbau von Kitas zu „Familienzentren“ in 
Setting 5 oder generell im Kontext von „Sozialraumorientierung“). 


165 Man beachte in diesem Zusammenhang z. B. auch die herausragende Rolle des Gesund- 
heitsamts in Setting 2. 
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generelle Inpflichtnahme von Kinderärzten und anderen Berufsgeheimnisträ- 
gern. Anstelle einer Verpflichtung zur Meldung hat der Bundesgesetzgeber hier 
mit $ 4 KKG lediglich eine neue „Befugnisnorm“ erlassen.!‘ Regional ist diese 
Dynamik indes unterschiedlich eingefärbt: So gibt es in Setting 4 es eine ge- 
setzliche Pflichtregelung, und auch anderswo gerät der Appell an die fraglichen 
Akteure - durch explizite Hinweise in Berufsordnungen oder abgestufte Melde- 
befugnisse - zunehmend systematischer. 

Insgesamt ist eine Ausweitung von Zuständigkeiten im Kinderschutz auf zahl- 
reiche (in diesem Kontext bislang eher periphere) Berufsgruppen und Orga- 
nisationen - auch über das Gesundheitswesen hinaus - unverkennbar.!” Dass 
dieser Prozess seinen Endpunkt offenbar noch nicht erreicht hat, zeigen z. B. 
lokale Initiativen zur Einbeziehung von Gerichtsvollziehern, der Stadtreinigung 
oder Wohnungsbaugesellschaften, von denen uns im Rahmen unserer Feld- 
forschung berichtet wurde (vgl. Abschn. 4.1.2). Anscheinend herrscht hier das 
Prinzip grenzenloser Vernetzung - jedenfalls stellt die fortschreitende Institu- 
tionalisierung von Kooperationsprozessen eine zentrale Entwicklungsdynamik 
des Kinderschutzsystems dar, welche (auch international) mit einem bereichs- 
übergreifenden „Entdifferenzierungstrend“ auf dem Gebiet der Humandienst- 
leistungen (Dahme & Wohlfahrt 2000; Bryson et al. 2006) korrespondiert. Vor 
diesem Hintergrund ist auch das Aufkommen dessen zu sehen, was als „Sozial- 
raumorientierung“ (für viele: Kessl & Reutlinger 2011) Einzug in die Infrastruk- 
turpolitik des lokalen Wohlfahrtsstaats gefunden hat - also die Etablierung von 
Leistungserbringungsstrukturen (in der Sozialverwaltung, im lokal ausgebilde- 
ten Ensemble freier Träger, im Verhältnis von kommunalen Instanzen mit je 
spezifischen Aufgabenzuschnitten etc.), durch die Interventionen in verschiede- 
ne Lebensbereiche von Adressaten verfahrenstechnisch und wohnortnah mitei- 
nander „kurzgeschlossen“ werden sollen. Viele neue Initiativen im organisierten 
Kinderschutz tragen die Handschrift dieses Modells.'°® 





166 Czerner (2012: 68) spricht in diesem Zusammenhang gar von einer „okkulten Komple- 
mentärnorm“ (zum Strafrecht), noch dazu „an versteckter Stelle“ im Rechtskorpus. 

167 Vgl]. hier nur die besonders weit reichende gesetzliche Regelung in Setting 3, die „insbe- 
sondere Einrichtungen und Dienste der freien Jugendhilfe, Gesundheitsämter, Sozialämter, 
Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpäd- 
iatrische Zentren, Beratungsstellen, Einrichtungen und Dienste zum Schutz gegen Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen, Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der 
Heilberufe und der Gesundheitsfachberufe sowie weitere geeignete Personen, Behörden und 
sonstige Organisationen“ zur Achtsamkeit im Arbeitsalltag und die Beteiligung an kinder- 
schutzbezogenen Netzwerkaktivitäten verpflichtet. 

168 Was unsere Feldstudien betrifft, so fiel diese Orientierung unterschiedlich stark aus. Be- 
sonders deutlich - mit konkreten organisatorischen Folgen - kam sie in Setting 1 zur Geltung. 
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Es zeigen sich somit markante Wandlungstendenzen in mehreren Dimensionen. 
Zwar werden die Dienstleistungsdoktrin der Jugendhilfe oder die Autonomiedok- 
trin der Ärzteschaft durch verstärkte Kontrolle oder institutionell forcierte Koope- 
ration nicht einfach abgelöst. Auch sind die genannten Momente des Wandels als 
solche (Effizienz und Wirtschaftlichkeit; formalisierte Kontrolle, Kooperation und 
Vernetzung) historisch nichts absolut Neues. Vielmehr zeigen sich im Zuge institu- 
tionellen Wandels Akzentverschiebungen innerhalb und zwischen verschiedenen 
Doktrinen, die (nach wie vor) nebeneinander existieren. Zudem vollzieht sich der 
Wandel, wie ebenfalls bereits verdeutlicht, in „Wellenbewegungen“ - also gewisser- 
maßen in einem ungeordneten Nacheinander. 

Diese Bewegungen sind eingebettet in eine übergeordnete „kinderschutztypi- 
sche“ Eigendynamik, die mit bestimmten (symbolisch-expressiven) politischen 
Rationalitäten zusammenhängt und schon per se für Wechselhaftigkeit in der 
Entwicklung des Kinderschutzsystems sorgt (vgl. dazu Turba 2012): Die immer 
wieder auftretenden tragischen Todesfälle von Kindern lösen - medial transpor- 
tiert - enorme öffentliche Erwartungen aus und scheinen somit eine zentrale An- 
triebskraft für regulatorischen „Aktionismus“ darzustellen - wobei dieser von der 
effektiven Funktionsweise und vom tatsächlichen Leistungspotenzial des Systems 
mehr oder minder entkoppelt erscheint. Gerade bei einem hochgradig emotiona- 
lisierungsfähigen Thema wie Kindeswohlgefährdung müssen politische Akteure 
„Handlungen sichtbar machen, die möglicherweise gar nicht stattfinden oder die 
ihnen zugeschriebenen Effekte gar nicht haben können“ (Luhmann 1991: 156). Ins- 
besondere die in die Dimensionen Kontrolle und Kooperation fallenden Maßnah- 
men sind geradezu dafür prädestiniert, öffentlich Handlungsbereitschaft bzw. (ver- 
meintliche) Handlungsfähigkeit zu demonstrieren.!% Erwägungen, die auf Kosten- 
effizienz bezogen sind, scheinen den anderen Dimensionen dagegen gewisserma- 
ßen entgegengesetzt: Sie sorgen für die periodischen „Wellentäler“ im Umgang mit 
Ressourcenfragen. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass auch hohe Ausgaben für 
die Jugendhilfe ein gewisses „Skandalisierungspotenzial“ bergen und managerielle 
Kontrolle dadurch phasenweise durchaus politische „Popularität“ erlangen kann. 
Handeln wie Nicht-Handeln (bzw. Handeln in der einen oder anderen Richtung) 
stellt sich somit für die (Kinderschutz-)Politik als gleichermaßen riskant (oder auch 
aussichtsreich) dar (vgl. Luhmann 1991). Die Dynamiken werden durch kritische 


199 Gerade vor dem Hintergrund von Vorwürfen gegen Sozialarbeiter und diesen attestier- 
ten Unzulänglichkeiten hinsichtlich ihrer Diagnose- und Handlungskompetenz entfaltet der 
Einbezug von Akteuren des Gesundheitswesens (als einen Bereich, der in der Öffentlichkeit 
eher mit evidenzbasierter „Wissenschaftlichkeit“ assoziiert wird) oder auch der Polizei (der 
aufgrund ihrer besonderen Machtstellung ein hohes Konfliktregelungspotenzial zugeschrie- 
ben wird) in diesem Zusammenhang einen besonderen Reiz. 
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Ereignisse („Katastrophenfälle“) oder als überzogen wahrgenommene Sozialbud- 
gets periodisch „aktualisiert“ und vorangetrieben (vgl. dazu Abschn. 4.2.1 b). Der 
nachstehende Kasten illustriert diese Dynamik am Beispiel eines unserer Settings. 


Bewegte Kinderschutzpolitik vor Ort: Ein Beispiel 

In einem der in unserer Studie untersuchten Settings gibt es - seit Anfang der 
2000er Jahre - markante Veränderungen bei der institutionellen Steuerung 
der Jugendhilfe und des Kinderschutzes. Das Setting blickt zunächst auf eine 
Ära mit stark ordnungspolitischer Handschrift zurück, die nicht zuletzt auf 
eine einzigartige Konstellation politischer Kräfteverhältnisse zurückzufüh- 
ren war und eine in der Vergangenheit eher „liberale“ Ausrichtung ablöste: 
Im Rahmen einer allgemeinen „law and order“-Orientierung lokaler Steue- 
rungsprogramme (insbesondere bezogen auf Jugendkriminalität) wurde 
unter anderem die geschlossene Unterbringung (wieder) eingeführt; ferner 
entstanden spezielle „Interventionsteams‘, die seitdem in enger Abstimmung 
mit der Polizei mit straffälligen Jugendlichen arbeiten sollen. 

Infolge eines tragischen Todesfalls (Ermordung eines Kindes durch seine 
Eltern) wurde 2005 ein umfangreiches Handlungskonzept zum Kinder- 
schutz aufgelegt, das weniger auf den Umgang mit delinquenten Jugend- 
lichen und mehr auf den Schutz von Kindern in ihren Familien abstellte. 
Danach stiegen die - zuvor von Niveauabsenkungen bei den Fachleistungs- 
stundenvolumina betroffenen - Ausgaben für die Hilfen zur Erziehung 
(wiederum) deutlich an. Das Konzept umfasste u. a. einen (behördlich kon- 
trollierten) „Schulzwang‘, die Einrichtung eines rund um die Uhr erreich- 
baren Notdienstes für Kinderschutzfälle mit einer eigenen „Hotline“, neue 
„Meldewege“ (z. B. Kitas, Polizei, Jobcenter) und damit verbundene Vernet- 
zungsinitiativen, umfangreiche Qualifizierungsmaßnahmen zur Aus- und 
Fortbildung von „Kinderschutzfachkräften“ in Behörden und Einrichtungen 
sowie die Einstellung von zunächst als „Task-Force Kinderschutz“ etikettier- 
ten Kinderschutzkoordinatoren, die seitdem (mit mittlerweile modifizierter 
Ausrichtung) für die Unterstützung des Jugendhilfepersonals in schwierigen 
Fällen, verschiedene Maßnahmen der Qualitätssicherung und nicht zuletzt 
die Koordinierung der Netzwerkarbeit zuständig sind. Die zeitliche Koin- 
zidenz des lokalen Handlungskonzepts mit der Einführung des KICK auf 
Bundesebene im gleichen Jahr war eher zufällig, wenngleich auch letzteres 
explizit auf „spektakuläre Fälle“ von Kindeswohlgefährdung reagierte (s. 0.) 
und sich gewisse Synergieeffekte mit in der Folgezeit eingeführten lokalen 
Regulierungen (Vorschriften, Richtlinien etc.) ergaben. Den Aussagen loka- 
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ler Akteure zufolge stellte sich die Ressourcensteuerung im Anschluss an den 
Todesfall eher generös dar.!” 

Infolge des ungebremsten Anstiegs der Ausgaben für Hilfen zur Erzie- 
hung rückten in den Folgejahren wiederum fiskalische Erwägungen in den 
Vordergrund der Budgetpolitik, was sich u. a. in einem (an bereits seit län- 
gerem unternommene Bemühungen zu mehr „Sozialraumorientierung“ 
angelehnten) Programm zur Förderung sog. „Neuer Hilfen‘, i.e. innovativen 
Formaten sozialräumlicher Gruppenangebote mit „Komm-Struktur“ nie- 
derschlug. Damit einher gingen finanzielle Umschichtungen und politische 
Forderungen nach einer Absenkung des Interventionsvolumens auf Seiten 
der „regulären“ (ambulant-aufsuchenden) Hilfen. Auf der Diskursebene sind 
diese Initiativen nach wie vor von hoher Relevanz; zuletzt mündeten sie in 
eine durch sozialpolitische Akteure des Settings angestoßene (vorerst jedoch 
im Sande verlaufene) bundesweite Diskussion um die Abschaffung des 
Rechtsanspruchs auf Hilfen zur Erziehung. Was die Arbeit in den Jugendäm- 
tern angeht, so wurde vor dem Hintergrund einer „Geschäftsprozessanalyse“ 
im Jahr 2004 ein effizienterer Personaleinsatz im Zusammenhang mit einer 
Straffung der Arbeitsabläufe und verbindlicheren (einheitlich zusammenge- 
fassten) Handlungsanweisungen angestrebt. 

Neuerliche Umstellungen des lokalen Regelsystems erfolgten im Nach- 
gang zu einem weiteren „Katastrophenfall“ im Jahre 2009, bei dem ein Kind 
während einer SPFH-Betreuung ums Leben kam, was in verstärkten Kont- 
rollaufgaben und Dokumentationsauflagen für freie Träger resultierte. 

Eine weitere Wendung der Entwicklung war wiederum Folge eines tra- 
gischen Kinderschutzfalls im Jahr 2011, bei dem ein Mädchen in einer 
Pflegefamilie ums Leben kam. Nach scharfer Kritik an der Arbeit des ASD 
mussten im Anschluss an den Vorfall (erstmals in der politischen Geschichte 
des Settings) mehrere Leitungskräfte ihre Stellung aufgeben.!’! Die Diskus- 
sionen mündeten in ein neuerliches Maßnahmenpaket: Demnach sollten 
die oberen Leitungsebenen (im Rahmen einer „Lenkungsgruppe“) deutlich 
stärker in (Basis-)Prozesse im Jugendamt einbezogen werden. Wesentliche 
Bestandteile des Pakets waren darüber hinaus die Festschreibung von Qua- 
litätsstandards im Rahmen eines „Risikomanagements“ (mit „DIN ISO*- 


170 Ein Interviewzitat in diesem Zusammenhang lautete: „Man brauchte nur noch Kinder- 
schutz zu sagen und man kriegte alles“. Auf diesen Aspekt (der letztlich organisationale Ko- 
dierungen betrifft) wird in Abschn. 4.2.1 b näher eingegangen. 
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Zertifizierung), die Einführung einer „Jugendhilfeinspektion“ (mit jeweils 
einwöchigen Überprüfungen der ASD-Abteilungen durch eine fest besetzte 
Delegation) sowie ein erweitertes Einarbeitungsprozedere für neue Kollegen, 
wodurch nicht zuletzt auf eine hohe Personalfluktuation im ASD reagiert 
werden sollte.” Hinzu kamen zahlreiche neue Auflagen für Mitarbeiter und 
besonders strenge Anweisungen für Pflegefamilien (z. B. erweiterte Füh- 
rungszeugnisse, regelmäßige Drogentests). 


Allerdings: Trotz aller Wellenbewegungen ist im Regelwerk des deutschen Kinder- 
schutzsystems ein übergeordneter struktureller Wandel zu konstatieren, der paral- 
lel in Richtung mehr Kosteneffizienz, mehr Kontrolle und mehr (verpflichtende) 
Kooperation verläuft. Diese Dreifachtendenz bestimmt - quer zu regionalen und 
funktionalen Teilwirklichkeiten - die Dynamik der Regelwerke in hohem Maße. 
Die Einzelentwicklungen scheinen in mancherlei Hinsicht untereinander kompa- 
tibel - zumindest in dem, was sie normativ versprechen. So kann verstärkte Pro- 
zesskontrolle als Versuch gewertet werden, Ressourcen sparsamer (bzw. im Sinne 
betriebswirtschaftlicher Rationalität) einzusetzen. Auch wird von intensiveren Ko- 
operationsprozessen erwartet, dass sie zu Synergieeffekten und mithin zu einem 
sparsameren Mitteleinsatz führen. Schließlich lässt sich mehr strukturierte Koope- 
ration als Möglichkeit eines kontrollierten Vorgehens im Interventionsgeschehen 
eines grundsätzlich pluralistischen Akteursensembles begreifen. Insofern stehen 
die dargestellten Veränderungen bei der institutionellen Regulierung des Kinder- 
schutzsystems potenziell für Synergien produzierende Entwicklungsdynamiken. 
Jedoch deutet vieles darauf hin, dass das Nebeneinander der geschilderten Dy- 
namiken andererseits auch ein hohes Spannungspotenzial birgt: So ist es leicht mög- 
lich, dass das Dringen auf mehr Kosteneffizienz Fähigkeiten und Bereitschaften 
für aktives, schöpferisches und reflexives Vernetzungshandeln angreift. Zugleich 
erhöht ein verstärktes Maß an Vernetzung sowie ein Mehr an Kontrolle zunächst 
einmal die Transaktionskosten im Kinderschutzsystem - bei starken Vorgaben für 
kosteneffizientes Handeln ist nicht unwahrscheinlich, dass versucht wird, diesen 
Aufwand an anderer Stelle dieses Systems wieder „herauszuholen“. Schließlich 
- und besonders sinnfällig - vertragen sich Vernetzung und formalisierte Kont- 





171 Aufgrund der (sehr speziellen) Eigenheiten des Falls geriet ferner das Prinzip der „milieu- 
nahen Unterbringung“ in die Kritik, was in Zeiten der „Sozialraumorientierung“ (s. 0.) eine 
komplexe Gemengelage auslöste. 

172 Aus dem gleichen Grund erfolgte eine Anhebung der tariflichen Gehälter für ASD-Mit- 
arbeiter. 
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rolle als Koordinationsprinzipien eher schlecht: Vernetzung basiert idealtypisch 
auf eigendynamischen, spontan-ungeplanten und kreativ-entdeckenden Hand- 
lungsweisen, während formalisierte Verfahren der top-down-Steuerung vieles von 
vornherein festlegen und Akteure in ihren Freiheiten einschränken. Kurzum: Der 
sozialpolitische Wandel, der die regulatorische Dynamik des deutschen Kinder- 
schutzsystems seit ca. zwei Jahrzehnten prägt, zeugt von einer Gegenläufigkeit ver- 
schiedener Entwicklungsrichtungen. Wie sich dies institutionen- und gesellschafts- 
theoretisch aufschließen lässt, ist Gegenstand des Schlusskapitels dieses Abschnitts. 


Paradoxer Wandel - die Neuordnung institutioneller Logiken und was dahin- 
ter steht Wie im zweiten Kapitel bereits grob erläutert, kann man das „industry 
system“ des Kinderschutzes - also das Ensemble der Organisationsfelder bzw. 
Funktionsbereiche, in denen „Kindeswohl“ zum Gegenstand systematischer Inter- 
ventionen wird - mit übergeordneten institutionellen Logiken in Verbindung brin- 
gen. Diese Logiken bestehen aus Referenzen bzw. Orientierungsmustern, die für 
die „organisierten“ Kräfte des Kinderschutzes richtungsweisend, aber nicht hand- 
lungsdeterminierend sind. 

Sie beziehen sich grundsätzlich auf die Institution Familie einschließlich der 
Kindererziehung, welche in der modernen Gesellschaft einerseits kulturell als 
Kernsphäre des Privatlebens gilt und in dieser Funktion unter „Staatsschutz“ steht, 
aber andererseits durch sozialpolitische Interventionen „eingreifend“ bearbeitet 
wird, wenn bestimmte Mindesterwartungen an familiäre Sozialisationsprozesse 
erkennbar nicht erfüllt werden. Was die Bewerkstelligung dieser Interventionen 
betrifft, so sedimentieren sich institutionelle Logiken vielfach in spezifischen Or- 
ganisationsfeldern, wirken jedoch auch auf die Operationen anderer Instanzen ein. 
Dies ist auch im „industry system“ des Kinderschutzes der Fall: In dessen Kern 
existiert ein spezifisches „Regiezentrum‘, welches gezielt für die Realisierung des 
expliziten gesellschaftlichen Schutzauftrags eingesetzt wird und in dem verschie- 
dene institutionelle Logiken nebeneinander zur Geltung gelangen: Normative Wir- 
kungen entfalten hier v. a. Kräfte der Sozialpolitik, der Wohlfahrtsbürokratie und 
des Professionalismus. Sozialpolitik und Wohlfahrtsbürokratie sind Komponenten 
der Institution Staat, wobei sie innerhalb des Staatswesens für die programmieren- 
de und die ausführende Seite stehen. Kulturell ist Staatlichkeit mit der Vorstellung 
einer gezielten Einwirkung eines (nationalen) Gemeinwesens auf die Lebensbedin- 
gungen seiner Bürger verbunden; im Kontext von Sozialpolitik und Wohlfahrts- 
bürokratie geht es v. a. um Eingriffe in die gesellschaftliche Ressourcenverteilung 
zum Zwecke der Erreichung bestimmter Wohlfahrtsziele (welche auch die Gestalt 
der Lebensführung betreffen). 
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Kurzgeschlossen mit diesem „Duo“ ist die Institution Profession, und zwar in 
verschiedenen Spielarten (medizinisch, sozialpädagogisch etc.). Dem, was man 
auch als „Professionalismus“ bezeichnen kann, werden kulturell verschiedene 
Eigenschaften attribuiert: So gibt es in der Handlungssphäre entsprechender Be- 
rufsgruppen - zumal im Kontext von Interventionen, die sozialpolitisch bzw. wohl- 
fahrtsbürokratisch moderiert werden - starke Erwartungen an kollegiale Entschei- 
dungsfindung. Gemäß konventionellen soziologischen Definitionen zeichnen sich 
Professionen darüber hinaus durch Spezialwissensbezug, Kollektivorientierung 
und prozedurale Autonomie aus!”? - insofern bilden sie neben dem sozialpoliti- 
schen Raum und der Wohlfahrtsbürokratie eine eigene „institutionelle Welt“. 

In Deutschland wie auch in anderen Staaten der westlichen Welt sind die bislang 
genannten Institutionen bzw. die mit ihnen verknüpften institutionellen Logiken, 
soweit es um organisierten Kinderschutz geht, in spezifische Handlungszusammen- 
hänge bzw. Organisationsfelder eingelassen. Die „Jugendhilfe“ verkörpert hierzu- 
lande das zentrale Organisationsfeld. Sie bildet ein integriertes Regiezentrum, denn 
sie ist sozialpolitisches Programm, Behörde und Ort sozialprofessioneller Praxis in 
einem. Dabei verbindet sie sich operational - wie oben dargestellt - mit weiteren 
Organisationsfeldern, die häufig ihrerseits sozialpolitisch programmiert, bürokra- 
tisch verfasst und professionsbasiert sind. Dies gilt beispielsweise für das Gesund- 
heitswesen oder den Bildungssektor - wobei es sich auch hier jeweils um intern 
vielschichtige Gebilde handelt.!7? 

Noch pluralistischer und zudem nicht immer an formalen Handlungskontexten 
festzumachen ist jeder institutionelle Zusammenhang, der konzeptionell mit Be- 
griffen wie soziale Bewegung oder Zivilgesellschaft assoziiert wird. Er manifestiert 
sich ebenfalls in spezifischen, kulturell mit bestimmten Charakteristika assoziierten 
Instanzen. Sofern es um Kinderschutz geht, bringt man ihn in Deutschland meist 
mit Wohlfahrtsverbänden oder - im typischen Sprachgebrauch der Jugendhilfe - 
mit den „freien Trägern“ in Verbindung. Konstitutiv für diesen Zusammenhang 
ist die Logik der Sozialbewegung bzw. der advokatorischen Interessenvertretung: 
Zwar greifen bei diesen Verbänden und Trägern faktisch verschiedene institutio- 
nelle Logiken ineinander - zumal in der Gegenwart dessen, was häufig als Sozial- 
wirtschaft bezeichnet wird und (z. B. im Kontext von „Sozialmanagement“) durch 





173 Vgl. Demszky & Voß (2010) oder Hasenfeld (2010). Kollektivorientierung bedeutet, dass 
alle Operationen der entsprechenden Berufsgruppen primär an gesellschaftlich konsentier- 
ten Zwecken ausgerichtet sind und nicht an eigenen wirtschaftlichen Interessen. 

174 So ist das Krankenhaus ebenso eine gesellschaftliche Instanz mit institutionellem Charak- 
ter wie die Universität oder das Jugendamt. 
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eine starke Orientierung an der Institution Markt (s. u.) gekennzeichnet ist.!7° Aber 
der institutionelle Unterschied zu anderen, insbesondere privatgewerblich organi- 
sierten Handlungszusammenhängen besteht darin, dass Wertbezüge und daraus 
abgeleitete Sachziele („missions“) eine vorrangige Referenz darstellen.'’° Im „dua- 
len Wohlfahrtsstaat“ (Tennstedt 1992) deutscher Prägung gibt es dabei auch Wert- 
bezüge, die das Verhältnis zwischen freien Trägern und öffentlicher Hand nach- 
haltig geprägt haben: Wohlfahrtsverbände sind Teil einer fest institutionalisierten 
„Sozialpartnerschaft“, nehmen aber zugleich eine distanzierte Haltung gegenüber 
dem Regiezentrum der Jugendhilfe ein (Flösser & Vollhase 2006). 

Manche gesellschaftliche Instanzen mit institutionellem Charakter werden zwar 
kulturell nicht unmittelbar mit kinderschutzspezifischen Aufgaben in Verbin- 
dung gebracht, operieren aber - wie im ersten Abschnitt dieses Kapitels erläutert 
- durchaus in Funktionsbereichen, die solche Aufgaben wahrnehmen. Dies trifft 
z. B. auf das Gerichtswesen oder die Polizei zu, die sich ebenfalls der Institution 
Staat zurechnen lassen. Sie bilden gleichsam die „Ordnungsabteilung“ der moder- 
nen Gesellschaft, und in dieser Rolle werden ihnen eigene kulturelle Referenzen 
bzw. Legitimationen zugewiesen: Im Falle des Gerichtswesens ist es das falladäqua- 
te Ausbuchstabieren bzw. Operationalisieren staatlichen Rechts, bei der Polizei im 
Wesentlichen die Sicherstellung der rechtlichen Ordnung durch eine „korrekte“, 
situationsgerechte Anwendung öffentlicher Gewalt. 

Andere Institutionen der modernen Gesellschaft weisen traditionell wenig Be- 
rührungspunkte mit dem Regiezentrum der Jugendhilfe auf. Dies gilt zuvorderst 
für die Institution Markt und die mit ihr korrespondierenden erwerbswirtschaftli- 
chen Arbeitszusammenhänge. In kapitalistischen Wirtschaftsordnungen dominiert 
diese Institution die Erstellung von Produkten und Dienstleistungen in hohem 
Maße; wesentliche kulturelle (Legitimität genießende) Referenz ist hier letztendlich 
die spitze Kalkulation von Input-Output-Relationen mit dem Ziel einer Optimie- 
rung derselben (also: die betriebswirtschaftliche Überschusserwirtschaftung) - bei 
Unterordnung aller übrigen Aspekte des sozialen Lebens. Wie wir unten noch aus- 


175 Eine typische Eigenschaft von zeitgenössischen Wohlfahrtsverbänden und dienstleis- 
tungsproduzierenden Nonprofit-Organisationen ist es, dass sie - zumindest ihrem eigenen 
Anspruch nach - in verschiedenen Organisationsfeldern operieren bzw. mehrere Aufgaben 
gleichzeitig erbringen. Tatsächlich reklamieren die deutschen Wohlfahrtsverbände für sich, 
sowohl materielle (sozialwirtschaftliche) Leistungen zu erbringen als auch stellvertretend für 
unterprivilegierte Bevölkerungsgruppen eine „Bewegungsrolle“ in der politischen Öffent- 
lichkeit zu übernehmen - was allerdings häufig Zerreißproben provoziert (vgl. Bode 2003b). 
176 Was bedeutet: Sie bilden (auch) in der Gegenwartsgesellschaft eine Erwartungsfolie, an 
denen Operationen durch die Öffentlichkeit und auch innerhalb von Organisationen letztlich 
gemessen werden. 
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Abb. 3.2 Institutionelle Logiken im deutschen Kinderschutz heute 


führlicher erläutern wollen, dringt die diesbezügliche institutionelle Logik heute 
jedoch zusehends in Funktionsbereiche des Kinderschutzsystems ein. 

Insgesamt sind für dieses System also sehr verschiedene Institutionen relevant 
(siehe Abb. 3.2) - folglich basiert es auf spezifischen Kombinationen von institu- 
tionellen Logiken.'”” Wie im Vorhergehenden verdeutlicht, unterscheiden wir in 
dieser Studie institutionelle Logiken erster und zweiter Ordnung. Solche erster 
Ordnung bilden - wenigstens seit den Anfängen des modernen Wohlfahrtsstaats 
- ein phasen- und kulturübergreifendes Ensemble von „grundstrukturbildenden“ 
Referenzen (wie sie oben umrissen worden sind). Sie haben dem Kinderschutz- 
system der modernen Gesellschaft seine spezifische Anordnung gegeben: So ist die 
Institution Familie mit einer Logik privater Lebensführung in der Gemeinschaft 
von Eltern und Kind verknüpft, während alternative - z. B. wohngruppenartige 
- Lebensformen als Ort des Aufziehens von Kindern bis heute als Ausnahmesitua- 
tion gelten. Recht und Ordnung sind mit einem öffentlichen Gewaltmonopol ver- 
bunden; Selbstjustiz ist ausgeschlossen. Kernbereiche der sozialen Reproduktion 





177 Genau dieses Ineinandergreifen verschiedener Institutionen in einem organisierten Hand- 
lungszusammenhang wird mit dem Konzept der institutionellen Logiken stark gemacht (vgl. 
Thornton et al. 2012 sowie Abschn. 2.1). 
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der Gesellschaftsmitglieder werden politisch gesteuert und nicht dem Gutdünken 
Einzelner überlassen, wobei Wohlfahrtsbürokratien und Professionen Regie füh- 
ren, und nicht kommerzielle Unternehmen oder Laien. 

Was die institutionellen Logiken zweiter Ordnung betrifft, so zeigen sich epo- 
chen- und kulturspezifisch (also etwa je nach nationalem Kontext) spezifische Aus- 
prägungen der Logiken erster Ordnung. Es geht hier also um das, was wir oben 
als Doktrinen von Funktionsbereichen des Kinderschutzsystems bezeichnet haben, 
die räumlich, zeitlich und sachlich - für eine gegebene Epoche und für ein gegebe- 
nes Terrain - spezifizieren, was grundlegende Institutionen vorgeben. In unserer 
„Ist-Analyse“ der institutionellen Normierung dieses Systems haben wir diese Aus- 
prägungen auf nationaler und regionaler Ebene näher beschrieben: als doppelte 
Dienstleistungsorientierung und Subsidiaritätsphilosophie in der deutschen Ju- 
gendhilfe, als (diese Philosophie aufnehmende) Doktrin konsequenter Rechtsstaat- 
lichkeit im Gerichtswesen, als Autonomieorientierung und Kooperationsgebot im 
gegenwärtigen Gesundheitswesen sowie als Legalitäts- und Opportunitätsdoktrin 
des Sicherheitsapparats. Gleichzeitig haben wir vor Augen geführt, dass ein einzel- 
nes Setting seine eigene lokale Doktrin entwickeln kann, wodurch beispielsweise 
hier eher mit „harter Hand“ und dort eher unter Rückgriff auf Netzwerke feinge- 
steuert wird. 

Wie wir nun im Vorhergehenden eingehend beschrieben haben, zeigen sich bei 
jeder Doktrin mehr oder weniger weitreichende Veränderungen im Zeitverlauf. 
Diese sind teilweise regional spezifisch und mitunter relativ volatil. Geht es aber um 
übergreifende, eine gewisse Nachhaltigkeit aufweisende Entwicklungen, so lassen 
sich über die letzten zwei Jahrzehnte nicht nur einige „doktrinäre“ Wandlungspro- 
zesse, sondern strukturelle Verschiebungen in dem für das deutsche Kinderschutz- 
system maßgeblichen Arrangement institutioneller Logiken erkennen. In diesem 
Arrangement verändert sich das Verhältnis zwischen den relevanten Institutionen, 
gleichzeitig gelangen neuartige institutionelle Einflüsse zur Geltung: 


e Die für Markt und Erwerbswirtschaft maßgebliche institutionelle Logik wirkt 
nunmehr - spezifisch adaptiert - auf viele der anderen für das Kinderschutzsys- 
tem relevanten Institutionen ein; die Orientierung auf (mehr) Kosteneffizienz 
ist ein starker institutioneller Faktor geworden, nachdem sie im System lange 
Zeit marginal gewesen war. 

e Im Schnittfeld von Professionen, Wohlfahrtsbürokratie und (Rechts- bzw. Ord- 
nungs-)Staat ist die durchaus klassische, adressatenorientierte Kontrollorientie- 
rung in der Sozialen Arbeit - nach dem kurzen Intermezzo eines Mantras der 
„Dienstleistung auf Augenhöhe“ - institutionell verschärft worden; das Streben 
nach mehr Kontrolle betrifft auch das Verhältnis von Wohlfahrtsbürokratie und 
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Professionen bzw. Leistungserbringern - nachdem dieses Verhältnis, obwohl nie 
spannungsfrei, lange Zeit durch kommunikationsbasierte Partnerschaften ge- 
prägt gewesen war. 

e Das für die Professionen wie für die Wohlfahrtsbürokratie bestehende Koope- 
rationsgebot, welches lange Zeit eher impliziter (und selbstverständlicher) Be- 
standteil der Jugendhilfe sowie des Handlungsansatzes der organisierten Zivilge- 
sellschaft (der Wohlfahrtsverbände bzw. freien Träger) gewesen war, ist sowohl 
dezentral als auch bundesgesetzlich formalisiert, wenn nicht sogar in eine Ko- 
operationspflicht transformiert worden. 


Das Ergebnis dieses Prozesses ist eine spezifische institutionelle „Gesamterwar- 
tung“: Organisierter Kinderschutz soll heute gleichermaßen preiswert, sicher und 
flexibel sein. Die Flexibilitätserwartung hat mehrere Facetten: Sie bezieht sich zu- 
nächst auf Formen kollektiver Praxis, wie sie aus ergebnisoffenen Kooperations- 
prozessen bzw. Vernetzungen hervorgehen; die Akteure des Kinderschutzes sollen 
sich kreativ koordinieren und gemeinsam synergetische Lösungen für komplexe 
Probleme entwickeln. Gleichzeitig sollen die einzelnen Professionellen flexibel 
handeln (können); erwartet werden ein Restbestand professioneller Selbstständig- 
keit sowie die flexible Orientierung am Fall. Institutionelle Regulierungen aus der 
jüngeren Vergangenheit haben diese Basiserwartung nicht verdrängt, wiewohl sie 
klassische professionelle Beweglichkeiten tendenziell einschränken und flexible 
Steuerung vermehrt betriebswirtschaftlich fassen, nämlich als stets zu optimieren- 
des Passungsverhältnis zwischen Inputs (z. B. Arbeitsstunden) und Outputs (z. B. 
Familien ohne „Rückfall“). 

Die (wieder) verschärfte Kontrollorientierung transportiert Erwartungen an to- 
tale Sicherheit - also an den Ausschluss von Kindeswohlgefährdung sowohl durch 
perfektionierte Abläufe innerhalb des Systems als auch mittels einer schärferen 
Überwachung der Adressaten (Eltern bzw. Familien). Jedes Sicherheitsloch gilt als 
skandalträchtig, erwartet wird eine „Null-Fehler-Performanz“. Diese Orientierung 
korrespondiert stark mit der institutionellen Logik des bürokratischen (Rechts- 
und Ordnungs-)Staats. 

Schließlich postuliert die aktuelle Regulierung, dass organisierter Kinderschutz 
systematisch preiswert sein soll - durch permanente Kostenoptimierung in den in- 
ternen Prozessen des Systems einschließlich der „Geschäftsbeziehungen“ zwischen 
Kostenträgern und Leistungserbringern. Damit treten die institutionellen Logiken 
des Marktes bzw. der Erwerbswirtschaft auf den Plan. 

Es koexistieren mithin Referenzen aus verschiedenen institutionellen Kontex- 
ten: diejenigen des „Rechts- und Ordnungsstaats“ und die des Marktes bestimmen 
die Erwartungsstrukturen des heutigen Kinderschutzsystems in erhöhtem Maße, 
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während gleichzeitig die althergebrachten institutionellen Bezüge (Sozialpolitik, 
Wohlfahrtsbürokratie, Professionalismus) prominent bleiben und im Hinblick auf 
einen Aspekt - den der wechselseitigen kooperativen Vernetzung - formal sogar 
stärker institutionalisiert werden. Die Institution der Privatfamilie bleibt - trotz 
wachsender Kontrollorientierung - ebenfalls eine zentrale Referenz. 

Wesentlich erscheint, dass das im modernen Wohlfahrtsstaat traditionell be- 
stehende Spektrum institutioneller Bezüge um neue, früher teilweise als system- 
fremd beurteilte, Elemente ergänzt und zugleich das Verhältnis zwischen den sys- 
temrelevanten Logiken verändert wird. Deren Nebeneinander war sicherlich auch 
vor den Regulierungen der jüngeren Vergangenheit nicht spannungsfrei (siehe die 
grauen Pfeile in Abb. 3.2): Beispielsweise harmonierte das, was die kulturell sedi- 
mentierte Haltung gegenüber der Institution Familie und die Subsidiaritätsdoktrin 
implizierten - nämlich der Schutz der Familie vor äußeren Eingriffen -, nicht ohne 
Weiteres mit dem Interventionsanspruch der Jugendhilfe oder des Sicherheitsap- 
parats; die Logik der organisierten Zivilgesellschaft (die häufig advokatorisches 
Handeln zu Gunsten von „Betroffenen“ betont) stimmte vielfach nicht mit dem 
überein, was für das Regiezentrum des Kinderschutzsystems orientierungsstiftend 
war; und auch die institutionellen Referenzen, die innerhalb dieses Zentrums zur 
Geltung kamen, wiesen Reibungsflächen auf (z. B. zwischen Bürokraten und Pro- 
fessionellen). 

Es gibt aber gute Gründe für die Annahme, dass der jüngere Wandel in den 
Regelwerken das Niveau der Anspannung erhöht bzw. neuartige Konfliktzonen ge- 
schaffen hat (in Abb. 3.2 markiert durch schwarze Pfeile): Letzteres betrifft erstens 
Spannungen zwischen der Kosteneffizienzorientierung (deren institutioneller Hin- 
tergrund Markt und Erwerbswirtschaft sind) und dem mit „moving targets“ (s. 0.) 
und „unendlichen Geschichten“ - also einem Kostenmanagement nur schwer zu- 
gänglichen Interventionsverläufen - konfrontierten Regiezentrum der Jugendhilfe. 
Ähnliches geschieht in anderen Funktionsbereichen, die (wie das Gesundheits- 
wesen) von einer vergleichbaren Verschiebung institutioneller Logiken betroffen 
sind - etwa in der Gestalt, dass Gesundheit(sversorgung) vermehrt „einen Preis“ 
hat. Auch die Logik der Sozialbewegung stößt sich an dieser Kostenorientierung, 
denn sie verkörpert - etwa wenn sie flächendeckende Prävention in komplexen Le- 
benswelten fordert - einen (Um-)Gestaltungsanspruch, der sich mit strikten Kos- 
tenabwägungen (welchen messbare Kosten-Nutzen-Relationen zugrunde liegen) 
nicht leicht in Deckung bringen lässt. Die zunehmende (formalisierte) Kontroll- 
orientierung des Kinderschutzsystems provoziert ebenfalls stärkere Spannungen: 
gegenüber immer auch auf Selbstbestimmung dringenden Adressaten wie auch im 
Verhältnis von Bürokraten, Professionellen und organisierter Zivilgesellschaft. In 
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gewisser Weise ist auch der größere institutionelle Vernetzungsdruck, der auf alle 
Beteiligten ausgeübt wird, Teil dieser spannungsgeladenen Kontrollorientierung. 

Dass Kinderschutz zugleich flexibler werden, mehr Sicherheit schaffen und all 
dies möglichst preiswert erfolgen soll, führt so zu einem wachsenden Spannungs- 
reservoir im Gesamtzusammenhang der kinderschutzrelevanten Institutionen. Wie 
oben bereits angedeutet, birgt die Dreifachforderung nach (mehr) Kosteneffizienz, 
erweiterter Kontrolle und formalisierter(er) Kooperation Potenziale für Wider- 
sprüchlichkeit und Ambivalenz. Zumindest erscheint die entsprechende Agenda 
hochgradig paradoxieträchtig: Sicherheit (im Kinderschutz) hat ihren Preis, inter- 
aktive Vernetzung verträgt sich schlecht mit permanenter Kostenkalkulation, und 
der Drang zu nachweisbar kosteneffizienten Operationen schafft potenziell mehr 
Unsicherheit bezüglich des Outcomes von Interventionen.!’® Insofern strapaziert 
die im gegenwärtigen Regulierungstrend angelegte Neuausrichtung das Kinder- 
schutzsystem in erheblichem Maße. 

Erscheinen die einzelnen Agenden für sich alleine genommen hier und da noch 
plausibel im Sinne des gesellschaftlichen Schutzauftrags, so ist ihr paradoxieträch- 
tiges Nebeneinander alles andere als selbsterklärend. Vieles spricht dafür, dass hier 
„höhere Kräfte“ wirken und es nicht (allein) die Verhältnisse im Kinderschutz sind, 
die die beschriebene institutionelle Dynamik hervorrufen. Wie bereits angedeu- 
tet, gehen wir davon aus, dass verschiedene gesamtgesellschaftliche Tendenzen und 
nicht (in erster Linie) Defiziterfahrungen im Kinderschutzsystem diese Dynamik 
ausgelöst und das oben beschriebene Spannungspotenzial hervorgebracht haben. 
Tatsächlich stehen diese Tendenzen im Kern jener doppelten Rationalisierungsbe- 
wegung, die wir im zweiten Kapitel - mit Bezug auf die Anatomie der „neuen Wohl- 
fahrtsstaatlichkeit“ - bereits grob umrissenen haben. 

Mit der säkularen Entwicklung hin zur Fundamentalisierung von Menschen- 
rechten”? und der darin zum Ausdruck kommenden normativen Rationalisierung 
im Hinblick auf die Geltung moderner Grundwerte (v. a. des Rechts auf körper- 
liche Unversehrtheit und basale Lebenschancen) setzt sich einerseits ein Trend ge- 


178 Bei sozialen Interventionen wird häufig unterschieden zwischen Outputs (die Ausweis 
geleisteter Tätigkeiten, etwa Beratungsstunden, Behandlungen, Vermittlungsangebote etc. 
sind) und langfristigen, mit einer veränderten sozialen Lebenslage (selbstorganisiertes Le- 
ben, Gesundung, langfristig eigenständige Existenzsicherung etc.) verbundenen Outcomes als 
Gesamtwirkung einer Intervention. Zur Destabilisierung von Outcomes durch die Kosten- 
effizienzorientierung der Neuen Steuerung bzw. des New Public Management vgl. für viele 
Klatetzki (1996). 

179 Zu dieser Diagnose und ihren Grundlagen vgl. Heintz (2006) und Miliopoulos (2011) 
sowie die Ausführungen (zu den Grundlagen zeitgenössischer Wohlfahrtsstaatlichkeit) im 
zweiten Kapitel. 
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sellschaftlicher Modernisierung fort, wie er früh durch Marshall (1992 [1949]) als 
Ausweitung des Bürgerstatus in Richtung „social citizenship“ beschrieben worden 
ist.1#° Dieser wirkt auf unterschiedliche Institutionen ein - auch auf Wirtschafts- 
unternehmen, die sich zunehmend auf „corporate social responsibility“ verpflichtet 
fühlen'®! -, verstärkt aber vor allem die an das Gemeinwesen gerichteten Interven- 
tionserwartungen wenigstens für jene gesellschaftlichen Gruppen, die sich selbst 
nicht helfen können. Kinder sind zentrale Objekte dieser Erwartungen, zumal sie 
gegenwärtig zugleich als förderungswürdige Zukunftsressource betrachtet werden 
(Leitner & Jüttner 2010). Die bereits umrissene Tendenz zur „Zivilisierung“ von 
Wohlfahrtsstaatlichkeit richtet sich also gerade auf diese Gruppe. 

Andererseits bringen die oben dargestellten Regulierungstrends das zum Aus- 
druck, was im zweiten Kapitel als technische Rationalisierung im Sinne eines un- 
gebremsten, aber spezifische Züge annehmenden Drangs zur Weltbeherrschung 
(im Sinne von Max Weber) bezeichnet wurde und im Kinderschutzsystem v. a. als 
managerielle und kontrollfixierte „Systemsteuerung“ in Erscheinung tritt. Die Be- 
wegung hat v. a. zwei Facetten: eine ökonomische und eine prozedurale. Die ökono- 
mische Facette, die sich in der Orientierung auf Kosteneffizienz manifestiert, steht 
für Tendenzen, die Bewirtschaftung öffentlicher Güter nach denselben Methoden 
zu arrangieren, wie sie in der Erwerbswirtschaft vorherrschen - wobei diese Me- 
thoden dort ihrerseits zunehmend radikalisiert werden.'*? Tatsächlich zielt das, was 
gemeinhin als Verwaltungsmodernisierung bezeichnet wird, auf eine betriebswirt- 
schaftliche, in Gewinn- und Verlustrechnungen eingefasste „Durchkalkulation“ 
öffentlich organisierter oder veranlasster Dienstleistungserbringung. Dieser Trend 
schlägt auch auf Regulierungen des Kinderschutzsystems durch. Bei dieser Facet- 
te des „Weltbeherrschungsdrangs“ handelt es sich um eine für das kapitalistische 
Wirtschaftsleben typische, schon durch Marx beschriebene, Transformationsten- 
denz, welche allerdings seit einiger Zeit zunehmend auf ursprünglich erwerbswirt- 
schaftsferne und historisch anders „gepolte“ Institutionen (auch des Bildungs-, Ge- 
sundheits- und Sozialwesens) übertragen worden ist. Dabei kann nicht umstands- 
los davon ausgegangen werden, dass eine solche Form der Rationalisierung den 
Kinderschutz besser macht: Wenn Hilfeprozesse in das Korsett betriebswirtschaft- 
licher (Kosten-)Schablonen gezwängt werden, besteht vielmehr das Risiko, dass 





180 Zur neuen Debatte um „social citizenship“ vgl. die Beiträge in Evers & Guillemard (2012). 


181 Also ein über Funktionsgrenzen der Erwerbswirtschaft hinausgehendes, zumindest sym- 
bolisches soziales (und ökologisches) Engagement (vgl. Backhaus-Maul et al. 2009; Hanlon 
2011). 


182 In Gegenwartsdiagnosen wird für dieses Phänomen der Begriff der Ökonomisierung ver- 


wendet (vgl. Krönig 2007, Hardering 2011, Labitzke 2012 sowie Bode 2013b). 
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Räume für beharrliche bzw. geduldige Reaktionen auf schwer zugängliche soziale 
Problemlagen (Armut, Deprivation, Desintegration) verstellt werden. 

In jedem Fall reflektiert das oben skizzierte Eindringen der für die Erwerbswirt- 
schaft prägenden institutionellen Logiken in das Kinderschutzsystem eine gesamt- 
gesellschaftliche Entwicklung, die wesentlich mit der Denkweise wirtschaftlicher 
Eliten und marktorientierter Mittelschichten zusammenhängen dürfte (vgl. Bode 
2013a: 324 ff.). Das Bestreben dieser gesellschaftlichen Gruppen besteht darin, all- 
gemein die (Abgaben-)Belastungen zu begrenzen, die dem Gemeinwesen durch die 
Erledigung öffentlicher Aufgaben entstehen. Zumindest stoßen staatlich moderier- 
te Interventionen, für die kein definitiver (kurzfristig zählbarer) Erfolgsnachweis 
geführt werden kann, hier auf starke Vorbehalte. Diese waren in Phasen der Expan- 
sion des öffentlichen Sektors (z. B. in den 1970er und 1980er Jahren) weit weniger 
verbreitet bzw. durchsetzungsfähig - durch die Staatsskepsis und den „Sozialgeiz“ 
der o. g. Bevölkerungskreise erhält sie stärkeren Rückhalt (ähnlich: Crouch 2008, 
Hartmann 2013).'8 

Der in Prozessen der Verwaltungsmodernisierung zum Ausdruck kommende 
Beherrschungsdrang hat aber auch eine prozedurale Facette, die ihre Wirkungen 
(auch) unabhängig von Kosten- und Verteilungsfragen entfaltet. Das moderne 
Streben nach Weltbeherrschung erwächst nämlich zugleich aus einer - nicht min- 
der typisch modernen - Haltung in Bezug auf Machbarkeiten bei der Steuerung 
sozialer Prozesse. Zwar bezieht sich diese Haltung - anders als in den Nachkriegs- 
jahrzehnten - heute kaum mehr auf die Ebene der Gesellschaftsplanung; auch gibt 
es heute ein höheres Bewusstsein für „Fortschrittsrisiken‘.!** In bestimmten Berei- 
chen jedoch ist der Steuerungsoptimismus der westlichen Moderne ungebrochen, 
v.a. wenn es um Fragen der Menschenführung geht.'°° Er verbindet sich mit neuen 
sozialpolitischen Ambitionen der Verhaltenssteuerung von Subjekten, wie sie in 
den oben bereits erwähnten Konzepten der sog. „Aktivierung“ (von Erwerbslo- 
sen, von Menschen in sozialen Problemlagen etc.) erkennbar und von vielen als 
Ausdruck einer neuen Philosophie der „Gouvernementalität“ gedeutet werden.'?® 
Der „Kontrollperfektionismus‘, der die Wohlfahrtsstaatlichkeit des 21. Jahrhundert 





183 Empirisch lassen sich solche Tendenzen v. a. an Einstellungen von Eliten und gehobenen 
Mittelschichten ablesen, aber auch an Parteiprogrammen politischer Formationen, die von 
diesen Gruppen dominiert werden. Deren starker Einfluss auf die (ver)öffentlich(t)e Mei- 
nung trägt dann dazu bei, dass die entsprechenden Haltungen von anderen Bevölkerungs- 
gruppen als unumgehbare Sachzwänge interpretiert und mehrheitsfähig werden. 


184 wie vor geraumer Zeit einschlägig in der Formel der Risikogesellschaft beschrieben (Beck 


1984). 
185 Was sich auch auf den Bereich der sozialen Dienste auswirkt (vgl. Merchel 2009). 
186 Vg]. dazu Behrend (2008) und Lemke (2007) sowie die Ausführungen im zweiten Kapitel. 
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prägt, verlangt nach einer Durchsteuerung von Prozessen des Organisierens und 
Interagierens auch dort, wo es um „sperrige“ Lebenswelten und schwer kontrollier- 
bare individuelle Idiosynkrasien geht - also nicht zuletzt im Kinderschutz. Vieles 
spricht allerdings dafür, dass es sich hier um Wunschdenken handelt - jedenfalls 
erweisen sich die Objekte der Steuerung bzw. die Prozesse, mit denen auf diese ein- 
gewirkt werden soll, als quasi von Natur aus erratisch und schwer kontrollierbar. 

Und dennoch: Die Verschränkung dieses Steuerungsoptimismus mit betriebs- 
wirtschaftlichen Rationalisierungsmaßnahmen bildet den Kern dessen, was in auf 
die öffentliche Verwaltung sowie das Sozial- und Gesundheitswesen bezogenen 
Studien als Trend hin zum Managerialismus beschrieben wird und ein zentrales 
Moment der neuen Wohlfahrtsstaatlichkeit verkörpert - und damit auch von insti- 
tutionellen Dynamiken im Kinderschutzsystem (vgl. Abschn. 2.2). Das auf techni- 
sche Perfektion ausgerichtete Modernisierungsprogramm bewegt sich unvermittelt 
neben den wachsenden normativen Ansprüchen an nicht minder perfekte Basis- 
garantien für menschliche Selbstentfaltung. Beide Rationalisierungsbewegungen 
- die normative wie die technische - treiben das heutige Kinderschutzsystem ge- 
wissermaßen vor sich her. Aus ihnen erwachsen Anforderungen an die in diesem 
System wirkenden (kollektiven) Akteure, welche in unterschiedliche Richtungen 
weisen und insgesamt - vor dem Hintergrund der ebenfalls im zweiten Kapitel 
begründeten Annahme einer Stabilität oder gar Verschärfung des sozialen Prob- 
lemdrucks - für erhöhte Aufgabenkomplexität sorgen. 

Der (nicht nur) im Kinderschutzsystem augenfällige Drang zu formaler Vernet- 
zung kann dabei im Übrigen gleichzeitig als Gegenreflex zu jenen Differenzierungs- 
effekten gedeutet werden, die das managerialistische Modernisierungsprogramm 
zwangsläufig mit sich bringt - wobei die Sehnsucht nach Entdifferenzierung sicher 
kein Novum in der Geschichte der Moderne ist. Die Versuche, die Vernetzungs- 
agenda gezielt als Begleitinstrumentarium der o. g. technischen Rationalisierungs- 
prozesse voranzutreiben, sind also nicht nur Ausdruck des o. g. Steuerungsoptimis- 
mus; sie verweisen paradoxerweise auch auf eine Zuspitzung der Erfahrung, dass 
die durch Managerialismus beförderte kleinteilige und „detailverliebte“ Steuerung 
gerade im Kinderschutz ihre Grenzen hat. 

Zwar rücken die zugespitzten Leistungserwartungen im Kinderschutz v. a. bei 
kritischen Ereignissen (wie z. B. „Katastrophenfällen“) oder stark expandierenden 
Sozialhilfeausgaben auf die Tagesordnung der „Systemrationalisierer“. Die doppel- 
te Rationalisierungsbewegung wirkt aber unabhängig von solchen Ereignissen und 
von der Frage, wie es um die tatsächliche Funktionsweise und Leistungsfähigkeit 
des Kinderschutzes bestellt ist. Vieles von dem, was sich in der Praxis der (kol- 
lektiven) Akteure vor Ort (also bei Ämtern, Trägern, Berufsgruppen etc.) konkret 
beobachten lässt, ist zuallererst Folge gesamtgesellschaftlicher Transformationspro- 
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zesse und nicht Ergebnis sachdienlicher Reaktionen auf vermeintliches „Institutio- 
nenversagen“. 

Allerdings: Die beschriebenen Bewegungen vollziehen sich in den Umwelten der 
Akteure. Der Pluralismus institutioneller Logiken sowie die Eigensinnigkeit und 
partielle Selbstständigkeit des organisationalen „Faktors“!# führen dazu, dass diese 
Umwelten die Alltagspraxis vor Ort nicht determinieren können. Vielmehr bleibt 
die Übersetzung der Rationalisierungsbewegungen in das Deuten und Handeln der 
Akteure potenziell selektiv - auch deswegen, weil die sich im Kinderschutzsystem 
Geltung verschaffenden Rationalisierungstrends oft widersprüchliche Impulse aus- 
senden und konsistentes Interventionshandeln erschweren. Anders ausgedrückt: 
Die Adaptation und Austarierung verschiedener institutioneller Logiken kann 
(bzw. muss) stets durch spezifische organisationale Kodierungen bewerkstelligt 
werden.'®® Deshalb lohnt ein Blick in die Organisationswelt des Kinderschutzes 
und ihre lokalen Variationen. 





1#7 Zu den Hintergründen dieser Eigensinnigkeit bzw. Selbstständigkeit von Einrichtungen 
auch in hochgradig regulierten Organisationsfeldern vgl. die Ausführungen in Bode (2013a: 
39 ff.). 

188 Sowie teilweise auch durch individuelles Interaktionshandeln (von intervenierenden Pro- 
fessionen) im privaten Lebensraum. 





Organisierter Kinderschutz vor Ort - A 
Praktiken und Trends heute 


Wie funktioniert Kinderschutz, wenn „es ernst wird“ - also im Alltag jener Organi- 
sationen, die die im Vorhergehenden umrissenen Regulierungen realisieren sollen? 
Zur Erinnerung: Eine der Ausgangsannahmen unserer Studie bestand darin, dass 
die Umsetzung der institutionellen Normierungen immer auch eine „lokale Note“ 
aufweist und von organisationalen Kontexten abhängt. Mehr noch: Erst im Prozess 
der Organisation vor Ort, so haben wir argumentiert, zeigen sich die Dynamiken 
(und Paradoxien), die für die Praxis des Kinderschutzes strukturbildend sind und 
jene „Systemprobleme“ generieren, zu deren Aufklärung unsere Studie beitragen 
möchte. 

Nachfolgend soll deshalb die „Organisationswelt“ des Kinderschutzes genauer 
durchleuchtet werden. Um eine erste allgemeine Vorstellung von jenen „Prozessen 
des Organisierens“ zu vermitteln, durch die Kinderschutz ins Werk gesetzt wird, 
charakterisieren wir zunächst typische Arrangements bzw. Standardverfahren hin- 
sichtlich dessen, was in der Praxis des organisierten Kinderschutzes als „normal“, 
im Sinne von settingübergreifend etabliert, begriffen werden kann (4.1.1). In einem 
nachfolgenden Darstellungsschritt profilieren wir diese Organisationsverhältnisse 
genauer, indem wir strukturelle Rahmenbedingungen auf der lokalen Ebene des 
Kinderschutzsystems beleuchten (4.1.2). Dabei arbeiten wir auch örtliche Variatio- 
nen sowie wesentliche Veränderungen in diesen „Organisationsverhältnissen“ her- 
aus. Die Beschäftigung mit organisationalen Arrangements aus dem Blickwinkel 
der in das Kinderschutzsystem Involvierten liefert zugleich Einblicke in jene Pro- 
blemhorizonte, die für die gegenwärtige Praxis des Kinderschutzes orientierungs- 
stiftend sind. 

Daran anknüpfend kann dann - im Lichte dieser Problemhorizonte sowie ein- 
gedenk der im zweiten Kapitel herausgearbeiteten Vielfalt an institutionellen Vor- 
gaben - exemplarisch illustriert werden, auf welche Herausforderungen die Akteu- 
re treffen und wie sie diesen gegenübertreten (4.1.3). Bei dieser Analyse rekurrie- 
ren wir zunächst auf Impressionen aus Darstellungen von in die Fallbearbeitung 
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involvierten Professionellen': Die aus dem verfügbaren Materialfundus herausge- 
griffenen, ausführlicher interpretierten Episoden aus typischen „Interventionsge- 
schichten“ verweisen auf die für das heutige Kinderschutzsystem charakteristische 
Alltagskomplexität auf mehreren Handlungsebenen. Die Typizität bzw. „System- 
relevanz“ der Phänomene über das exemplarisch rekonstruierte Material hinaus 
kann zwar an dieser Stelle darstellungstechnisch lediglich plausibilisiert werden; 
im Lichte der zuvor und nachfolgend veranschaulichten Sachverhalte ergibt sich 
jedoch ein klares Bild im Hinblick auf die Spannungsfelder, auf die Praktiken des 
organisierten Kinderschutz heute reagieren (müssen). 

Im zweiten Abschnitt des Kapitels (4.2) untersuchen wir diese Praktiken sys- 
tematischer, und zwar mit einem Fokus auf die seitens der involvierten Akteure 
vorgenommenen Rejustierungen institutioneller Vorgaben sowie die Bewältigung 
der sich aus diesen Vorgaben ergebenden Implikationen.” Die Analyse verweist auf 
einen vielfach kreativen Umgang der Akteure mit institutionellen Kontexten. Es 
wird deutlich, dass die Praxis des Kinderschutzes maßgeblich durch organisatio- 
nale Kodierungen angeleitet wird, die übergeordnete institutionelle Normierungen 
spezifisch interpretieren und so den Interventionsauftrag des Kinderschutzsystems 
eigensinnig ausbuchstabieren. 

Konkret zeigt sich, wie im Prozess des Organisierens paradoxe Konstellationen 
bearbeitet und auf verschiedene Weise austariert werden. Erkennbar wird zum 
einen, dass organisierter Kinderschutz häufig mit prekären Ressourcen sowie mit 
der Doppelforderung nach Flexibilität und Verlässlichkeit „hantiert“ (4.2.1). Zwei- 
tens erschließt sich, dass auf das für das Prozedere des Kinderschutzes typische 
„Alltagschaos“ mit Versuchen der Komplexitätsreduktion reagiert wird, wobei 
die relevanten Kollektivakteure die Doppelerwartung bedienen müssen, einer- 
seits passgenau, also auf individuelle Fallkonstellationen und -verläufe eingehend 
zu operieren, andererseits aber nach Maßgabe standardisierter „Patentrezepte“ zu 
handeln, die ihnen innerorganisatorisch sowie von übergeordneten Ebenen vor- 
gesetzt werden (4.2.2). Drittens wird unsere Analyse vor Augen führen, dass or- 


! Wir bedienen uns hier einiger der im dieser Studie zugrunde liegenden Forschungsprojekt 
erhobenen Fallgeschichten (im Rahmen der eingangs geschilderten Arbeitsteilung der beiden 
Projektstandorte Kassel und Wuppertal war letzterer für deren systematische Auswertung 
im Hinblick auf Interaktionsdynamiken zwischen Professionellen und Adressaten des Kin- 
derschutzsystems zuständig; diesbezügliche Ergebnisse werden hier nicht Gegenstand der 
Darstellung). 


? Wie bereits erwähnt, bleiben individuelle Interpretationen bzw. Rejustierungen, zumal in 
der Arbeit am Fall bzw. in der Familie, hier weitgehend ausgeblendet — obwohl sie in be- 
stimmten Konstellationen durchaus prozessstrukturierend sein und für Kontingenz sorgen 
können (Alberth et al. 2010). 
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ganisierter Kinderschutz in sperrige und oft auch hybride ausgestaltete Koopera- 
tionsbeziehungen eingebunden ist, in denen die Beteiligten zugleich gemeinsam 
- deliberativ und im offenen Austausch - und einsam, mit strategischem Blick auf 
die Interessenpositionen der Beteiligten, agieren (4.2.3). 

Auf Basis dieser Analysen diskutieren wir im dritten Abschnitt dieses Kapitels 
(4.3) Konsequenzen der geschilderten Zustände und Praktiken. Unter Einnahme 
eines „sozialkonstruktivistischen Blicks“ sowie im Rückgriff auf das Konzept der 
„institutional work“ (vgl. Lawrence & Suddaby 2006; Lawrence et al. 2013) wird 
erörtert, inwieweit organisationale Kodierungen das relative Gewicht einzelner in- 
stitutioneller Logiken brechen bzw. auf Verschiebungen im Gefüge dieser Logiken 
reagieren (können). Die Gesamtschau der Befunde verweist darauf, dass alle Betei- 
ligten fortwährend daran arbeiten, behelfsmäßige Kompromisse und strategische 
„Kniffe“ zu finden, um die sich ihnen stellenden Herausforderungen zu bewältigen. 
Organisierter Kinderschutz erscheint so als Prozess permanenten Improvisierens, 
in dem dezidiert zweckrationales Organisationshandeln rasch an Grenzen stößt. 


4.1 Kinderschutz „in action”: Kernprozesse, lokale 
Verhältnisse und die Herausforderungen des Alltags 


4.1.1 Kinderschutz idealtypisch: Kernprozesse und 
Standardverfahren 


Kinderschutz vor Ort - wie funktioniert das typischerweise? Diese Frage stellt sich 
den Spezialisten des Feldes natürlich nicht mehr, wohl aber einem Publikum, wel- 
ches nähere Informationen über konkrete Interventionen gewissermaßen erst aus 
der Zeitung erfährt - nämlich dann, wenn über das (angebliche) Versagen von Be- 
hörden oder Trägern im Falle tragischer Fälle von Kindeswohlgefährdung berich- 
tet wird. Weil Kenntnisse über die Standardabläufe im organisierten Kinderschutz 
auch beim sozialwissenschaftlich interessierten bzw. vorgebildeten Leser nicht still- 
schweigend vorausgesetzt werden können, wollen wir nachfolgend grob umreißen, 
wie relevante Akteure in typischen Fallkonstellationen agieren bzw. intervenieren. 
Dabei bedienen wir uns einerseits der umfangreichen (häufig rechtswissenschaft- 
lich oder sozialpädagogisch ausgerichteten) „Standardliteratur“*, andererseits aber 
auch jener Impressionen, die wir aus unseren eigenen Feldstudien bezüglich set- 
tingübergreifender Tatbestände haben gewinnen können. 

Die im vorherigen Kapitel breit dargelegten institutionellen Zuständigkeiten 
sind für die idealtypischen Abläufe im Kinderschutz natürlich orientierungsstif- 





3 Z.B. (anstelle vieler) Kindler et al. (2006). 
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tend. So besteht in weiten Teilen der Gesellschaft zumindest eine ungefähre Vor- 
stellung davon, wer in einem gegebenen lokalen Kontext die relevante Anlaufstelle 
ist. In der Tat wissen Beobachter von (vermeintlicher) Kindeswohlgefährdung - 
bzw. von Auffälligkeiten bei Kindern oder in Familien - meist um die ungefähre 
Funktion der Institution Jugendamt; in dieser Behörde laufen dementsprechend 
zahlreiche Verdachtsmeldungen auf, an sie richtet sich generell die Erwartung einer 
organisierten, „systematischen“ Reaktion. Auch wenn sie unterschiedlich weiter- 
verarbeitet werden, so ist das, was im Fachjargon „Meldungen“ genannt wird, 
basale Orientierungsgrundlage im Prozedere des organisierten Kinderschutzes. 
Diese Meldungen entstammen sehr unterschiedlichen Quellen. Der Anstoß zum 
Tätigwerden der Jugendhilfe kommt von Privatpersonen (Nachbarn, Verwandten, 
Bekannten), aber auch von Einrichtungen des Bildungssystems (Kindergärten, 
Schulen), des Gesundheitswesens (Krankenhäusern, Ärzten, Hebammen) oder der 
Polizei - es sind also immer auch Organisationen, die als Melder am Beginn eines 
Interventionsparcours stehen. 

In der Regel tritt dann die Behörde Jugendamt auf den Plan: Der zweite Schritt 
in diesem Parcours wird auf amtlicher Ebene vollzogen, während die meldenden 
Organisationen ins zweite Glied rücken - wenngleich sie als Informanten weiterhin 
konsultiert werden (können). Im Jugendamt erfolgt - nach weiteren Vorsondierun- 
gen und sofern die Meldung nicht als völlig gegenstandslos angesehen wird - eine 
administrative sowie mehr oder weniger intervenierende Befassung mit dem, was 
zum „Fall“ deklariert worden ist. Im Zuge dieser Anfangsselektion wird eine Akte 
angelegt, und es erfolgt eine protokollierte Kontaktaufnahme zur Familie (nicht 
selten per Hausbesuch). Gleichsam kurz geschaltet mit dieser behördlichen „Erst- 
intervention“ ist potenziell die Fallbefassung der Justiz in Gestalt des Familienge- 
richts, welches - gegebenenfalls auch kurzfristig - angerufen wird, um als notwen- 
dig erachtete „harte Entscheidungen“ (z. B. längerfristige Fremdunterbringungen) 
zu legitimieren. 

In der Mehrzahl der Fälle werden jedoch nachgelagerte Verfahrensschritte 
veranlasst, die durch Dritte umgesetzt werden. Dazu zählt zunächst vielfach eine 
weitergehende Diagnostik: Mitunter werden Einrichtungen des Gesundheitswesens 
(etwa rechtsmedizinische Spezialabteilungen von Kliniken) oder auch der Psycho- 
logie bemüht, um Kindeswohlgefährdungen ermitteln zu können. Zuweilen greifen 
hier auch sozialpädagogisch orientierte Organisationen ein, nämlich im Bereich des 
sog. „Clearings“; dies ist im deutschen Kinderschutzsystem nicht flächendeckend 
der Fall, sondern eher eine (sich zunehmend verbreitende) Variation (s. u.). Als 
Standardlösung gilt hingegen die Beauftragung von - im Feldjargon als freie Träger 
bezeichneten - Organisationen dieses Typs zum Zweck der problembearbeitenden 
Intervention. Diese umfasst v. a.: niedrigschwellige Kommunikationsangebote (Er- 
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ziehungsberatung, Stadteiltreffpunkte, etc.); gezielte, personenbezogene ambulante 
(mit Stundenkontingenten versehene) Maßnahmen v. a. mit dem Ziel der Verhal- 
tensbeeinflussung bei Eltern, sehr häufig in Gestalt der „Allzweckwaffe“ (Schone & 
Wagenblass 2002: 212) Sozialpädagogische Familienhilfe, aber auch durch Akteure 
mit hybriden Interventionsrollen wie etwa Hebammen; sowie schließlich die fa- 
milienexterne Unterbringung von Opfern, gegebenenfalls in Verbindung mit einer 
Familienmoderation (der Festlegung und Beobachtung von Besuchsarrangements 
etc.). Man sieht: Gerade in diesem Abschnitt des Interventionsparcours kann ein 
buntes Ensemble von Organisationen, Kompetenzen und Handlungsformen zum 
Einsatz kommen, und gerade hier besteht Raum für lokale Variation (s. u.). 

Alle Verfahrensschritte werden dokumentiert und in regelmäßigen Abständen 
innerhalb des Jugendamts und mit anderen beteiligten Instanzen erörtert, im Rah- 
men der gesetzlich bzw. verwaltungsseitig vorgesehenen Hilfeplanung auch unter 
Beteiligung bzw. Anhörung der Eltern (und älterer Kinder). In der Mehrzahl der 
Interventionsfälle erfolgt zu irgendeinem Zeitpunkt - wiederum unter Regie der 
behördlichen Jugendhilfe sowie potenziell auch der Familiengerichte - eine gewisse 
Zäsur; dies gilt obwohl viele Fälle faktisch neu aufgenommen und so zu einer „un- 
endlichen Geschichte“ werden. Diese ist mit spezifischen Zukunftsentscheidungen 
verbunden: etwa einer längerfristigen Unterbringung der Kinder; der Beendigung 
von Maßnahmen wegen festgestelltem Erfolg (oder wahrgenommener Erfolglosig- 
keit); dem Abwarten der weiteren Entwicklung in einer prekären Familienkons- 
tellation, gegebenenfalls mit der Option einer Wiederaufnahme eines zunächst zu 
den Akten gelegten Falls; oder auch der Verlagerung in ein nicht der Jugendhilfe 
zugeordnetes System wie etwa das der Psychiatrie. Bezogen auf das Interventions- 
prozedere findet hier also ein vorläufiger Fallabschluss statt. 

Die etappenweise vorgenommenen Entscheidungen wie auch sämtliche prob- 
lembearbeitenden Interventionen werden durch die Organisation Jugendamt in- 
itiiert, beobachtet und in bestimmten Zeitabständen zum Gegenstand formaler 
Erörterungen. Tatsächlich gibt es dabei keine Fallbearbeitung aus einer Hand; es 
sind meist verschiedenartige Instanzen, die gleichzeitig oder kurz hintereinander 
eingreifen, wobei das Jugendamt effektiv nur sporadisch bzw. punktuell „mitinter- 
veniert“. Hinzu kommen - fallunabhängig - Interventionen von Organisationen, 
die als präventive Maßnahmen gedacht sind (z. B. Familienbüros oder Stadtteilca- 
fes mit Beratungsangeboten); diese werden gleichsam nebenher vorgehalten, aber 
ebenfalls meist mit Vertretern der Jugendämter abgestimmt. 

Nicht zuletzt geht es im Kontext des praktischen Kinderschutzes um die Klä- 
rung von Programm- und Ressourcenfragen, v. a. um Subventionen auf der Basis 
vertraglicher Vereinbarungen. Im Hintergrund der Interventionsprozesse erfolgen 
also weitere organisatorische Aktivitäten. Die 0. g. dritten Parteien stehen dabei in 


172 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


lokalen Vertragsbeziehungen mit der Wohlfahrtsbürokratie (der Jugendhilfe, so- 
wie seltener mit anderen Institutionen wie etwa denen des Gesundheitswesens’). 
Organisieren im Kinderschutz - das beinhaltet immer auch und nicht zuletzt die 
Festlegung und Austarierung von Konditionen der Leistungserbringung; die Praxis 
des Feldes ist heutzutage immer auch Vertragsgeschäft. 

Wie im vorhergehenden Kapitel bereits geschildert, spielen beim Kinderschutz 
auch „Schattenleistungen“ eine Rolle, die diesem institutionell nicht oder nur indi- 
rekt zugeordnet sind (z. B. Diagnosen im Gesundheitswesen; Beobachtungen von 
Akteuren des Bildungssystems etc.). In bestimmten Bereichen unterhalten nicht 
der Jugendhilfe zugeordnete Instanzen eigene Organisationsbereiche, etwa zu Zwe- 
cken der Klärung von Straftatbeständen oder zur Beratung intervenierender Ins- 
tanzen (z. B. bei der Polizei oder Spezialteams in Kliniken). 

Hinzu kommt Organisationsarbeit in Netzwerken verschiedenster Art: Teilweise 
werden diese von den Jugendämtern (mit)moderiert. Dies erfolgt teilweise im Voll- 
zug entsprechender gesetzlicher Vorschriften bzw. auf Anweisung der regionalen 
(Verwaltungs-)Politik; teilweise bilden sich Formen der organisationsübergreifen- 
den Kooperation auch unabhängig davon, z. B. in freiwilligen Arbeitskreisen von 
Sozialpädagogen oder Kinderärzten. Praktische und informative Vernetzung sind 
(wie bereits erwähnt) wesentlicher Bestandteil des organisierten Kinderschutzes, 
so dass die beteiligten Akteure es nicht nur mit Einzelaufgaben, sondern auch mit 
verschiedenen organisationsübergreifenden Handlungszusammenhängen zu tun 
bekommen. Dazu gehören so unterschiedliche Dinge wie Veranstaltungen mit 
Fortbildungscharakter, Absprachen zu einem (breiteren) Datenaustausch oder be- 
sondere Fallkonferenzen. Der Regelfall sind indes eher punktuelle Kooperationen; 
eine stärker institutionalisierte kooperative Fallbearbeitung gibt es eher als Variati- 
on solcher „Sonderterminaktionen“. 

Insgesamt wird erkennbar, dass organisierter Kinderschutz typischerweise 
zweierlei gleichzeitig ist: ein behördlich und regelförmig moderierter Interven- 
tionsablauf einerseits, eine mehr oder weniger stringent arrangierte bzw. arrangier- 
bare Parallelveranstaltung unterschiedlichster Instanzen andererseits. Die Akteure 
sind somit sowohl bei der Arbeit am einzelnen Fall wie auch im Hintergrund des 
Fallgeschehens mit „Organisieren“ beschäftigt. „Prozessanalysen“ des Kinder- 
schutzsystems müssen deshalb auf beiden Handlungsebenen gleichzeitig ansetzen 
- und zugleich sensibel bleiben für lokale Variationen, die in einem dezentralisier- 
ten Institutionengefüge an der Tagesordnung sind. 





* Etwa wenn Hebammen als Angestellte oder Honorarkräfte für Gesundheitsämter kinder- 
schutzrelevante Aufgaben wahrnehmen. 
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4.1.2 Kinderschutz lokal: Dynamische 
Organisationsverhältnisse und Problemhorizonte 
vor Ort 


Kinderschutz „in action“ heißt immer auch: Organisieren „vor Ort“ und angesichts 
von Problemen, die erst auf der dezentralen Ebene konkrete Konturen annehmen. 
Bedeutsam sind dabei gefestigte Strukturen zwischen institutioneller Regulierung 
und kollektiver Interventionspraxis bzw. das, was wir als Organisationsverhältnisse 
im Kinderschutzsystem bezeichnen wollen. Entsprechend zeichnen wir in diesem 
Abschnitt nach, wie dieses System auf lokaler Ebene gebaut ist (bzw. wird), wie 
es sich - durchaus ortspezifisch - strukturell entwickelt, und wie aus der „Land- 
schaftsarchitektur‘, in die die systemrelevanten Organisationsprozesse eingebettet 
sind, je spezifisch zugeschnittene Herausforderungen für die involvierten Instan- 
zen erwachsen (können). Die Darstellung geht von in konkreten Settings vorfind- 
baren Akteurslandschaften aus, betrachtet also das Ensemble von Instanzen, die 
in den Kinderschutz involviert sind, ob nun „am Fall“ oder im Hintergrund des 
eigentlichen Interventionsgeschehens. 


Hinweise auf das methodologische Vorgehen (für den hiesigen 
Analyseschritt) 

Die Ausführungen dieses Abschnitts beruhen auf der Auswertung eines 
umfangreichen Schriftmaterials zur Praxis des Kinderschutzes in den von 
uns untersuchten Settings sowie Befunden aus Interviews mit aktiv in das 
lokale Kinderschutzsystem involvierten Akteuren. Diese wurden einer- 
seits als Informanten begriffen, die Kontextwissen vermitteln und Experten 
des Feldes sind (Gläser & Laudel 2010). Da in jedem Setting stets mehrere 
Akteure aus der gleichen Organisation sowie von „benachbarten“ Instanzen 
befragt werden konnten, bestanden gute Validierungsmöglichkeiten; auch 
konnten Erläuterungen in den Interviews dazu verwendet werden, Darstel- 
lungen aus offiziellen Dokumenten zu „erden“. 

Gleichzeitig nutzen wir Darstellungen der Akteure als Ausweis subjekti- 
ver Problemkonstruktionen; hier wird also Wissen über jene ermittelt, die 
das Kinderschutzsystem lokal organisieren und zu seiner Entwicklung, aber 
auch zu Inkonsistenzen beitragen. Insoweit es hier um Sinnverstehen geht 
und der Orientierungsrahmen systemgestaltender Akteure rekonstruiert 
wird, greift die Analyse methodologisch über einen rein inhaltsanalytischen 
Ansatz hinaus (zu dieser Untersuchungsperspektive siehe den „Methoden- 
kasten“ in Abschn. 4.1.3). Erfasst werden hier - als erster Schritt eines sys- 
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tematischeren Zugangs auf Prozesse des Organisierens im gegenwärtigen 
Kinderschutzsystem (bzw. seinen lokalen Spielarten) - Problemhorizonte 
und in ihnen reflektierte Spannungen. Die zur Analyse genutzten Textsorten 
im Interviewmaterial sind in der Regel beschreibend oder argumentierend 
(Nohl 2008). 

In die Darstellung der Befunde werden stellenweise kurze, besonders 
schillernde Zitate aus dem von uns erhobenen Material eingebaut. Aus Platz- 
gründen können wir allerdings das Material nicht sämtlich für sich sprechen 
lassen. Vielmehr sortieren wir die in einem umfassenden Kodierungs- und 
Auswertungsprozess ermittelten Befunde nach einem analytischen Ras- 
ter, welches die relevanten Arenen bzw. Funktionsbereiche nacheinander 
„abarbeitet“ und bestimmte Themen fokussiert. Der jeweils zweite Analyse- 
schritt, der sich auf die im Setting emergierenden Problemhorizonte bezieht, 
liefert gewissermaßen eine Synthese aus der Gesamtschau der subjektiven 
Bewertungen und Einschätzungen verschiedener Gesprächspartner; die ent- 
sprechenden Äußerungen werden v. a. dann in unsere Analyse einbezogen, 
wenn sie für Wahrnehmungen stehen, die andere Akteure bestätigen. Dabei 
wird bewusst darauf verzichtet, die Beobachtungen und Einschätzungen spe- 
zifischen Akteuren zuzuordnen. Wir wollen an dieser Stelle schlicht aufzei- 
gen, dass sie im Raum stehen und bestimmte, mit organisationalen Praktiken 
zusammenhängende „Systemzustände“ widerspiegeln. 


Wie das Folgende zeigen wird, ergeben sich wesentliche Rahmenbedingungen für 
die praktische Bewerkstelligung des Kinderschutzes erst aus dessen lokaler Kon- 
textuierung: „Settings matter“, so könnte die Kurzformel dafür lauten. Organisierter 
Kinderschutz weist eine eigene lokale Note auf und wird vor Ort in je spezifischer 
Weise arrangiert. Diese eigene Note manifestiert sich nicht zuletzt in jenen Kon- 
stellationen, in denen die verschiedenen kollektiven Akteure aufeinander Bezug 
nehmen - z. B. im Rahmen von wechselseitigen Steuerungs- und Auftragsbezie- 
hungen, Routinen der Arbeitsteilung, Meldewegen, Beratungsvorgängen oder Fi- 
nanzdiskussionen. 

Wie wir zunächst mit Hilfe einer Art „Schnappschuss“ aus der Vogelperspektive 
plausibilisieren werden, ist das lokale „Varianzpotenzial“ von Kinderschutzsyste- 
men beträchtlich. Dies bestätigt sich in den nachfolgenden Untersuchungsschrit- 
ten: Die lokalen Organisationsverhältnisse durchleuchten wir sortiert nach Akteur- 
sarenen, beginnend mit der Regie und endend an der Peripherie des Kinderschutz- 
systems. Im Rückgriff auf triangulierte Untersuchungsbefunde rekonstruieren wir 
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dabei die lokalen Zustände aus dem Blickwinkel der diese Verhältnisse (er)leben- 
den Akteure (zur methodologischen Basis der Analyse in diesem Abschnitt siehe 
die Erläuterungen im Kasten oben). Unser Blick richtet sich auch auf die Dynamik 
der jeweiligen Organisationsverhältnisse. Gerade diesbezüglich ist maßgeblich, 
dass sich Veränderungstendenzen im Kinderschutz nicht nur aus institutionellen 
Vorgaben und deren regionaler Konkretisierung ergeben, sondern auch aus der 
„strukturgestalterischen“ Praxis einflussreicher Instanzen vor Ort. Schließlich er- 
halten wir, indem die subjektiven Perspektiven konkreter Akteure auf die bestehen- 
den Organisationsverhältnisse sowie neuere Entwicklungen in ihrem Wirkungsfeld 
erkennbar werden, einen ersten Einblick in jene Problemhorizonte, denen sich die 
Beteiligten im Prozess des Organisierens vor Ort gegenübersehen. Dieser Einblick 
versteht sich als Vorbereitung auf die folgenden Abschnitte (4.1.3 und 4.2), indenen 
von den Akteuren wahrgenommene Widersprüche und Spannungen - sowie der 
organisationale Umgang damit - detaillierter rekonstruiert werden. 

Bei der weiteren Darstellung orientieren wir uns an Setting 1 als „Referenz- 
setting“, d.h. wir beschreiben für dieses Setting detailliert die bestehende (lokale) 
Situation mit Blick auf die wesentlichen Funktionsbereiche (Jugendhilfe, Gesund- 
heitswesen, Justiz) sowie Zuständigkeiten, Verfahren, Vernetzungskonstellationen 
und Ressourcenfragen.® Die in den anderen Settings vorgefundenen Konstellatio- 
nen fügen wir dieser Detailanalyse an, sofern sie auf Variationen bezüglich des be- 
handelten Gegenstands verweisen und den Blick auf die organisationalen Grundla- 
gen des Kinderschutzes erweitern. 

Den Abschluss bildet eine Gesamtschau der die lokalen Organisationsverhält- 
nisse betreffenden Befunde aus der unter 4.1.1 verwendeten „Prozessperspektive“ 
und im Abgleich mit den dort skizzierten Kernprozessen (Meldung, Diagnostik 
und Clearing, Problembearbeitung, Abschluss). So wird deutlich, in welcher unter- 
schiedlichen Weise Akteure des Kinderschutzsystems in den Interventionsprozess 
involviert sein können. Aufgrund der hohen Komplexität von Kinderschutzsyste- 
men kann die Darstellung an dieser Stelle nicht erschöpfend sein; vielmehr versteht 
sie sich als ein erster Überblick über den Möglichkeitsraum lokaler Variationen 
und Dynamiken. 





> Da die institutionellen Voraussetzungen die lokalen Kontexte vorstrukturieren, kommt es 
zu einigen Überschneidungen mit den Ausführungen in Kap. 3. Wie an anderer Stelle bereits 
ausgeführt, verspricht eine ausschließliche Betrachtung dieses formalen Rahmens jedoch nur 
begrenzt Aufschluss über die tatsächliche Organisation des Kinderschutzes vor Ort. 

6 Dieses Analyseraster ist grob angelehnt an die Rekonstruktion der lokalen Doktrinen in 
Kap. 3, blendet aber die institutionelle Strukturierung der angetroffenen Verhältnisse weit- 
gehend aus. 
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Aus der Vogelperspektive: Die Vielfalt lokaler Akteurslandschaften im Kinder- 
schutz Abbildung 4.1 vermittelt zunächst einen Überblick darüber, welche Organi- 
sationen und Akteure in lokalen Kinderschutzsystemen eine Rolle spielen können. 
Diese grobe „Landkarte“ veranschaulicht die außerordentliche Fülle und Vielfalt 
der involvierten Instanzen (vgl. Abschn. 2.3). Sie verortet letztere einerseits im 
Umfeld der in Kap. 3 konturierten Funktionsbereiche (Jugendhilfe, Gesundheits- 
wesen und - hier weiter zusammengefasst - Justiz). Dabei gibt es auch hybride For- 
men: So weist z. B. die Familienhebamme sowohl Bezüge zum Gesundheitswesen 
als auch zur Jugendhilfe auf, während die Rechtsmedizin klassischerweise zwischen 
Justiz und Gesundheitswesen angesiedelt ist, je nach lokalem Kontext aber auch 
Diagnosefunktionen für die Jugendhilfe übernehmen kann (s. u.). Zudem heben 
sich (in dieser Darstellung) zentrale „Strippenzieher“ (mit dem ASD als Kern) von 
eher peripheren Instanzen ab, denen i. d. R. Meldefunktionen (z. B. Polizei, Ärzte) 
und/oder Aufgaben der Leistungserbringung (z. B. freie Träger, Familienhebam- 
men) zufallen. Neben den „üblichen Verdächtigen“ verweist dieses erste „Mapping“ 
auch auf „Exoten“ (z. B. Gerichtsvollzieher) und verschiedene Sonderinstanzen 
(z. B. Kindernotdienst), die in manchen Settings als Spezifikum auftreten (s. u.). 

Schließlich lässt die Abbildung erkennen, dass außerhalb des Kinderschutz- 
systems (quasi jenseits der „Systemgrenze“’) neben den Adressaten des Systems 
(Eltern und Kindern) und anderen nur mittelbar beteiligten Bürgern (z. B. Nach- 
barn oder Passanten, die als nicht organisationsgebundene „Laienmelder“ auftre- 
ten können) noch ein breiteres „Publikum“ existiert - z. B. in Gestalt der Politik, 
der Medien oder potenzieller „Sponsoren“. Diese externen Anspruchsgruppen bzw. 
„Stakeholder“® nehmen zwar nicht am unmittelbaren Interventionsgeschehen teil, 
können aber durchaus Einfluss auf systeminterne Dynamiken nehmen. Manche 
Organisationen sind schließlich gleichsam „an den Grenzen“ zwischen Zentrum 
und Peripherie (z. B. Gesundheitsamt, freier Träger) bzw. Peripherie und System- 
umwelt (z. B. Wohlfahrtsverband, Schule, Strafjustiz, Sozialamt) angesiedelt: Diese 
erfüllen klassischerweise auch Aufgaben, die nicht (zentral) mit Kinderschutz as- 
soziiert werden. Es hängt sowohl von lokalen Rahmenbedingungen wie von orga- 
nisationalen Schwerpunktsetzungen ab, inwieweit sie mit Kinderschutz befasst und 
an welcher Stelle des Systems sie eingebunden sind. 


?” Zur Erinnerung: Die Systemmetapher verwenden wir hier nicht in Anlehnung an die so- 
ziologische Systemtheorie, sondern zur Beschreibung eines „industry system“ (nach Hirsch 
1972), in dem Beteiligte mehrerer Organisationsfelder gemeinsam an einem „Produkt“ — 
hier: dem Schutz von Kindern - arbeiten (vgl. dazu Abschn. 2.3). 

8 Also: Akteure, die in irgendeiner Weise ein Interesse an Operationen des Kinderschutzsys- 


tems haben, obwohl sie möglicherweise institutionell oder von der Sache her „außen vor“ 
bleiben. 
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Betrachtet man die Beziehungskonstellationen, die die Organisationsverhält- 
nisse der einzelnen Instanzen und Akteure kennzeichnen, so kann man festhalten, 
dass manche Akteursgruppen (z. B. Kinderärzte) zumindest auf der Ebene forma- 
ler Vernetzung eine eher lose Kopplung mit den Kerninstanzen der Jugendhilfe 
aufweisen. Die vollzogenen Austauschprozesse bewegen sich nicht selten auf infor- 
meller Ebene und hängen von Faktoren wie persönlichen Bekanntschaften, lokalen 
Verfügbarkeiten oder Interessen ab; solche Faktoren können indes langfristig trag- 
fähigere Kooperationsbeziehungen erzeugen und mitunter auch zu institutionali- 
sierten Netzwerkstrukturen gerinnen (s. u.). Abbildung 4.2 zeigt die lokale Prägung 
am Beispiel des Referenzsettings. 

Die hier veranschaulichten vielfältigen wechselseitigen Verknüpfungen zwi- 
schen den „Bausteinen“ eines lokalen Kinderschutzsystems (Meldewege, Auftrags- 
und Beratungsbeziehungen, Finanzierungsströme, Steuerungen und Interventio- 
nen) werden nachfolgend detailliert aufgearbeitet. Wie dabei deutlich werden wird, 
spielen für diese Bezüge zwar einerseits die überörtlichen bzw. regional konkreti- 
sierten institutionellen Vorgaben eine maßgebliche Rolle (vgl. dazu Abschn. 3.2) 
- Kinderschutz „in action“ basiert insofern auf einem top-down-Arrangement. 
Andererseits müssen aber auch bottom-up-Prozesse mit strukturbildendem Cha- 
rakter in den Blick genommen werden: etwa solche, die auf die Eigeninitiative von 
Einzelpersonen bzw. Organisation(steil)en oder die interpretative Adaptation bzw. 
Modifikation bestehender Strukturen durch kollektive Akteure im lokalen Setting 
zurückgehen. Dabei können sich Orientierungsmaßstäbe vor Ort auch als gegen- 
läufig zu institutionellen Impulsen „von oben“ herausstellen. 

In gewisser Weise ähnelt mithin die Tätigkeit derer, die Kinderschutz lokal or- 
ganisieren, der eines „Landschaftsarchitekten‘, welcher künstlich geschaffene mit 
gleichsam natürlich gewachsenen Strukturen in einen (passenden bzw. zweckmä- 
ßigen) Einklang zu bringen versucht. Die organisationale Architektur von Kin- 
derschutzsystemen (und ihre Dynamik) emergiert dann aus einem Wechselspiel 
von top-down- und bottom-up-Prozessen - also Innovationen, Adaptationen und 
Zweckentfremdungen. 


Lokale Regisseure mit vertrackten Ambitionen Schauen wir zunächst auf den 
Funktionsbereich der amtlichen Jugendhilfe. Was die hier ausbildeten Organi- 
sationsverhältnisse in unserem Referenzsetting betrifft, so gilt es allgemein zu 
bedenken, dass dieses in einem Stadtstaat mit einer besonders stark verzweigten 
Steuerungsstruktur liegt. Unterhalb von Regierung und Parlament arbeitet eine 
Fachbehörde, die sowohl ministerielle Instanz als auch Aufsicht führende Behörde 
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(Landesjugendamt) für Belange der Kinder- und Jugendhilfe ist.” Ministerielle 
(z. B. Mitarbeit an Bundesratsverfahren, Richtlinien, Fachanweisungen, usw.) und 
Durchführungsaufgaben (z. B. Förderung und Anerkennung der freien Träger) 
sind intern voneinander getrennt. Fachanweisungen, Globalrichtlinien (mit grö- 
ßeren Gestaltungsspielräumen) und Handreichungen setzen settingspezifische 
Regeln für die Kinderschutzarbeit fest - sie „übersetzen das Gesetz [...] für die 
Bezirksämter“, wie es ein befragter Experte ausdrückt. 

Bezüglich der Steuerungspraxis der Behörde hat es in der Vergangenheit durch- 
aus markante Veränderungstendenzen gegeben. So entwickelte sie - im Anschluss 
an eine Prozessanalyse, die große Diskrepanzen in den lokalen Routinen der Ju- 
gendhilfe offen gelegt hatte - ein umfassendes Programm zur Neuaufstellung 
des ASD. Die Umstellungen signalisieren - u. a. mit einer Dezentralisierung der 
Ressourcenverantwortung - faktisch eine Orientierung am „Neuen Steuerungs- 
modell“. Ausgabewirksame Entscheidungen sollten nun nach einem definierten 
Standard von den Mitarbeitern selbst verantwortet werden - allerdings nicht bei 
(teuren) zeitintensiven oder stationären Hilfen. Von den Leitungskräften vor Ort 
wurde erwartet, dass sie als zusätzliches Korrektiv wirken und sozialräumlich orga- 
nisierte Maßnahmen (gegenüber klassischen, kostspieligeren ambulanten Hilfen) 
prioritär belegt werden. 

Zu den Veränderungsinitiativen gehörte auch die Einführung eines neuen EDV- 
Systems. Dessen Kern bildet eine Software, die den gesamten Interventionsprozess 
(„vom Anliegen bis zur Lösung des Problems“) detailliert abbilden und so das Ver- 
halten von Fachkräften an der Basis direkt beeinflussen soll. Das System ermög- 
licht auch zentrale Stichprobenüberprüfungen bezüglich der dezentral veranlassten 
Maßnahmen. Der Dezentralisierungstrend wurde zudem insofern eingeschränkt, 
dass (zu einem späteren Zeitpunkt) auf der Ebene der Fachbehörde eine zentrale 
„Jugendhilfeinspektion“ eingeführt wurde. Dezentralisierungs- und Zentralisie- 
rungstendenzen wechseln sich also offenbar ab. 

In vielen Fragen kümmern sich die Bezirke aber eigenverantwortlich um Orga- 
nisationsfragen und Geschäftsprozesse; die eigentliche (unmittelbar fallbezogene) 
Kinderschutzarbeit obliegt dem örtlichen Jugendamt. Zwar wird der Stellenpool 
der Bezirke anhand eines zentral vorgegebenen Personalschlüssels (der z. B. die 
Entwicklung der HzE-Zahlen berücksichtigt) bemessen. Auch Vereinbarungen mit 
freien Trägern werden zentral in einem Rahmenvertrag geschlossen, nach dem sich 
die weiteren Verhandlungen der Bezirke richten (müssen). Ansonsten besitzen die 


° Eingebettet ist sie in eine umfassendere Behördenstruktur, die ehemals das Sozial- und Ge- 
sundheitsressort und nach einer Umstrukturierung nunmehr die Bereiche Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration umfasst. 
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auf der bezirklichen Ebene tätigen Akteure eine hohe Autonomie bei Entscheidun- 
gen zur Vergabe von Maßnahmen und zur Mittelverwendung.'!® 

Die übergeordnete Bezirksamtsleitung (sowie das zuständige Dezernat) erfüllt 
dabei eine Schnittstellenfunktion. Sie trägt potenziell eine erhebliche Steuerungs- 
verantwortung, wie das Beispiel eines Nachbarbezirks unseres Referenzsettings 
zeigt: Nach einem Skandalfall verlor dort (erstmals) nicht nur die zuständige Ju- 
gendamts-, sondern auch die Bezirksamtsleitung ihren Job. Seitdem wird letztere 
(über eine „Lenkungsgruppe“) unmittelbar an Steuerungsprozessen im Jugendamt 
beteiligt. Generell steht die Systematisierung von Prozessen des Informationsaus- 
tauschs und des Monitoring für eine markante Veränderungstendenz bei der admi- 
nistrativen Organisation des Kinderschutzes im Referenzsetting. 

Die operativen Funktionen in den Bezirken sind jeweils bei einer Jugendamts- 
leitung und einer Kinderschutzkoordinatorenstelle gebündelt; hier existiert mithin 
eine einflussreiche intermediäre Steuerungsebene. Den Koordinatoren obliegt im 
Rahmen eines (so bezeichneten) „Fachcontrollings“ u. a. die Qualifizierung von 
ASD-Mitarbeitern, die Moderation von Netzwerken (auch über die Grenzen der 
Jugendhilfe hinaus) und die Mitwirkung bei der Konzeptentwicklung. Sie können 
von den Mitarbeitern zu Fallbesprechungen hinzugezogen werden - müssen es 
aber nicht, weshalb sie sich bemühen, dieses Angebot (z. B. im Rahmen von Vernet- 
zungsaktivitäten) zu bewerben. Gegenüber dem Bezirksamt hat die Basis (der Ju- 
gendamtsmitarbeiter) nur begrenzt Rechenschafts- und Dokumentationspflichten. 

Die Fallbearbeitung vor Ort bleibt stark arbeitsteilig organisiert. Für die Ge- 
währleistung des Alltagsbetriebs ist der Bezirk zusätzlich in verschiedene „Regio- 
nen“ unterteilt. In diesen befinden sich die letztlich intervenierenden Allgemeinen 
Sozialen Dienste, i. d. R. jeweils mit einer ASD-Leitung, einer Regionalleitung so- 
wie einem Stab von (ca. 15-20) Mitarbeitern - die Stellenverteilung orientiert sich 
auch hier an den lokalen HzE-Zahlen. Leitungskompetenzen sind unterschiedlich 
geregelt. In einer Region kümmert sich zusätzlich ein (mit drei Personen besetztes) 
„Geschäftszimmer“ um Verwaltungsangelegenheiten wie die Nachkontrolle von 
U-Untersuchungen oder Abgleiche mit dem Einwohnermelderegister (Geburten, 
Umzüge) und „durchforstet“ dementsprechend halbjährlich die Akten. 

Was Veränderungen im Bereich der administrativen Arrangements angeht, so 
zeigt sich ein Hin und Her. So wurden (nach dem Modell der „flachen Hierarchi- 
en“) Anfang der 90er Jahre die ASD-Leitungen auf der Ebene der Regionaldiens- 
te zunächst abgeschafft und dann wieder eingeführt. Die Bediensteten sollen laut 
Vorgabe den Arbeitsbereichen „Eingangs-, Fall- und Netzwerkmanagement“ zu- 





10 Z. B. besteht die Möglichkeit, individuell Honorarverträge (quasi an den offiziellen Verein- 
barungen vorbei) einzusetzen. 
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geordnet werden. Das „Eingangsmanagement“ ist im Referenzsetting verwirklicht, 
allerdings nicht (wie in anderen Bezirken) mit festen Organisationseinheiten, son- 
dern als „integriertes Modell“, bei dem die Mitarbeiter (halb)täglich Bereitschafts- 
dienste „rotieren“!! Auch beim „Fallmanagement“ gab es einiges an Dynamik: 
Wurden Fälle früher „auf Zuruf“ vergeben, wird die eingehendere Bearbeitung von 
(potenziellen) Kinderschutzfällen (seit 2008) anhand von Straßenzuständigkeiten 
auf einzelne Mitarbeiter aufgeteilt. Z. T. wurden innerhalb der Regionen auch noch 
kleinräumigere „Stadtteilteams“ (a 10 Personen) gebildet, die gemeinsam mit den 
ansässigen Trägern Fallkonferenzen durchführen. Die Reorganisationsprozesse 
zielen nicht zuletzt auf eine stärkere Vermittlung sozialräumlich organisierter Un- 
terstützungsangebote, die als sinnvolle Alternative zu intensiveren Betreuungen 
gelten. 

Ungeachtet des lokalen Charakters vieler organisatorischer Umstellungen 
„schwimmt“ die amtliche Jugendhilfe gleichzeitig in einem überörtlichen „Innova- 
tionsstrom‘, denn bestimmte Steuerungsinstrumente oder Maßnahmenprogram- 
me werden von anderswo adaptiert oder „eingekauft“. So basieren die neu ein- 
geführten Kinderschutzbögen im Referenzsetting auf dem Vorbild einer anderen 
deutschen Großstadt; die 0. g. Behördensoftware wurde sogar aus dem Ausland 
„importiert“? 

Betrachtet man andere Settings, so zeigen sich sowohl Ähnlichkeiten als auch 
bestimmte Differenzen. In einem weiteren (von uns untersuchten) Stadtstaat 
kommt der Verwaltungsaufbau dem des Referenzsettings durchaus nahe.'? Minis- 
terium und Landesjugendamt greifen hier ebenfalls direkt ineinander, wobei klei- 
nere Organisationseinheiten für die Koordination formaler Netzwerke (z. B. unter 
Einbezug von Polizei, Gerichten und Kindertagesstätten) zuständig sind. Trotz der 
Vorgabe einer dialogischen Beteiligung der (untergeordneten) Bezirke sowie der 
Mafßnahmenträger lässt sich jedoch bei der Richtliniensetzung ein im Vergleich 
mit dem Referenzsetting stärkerer zentraler Steuerungsanspruch erkennen: Arti- 
kelgesetze und Arbeitsverordnungen (z. B. zu Dokumentationsinstrumenten) sind 
für die Bezirksjugendämter (sowie durch eine ressortübergreifende Regelung auch 
für die Gesundheitsämter) bindend; über die Genehmigungspflicht der Bezirks- 





1 Auf diese Weise soll ein Wechsel der Zuständigkeit vermieden werden, der es u. U. mit sich 
brächte, dass die Familien ihre Geschichte zweimal erzählen müssten. Fall- und Netzwerkma- 
nagement sind lokalen Akteuren zufolge aber bislang „noch nicht richtig konturiert“. 

!2 Im letzteren Fall gibt es — folgt man der Darstellung einiger Interviewpartner — immer 
noch Probleme, das Instrument mit dem „Wesen der deutschen Jugendhilfe“ in Einklang zu 
bringen. Lokale Ausprägungen solcher EDV-Probleme zeigen sich auch in anderen der von 
uns untersuchten Settings. 


3 In Flächenländern zeigt sich dagegen ein anderes Bild. 
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haushalte kann zudem der Stellenplan in den Ämtern unmittelbar beeinflusst wer- 
den. Hinzu kommen flächendeckend Maßnahmen der ergebnisorientierten Bud- 
getierung. 

Auch anderswo gibt es bezüglich des Mitteleinsatzes konkrete Vorgaben von 
oben. Zuweilen kommt es im Falle einer Budgetüberschreitung zu aufwändigen 
(fallbezogenen) Revisionen der Hilfepläne.!* Allgemein schlagen sich zentrale 
Steuerungsansprüche in ausgefeilten Dokumentationspflichten nieder, bei denen 
jedes einzelne Gespräch in Papierform, EDV-seitig - oder auch auf beiden We- 
gen - minutiös festgehalten werden muss. Allerdings: Obwohl es zentrale Vorgaben 
oder „Empfehlungen“ etwa in Bezug auf zu verwendende Kinderschutzbögen gibt, 
fällt deren tatsächlicher Einsatz vor Ort sowohl bei öffentlichen als auch bei frei- 
en Trägern unterschiedlich aus; z. T. werden eigene („praktikablere“) Instrumente 
geschaffen. Auch in Bezug auf die Frage, wie sie eingesetzt werden (etwa zu „Re- 
flexionszwecken‘, als festes Ablaufschema oder als Ankerpunkt der Interaktion mit 
Adressaten) bestehen erhebliche Unterschiede (vgl. Abschn. 4.2.2). 

Was die intermediäre Steuerungsebene angeht, so fällt neben dem Jugendhilfe- 
ausschuss vielerorts Abteilungen für „Jugendhilfeplanung“ eine wichtige Rolle zu, 
wenn es darum geht, lokale Bedarfe festzustellen und dementsprechend (durch die 
Aushandlung von Vereinbarungen und Konzepten) die Infrastruktur von Angebo- 
ten zu koordinieren. In einem der von uns untersuchten Settings versteht sich diese 
Abteilung explizit als „Schnittstelle zwischen ASD und freien Trägern“. Sie bietet 
auch Beratungsveranstaltungen für Kitas an und wirkt am Aufbau der landesweit 
vorgesehenen Netzwerkkonferenzen mit. Die Arbeit basiert hier wesentlich auf 
Zahlen eines „interkommunalen Monitoring“ (ISM), die für den Vergleich von Ak- 
tivitäten der Jugendhilfe in verschiedenen Gebietskörperschaften genutzt werden 
und Grundlage der lokalen Konzeptentwicklung sein sollen. 

Wie im Referenzsetting gibt es auch anderenorts mehrere Steuerungs- und Hier- 
archieebenen im Organisationsgefüge des Kinderschutzsystems: Verbreitet sind auf 
Jugendamtsebene Koordinationsstellen geschaffen worden, die allerdings je spezi- 
fische Profile aufweisen. Mitunter wurden „Stabsstellen“ oder „Lenkungsgruppen“ 
eingerichtet, die verschiedene Hierarchieebenen miteinander verkoppeln. In einem 
Fall besteht für bezirkliche Kinderschutzkoordinatoren die Vorgabe, je nach per- 
sönlicher Spezialisierung (z. B. auf sexuellen Missbrauch) auch ein formales „Case 
Management“ zu betreiben; hier ist im Gegensatz zum Referenzsetting der Ein- 
bezug der Koordinatoren in fallbezogene Entscheidungsprozesse obligatorisch. 
Eine strategische Verwaltungseinheit im Jugendamt, die sog. „fachliche Steuerung“ 





4 Lokalen Akteuren zufolge allerdings mit „spärlichen Ergebnissen“ hinsichtlich des reali- 
sierten Einsparungspotenzials. 


184 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


(bestehend aus Leitung, Koordinator und Vertretern anderer Abteilungen) fungiert 
als Plattform, um mit verschiedenen Akteuren des Kinderschutzsystems regelmä- 
Rig organisatorische Querschnittsfragen zu verhandeln. Dabei soll allgemein auf 
„sozialräumliche“ Dezentralisierung und „flache Hierarchien“ hingewirkt werden, 
auch im Rekurs auf Fallkonferenzen unter Beteiligung freier Träger. 

Anderswo reicht die interne Ausdifferenzierung von Jugendämtern noch weiter. 
Ein prägnantes Beispiel stellen sog. „Koordinierende Kinderschutzstellen“ (KoKi) 
dar, die als Spezialinstanzen neben den ASD treten und eher „niedrigschwellig“ 
angelegte, auch infrastrukturrelevante (z. B. die Vernetzung verschiedener Akteure 
betreffende) Aufgaben wahrnehmen. Ihre Einrichtung ist landesweit verpflichtend, 
jedoch bleibt die konkrete Ausgestaltung den jeweiligen Ämtern überlassen. Die 
Angebote verstehen sich im Unterschied zu Leistungen des ASD als „präventiv“ 
und „freiwillig“; sie richten sich insbesondere an Schwangere (die vorher nicht 
im Zuständigkeitsbereich des Jugendamts lagen) und Mütter von Kleinkindern. 
Darüber hinaus etablieren und pflegen sie Kontakte zu Elternorganisationen, (Fa- 
milien-)Hebammen?°, Ärzten, Kliniken, Beratungsstellen, Gesundheitsamt, The- 
rapeuten und Kindertagesstätten sowie der ARGE (im Zusammenhang mit der 
Grundsicherung für Familien), einer Wohnungsbaugenossenschaft und den für 
Unterhaltsvorschusszahlungen zuständigen Stellen. Hand in Hand mit solchen 
Koordinationsstellen arbeiten mancherorts (vorrangig in hoch „belasteten“ Gebie- 
ten) sog. „Familienbüros“ in freier Trägerschaft. Sie dienen z. B. als Plattform für 
jugendamtsseitig arrangierte Beratungsangebote und sollen darüber hinaus nied- 
rigschwellige Hilfsmaßnahmen anbieten, aufbauend auf im „Sozialraum“ bereits 
etablierten Strukturen und unter Einbezug ehrenamtlicher Gruppen. 

Generell gibt es in vielen Settings Instanzen, die zwar formal eigenständig, fak- 
tisch jedoch unter dem Dach des Jugendamts angesiedelt oder vergleichsweise eng 
an dieses gekoppelt sind. Zu solchen quasi-amtlichen Instanzen zählen z. B. Kitas, 
Beratungsstellen oder Ausgründungen öffentlicher Träger. Mit dieser Ausdifferen- 
zierung der Infrastruktur gehen Anstrengungen einher, die Bereiche „Prävention“ 
und „Intervention“ technisch und in der Außendarstellung der Jugendhilfeverwal- 
tung voneinander abzugrenzen. 

Was den Alltagsbetrieb der amtlichen Jugendhilfe betrifft, so zeigen sich loka- 
le Unterschiede auch hinsichtlich der praktischen Arbeitsorganisation: Straßen- 
zuständigkeiten sind weit verbreitet, wobei mancherorts die Möglichkeit besteht, 
bei Bedarf von ihnen abzuweichen oder auch Fälle zu tauschen. „Bunt gemisch- 
te“ Teams - bestehend aus Männern und Frauen, alten und jungen Mitarbeitern, 
deutschstämmigen und solchen mit Migrationshintergrund (und entsprechenden 





5 Im Rahmen einer Fortbildung sollen insbesondere diese künftig noch stärker eingebunden 
werden. 
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Sprachkenntnissen) - sollen dabei eine individuelle „Passung“ ermöglichen. An- 
derswo werden Fallberatungen sogar ohne jegliche regionale Differenzierung, im 
Rahmen von ortsteilübergreifenden Konferenzen, durchgeführt. 

Im Hinblick auf den Umgang mit Ressourcen bzw. ausgabewirksamen Entschei- 
dungen findet sich in mehreren Settings die Konstellation, dass der „wirtschaftli- 
chen Jugendhilfe“ die Rolle einer Verwaltungseinheit zugeschrieben wird, welche 
fachliche Entscheidungen begleitet, aber nicht direkt steuert. In einem Setting wird 
sie von einer fachlich besetzten Abteilung für „Hilfen zur Erziehung“ flankiert, die 
die Koordination von Trägerangeboten übernimmt und auch in Fallgremien ein- 
bezogen wird.!° Allgemein scheinen die Bewilligung und Begleitung von (extern 
durchgeführten) Maßnahmen binnenorganisatorisch getrennt von Aktivitäten des 
Controllings und der Mittelbewirtschaftung; der fallweise Kurzschluss zwischen 
beiden administrativen Funktionen stellt sich lokal jeweils in spezifischer Weise 
dar.' 

Wie die bisherige Darstellung zur öffentlichen Jugendhilfe als Regiestelle des 
lokalen Kinderschutzsystems vor Augen geführt hat, zeigt sich auf der Organisati- 
onsebene einiges an lokaler Spezifik und Dynamik bei der Deutung und Konkre- 
tisierung institutioneller Vorgaben. Mit den beschriebenen Organisationsverhält- 
nissen bzw. ihren Veränderungen korrespondieren nun je spezifische Herausfor- 
derungen, an denen sich jene Akteure abarbeiten, die den Kinderschutz praktisch 
bewerkstelligen (sollen). Die Beteiligten sehen sich bestimmten Problemhorizonten 
gegenüber, welche erst vor Ort konkrete Konturen annehmen, aber allgemein - im 
Vergleich der verschiedenen Settings - für das heutige Kinderschutzsystem durch- 
aus symptomatisch scheinen. 

Zunächst hängen Bewegungen in den administrativen Arrangements vor Ort 
nicht selten mit Aktivitäten systemexterner „stakeholder“ zusammen: Offenbar 
entfaltet die Berichterstattung lokaler Medien (infolge von Skandalfällen) gerade 
in räumlich eher kompakten Settings einen durchgreifenden Einfluss, und diese 
„Fremdbestimmtheit“ der lokalen Organisationsverhältnisse birgt Stresspotenzial. So 
wird moniert, dass Instanzen mit Steuerungsverantwortung - bis hin zum Bürger- 
meister - zwar hohe Ansprüche an die Arbeit im Jugendamt stellten („kein totes 
Kind mehr“), ein inhaltlicher Austausch über Prozesse aber erst dann stattfände, 





16 Hintergrund dieses (Anfang der 90er Jahre eingeführten) Arrangements war offenbar das 
Bestreben einer „Ambulantisierung“ des Kinderschutzsystems: Lokalen Akteuren zufolge 
hatte es seinerzeit wenig aufsuchende Angebote gegeben, so dass die amtliche Jugendhilfe 
diese „aktiv anwerben“ wollte. 


17 So meinen Vertreter freier Träger in einem der von uns untersuchten Settings beobachten 
zu können, dass es die Abteilung der „wirtschaftlichen Jugendhilfe“ ist, die Spardruck ausübt; 
allerdings ließen sich durch einen „guten Draht“ zu ASD-Mitarbeitern Maßnahmenbewilli- 
gungen dennoch durchsetzen. 
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wenn Katastrophen eingetreten oder Beschwerden (von Bürgern oder anderen Or- 
ganisationen) aufgelaufen seien. 

In diesem Kontext zeigen sich Reibungsflächen im Verhältnis von zentraler 
und dezentraler Administration, die den Anschein eines „Kompetenzgerangels“ er- 
wecken. Dokumentations- und Rechenschaftspflichten, die den Mitarbeitern von 
übergeordneten Ebenen auferlegt werden, gelten vielen als Belastung oder „Ein- 
mischung“ von oben. Teilweise verstehen sich Organisationsakteure geradezu als 
fachliche „Gegenspieler“ gegenüber der höheren Hierarchie. Lokale Regularien 
sind nicht selten umstritten. Aus der entgegengesetzten (top-down-)Perspektive 
werden Konflikte z. B. mit der Metapher eines „schweren Tankers in einem Meer 
aus verschiedenen Akteuren mit je unterschiedlichen Interessen“ beschrieben: 
Man „versuche zu steuern‘, treffe aber häufig auf Widerstände. Zudem werden 
die Arbeitsweisen der einzelnen Sozialdienste als heterogen wahrgenommen: Ein 
und derselbe Fall werde von diesen sicherlich unterschiedlich beurteilt, heißt es; 
viele Entscheidungen erforderten umfangreiche „Aushandlungsprozesse“. Abstim- 
mungsbedarf gibt es offenbar auch auf der intermediären Ebene der Bezirke, v. a. 
im Hinblick auf das Nebeneinander der verschiedenen Verwaltungsteile. Berich- 
tet wird in diesem Zusammenhang z. B. von einem „Streit um Zuständigkeiten‘, 
„Konkurrenz“, „internen Kulturunterschieden“ sowie von Problemen bei Fragen 
der Finanzierung, Datenübermittlung und Abstimmung von Konzepten zwischen 
Jugend- und Gesundheitshilfe. 

Ein weiteres Thema, das den Problemhorizont der Akteure prägt, sind Res- 
sourcenfragen. Die Vielfalt der dazu vorgebrachten Einschätzungen wirkt aller- 
dings bisweilen unübersichtlich. Beim Thema Arbeitsbelastung des ASD lautet der 
Grundtenor, dass sie tendenziell ansteige, was sich stellenweise auch in Überlas- 
tungsanzeigen manifestiere. Im Hinblick auf ausgabenwirksame Entscheidungen 
in der Fallarbeit berichten Mitarbeiter von gelegentlichen „Nachfragen“ seitens der 
Leitung. Während einige angeben, sich mit eigenen fachlichen Empfehlungen letzt- 
lich immer durchsetzen zu können, berichten andere, dass ihnen Entscheidungen 
über Maßnahmen von der Leitung „abgerungen“ würden und man oft um Res- 
sourcen „kämpfen“ müsse. Aus Sicht übergeordneter Hierarchieebenen stellt sich 
die (relative) Autonomie der Basis dagegen tendenziell als Steuerungsproblem dar: 
„Die Behörde verantwortet das Budget gegenüber der Politik und die Bezirke geben 
es aus“ - so formuliert eine Behördenmitarbeiterin ihre Sicht der Dinge. 

Erkennbar ist mithin eine gewisse Unbestimmtheit bei der Frage, wie Kinder- 
schutz administrativ bewirtschaftet wird bzw. werden soll. Entsprechende Ver- 
gleichsmaßstäbe existieren insbesondere dort, wo Informationen über benachbar- 
te Regionen vorliegen (in unserem Sample z. B. eine Stadt und ein benachbarter 
Landkreis) oder auch nach Stellenwechseln von Mitarbeitern: So berichten Fach- 
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kräfte hier von einer „alleinigen Entscheidungskompetenz“ im Hinblick auf Fälle, 
während dort erst „große Konferenzen“ einberufen werden müssten, oder nehmen 
hier eine nachhaltige „Hilfeorientierung“ wahr, während sie dort besonders hohe 
Zahlen stationärer Unterbringungen registrieren. Ursachen solcher Diskrepanzen 
sieht man beim jeweiligen Leitungspersonal, in der lokalen Haushaltslage oder in 
unterschiedlichen „fachlichen Haltungen“ und „Philosophien“.'® 

Schließlich erleben die Beteiligten auch eine gewisse Offenheit von Verände- 
rungsdynamiken bei der lokalen (bzw. regionalen) Organisation des Kinderschut- 
zes: Einerseits verlaufen Wandlungsprozesse nicht gradlinig und einheitlich, son- 
dern inkrementell, schwankend und konfliktbehaftet. Vieles läuft auf „trial and 
error“ hinaus. Insofern erweisen sich die auf Reorganisationsprozesse bezogenen 
Ambitionen der amtlichen Jugendhilfe als relativ vertrackt. Andererseits reflek- 
tieren viele Umbautendenzen Veränderungsimpulse, die - wie wir in den vorher- 
gehenden Kapiteln zeigen konnten - auf übergeordneten Ebenen (rechtlich-insti- 
tutionell bzw. als fachliche oder auch gesellschaftliche „Mode“) Platz greifen und 
vor Ort adaptiert oder (spannungsreich) bearbeitet werden. Die grundlegenden 
Tendenzen sind dabei oft die gleichen: ein rationalisiertes Ressourcenmanagement, 
akribischere Prozesskontrolle, und mehr Vernetzung. 


Maßnahmenträger als eigensinnige und kritische Mitspieler Wie bereits erläu- 
tert, werden die von der öffentlichen Jugendhilfe ergriffenen Maßnahmen in den 
allermeisten Fällen von Einrichtungen erbracht, die von den Jugendämtern organi- 
satorisch und meist auch im Hinblick auf den Trägerstatus getrennt sind. Das Gros 
dieser Einrichtungen ist als frei-gemeinnütziger Träger der freien Wohlfahrtspflege 
verfasst. Vor Ort besteht dabei eine große Vielfalt im Hinblick auf das Profil der 
jeweils vorherrschenden Trägertypen. 

In unserem Referenzsetting zeigt sich diesbezüglich zunächst ein übliches Bild: 
Die Einrichtungen verteilen sich aufeine Reihe von Dachverbünden, in die sie mehr 
oder weniger fest eingebunden sind: Die fünf großen Verbände der Freien Wohl- 
fahrtspflege (AWO, Caritas, Diakonisches Werk, Paritätischer Wohlfahrtsverband, 





18 Letztere hängen offenbar auch von bestimmten „kulturellen Traditionen“ ab: So wird in 
Settings auf dem Gebiet der ehemaligen DDR wahrgenommen, dass es nach wie vor ostspezi- 
fische „Herangehensweisen“ gäbe (auch aufgrund personeller Kontinuitäten). Eine Befragte 
beschreibt diese Herangehensweisen als „verhärmter“ und „zugemachter“, was auch damit 
zusammenhinge, dass der Osten „immer nur abgeben musste“, während sich im Westen auf- 
grund des personellen Zulaufs „Vorurteile schneller aufgelöst hätten“; hinzu kämen Minder- 
wertigkeitsgefühle im Zusammenhang mit einer niedrigeren Bezahlung. Zudem kämen auch 
unterschiedliche Ausbildungskulturen zum Tragen: So sei das Verständnis von Sozialarbeit 
im Westen gegenüber der (fachschulischen) „Fürsorgeausbildung“ im Osten ein fundamental 
anderes. 
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Deutsches Rotes Kreuz!?) gehören einer Arbeitsgemeinschaft an; eingebunden sind 
außerdem ein alternativer Wohlfahrtsverband sowie ein Verband für Kinder- und 
Jugendarbeit. Hinzu kommt der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste. 
An der Leistungserbringung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe ist ungefähr 
ein Dutzend Träger regelmäßig beteiligt; deren Tätigkeit wird in einem örtlichen 
Rahmenvertrag mit der öffentlichen Jugendhilfe geregelt. 

Auffällig erscheint, dass zum Trägerspektrum noch ein staatlicher Maßnahmen- 
träger (in Form eines Landesbetriebs) gehört: Bis heute hat er einen festen Platz in 
der lokalen Trägerlandschaft und springt v. a. dann „in die Bresche“, wenn es um 
die Erledigung von Sonderaufgaben geht.”° Neben bestimmten ambulanten und 
stationären Angeboten betreibt er eine Kinderschutz-Hotline sowie einen landes- 
weit operierenden „Kinder- und Jugendnotdienst“. Letzterer wird außerhalb der 
regulären Geschäftszeiten der regionalen Jugendämter tätig und operiert gewis- 
sermaßen als eigene ASD-Einheit - ohne bezirksspezifische Verankerung, jedoch 
grundsätzlich gleichrangig und mit eigenem Beratungsauftrag. Administrativ ist 
der Träger selbständig, rechtlich Teil der öffentlichen Verwaltung. Allerdings: Sein 
Aktivitätsradius ist - nach Maßgabe eines „spät entdeckten“ Subsidiaritätsprinzips 
- in der jüngeren Vergangenheit deutlich geschrumpft. Verändert hat sich das Tä- 
tigkeitsspektrum auch bei anderen Trägern: So haben Anbieter von ambulanten 
Hilfen zur Erziehung vermehrt sog. „Clearingaufträge“ erhalten, bei denen es v. a. 
um die Diagnose einer potenziellen Kindeswohlgefährdung geht - also eine Auf- 
gabe, die lange den Jugendämtern oblag.?! Das voranschreitende Outsourcing öf- 
fentlicher Jugendhilfeaktivitäten erweist sich settingübergreifend als eine markante 
Veränderungstendenz - selbst wenn sie mit Bemühungen einhergeht, Kernkompe- 
tenzen im Bereich der behördlichen Krisenintervention (Notdienste) zu erhalten 
bzw. zu festigen. 

Nutznießer des Ausgründungstrends sind mitunter auch privat-gewerbliche 
Träger. Im Referenzsetting konnte sich über die letzten Jahre hinweg ein solcher 
Träger erfolgreich am lokalen „Markt“ für Jugendhilfemaßnahmen etablieren. 
Ursprünglich im Bereich der ambulanten (Alten- und Kranken-)Pflege tätig, hat 
er sein Angebots-Portfolio auf den Bereich der Hilfen zur Erziehung ausgedehnt. 
Zwar bleibt die Einbindung kommerzieller Anbieter insgesamt marginal. Jedoch 





1% Aufgrund des lokalkulturellen Hintergrunds spielen Angebote der Caritas dabei so gut wie 
keine Rolle, während mehrere Einrichtungen einen diakonischen Hintergrund haben. 


20 Dabei wurden in der Vergangenheit u. a. solche Leistungen erbracht, für die man anderswo 
in der Jugendhilfe kein Personal fand, so z. B. bei der geschlossenen Unterbringung. 

2! Formal handelt es sich dabei um reguläre Hilfen nach dem SGB VIII, doch werden sie nur 
für kurze Zeiträume eingesetzt, um im Rahmen einer ersten „Krisenintervention“ weitere 
Bedarfe abzuklären. Diese gehören auch in anderen Settings mittlerweile zum Standardre- 
pertoire. 
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gibt es weitere Einrichtungen, die, obgleich formal gemeinnützig verfasst, von lo- 
kalen Akteuren aufgrund ihres Geschäftsgebarens (ebenfalls) als „Unternehmen“ 
betrachtet werden. Dieser Umstand reflektiert eine weitere relevante, lokal je unter- 
schiedlich Platz greifende, Veränderungstendenz in den Organisationsverhältnis- 
sen des deutschen Kinderschutzsystems. 

Darüber hinaus finden sich vielfach Lokalprojekte, welche entweder als Ge- 
mischtwarenladen für Unterstützungsangebote oder als Spezialinstanzen für Kin- 
derschutz in Erscheinung treten. Im Referenzsetting hat sich ein „Kinderschutz- 
zentrum“ etabliert, das mit seinen Netzwerkaktivitäten, Fortbildungen, Beratun- 
gen und ähnlichen „infrastrukturellen“ Angeboten aus der Masse der (reinen) 
Leistungserbringer heraussticht. Oft agiert es „Seite an Seite“ mit dem Jugendamt: 
Beispielsweise wurden sämtliche Aktivitäten, die im Rahmen eines bundesweiten 
Modellprojekts im Kontext des Bundeskinderschutzgesetzes zur Vernetzung prä- 
ventiver Maßnahmen ergriffen wurden, hier „angedockt“.? 

Unter den Lokalprojekten befinden sich auch Einrichtungen mit sozialraumo- 
rientierten Funktionen. Bei einem Bürgerhaus, welches in einem sozialen Brenn- 
punkt errichtet wurde, sind neben einem regulären HzE-Angebot u. a. ein „Kinder- 
club“ und eine Familienhebamme angesiedelt. Letztere kooperiert mit ortsansässi- 
gen Sozialpädagogen, wobei auch gemeinsame Kursangebote (etwa zum Umgang 
mit Babys) unterbreitet werden. Hinzu kommt ein „Mehrgenerationenhaus“; dieses 
betreibt u. a. ein „Müttercafe“, ein „Opstapje“-Projekt?? sowie ein „Kriseninterven- 
tionsteam‘, welches bei schwerwiegenderen Problemen auch aufsuchende Hilfen 
organisiert.”* Das Feld der Lokalprojekte umfasst viele andere „bunte Vögel“: Z. B. 
gibt es „Kinder- und Familienzentren‘, um Abenteuerspielplätze gruppierte offene 
Angebote, Mutter-Kind-Wohnprojekte oder „Begleitungen“ außerhalb von förm- 
lichen Hilfen. Gemeinsam ist allen diesen Einrichtungen der Anspruch der Nied- 
rigschwelligkeit. Der Aufbau solcher Sondermandate signalisiert eine weitere, sich 
lokal je spezifisch ausbreitende, Veränderungsdynamik in den Organisationsver- 
hältnissen des Kinderschutzes. Die Entwicklung entsprechender Interventionsan- 
sätze - es geht um an lokale Lebenswelten gekoppelte, verschiedene Risiko- und 
Bedarfskonstellationen bündelnde und in der Regel als Komm-Struktur etablierte 


2 Solche Kinderschutzzentren existieren im gesamten Bundesgebiet, unterscheiden sich aber 
im Hinblick auf das Aufgabenspektrum (Beratungsstellen, Präventionsarbeit, Kitas, Krisen- 
intervention, Kindernotaufnahme) und die Einbindung in das lokale Kinderschutzsystem. 
Meist sind sie überörtlichen Verbänden angeschlossen und in diesem Rahmen auch (fach-) 
politisch (z. B. im Hinblick auf Stellungnahmen) aktiv. 

® Bei diesem Programm geht es darum, unter Einbezug von ehrenamtlichen Helferinnen 
Mütter zu Spielaktivitäten mit ihren Kindern anzuleiten (vgl. Rudl 2012). 

?* Dem Zuschnitt der Einrichtung nach geht es v. a. um die Aktivierung von Selbsthilfepoten- 
zialen im nachbarschaftlichen (und generationsübergreifenden) Kontext. 


190 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


Unterstützungsangebote und Verbundprojekte - ist aber eine lokale Angelegenheit 
und inhaltlich offen, wenngleich die Idee der Sozialraumorientierung von überört- 
lichen institutionellen Impulsen unterfüttert ist und überall der Anspruch besteht, 
Synergien zwischen den Aktivitäten und Kommunikationen der mit Kindern be- 
schäftigten Einrichtungen (Kitas, Schulen, Familienhilfen etc.) herzustellen. 

In einer Region des Referenzsettings hat es im Übrigen schon seit längerem ei- 
nen sozialraumorientierten Ansatz gegeben, der auch die Finanzierung der ambu- 
lanten Jugendhilfe beeinflusste. Nach dem Vorbild einer anderen Großstadt wurde 
hier ein fest besetztes „Sozialraumteam“ mit 7-8 freien Trägern geschaffen, die eng 
mit dem Jugendamt verzahnt waren. Hier wurden Fälle gemeinsam besprochen 
und untereinander verteilt; die einzelnen Träger verfügten über feste Budgets, die 
nach dem Ist-Stand bei Einführung des Konzepts festgelegt wurden. Zusätzlich 
fand auch fallübergreifende Arbeit (z. B. im Bereich der Projektentwicklung) statt. 
Es handelte sich allerdings um ein Einzelprojekt, das anderswo nicht adaptiert wur- 
de und dann auslief.” 

Die Beziehungen der freien Träger zu amtlichen Instanzen erscheinen ebenfalls 
hochgradig lokalisiert. Die Konditionen für die Leistungserbringung sind in ge- 
setzlich geregelten, aber vor Ort konkretisierten Vereinbarungen festgehalten; de- 
ren Aushandlung und prozedurale Operationalisierung gehört zu den wichtigsten 
Organisationsprozessen „im Hintergrund“ der eigentlichen Interventionspraxis. 
Für die Regionen des Referenzsettings gelten je eigene Kooperationsvereinba- 
rungen. Dabei hat sich die Finanzierung der ambulanten Maßnahmen generell 
in Richtung Vergütung von Fachleistungsstunden entwickelt; die Aktivitäten der 
Träger werden spitz abgerechnet, allerdings unter kalkulatorischer Berücksichti- 
gung der „Backoffice“-Tätigkeiten (Planung, Dokumentation, Kontaktpflege etc.). 
Aktivitäten müssen präzise nachgewiesen werden. In den entsprechenden Verein- 
barungen deutet sich eine zwar uneinheitlich ausgeprägte, insgesamt aber merklich 
anziehende Rationalisierung der Maßnahmenvergabe an freie Träger an. 

In den anderen Settings findet sich ebenfalls ein breites, lokal eingefärbtes Spek- 
trum von Maßnahmenträgern, mit markanten Unterschieden z. B. im Hinblick 
auf die Größe (von Zwei-Mann-Unternehmen bis hin zu großen Firmen) oder die 
Unternehmenskultur (in puncto weltanschauliche Orientierung, Integrationsan- 
sätze, etc.). Überall stehen eher klassisch aufgestellten Trägern der freien Wohl- 
fahrtspflege mehr oder weniger spezialisierte Leistungsanbieter gegenüber, welche 
intern je spezifisch - hier eher basisdemokratisch, dort von privaten Eigentümern 
- „regiert“ werden. Vereinzelt bietet auch der ASD selbst Hilfen zur Erziehung an; 
wie die anderen noch bestehenden öffentlichen Träger sind die entsprechenden Or- 





> Ein Grund dafür war (Interviewpartnern zufolge), dass sich ein zunächst nicht beteiligter 
privat-gewerblicher Träger erfolgreich in dieses Budgetkartell eingeklagt hatte. 
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ganisationseinheiten indes administrativ und budgettechnisch vom Kerngeschäft 
des Jugendamts separiert. Wie bereits angedeutet, wiederholt sich der Trägerplu- 
ralismus in der kinderschutzrelevanten lokalen Akteurslandschaft im Bereich der 
peripheren Einrichtungen wie Kindertagesstätten oder Gesundheitseinrichtungen 
(dazu unten mehr).”* Somit wird der Kreis der potenziell involvierten Organisatio- 
nen sowie ihrer Mandate noch breiter, wenngleich Beratungsangebote und Hilfen 
zur Erziehung nach wie vor den Kern des Leistungsspektrums bilden. Über alle 
Settings hinweg ist mithin die Vergrößerung und Pluralisierung des involvierten 
Akteursspektrums eine auffällige Veränderung im Kinderschutzsystem. 

Jedes Setting hat dabei seine ganz eigenen Trägerlandschaften, auch abhängig 
vom lokalkulturellen Hintergrund. So dominieren z. B. in einem katholisch gepräg- 
ten Setting v. a. Einrichtungen der Caritas. Anderswo erhält ein Set alteingesessener 
Träger (katholisch, evangelisch, konfessionslos) das Gros der Aufträge, wobei jeder 
Träger für eine Region zuständig ist. Stellen privatwirtschaftliche Anbieter in der Ge- 
samtschau unserer Erhebungen nach wie vor eine Ausnahme in der Kinderschutz- 
landschaft dar, so haben wir diese Organisationsform in mehreren Settings angetrof- 
fen. Zudem findet sich häufiger die Konstellation, dass ausgegründeten öffentlichen 
Trägern Sonderaufgaben zugewiesen werden - etwa solche, „die sonst keiner haben 
möchte‘, z. B. Funktionen der Hilfebedarfsdiagnostik oder Kriseninterventionen. 
Ein gutes Beispiel dafür ist der Notdienst im Umfeld eines der von uns untersuch- 
ten großstädtischen Settings; er untersteht zwar der landesweiten Behörde, wurde 
aber aus „pragmatischen Gründen“ in einem zentral gelegenen Bezirksjugendamt 
angesiedelt. Das Profil der Einrichtung weist einige Besonderheiten auf: Ursprüng- 
lich entstanden aus einem Modellprojekt, fungiert der Dienst seit über 30 Jahren als 
landesweit zuständige „psychosoziale Feuerwehr“ in Krisensituationen, welche nur 
zu Nachtzeiten interveniert und eine eigene stationäre Notaufnahme unterhält.” 





2° Als Teil der Jugendhilfe unterliegen Kitas unabhängig von der Trägerschaft allerorts spe- 
zifischen Regelungen. Sie sind mitunter direkt an sozialräumliche Angebote angeschlossen 
und gelten somit als fester Bestanteil kinderschutzbezogener Netzwerke. In einem unserer 
Settings wird ihre Einbindung in das Kinderschutzsystem in Gestalt von „Familienzentren“ 
institutionell forciert. Was die Beteiligung peripherer Organisationen betrifft, so finden sich 
auch in anderen Bereichen Vorstöße, die sie auf eine unmittelbarere Beteiligung verpflich- 
ten. So werden in einem der Settings sogar (über die Justizbehörde entsprechend geschulte) 
Gerichtsvollzieher oder Wohnungsbaugesellschaften in Meldesysteme einbezogen. Wie das 
weitere zeigen wird, sind auch Organisationen des Gesundheitswesens vermehrt in lokale 
Interventionszusammenhänge einbezogen worden. 


?7 Die längerfristige stationäre Unterbringung (vormals Teil einer öffentlichen Dachanstalt) 
wurde bereits vor längerer Zeit an freie Träger abgegeben. Neben sozialpädagogischem Per- 
sonal, das für die Vermittlung der weiteren Fallbearbeitung in die regulären Jugendämter 
zuständig ist, hält die Einrichtung auch Mitarbeiter vor, die sich um Öffentlichkeitsarbeit 


192 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


Anderenorts betreiben Kinderschutzzentren oder andere freie Träger Kindernot- 
aufnahmen mit Bereitschaftsdiensten außerhalb der regulären Dienstzeiten der Ju- 
gendämter.?® Teilweise werden auch rotierende Rufbereitschaften organisiert, damit 
das Jugendamt selbst rund um die Uhr erreichbar ist; hier kommen dann auch Mit- 
arbeiter zum Einsatz, die sonst keinen direkten „Fallkontakt“ pflegen. 

Das o. g. Outsourcing von Diagnoseprozessen („Clearing“) ist auch in anderen 
Settings verbreitet, aber je spezifisch konturiert. Mancherorts werden solche Maß- 
nahmen vornehmlich dann eingesetzt, wenn das Kind bereits vorübergehend in 
Obhut genommen wurde und es um die Klärung von „Ressourcen“ des Familien- 
systems (Finanzsituation, Unterstützungsnetzwerke etc.), „Rückkehroptionen“ und 
weiteren Bedarfen geht. Wenn sich an das Clearing weiterführende Hilfen anschlie- 
ßen, so hängt es vom Einzelfall ab, ob diese Aufgabe durch denselben Träger über- 
nommen werden kann oder an einen anderen weitergegeben wird. In flächenmäßig 
großen, ländlichen Regionen halten freie Träger gelegentlich auch „Clearingstellen“ 
vor, die explizit als „ASD“ bezeichnet werden; sie dienen als erste Anlaufstelle in 
Notlagen und sind für Beratungsgespräche sowie ggf. die Weiterleitung an andere 
Dienste und Einrichtungen zuständig. 

Sozialräumliche Angebote spielen auch in den anderen von uns analysierten 
Settings eine Rolle, allerdings mit insgesamt geringerer Verbreitung. Die mancher- 
orts beobachtbaren Bemühungen zur zentralen Standardisierung vormals lokal 
ausdifferenzierter Arbeitsansätze bilden sogar einen gewissen Kontrapunkt zur 
Idee dezentraler Sozialraumorientierung. Gleiches gilt für die Einrichtung überre- 
gionaler Arbeitskreise sowie Maßnahmen zur Bündelung von Leitungskompeten- 
zen. Auch auf der Diskursebene hat der „Sozialraumgedanke“ oft weniger Gewicht; 
oder er wird auf andere Weise interpretiert (z. B. im Sinne behördlicher Dezen- 
tralisierung). Als funktionale Äquivalente gelten beispielsweise Vernetzungsakti- 
vitäten in Form trägerübergreifender Dienstbesprechungen oder eines „jour fixe“ 
sowie Versuche der Aktivierung von Selbsthilfeprozessen.?” Wieder anderswo geht 
die „Devolution“ von Entscheidungsverantwortung so weit, dass ansässige Bürger 
mittels telefonischer Beteiligungsaktionen über die Verteilung von Ressortbudgets 
mitbestimmen können. 


(z. B. im Zusammenhang mit der unterhaltenen Telefonhotline) kümmern und - was für 
den öffentlichen Sektor eher unüblich ist - Spenden von Privatpersonen oder Stiftungen ein- 
werben. 

28 Wieder anderswo wird dies von der Polizei oder der Kinder- und Jugendpsychiatrie über- 
nommen (s. u.). 

® Ein prägnantes Beispiel sind sog. „Familienräte‘, bei denen solche Prozesse durch die Mo- 
bilisierung von Angehörigennetzwerken angestoßen werden sollen: Die Räte entwickeln im 
Rahmen von Hilfen zur Erziehung gewissermaßen eigene Hilfepläne, welche durch die So- 
zialpädagogen nur anmoderiert werden. 
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Was die Organisation der Beziehungen zwischen Leistungserbringern und Kos- 
tenträgern anbelangt, zeigen sich kaum weniger regionale Unterschiede, wenn- 
gleich die diese Beziehungen regelnden Vereinbarungen Überschneidungen auf- 
weisen. In der Regel erfolgt die Finanzierung der Maßnahmen im Modus von 
Fachleistungsstunden; in den Stundensatz sind vielerorts Tätigkeiten jenseits des 
reinen face-to-face-Kontakts mit einem (geringen) fixen Anteil eingerechnet. Im 
Detail gibt es jedoch viele Besonderheiten. So hat sich in einem der von uns unter- 
suchten Settings z. B. ein Mischmodell etabliert: Für einen Teil der Maßnahmen 
gibt es eine trägerbezogene Budgetierung, die die Belegung nach Maßgabe von 
„Betreuungspunkten“ kontingentiert. Diese Maßnahmen werden sechs (langjäh- 
rig etablierten) Trägern und dem dort vorgehaltenen Personal zugewiesen, wobei 
die entsprechende Übereinkunft zwischen Kommune und freier Wohlfahrtspflege 
feste Fallmengen vorsieht, die durch die einbezogenen Träger zu bearbeiten sind. 
Knapp die Hälfte der Leistungserbringung erfolgt im Rahmen dieser Pauschalfi- 
nanzierung (mit festgelegten Entgeltsätzen). Für den Rest der Maßnahmen werden 
Aufträge unter der Bezeichnung „flexible Hilfen“ frei vergeben - auch an Träger, 
die nicht zu den etablierten Anbietern gehören. Die Folge ist eine geteilte Anbie- 
terlandschaft, in der manche pauschal, andere (je nach kurzfristig abgeschätzter 
Bedarfslage) auf Stundenbasis und wieder andere in beiden Varianten engagiert 
werden.” Anderswo führte die Ablösung fester Stundenkontingente dazu, dass den 
Mitarbeitern einzelner Träger abhängig von der Zahl der Klienten schwankende 
Gehälter gezahlt werden. 

Trägerintern werden hier und da „Zielvereinbarungen“ mit Mitarbeitern getrof- 
fen und für bestimmte Tätigkeiten (z. B. Qualitätsentwicklung der eigenen Arbeit, 
Ausrichtung von Sonderterminen) „leistungsbezogene Entgelte“ gezahlt. Im Hin- 
blick auf die Rationalisierung des Mitteleinsatzes in der Jugendhilfe gibt es also 
vielfältige lokale Dynamiken. 

Was die Finanzierungsgrundlage der Interventionen betrifft, so operieren die 
Maßnahmenträger überall „auf Rechnung“ öffentlicher Kostenträger. Neben Ent- 
gelten und Zuweisungen aus öffentlichen Haushalten spielen allerdings auch Spen- 
den bzw. Sponsoring (mit entsprechenden Investitionen in „public relations“) hier 
und da eine gewisse Rolle bei der Finanzierung der Einrichtungen.?! Diese - vor 
Ort je spezifisch Gestalt annehmende - Praxis privater Zufinanzierung im unmit- 





30 Anderenorts existieren ähnliche zweigeteilte Modelle, wobei sie sich manchmal sogar zwi- 
schen benachbarten Landkreisen unterscheiden, so dass überregional tätige Träger hier mit 
festen Stundenkontingenten und dort anhand tatsächlich abgeleisteter Fachleistungsstunden 
bezahlt werden. 

31 Die Einrichtungen des Kinderschutzbundes sind hier nur ein besonders schillerndes Bei- 
spiel. 
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telbaren Kontext von professionellen Interventionen ist, verglichen mit den Leit- 
vorstellungen in der Blütezeit der öffentlichen Jugendhilfe während der 1970er und 
1980er Jahre, durchaus bemerkenswert. 

Die Beschreibungen der Organisationsverhältnisse und ihrer Dynamik im Be- 
reich der freien Träger verweisen - ähnlich wie die zur öffentlichen Jugendhilfe - 
auf bestimmte Problemhorizonte, die für das Denken und Handeln der involvierten 
Akteure orientierungsstiftend sind. So reflektieren die in den einzelnen Settings 
angetroffenen Darstellungen zunächst gewisse Irritationen im Hinblick auf die hete- 
rogenen Trägerprofile.in Es geht dabei zuvorderst um Idiosynkrasien, die bestimm- 
ten Trägern attestiert werden - z. B. bei kirchlichen Trägern religiöse Bindungen 
und „missionarische“ Ansprüche, welche die Auswahl von Fachpersonal sowie 
Beziehungen zu Adressaten beeinflussen (können). Gleiches gilt für „alternative“, 
stark partizipationsorientierte Grundhaltungen in den Arbeitsansätzen einzelner 
Träger. Bei kleineren stationären Einrichtungen wird beobachtet, dass rein indi- 
viduelle Abwägungen - z. B. bezüglich der Frage, ob das Kind in die Einrichtung 
„passt“ - fachliche Entscheidungen prägen. Privat-gewerblichen Trägern bzw. sich 
dezidiert unternehmerisch gerierenden Einrichtungen wird mitunter ein expansi- 
onistisch-aggressives Geschäftsgebaren bescheinigt; einige Jugendamtsmitarbeiter 
sowie alteingesessene Einrichtungen in freier Trägerschaft beäugen solche neuen 
„Konkurrenten“ jedenfalls mit einem gewissen Misstrauen. 

Unsicher scheint auch der Status der übrig gebliebenen öffentlichen Maßnah- 
menträger. So kommt es in den Augen mancher Akteure einem Verstoß gegen das 
Subsidiaritätsprinzip gleich, wenn diese Träger selbst Maßnahmen durchführen. 
Von Behördenseite wird die „raison dtre“ solcher staatlichen „Relikte“ (Maßnah- 
menträger, aber auch Kitas etc.) dagegen damit begründet, dass es Bereiche des 
Kinderschutzes gebe, die man gern in öffentlicher Hand sehe. Dies gilt als Möglich- 
keit, die Kinder „besser im Auge“ und eher „den Daumen drauf“ zu haben - nicht 
zuletzt angesichts von Erfahrungen aus der Vergangenheit, bei denen Kommuni- 
kationsprobleme mit Einrichtungen in freier Trägerschaft erlebt wurden - z. B. im 
Hinblick auf Vereinbarungen zwischen Jugendamt und freien Trägern im Anschluss 
an $ 8a SGB VIII, deren Abschluss Beteiligte mitunter als langwierigen (z. T. Jahre 
andauernden) und von starken Kontroversen geprägten Prozess erfahren haben. 

Der Blick in die lokalen Trägerlandschaften der von uns analysierten Settings 
offenbart mithin, wie buntscheckig, aber auch zerklüftet diese Topografien sein 
können. Die Träger sind nicht nur in der Weise kritische Instanzen, als ohne sie 
kein Kinderschutz möglich ist. Ihr kritischer Beitrag manifestiert sich auch darin, 
dass sie in ihren Deutungen und Orientierungen häufig Kontrapunkte zu den (amt- 
lichen) Regisseuren der Jugendhilfe setzen und sich als eigensinnige, weil mit je 
spezifischen Organisationsansätzen aufwartende Mitspieler erweisen, die sich zu- 
weilen auch untereinander skeptisch beäugen. 
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Der markante Akteurspluralismus scheint sich dabei durch Reorganisationspro- 
zesse von Seiten der Jugendhilfe(verwaltung) noch weiter zu intensivieren. Zwar 
wollen viele der angesichts von Pluralisierungstendenzen wahrgenommenen Ge- 
fahr einer Verzettelung des Kinderschutzes entgegenwirken - u. a. durch engere 
Kopplungen auf der Ebene einzelner Organisationen, eine Orientierung am „Sozi- 
alraum“ sowie den Aufbau von Netzwerken (s. u.). In der Tat scheint die organisa- 
tionale Arbeitsteilung in den Settings über die verschiedenen Interventionsphasen 
hinweg weniger rigide zu werden - aber auch unübersichtlicher und zunehmend 
mit Unsicherheit(en) behaftet. Hier scheint - im Sinne eines „Kinderschutzes als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe“”? - gleichsam eine Streuung von Interventions- 
verantwortung stattzufinden, die u. a. dafür sorgt, dass heute Instanzen als selbst- 
verständlicher Teil des Systems begriffen werden, die früher höchstens sporadisch 
damit assoziiert wurden. 

Ein weiteres Thema in den Äußerungen der von uns Befragten ist die damit ver- 
bundene Labilität arbeitsteiliger Arrangements innerhalb des gegebenen Trägerplu- 
ralismus. Im Referenzsetting entzünden sich Diskussionen u. a. an der Frage, wie 
die Umstellung des Interventionsansatzes auf eine Sozialraumorientierung erfolgen 
soll. Allgemein wird in diesem Zusammenhang beobachtet, dass - sobald sich Neu- 
ausrichtungen in diesem Arrangement abzeichnen - bestimmte, auf dem Markt als 
freie Träger agierende HzE-Anbieter „Gewehr bei Fuß“ stehen und ihre Angebote 
nach Maßgabe des aktuellen Programms neu zuschneiden. Einrichtungen, deren 
Aktivitäten schon immer „sozialräumlich“ ausgerichtet gewesen seien, profitierten 
ebenfalls von den Umstrukturierungen - die Darstellung legt nahe, dass andere 
hier den Kürzeren ziehen können. 

Bei Aktivitäten, die in einem relativ offenen Leistungserbringungskontext statt- 
finden, scheint es möglich, Kooperationskosten und eigentlich notwendige Auf- 
wendungen auf bestimmte Träger abzuwälzen.”” Dementsprechend gilt im Hin- 
blick auf Kooperationsroutinen der oft postulierte „Synergieeffekt“ integrierter, 
sozialräumlicher Angebote vielfach als „wacklig“. Darüber hinaus sorgt das voran- 
schreitende Outsourcing von Funktionen der öffentlichen Jugendhilfe in den o. g. 
Arrangements für Bewegung: So werden etwa durch die Vergabe von Clearing- 
Aufträgen originäre Aufgaben des ASD (z. B. Risikodiagnosen, Kliententransporte) 
an freie Träger delegiert, was gewissermaßen eine kreative Abwandlung formal-in- 
stitutionalisierter Verfahren durch amtliche Organisationen darstellt. 





3% Vgl. dazu (statt vieler) Meysen et al. (2009: 25). 

Auch das mit der Sozialraumorientierung im Referenzsetting verkoppelte Einsparungsziel 
wird problematisiert. Allgemein besteht Skepsis angesichts des tatsächlich bestehenden Spar- 
potenzials. Ferner wird beobachtet, dass der generell schwierige(re)n „Kontrollierbarkeit“ 
sozialräumlicher Angebote seitens der Fachbehörde mit akribischen (kennzahlenbasierten) 
Überprüfungen begegnet werde. 
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Aufschlussreich im Hinblick auf die die Labilität arbeitsteiliger Interventions- 
formen sind auch Einschätzungen zum Verhältnis von Clearing und weiterführen- 
den Hilfen. Von Seiten der Leistungserbringer wird argumentiert, dass die Vergabe 
beider Maßnahmen an den gleichen Träger dann opportun sei, wenn sich ein trag- 
fähiges Arbeitsbündnis zwischen Familie und Helfer entwickelt habe.’* Zugleich 
gilt es für einige Behördenvertreter als heikel, dass Träger sich in diesem Rahmen 
„ihre Aufträge selbst beschaffen“ könnten. Wo freie Träger „Clearingstellen“ vor- 
halten oder „Rufbereitschaften“ außerhalb der regulären Geschäftszeiten des Ju- 
gendamts organisieren, treten weitere Irritationen zu Tage. Hier wird beobachtet, 
dass die Fallverantwortung in hohem Maße an die Träger delegiert wird und das 
Jugendamt „nichts von Fällen hören will, solange keine Inobhutnahme ansteht“. 
In flächenmäßig großen, ländlichen Regionen gilt eine hohe Zahl von Hilfen zur 
Erziehung z. T. als Indikator für ein „Outsourcing“ in dem Sinne, dass Diagnose 
bzw. Beratung durch den ASD aufgrund langer Anfahrtswege erschwert seien und 
anstelle dessen „sicherheitshalber“ Hilfen zur Erziehung eingesetzt würden. 

Die Organisationsverhältnisse in den Settings und ihre Entwicklung scheinen 
darüber hinaus von wirtschaftlichen Unsicherheiten geprägt. Dort, wo Stadtkämme- 
rern attestiert wird, sie bauten eine über Fallbesprechungen schwebende „Druck- 
kulisse“ auf, wenn bei Trägerbelegungen Kostenaspekte mitschwingen, oder auch 
beim Ringen oder Feilschen um Abrechnungsregeln bzw. Fachleistungsstunden- 
preise wird deutlich, dass fiskalische Erwägungen im Alltag des organisierten Kin- 
derschutzes immer wieder zur Geltung gelangen können. Dies betrifft insbesonde- 
re Vereinbarungen zwischen Kostenträgern und Leistungserbringern. Gegenstand 
von Kontroversen ist hier generell die Ablösung von Pauschalfinanzierungen” 
durch stundenbasierte Modelle. Dabei wird die abrechnungsseitige Festlegung 
einer bestimmten „face-to-face“-Zeit mit den Adressaten mitunter als Eingriff in 
die pädagogische Arbeit gewertet, der die (fallbezogene) Flexibilität von Hilfepro- 
zessen einschränke. Die vielerorts im Fachleistungsstundenmodell enthaltene an- 
teilige Finanzierung für sonstige Tätigkeiten wird von einigen Befragten ebenfalls 
problematisiert: Im Zusammenhang mit den gestiegenen Anforderungen jenseits 
der eigentlichen Fallarbeit (etwa hinsichtlich der Dokumentation) und einer (man- 
cherorts gleichzeitig vorgenommenen) Absenkung der Stundenkontingente führt 
dies in den Augen vieler Träger zu organisatorischen Problemen, die durch „ehren- 
amtliche“ Zuarbeit bewältigt werden müssen. 





3 Vielfach ist in Fällen von Kindeswohlgefährdung allerdings die im Clearing eingesetzte 
Fachkraft gleichzeitig der „Melder“, was mit einer Zerrüttung des Vertrauensverhältnisses 
einhergehen und einen Wechsel nahe legen kann. 

® Diese werden von freien Trägern häufig als Basis „präventiver Feldarbeit“, von Jugendäm- 
tern dagegen hinsichtlich des Kosten-Leistungs-Verhältnisses als zu intransparent angesehen. 
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Vielfach finden sich auch Hinweise auf den Konkurrenzcharakter der Koope- 
rationsbeziehungen im lokalen Kinderschutzsystem. Bezüglich der Aushandlung 
von Verträgen wird von behördlicher Seite davon berichtet, dass die „betriebswirt- 
schaftliche“ Arbeits- und Denkweise (z. B. bzgl. einer Steuerung über Einzelziele) 
gewerblicher Träger fiskalischen Interessen entgegengekommen sei. Die großen 
Wohlfahrtsverbände (insbesondere kirchlicher Prägung) hätten sich in solchen 
Verhandlungen - mit ihrem „stärker pädagogischen Denken“ - in der Vergan- 
genheit als renitenter präsentiert.°° Einige Träger hätten sich geweigert, Vereinba- 
rungen zu unterschreiben und seien dementsprechend nicht mehr belegt worden. 
Im Hinblick auf die Rolle privatwirtschaftlicher Anbieter findet sich zudem die 
Einschätzung, dass ihr Einbezug folgenreich für die Trägerpreise gewesen sei. Ver- 
güteten manche alteingesessene Angebote ihre Mitarbeiter nach einem (vergleichs- 
weise hohen) kirchlichen Tarif, so neigten einige private Anbieter offenkundig zum 
(exakt kalkulierten) „Unterbieten“ der daraus resultierenden Stundensätze. Selbst 
dort, wo Stundensätze für ambulante Hilfen pauschalisiert sind, können - lokalen 
Akteuren zufolge - Tendenzen eines „Qualitätsdumpings“ (z. B. durch den Einsatz 
kostengünstigen Personals) kaum verhindert werden. 

Bestimmte kooperative Arrangements scheinen solchermaßen konkurrenziel- 
le Beziehungen aber „abmildern“ zu können. Das bestätigen z. B. diejenigen, die 
an den (oben skizzierten) Modellen der träger- oder sozialraumorientierten Bud- 
getierung beteiligt sind (bzw. waren): Die persönliche Bekanntschaft habe den 
„Konkurrenzdruck“ vermindert und Abstimmungsprozesse hätten (auch im Ad- 
ressateninteresse) „maßgeschneiderte Hilfen“ erleichtert. In solchen „geschützten 
Räumen“ herrsche eher „Kollegialität“ als Konkurrenz: Die Beteiligten begegneten 
sich mit dem Anspruch konstruktiver Lösungen und nicht als interessengeleitete 
Verbandsvertreter.”? 

Allerdings: Externe Impulse - wie z. B. Strategien gewerblicher oder sich unter- 
nehmerisch gerierender Träger sowie neue Sparwellen oder Rationalisierungspro- 
gramme der zuständigen Gebietskörperschaften - können entsprechende Arrange- 
ments immer wieder aufbrechen (s. o.). Nicht wenig hängt dabei davon ab, wie sich 
die Vernetzung der Akteure vor Ort entwickelt. Das betrifft die Verteilung von Auf- 
trägen an Leistungserbringer - also die unmittelbar fallbezogene Kooperation im 





3° Mancherorts wird den freien Trägern eine relativ starke Stellung attestiert. Es heißt, sie 
„diktier|t]en die Preise“ und würden sich (unter Berufung auf das Subsidiaritätsprinzip) 
schnell „zur Wehr setzen“, wenn sie sich vom Jugendamt „gegängelt“ fühlten. 

37 Externe Beobachter sind teilweise kritischer: Sie argumentieren, dass in entsprechenden 
Projekten ein - immer auch „Ideen fördernder“ — Wettbewerb ausgeblieben und die Ange- 
botsvielfalt durch feste Belegungen „geschwächt“ worden sei. 
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Rahmen von Auftragsbeziehungen und Vereinbarungen -, aber auch Dynamiken 
des Informationsaustauschs und der Abstimmung arbeitsteiliger Interventionen. 


Netzwerke(r) im Kinderschutz: Orte und (Flieh-)Kräfte interorganisationaler 
Kooperation Bis hierher wurden bereits zwei Spielarten netzwerkförmiger Koor- 
dination im Kinderschutz thematisiert: einerseits „sozialräumliche Angebote‘; die 
z. T. als Verbundprojekte unterschiedlicher Organisationen aufgestellt sind - und 
zwar, wie weiter unten noch deutlicher werden wird, vielfach über Funktionsbe- 
reichsgrenzen hinaus - und andererseits Arrangements, die auf Vertragsbeziehun- 
gen zwischen Leistungserbringern und Kostenträgern innerhalb der Jugendhilfe 
beruhen. Darüber hinaus existieren jedoch auch weiter greifende, dezidierte 
„Vernetzungsprojekte“. Dabei geht es um formale Arrangements, welche dazu die- 
nen, die oben mit Blick auf die Organisationslandkarte des Kinderschutzsystems 
genannten Träger und Akteure systematisch(er) zu koordinieren. Vielfach erach- 
ten es die Regisseure dieses Systems bzw. die Sozialverwaltung als notwendig, die 
enorme Akteursvielfalt - bei der selbst die federführenden Steuerungsinstanzen 
vor Ort schnell den Überblick verlieren - im Rahmen eines „Netzwerkmanage- 
ments“ zu sortieren und zu bündeln. 

Im Referenzsetting (wie auch anderswo) gibt es verschiedene Vernetzungsiniti- 
ativen mit jeweils unterschiedlichen Teilnehmerkreisen und Ausrichtungen. Zen- 
trale Schaltstellen bilden hier die sog. „Kinderschutzfachkräfte“ (im Rechtsjargon 
auch bekannt als „insoweit erfahrene Fachkräfte“; vgl. Kap. 3). Im Rahmen eines 
groß angelegten Zertifizierungsprogramms waren zum Erhebungszeitpunkt unse- 
rer Studie bereits über 600 Personen entsprechend geschult worden. I. d. R. handelt 
es sich hier um Mitarbeiter von Einrichtungen in freier Trägerschaft oder Kitas, die 
im eigenen Hause oder von benachbarten Einrichtungen als „Fallberater“ hinzu- 
gezogen werden (müssen), aber auch sonst in interorganisationale Kooperations- 
prozesse einbezogen sind. Insofern kommt ihnen eine „Multiplikatorfunktion“ zu. 
Der Aufbau dieser Akteursgruppe gehört im Kinderschutzsystem zu den größten 
organisatorischen Veränderungen der letzten Jahre und nimmt in vielen Settings 
einen hohen (und wachsenden) Stellenwert ein?®. Mancherorts werden seitens der 
amtlichen Jugendhilfe und der für die Fortbildung der Fachkräfte zuständigen Ins- 
titute eigens Treffen organisiert, auf denen Grundsatzfragen zur Koordination des 
Systems erörtert werden. 

Auch Arbeitskreise spielen eine (zunehmend) bedeutsame Rolle. Im Referenz- 
setting operiert ein „Arbeitskreis Kinderschutz“, dessen Entstehung auf ein Ak- 
tionsprogramm der Fachbehörde zurückgeht, welches die Weiterentwicklung von 





38 In manchen Städten erfolgt die Fachberatung allerdings nicht durch bei freien Trägern 
angesiedelte Fachkräfte, sondern obligatorisch durch den ASD selbst. 
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Hilfestrukturen für Kinder aus suchtbelasteten Familien zum Ziel hatte. Ein erstes 
Anliegen bestand darin, sämtliche vor Ort ansässigen Suchtberatungsstellen „ins 
Boot zu holen‘, um so die gegebenen Vorgaben zu erfüllen und die daran geknüpf- 
ten Fördergelder zu erhalten. Wesentliche Ankerpunkte bildeten ein lokal einfluss- 
reicher Träger der Suchtprävention sowie eine ehemalige Angestellte des Kinder- 
schutzzentrums, die zum Jugendamt wechselte und dann (in dessen Auftrag) die 
Moderation des Netzwerks übernahm. 

Die weitere Entwicklungsdynamik verweist auf einen interessanten Mutations- 
prozess: Trotz personeller Kontinuität und unveränderter formaler Zwecksetzung 
wandelte sich - auf Initiative der lokalen Kinderschutzkoordinatorin und anderer 
Beteiligter - die thematisch begrenzte Ausrichtung des Arbeitskreises. Der neue 
Kooperationskontext wurde als Chance gesehen, die Vernetzung auf eine breitere 
Grundlage zu stellen und nunmehr sämtliche mit Kindeswohlgefährdung konfron- 
tierte Organisationen und Akteure einzuladen - wobei auf bereits (sporadisch) eta- 
blierte Netzwerkkontakte zurückgegriffen werden konnte. 

Verhandelt werden seitdem (einmal pro Quartal) den Kinderschutz allgemein 
betreffende Fragen - etwa bezüglich bestehender Kooperationsprozesse oder aktu- 
eller fachlicher bzw. organisationaler Probleme (auch durch Veränderungen im Re- 
gelwerk); Gegenstand der Diskussionen sind außerdem Fallberatungen, bei denen 
die Teilnehmer Gelegenheit erhalten, aktuell bearbeitete Fälle (gern, jedoch nicht 
zwingend mit dem ursprünglich angedachten „Sucht“-Bezug) vorzustellen und 
kollegialen Rat zu suchen. So kristallisiert sich eine „Vernetzungskultur“ heraus, 
die weiträumige Kooperationen anstoßen und möglichst viele Akteure integrieren 
soll. Zudem verdeutlicht das Beispiel in idealtypischer Weise, was oben mit der Me- 
tapher der Landschaftsarchitektur angedeutet wurde: Strukturelle Innovationen im 
Kinderschutz emergieren aus der Tätigkeit organisationaler Akteure vor Ort, die 
formale Vorgaben kreativ anwenden und mit lokal gewachsenen Gegebenheiten in 
Einklang bringen - wodurch sich durchaus neue lokale Strukturen bilden können. 

In benachbarten Bezirken sowie in den anderen von uns betrachteten Settings 
zeigen sich zahlreiche Variationen in Bezug auf solche Vernetzungsprozesse: So 
sind sog. „Stadtteilkonferenzen“ mancherorts eng mit der lokalen Leitungsebene 
der öffentlichen Jugendhilfe verknüpft; dabei werden von einzelnen lokalen An- 
bietern entwickelte Ideen publik gemacht und an andere Bezirke zurückgespiegelt, 
so dass sie sich nicht selten über räumliche Grenzen hinweg ausbreiten. Anderswo 
prägen kleinräumigere Netzwerke oder gesonderte Treffen von „Kinderschutzfach- 
kräften“ (s. o.) das Bild. Daneben treten gesetzlich vorgeschriebene Kooperations- 
formen. Das gilt v. a. für die Arbeitsgemeinschaften der Freien Wohlfahrtspflege 
(die sog. „AGs 78°, in Anlehnung an den entsprechenden Paragraphen im SGB 
VII); ihnen geht es darum, strategisch darauf hinzuwirken, dass die geplanten 
Maßnahmen „aufeinander abgestimmt“ werden und sich „gegenseitig ergänzen“. 
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Viele Netzwerke umfassen nicht nur Akteure der Jugendhilfe, sondern beziehen 
z. B. auch Hebammen, Kinderärzte, Polizisten oder Familienrichter mit ein, welche 
ihrerseits an verschiedenen professions- bzw. funktionsbereichsinternen Arbeits- 
kreisen partizipieren. Somit gibt es auf der lokalen Ebene viele Orte der Vernet- 
zung, wobei diese oft spezifisch zugeschnitten sind und nicht selten vieles neben- 
einander her läuft.” 

Die Betrachtung von Kooperationsprozessen jenseits von Vertragsbeziehungen 
und fallbezogener Zusammenarbeit lässt erneut bestimmte Problemhorizonte er- 
kennen, die für den Alltag des organisierten Kinderschutzes bedeutsam sind. All- 
gemein verweisen die Wahrnehmungen der Befragten auf eine gewisse Unüber- 
sichtlichkeit in den Kooperationsbeziehungen. Schon was die „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ betrifft, fehlt lokalen Akteuren mancherorts der „Durchblick“: Die 
für die Beratung zuständigen Personen in der Jugendhilfelandschaft sind offenbar 
nicht hinreichend bekannt - weshalb es gesonderte Anstrengungen gibt, sie in Lis- 
ten zu sammeln und diese den adressierten Organisationen zugänglich zu machen. 
Demgegenüber äußern besagte Fachkräfte selbst die Sorge, im Zuge solcher Maß- 
nahmen „mit Anfragen überrannt zu werden“. Formalisierte Erwartungen an die 
Zusammenarbeit quer zu Organisationsgrenzen oder Berufsgruppen werden oft 
als Problem gedeutet: So beklagt man im Referenzsetting, dass seitens der zentralen 
Fachbehörde „unaufhörlich“ Vernetzungsforderungen zu immer neuen Themen- 
gebieten erfolgten, die gleichsam „Moden“ zu folgen schienen. 

Die Akteure sehen sich somit gezwungen, den Netzwerkgedanken vor Ort auf 
unterschiedliche Weise mit Leben zu füllen. Das oben dargestellte Beispiel des sich 
in seinem Profil verändernden Arbeitskreises spricht diesbezüglich Bände. Nach- 
dem die ursprünglich anvisierte Engführung auf das Thema Sucht einen Mangel an 
Teilnehmern bzw. Diskussionsbedarf zur Folge hatte, kam es zu einer selbstläufi- 
gen Verschiebung des Netzwerkzwecks - wobei der Arbeitskreis nach wie vor den 
Anspruch erhebt, die anfänglich fokussierte (jedoch faktisch obsolet gewordene) 
Thematik nebenher weiter zu „pflegen“. 

Auffällig erscheint zudem die Ressourcenabhängigkeit von Vernetzungsprozes- 
sen: Generell stehen und fallen diese Prozesse mit dem, was alle Beteiligten an Zeit 
und Energie investieren können - und diesbezüglich herrscht häufig Knappheit. So 
wird - um nur ein Beispiel aus einem unserer Settings zu nennen - im Hinblick auf 
die Zusammenarbeit zwischen dem Jugendamt und den freien Trägern berichtet, 
dass im Rahmen der AG 78 keinerlei Austausch mehr stattfände, seit die dafür 
zuständige Koordinationsstelle vom Jugendamt zurückgezogen worden sei. Man- 
cherorts bekunden Akteure zudem, man müsse in diesem Gremium aufgrund der 





® Vgl. dazu sowie zum Folgenden ausführlich Abschn. 4.2.3. 
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Beteiligung des Jugendamts „vorsichtig sein“ und mit „Kritik gegenüber dem Auf- 
traggeber“ sparsam umgehen. Da die Träger von Beauftragungen der Kostenträger 
abhängen, riskieren sie in den Netzwerken ungern eine „dicke Lippe“. Hier machen 
sich also auch Asymmetrien im Hinblick auf Machtressourcen und entsprechende 
Kontrollspielräume bemerkbar. 

Kurzum: Es bestehen hohe Ansprüche an Kooperation - und sämtliche Instan- 
zen sind aufgerufen, daran zu partizipieren. Faktisch bleibt indes vieles den Ak- 
teuren und Geschehnissen vor Ort überlassen. Zwar gibt es Potenzial für kreative 
Wendungen, aber auch für Irritationen bei den Beteiligten bzw. Adressaten von 
Vernetzungsinitiativen. Dabei können immer auch bestimmte Fliehkräfte zu Tage 
treten, die bewirken, dass die Akteure (wieder) auseinanderdriften, weil sie Koope- 
rationsprozesse als problematisch erfahren. 


Die Organisation(en) der Peripherie: Akteure des Gesundheitswesens mit kon- 
tingenten Rollen Wie bereits erläutert, spielen im Kinderschutzsystem neben der 
Jugendhilfe auch Akteure des Gesundheitswesens wichtige Rollen. Unser Referenz- 
setting zeigt, dass sich der lokale Zuschnitt dieser Rollen als äußerst dynamisch 
erweisen kann. Dies betrifft zunächst die Gesundheitsämter und ihre Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Gewährleistung der zunehmend bedeutsameren U-Unter- 
suchungen für Kleinkinder.“ Im fraglichen Setting obliegen Früherkennungs- und 
Schuleingangsuntersuchungen sowie reguläre, flächendeckende Angebote der 
Mütterberatung einer speziellen Organisationseinheit des Gesundheitsamts - dem 
„Kinder- und Jugendgesundheitsdienst“ (KJGD). Sie zählen hier gewissermaßen 
zum „Standardprogramm“.*! Das Kontrollarrangement basiert darauf, dass ein bis 
zwei Mitarbeiter pro Bezirk versäumte Untersuchungen durch Aktenabgleiche 
nachverfolgen; hierfür werden im fraglichen Setting Verwaltungsangestellte einge- 
setzt, die nach der Privatisierung der Landeskrankenhäuser ihre „Rückkehroption“ 
in den öffentlichen Dienst wahrgenommen haben.“? Ist beim Jugendamt nichts 





“ Zu den diesbezüglichen regionalen Variationen auf der institutionellen Ebene siehe Ab- 
schn. 3.2. 

#1 Darüber hinaus sind Gesundheitsämter (hier wie anderswo) häufig in Initiativen im Kon- 
text von Gesundheitsförderung oder „Frühen Hilfen“ eingebunden (s. u.). 

2 Diese „Rückkehrerinnen“ werden darüber hinaus auch als sog. „Familienlotsinnen“ einge- 
setzt, die problembelastete Familien über mögliche Hilfsangebote beraten sollen. Vorbild für 
dieses Arrangement war das sog. „Dormagener Modell“ (vgl. Jugendamt Dormagen 2011),in 
dessen Rahmen unter Regie des Jugendamts regelmäßig junge Familien besucht werden. Das 
Beispiel verdeutlicht, wie besonders „populäre“ Organisationsansätze auch in andere lokale 
Kontexte hinein diffundieren können. Jedoch wurden im o. g. Fall nur bestimmte Straßen- 
züge (soziale Brennpunkte) gezielt angesteuert, was Befragte auf begrenzte Zeitressourcen 
zurückführen. 
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aktenkundig, so obliegt es dem Gesundheitsamt, durch ein einmaliges Anschreiben 
ein Gespräch mit der Familie und ggf. einen Hausbesuch in die Wege zu leiten, 
welcher durch das o. g. Personal - nicht selten ausgebildete Krankenschwestern - 
durchgeführt wird. 

In einem anderen Setting zeigt sich eine spezifische Variation dieses Arrange- 
ments: Hier ist der „KJGD“ mit Sozialarbeitern besetzt, die „Problemfamilien“ mit 
kleinen Kindern aufsuchen und dabei ggf. auf die Dienste einer „hauseigenen“ Heb- 
amme zurückgreifen. Grundsätzlich erhalten alle Familien mit „Erstgeborenen“ 
Briefe, mit denen sich die Dienste „zum Hausbesuch einladen“. Die U-Untersuchun- 
gen werden durch die Kindertagesstätten koordiniert, während die Schuleingangs- 
Checks in der Zuständigkeit eines (von Ärzten besetzten) kinder- und jugendpsych- 
iatrischen Dienstes liegen. Infolge der vorgeschriebenen Nachverfolgung der Wahr- 
nehmung von U-Untersuchungen wird - hier wie anderswo - von einem markanten 
Anstieg von Meldungen berichtet, die eine formale Überprüfung (per Hausbesuch) 
erfordern - wobei dabei ermittelte Problemlagen in den meisten Fällen bereits vor- 
her bekannt waren. Wieder anderswo ist das Jugendamt klar „Herr des Verfahrens‘, 
was die Vorsorgeuntersuchungen betrifft; das Gesundheitsamt hat hier keine recht- 
liche Handhabe, Familien selbst aufzusuchen, und auch das Meldeverfahren zu den 
U-Untersuchungen wird weitgehend ohne seine Beteiligung abgewickelt.“? Für das 
Jugendamt besteht jedoch die Möglichkeit, Ärzte des Gesundheitsamts zu Hausbesu- 
chen mitzunehmen - woraus sich die praktische Option ergibt, das Kind übergangs- 
weise in einer Klinik unterzubringen. Nehmen Bürger direkten Kontakt mit dem 
Gesundheitsamt auf, so werden sie unmittelbar an das Jugendamt weiter verwiesen. 

Eine ähnlich vielfältige Rollenverteilung findet sich im Bereich der Familienheb- 
ammen. Im Referenzsetting sind sie bestimmten sozialräumlichen Projekten (z. B. 
Bürgerhäusern) zugeordnet; sie intervenieren hier in drei „sozialen Brennpunk- 
ten“ (zumeist innerstädtischen Hochhaussiedlungen), wobei im Anschluss an das 
Bundeskinderschutzgesetz ein Ausbau der Standorte geplant ist.‘ Zum Zeitpunkt 
unserer Studie wurden sie vom Gesundheitsamt finanziert, wobei Jugendämter sie 
zusätzlich im Rahmen der Hilfen zur Erziehung über Honorarverträge „buchen“ 
konnten.“ In bestimmten Straßenzügen führen die Hebammen über ihr reguläres 





® Das Arrangement soll Mehrfachbefragungen verhindern, bei denen die Gefahr gesehen 
wird, dass das Gesundheitsamt Informationen „verwischt“. 

“ Um von den vorgesehenen Fördermitteln für Frühe Hilfen zu profitieren, musste man sich 
mit einem ausgearbeiteten Konzept „bewerben“. Im Referenzsetting entschied man sich für 
ein neues Projekt beim Kinderschutzzentrum, wo die bereits bestehenden Standorte (auf- 
gestockt und um zwei weitere ergänzt) künftig angedockt werden sollen. 

% Grundsätzlich unterliegen sie den gleichen Bestimmungen im Sinne des $ 8a SGB VIII wie 
sozialpädagogisches Personal (s. Kap. 3). 
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Tätigkeitsspektrum hinaus „Begrüßungsbesuche“ bei jungen Eltern durch, wobei 
sie kleine Geschenke (Drogeriegutscheine) verteilen. Organisation und Finanzie- 
rung laufen über eine Außenstelle des Gesundheitsamts, die überdies - im Rah- 
men des (allerdings immer wieder Haushaltskürzungen bedrohten) kommunalen 
Gesundheitsförderungsmanagements - „Bedarfe ermittelt“, Kooperationspartner 
sucht und neue Projekte auflegt (z. B. Vorträge zur Gesundheitsvorsorge, Mütterbe- 
ratung). Auch diese Angebote richten sich vorrangig an Bewohner von Quartieren, 
in denen hohe Bedarfe vermutet werden - wobei für ihren flächendeckenden Aus- 
bau (bislang) die finanziellen Mitteln fehl(t)en. Die Befassung von Hebammen mit 
Aufgaben des Kinderschutzes ist hier also schon früh in einer spezifischen lokalen 
Version auf den Weg gebracht worden. Wenngleich das Konzept eher tentativ und 
lückenhaft (als „Leuchtturmprojekt“) verfolgt wurde, steht es für eine bedeutsame 
Veränderungsdynamik im organisierten Kinderschutz. 

In anderen Bezirken des gleichen Settings finden sich weitere Variationen; hier 
sind Familienhebammen mitunter bei freien Trägern regulär angestellt, wofür letz- 
tere eine Mittelzuweisung vom Gesundheitsamt erhalten. Nach dem tragischen, 
auf Vernachlässigung zurückgehenden Tod eines Kindes im Jahr 2005 gab es eine 
Welle neuer Familienhebammenprojekte, bei denen z. T. freiberufliche Aktivitäten 
mit behördlich beauftragten Honorartätigkeiten kombiniert wurden: Freiberufli- 
che rechneten direkt mit den Krankenkassen ab, wobei nur Kontaktstunden be- 
zahlt wurden und der Rest (z. B. Telefonate, Hilfeplangespräche, Teamsitzungen) 
als Honorarstunden geltend gemacht werden konnte. Gab es im Bereich der ange- 
stellten Hebammen früher Verfahren, bei denen Gelder für mit den Krankenkassen 
abrechenbare Leistungen in den Haushalt der öffentlichen Hand zurückgespeist 
wurden, zahlen die Kassen seit geraumer Zeit gar nicht mehr für Fachkräfte mit 
Angestelltenstatus.“° Für die Zukunft sind Modelle unter Einbezug von Geburtskli- 
niken geplant, die nach einem „Screening“ an sog. „Familienteams“ (bestehend aus 
Hebammen, Gesundheitsamt und Familienlotsen) weitermelden sollen. 

Nimmt man andere Settings in den Blick, so zeigt sich ein noch erheblich brei- 
teres Spektrum bezüglich der Organisation der fraglichen Interventionen: Spielen 
mancherorts auch „reguläre“ (freiberufliche) Hebammen eine gewisse Rolle im 
Kinderschutz, so sind sie anderswo in Festanstellung beim Gesundheitsamt be- 
schäftigt und arbeiten dort Sozialarbeitern zu (s. o.). Eines der von uns beforsch- 
ten Gesundheitsämter betreibt (ähnlich wie im Referenzsetting) ein Projekt, bei 
dem Familienhebammen oder Kinderkrankenschwestern „Begrüßungsbesuche“ 
bei allen Erstgeborenen durchführen und ein (per Sponsoring finanziertes) „Will- 
kommensgeschenk“ (Stofftier, Lätzchen usw.) überreichen. Aufgrund datenschutz- 





#6 Die entsprechende Umstellung hatte bei manchen Organisationen für Irritationen gesorgt 
und Änderungskündigungen provoziert. 
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rechtlicher Hindernisse konnte die ursprünglich gemeinsam mit dem Jugendamt 
erarbeitete Initiative nur unter der Aufschrift „gesundheitsförderndes Projekt“ be- 
willigt werden (obwohl es eigentlich auch auf den Kontext Kindeswohlgefährdung 
abzielt); das Angebot muss in diesem Rahmen grundsätzlich allen Eltern unterbrei- 
tet werden und die Teilnahme ist freiwillig. Wenn beim Hausbesuch etwas auffällt, 
vermitteln die Besucherinnen mit Einverständnis der Eltern weiter an das Jugend- 
amt oder Beratungsstellen. 

Anderenorts gibt es ebenfalls Angebote spezialisierter Hebammen, wobei je- 
doch der Terminus „Familienhebamme“ bewusst vermieden wird. Man will sich 
gegenüber „stigmatisierenden“ Ansätzen abgrenzen und sämtliche Milieus anspre- 
chen. Ankerpunkt der Initiative ist eine zentrale Informationsstelle, die alles an 
Frühen Hilfen bündelt, was es in der Stadt gibt und gezielt Kontakte zu Hebammen 
herstellt. Sie erhält Fördergelder im Rahmen eines landesweiten Ausbaukonzepts 
für Frühe Hilfen. Generell wird hier versucht, die Bearbeitung von Kindeswohl- 
gefährdung bewusst aus dem Bereich der Frühen Hilfen herauszuhalten: Entspre- 
chend finden auch keine „Begrüßungsbesuche“ bei jungen Eltern (zu Hause) statt 
- dafür aber „Antrittsbesuche“ schon in der Geburtsklinik, bei denen Hilfe bei der 
Antragstellung für Hebammen angeboten wird. 

Mancherorts gelten Projekte der „aufsuchenden Elternhilfe“ (durch Sozialarbei- 
ter) als bessere Alternative; sie werden hier mit Landesmitteln flächendeckend aus- 
gerollt. In einem anderen Setting zieht der ASD fallweise beim Gesundheitsamt 
beschäftigte „sozialmedizinische Assistentinnen“ (mit einer (Vor-)Ausbildung als 
(Kinder-)Krankenschwestern) zur Einschätzung der körperlichen Situation von 
Kleinkindern heran.’ Abhängig vom Fall können sie (besonders unmittelbar nach 
der Geburt) 3-4 weitere Besuche unternehmen oder Beratungen anbieten. (Fami- 
lien-)Hebammen sind in diesem Setting dagegen eher „dünn gesät“ und arbeiten 
mit begrenztem Auftrag im Bereich der „Frühen Hilfen“. 

Während Familienhebammen insgesamt immer stärker in das Kinderschutz- 
system integriert werden, operieren andere Einrichtungen des Gesundheitswesens 
stärker in der Peripherie des Systems - v. a. indem sie Diagnosefunktionen wahr- 
nehmen. Was die Einbettung von niedergelassenen Medizinern betrifft, so existiert 
im Referenzsetting bereits seit längerer Zeit ein Arbeitskreis von Kinderärzten, bei 
dem u. a. Fragen des korrekten Umgangs mit der Schweigepflicht in Fällen der 
(vermuteten) Kindeswohlgefährdung erörtert werden. Er geht auf eine Initiative 
engagierter Einzelpersonen zurück und war lange Zeit als reine Ärztegruppe or- 
ganisiert; ein Austausch mit dem operativen Kern des Kinderschutzsystems fand 
eher sporadisch statt. Der engere Kontakt zur Jugendhilfe entwickelte sich eher 





#7 Hierfür existieren Honorarverträge auf 400 €-Basis. 
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zufällig, als eine Kinderärztin gegen eine Jugendamtsmitarbeiterin Beschwerde 
(wegen eines Fehltrittes im Zusammenhang mit der Schweigepflicht) einlegte. Aus 
den Schlichtungsbemühungen der Kinderschutzkoordinatorin ergab sich dann 
eine Veranstaltung, bei der Jugendamt, Gesundheitsamt und Kinderärzte an einen 
Tisch gebracht wurden. 

Auch in anderen Settings steht und fällt die lokale Einbindung der ärztlichen 
Profession in den organisierten Kinderschutz mit dem Engagement Einzelner. Bun- 
desweit gibt es unter Kinderärzten einige „prominente“ Persönlichkeiten, die - z. B. 
im Rahmen von Fortbildungsveranstaltungen sowie in Broschüren und Publikati- 
onen“? - auf Kindeswohlgefährdung als Gegenstand ärztlicher Praxis aufmerksam 
machen und für bestimmte Formen des Umgangs mit ihr werben. In sämtlichen 
der von uns betrachteten Settings gibt es Leitfäden (mit Checklisten, Ablaufsche- 
mata usw.), die in Kooperation ärztlicher Berufsverbände und Behörden heraus- 
gegeben und durch eine Krankenkasse als Sponsor finanziell unterstützt werden. 
Andere Broschüren raten Kliniken zur Etablierung einer „Kinderschutzgruppe“ 
mit Beratungsfunktion sowie zu einem standardisierten Verfahren der Diagnostik 
und Dokumentation.“ 

Vielerorts sind Kinderpsychologen und -psychiater (z. B. im Rahmen der öffent- 
lichen Gesundheitsdienste oder „sozialpädiatrischen Zentren“) mit der Jugendhilfe 
vernetzt und somit relativ stark in den Kinderschutz involviert. Grad und Dichte 
dieser Vernetzung scheinen allerdings auch hier von lokalen Verfügbarkeiten und 
Angebotsstrukturen sowie vor Ort gewachsenen Beziehungen abzuhängen - mit 
unterschiedlichen Konsequenzen: In mehreren Settings berichten Mitarbeiter der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie davon, dass diese seitens des ASD gelegentlich als 
„Übergangslösung“ vor einer längerfristigen Unterbringung genutzt werde. 

Auch andere stationäre Einrichtungen des Gesundheitswesens werden mit 
Angelegenheiten des Kinderschutzes befasst, wobei sich entsprechende Struktu- 
ren ebenfalls bottom-up und nicht flächendeckend entwickeln. Zuweilen werden 
(kindliche) Patienten zur somatischen Abklärung an pädiatrische Klinikabteilun- 
gen verwiesen - was im Einzelfall auch dazu dient, das Kind bei akuter Gefahr 
durch eine stationäre Aufnahme zunächst „aus der Schusslinie zu nehmen‘. In ei- 
nigen (längst nicht allen) Kliniken erfüllen interdisziplinär (mit Ärzten, Psycholo- 
gen und Sozialarbeitern) besetzte „Kinderschutzgruppen“ eine Schnittstellenfunk- 
tion -teilweise mit Nachhilfe von außen: So erfolgte in einem von uns beforschten 


4 Vgl. etwa Herrmann etal. (2010). 


® Ansätze wie das „RISKID“-Projekt, das auf einen Datenaustausch unter Kinderärzten bzgl. 
Verdachtsfällen abzielt, verbreiten sich ebenfalls auf dem Wege kollegialen Austauschs und 
fachlicher „Öffentlichkeitsarbeit“. 
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Krankenhaus die Einrichtung einer solchen Arbeitsgruppe auf „Anfrage“ seitens 
der lokalen Kinderschutzkoordinatorin; die Federführung übernahm der Sozial- 
dienst der Einrichtung. 

Die lokale Rolle rechtsmedizinischer Abteilungen weist - hinsichtlich der Be- 
deutung persönlichen „Commitments“ - in eine ähnliche Richtung. So existiert 
in einer Klinik des Referenzsettings ein „Kompetenzzentrum‘, dessen Entstehung 
wesentlich auf die Initiative einer einzelnen Ärztin zurückgeht. Die Aktivitäten der 
Abteilung umfassen nicht (nur) Obduktionen von Verstorbenen, sondern auch Un- 
tersuchungen von lebenden Gewaltopfern, speziell im Bereich von häuslicher Ge- 
walt und Kindeswohlgefährdung; hier werden Verdachtsabklärungen vorgenom- 
men oder Gutachten erstellt. Als Auftraggeber fungieren meistens der ASD (zu- 
weilen unter Einbezug des Familiengerichts) sowie Kliniken oder niedergelassene 
Kinderärzte, während die Polizei oder Privatpersonen (sofern es sich nicht um die 
Eltern selbst handelt) den Umweg über das Jugendamt gehen müssen.’ Finanziert 
wird die Einrichtung durch die Fachbehörde für Soziales und Familie - wobei die 
entsprechende Förderung jedes Jahr neu verhandelt wird. 

Was die Entstehungsgeschichte solcher auf kindliche Opfer spezialisierten 
rechtsmedizinischen Institute betrifft, zeigen sich erstaunliche Parallelen: In zwei 
weiteren der von uns untersuchten Settings waren es ebenfalls engagierte Ärzt(inn) 
e(n), die die Etablierung der Einrichtungen innerhalb der lokalen Kinderschutz- 
landschaft (z. T. mit hohem eigenen „Investment“) vorantrieben. Variationen zei- 
gen sich dagegen im Hinblick auf die Finanzierung: So trägt mancherorts nicht das 
Sozial- oder Gesundheitsressort, sondern das Ministerium des Innern die Kosten. 
Dies wird von lokalen Akteuren als „ein bisschen merkwürdig“ angesehen, zumal 
es - aufgrund einer Rechenschaftspflicht gegenüber dem Ministerium - impliziert, 
dass die Polizei aufgrund ihres Ermittlungszwangs eigentlich regelmäßig Akten be- 
schlagnahmen müsste. Wieder anderswo erfolgt keine Regelförderung seitens der 
öffentlichen Hand, sondern die Untersuchungen müssen (mit festen Fallpauscha- 
len) durch die beauftragenden Instanzen vergütet werden. 

Die Betrachtung der Beteiligung von Instanzen des Gesundheitswesens am Kin- 
derschutz vor Ort verweist erneut auf spezifische Problemhorizonte im Hinblick 
auf das, was in der Praxis orientierungsstiftend ist. Generell besteht verbreitet der 
Eindruck einer unsystematischen Einbindung dieser Instanzen. Noch stärker als 
bei der Administration der Jugendhilfe zeigen sich hier diffuse Zuständigkeiten, 
auch weil die lokale Infrastruktur für gesundheitsbezogene Aktivitäten im Kin- 
derschutz allgemein defizitär erscheint. Diese Diffusität spiegelt sich zunächst in 
typischen Einschätzungen zur Rolle von Gesundheitsämtern: Zuweilen säßen „ty- 





°0 Anderswo gestalten sich Aufträge seitens der Polizei unkomplizierter und machen einen 
großen Anteil aus, während Anfragen durch das Jugendamt eher selten sind. 
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pische Obermedizinalräte ohne jegliche Leidenschaft“ in Leitungspositionen, für 
die kinderschutzrelevante Aktivitäten „kein Herzblutthema“ seien und die lediglich 
das „Standardprogramm“ (Schuleingangsuntersuchungen, Mütterberatung etc.) 
bedienten. Andere Amtsleiter zeigten sich präventiver Arbeit gegenüber dagegen 
aufgeschlossener und forderten diese - auch „gegenüber der Politik“ - explizit 
ein. Solche Diskrepanzen werden damit erklärt, dass der Auftrag und Aufbau von 
Gesundheitsämtern im Gesetz eher vage beschrieben sei. So hänge die Ausrich- 
tung von kinderschutzrelevanten Aktivitäten oft von den Interessen bzw. „Hobbys“ 
(z. B. Hygiene, Psychiatrie oder eben Prävention) Einzelner ab. Hiermit wird ein 
Unterschied zu den Jugendämtern markiert, welche klassischerweise als kompak- 
te Behörden mit einem vergleichsweise konkret umrissenen gesetzlichen Auftrag 
aufgebaut sind. Gesundheitsämter und ihre Abteilungen „wachsen‘, so die Quint- 
essenz einer Befragten - sie erscheinen als hochgradig idiosynkratische Instanzen 
mit einem lokal spezifizierten Aufgabenprofil. Jedenfalls legen Hinweise auf die 
Offenheit bzw. Volatilität der Entwicklungsdynamik der Ämter nahe, dass deren 
systematische Integration in den Kinderschutz kein Selbstläufer ist. 

Ansonsten macht man die defizitäre Einbindung des Gesundheitswesens häufig 
v. a. an der Berufsgruppe der Ärzte fest: Auch hier scheint vieles von den indivi- 
duellen Präferenzen einzelner Akteure abzuhängen. Vonseiten anderer Instanzen 
des Kinderschutzsystems wird der medizinischen Profession vielfach nachgesagt, 
sich „am schlechtesten zu vernetzen‘; ihre Einbindung in lokale Arbeitskreise gilt 
generell als schwierig. Dies scheint nicht zuletzt mit einer von Ärzten wahrgenom- 
menen Hybridisierung von Berufsrollen zusammenzuhängen: „Ermittlungsfunkti- 
onen)‘, die in das traditionell ausschließlich auf „Krankheit“ bezogene Berufsprofil 
einsickern, gelten - nicht zuletzt mit Blick auf das Vertrauensverhältnis zu Adres- 
saten - allgemein als delikat. 

Ähnliches gilt auch für die (Familien-)Hebammen: Diese fordern vehement 
eine Rollenklarheit, die sicherstellt, dass die aufsuchende Arbeit nicht in „Kont- 
rollbesuche“ im Sinne eines „Frühwarnsystems“ ausartet und „ermöglichend“ statt 
„defizitorientiert“ gearbeitet werden kann. Ihre Einbindung in das lokale Kinder- 
schutzsystem scheint allgemein von viel Varianz und Kontingenz bestimmt: Exter- 
ne „Anreize“ wie etwa das o. g. Bundesmodellprojekt, lokale Organisationsformate 
(die etwa die Frage betreffen, ob Hebammen freiberuflich, als Honorarkräfte oder 
als Angestellte tätig werden), vor Ort gerade verfügbare (Personal-)Kapazitäten 
und nicht zuletzt finanzielle Bewegungsfreiheiten spielen beim Aufbau der ent- 
sprechenden Infrastruktur offenbar eine wesentliche Rolle. 

Erneut verweisen die Wahrnehmungen der Akteure auf eine gewisse Unordnung 
der Ressourcenflüsse. So wird die allgemein beobachtete Zurückhaltung der Medizi- 
ner in Kooperationsprozessen auch darauf zurückgeführt, dass keine klaren Finan- 
zierungswege existieren. Kliniken, die sich an kinderschutzbezogenen Aktivitäten 
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beteiligen, beschreiben diese nicht selten als „Schattenleistungen‘, da sie von den 
Krankenkassen nicht gesondert vergütet werden. Niedergelassene Kinderärzte be- 
klagen, dass für U-Untersuchungen - die für diese oft einen nicht unerheblichen 
Anteil der täglichen Arbeit darstellen - nur begrenzte Zeitressourcen zur Verfü- 
gung stünden.°' Beschäftigte des KIGD geben an, dass die vorhandenen Ressour- 
cen (immer noch) nicht ausreichten, um die gesetzlichen Vorgaben zu erfüllen. 
Schließlich wird in Bezug auf die Finanzierung von Familienhebammen von Strei- 
tigkeiten in der Verwaltung berichtet - und zwar dort, wo das Gesundheitsressort 
nicht bereit war, etwas beizutragen. Zuweilen gilt die Arbeitsteilung zwischen Ge- 
sundheitsinstanzen und Jugendhilfe auch dadurch als belastet, dass letztere eigene 
(Ressourcen-)Probleme an erstere auslagert: In einem Setting wird von Irritationen 
bezüglich des Umstands berichtet, dass die stationäre Psychiatrie als Notunterkunft 
genutzt werde. Hier komme es zu Konflikten, wenn sich das Jugendamt zu sehr auf 
die „Delegation“ an die Klinik verlasse und die Planung von Anschlussmaßnahmen 
so verzögert werde. 

Betrachtet man die Beteiligung von Instanzen des Gesundheitswesens am lokal 
organisierten Kinderschutz insgesamt, sticht die große Varianz dieser Beteiligung 
sowie der sie betreffenden Modalitäten ins Auge. Wer auf welche Weise für diagno- 
se- und präventionsbezogene Aktivitäten zuständig ist, folgt nur selten einem vor 
Ort entwickelten und umgesetzten Masterplan. Das Engagement - oder umgekehrt 
auch die Zurückhaltung - dieser peripheren Instanzen des Kinderschutzsystems 
erscheint hochgradig individualisiert. Mit anderen Worten: Die Rollen der entspre- 
chenden Akteure im Kinderschutzsystem sind vielfach kontingent. 

Tatsächlich folgen organisationale Arrangements örtlichen Sonderentwicklun- 
gen, so wie dies besonders anschaulich beim oben geschilderten „Lotsenprojekt“ 
im Referenzsetting ersichtlich ist: Das Projekt basiert letztlich auf durch systemex- 
terne Faktoren (hier: die Privatisierung regionaler Krankenhäuser) freigesetzten 
Personalressourcen; institutionelle Anforderungen einerseits und lokale Gegeben- 
heiten bzw. Verfügbarkeiten - als von unten „gewachsene“ Strukturen - anderer- 
seits treffen gleichsam zufällig aufeinander. Es kristallisiert sich somit eine weitere 
Variante des o. g. „landschaftsarchitektonischen“ Handlungsmusters heraus: An- 
gesichts variierender Entscheidungsgelegenheiten in der organisationalen Praxis 





1 Davon abgesehen würden sich die Untersuchungen als für den Kinderschutz unergiebig 
erweisen - der Anteil der aus ihnen resultierenden „Verdachtsfälle“ sei verschwindend gering. 
Auch Vertreter der Jugendhilfe verbuchen diesbezügliche Nachverfolgungssysteme eher unter 
„Symbolpolitik“: Verbreitet herrscht die Einschätzung vor, dass aus der Nichtteilnahme an ei- 
ner Untersuchung noch keine Gefährdung abgeleitet werden könne und die Regelung (durch 
einen markanten Anstieg „falsch positiver“ Meldungen) im schlimmsten Fall in der Lage sei, 
den ASD „lahmzulegen“. 
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werden nicht nur „Lösungen für Probleme“; sondern gleichermaßen „Probleme für 
Lösungen“ gesucht.’ Gerade bei den Instanzen des Gesundheitswesens scheinen 
somit - soweit es um Kinderschutz geht - ergebnisoffene Aushandlungsprozesse 
das Geschehen zu bestimmen. 


Sicherheitsapparat und Familiengerichtsbarkeit: Akutinterventionen - und 
mehr - in vielen Varianten Für die Praxis des Kinderschutzes vor Ort sind, v. a. 
bei akuten Gefährdungssituationen, die Beziehungen zwischen Polizei und Jugend- 
hilfe durchaus bedeutsam. Daneben spielen auch (Straf-)Justiz und Staatsanwalt- 
schaft eine gewisse Rolle; zusammen mit der Polizei bilden sie den Kern dessen, 
was wir oben als öffentlichen Sicherheitsapparat bezeichnet haben. Die Polizei 
erweist sich meist als eine periphere Instanz, die allerdings bei eklatanten Kinder- 
schutzfällen momentweise ins Rampenlicht des Geschehens rücken kann. In unse- 
rem Referenzsetting ist sie (so wie anderswo auch) aufgerufen, sämtliche Vorgänge, 
bei denen Kinder oder Jugendliche (als Opfer oder Täter) involviert sind, dem ASD 
zu melden. Dabei erfolgt keine explizite Differenzierung zwischen dem Problem- 
bereich „Kindeswohlgefährdung“ (wo Kinder i. d. R. Opfer von Gewalt oder Ver- 
nachlässigung im familiären Raum sind) und „Jugenddelinquenz“ (bei dem der 
junge Mensch selbst Normübertretungen begangen hat). Auch letzterer Tatbestand 
gilt - im Hinblick auf das Meldeverfahren - für die Polizei als Indikator für ein 
„Erziehungsdefizit“ und somit eine latente Kindeswohlgefährdung (durch Dritte). 
Infolge der Schaffung direkter Zugangswege und der Beseitigung einiger daten- 
schutzrechtlicher Hindernisse werden im Referenzsetting knapp 80% der Meldun- 
gen von „Kindeswohlgefährdung“ durch die Polizei vorgenommen.’ Schon diese 
Entwicklungsdynamik verweist auf einen wachsenden Stellenwert der Polizei im 
Kinderschutzsystem. 

Mehr noch: Wie oben bereits angedeutet wurde, blickt das Kinderschutzsys- 
tem des Referenzsettings auf eine Phase zurück, in der die Jugendhilfepolitik eine 
außerordentlich starke ordnungspolitische Handschrift trug. In dieser Phase hatte 





’2 Dies folgt also einer in der Organisationstheorie als „garbage can“-Logik beschriebenen 
Dynamik (vgl. Cohen et al. 1972). Ähnliches gilt für die o. g. Transformation des Arbeits- 
kreises Kinderschutz im Referenzsetting, wo ebenfalls saisonal verfügbare (zunächst zweck- 
gebundene) Ressourcen mit lokalen Bedarfslagen in Einklang gebracht wurden. In gewisser 
Weise ähnelt dieses Lösungsmuster dem, was in Bezug auf die Ausschöpfung von Budgets 
in der traditionellen Verwaltung als „Dezemberfieber“ (Franz 2013: 373) bezeichnet wird: 
Zunächst werden verfügbare Mittel abgerufen, um sie dann so gut es geht einem sinnvollen 
Zweck zuzuführen. 

® Wir beziehen uns hier auf eine Statistik von 2009. Es gilt allerdings zu berücksichtigen, dass 
ein hoher Anteil der Meldungen auf den Bereich der Jugenddelinquenz entfällt und die Daten 
somit mit Vorsicht zu interpretieren sind. 
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die Innen- und Justizbehörde verbindliche Meldeverfahren (z. B. zwischen Polizei 
und Jugendamt) festgelegt, die „geschlossene Unterbringung“ (wieder) eingeführt 
und gleichzeitig sog. „Familieninterventionsteams“ geschaffen, die - Seite an Seite 
mit der Polizei - mit jugendlichen Intensivtätern arbeiten sollen. Allerdings fand 
sich auf Seiten der Jugendhilfe kein Personal, das bereit gewesen wäre, diese An- 
sprüche zu bedienen. Das Interventionsteam wurde daraufhin auf der Ebene der 
zentralen Fachbehörde selbst verankert - wobei z. B. die Bereitschaft, die geschlos- 
sene Unterbringung zu „belegen“, als Einstellungskriterium für die dort beschäf- 
tigten Mitarbeiter galt. Die Aktivitäten des Teams erfolgen also an anderer Stelle 
als ursprünglich vorgesehen.”' Die neu geschaffene (zentral operierende) Abteilung 
erhielt in Bezug auf die herangezogenen Fälle ein eigenes Entscheidungsrecht. Da- 
mit existiert neben dem o. g. Kinder- und Jugendnotdienst (der durch seine be- 
sonders exponierte „Feuerwehrfunktion“ in der täglichen Arbeit ebenfalls relativ 
häufig mit der Polizei kooperiert) gewissermaßen ein weiteres Jugendamt, welches 
nicht lokal verankert, sondern auf bestimmte Fallkonstellationen (delinquente Ju- 
gendliche) ausgerichtet ist. 

Was die Meldefunktionen der Polizei anbelangt, so durchlaufen Meldungen, 
bevor sie ans Jugendamt weitergeleitet werden, einen internen Filterungsprozess. 
Auf zentraler Ebene sind sog. „Jugendbeauftragte“ dafür zuständig, alle Meldungen 
einer formalen Prüfung zu unterziehen. Bei der Sachbearbeitung durch die lokalen 
Polizeikommissariate gibt es darüber hinaus Beamte, die formal auf „Beziehungs- 
gewalt“ (d. h. Gewalt in engen sozialen Beziehungen, z. B. in Partnerschaften, und 
auch zulasten von Kindern) spezialisiert sind. Sie durchlaufen einwöchige Lehr- 
gänge, auf denen u. a. spezielles rechtliches (z. B. bzgl. Vernehmungen) oder so- 
zialpsychologisches Wissen (bzgl. „Funktionsweisen von Beziehungsgewalt“) ver- 
mittelt wird, welches für die Bearbeitung der entsprechenden Vorgänge als relevant 
betrachtet wird. I. d. R. handelt es sich bei diesen Sachbearbeitern um Polizisten, 
die sich aufgrund persönlicher Motivlagen selbst für diese Positionen entschieden 
haben. Angesiedelt sind die Stellen im Bereich der Kriminalpolizei, wobei die kon- 
krete Verankerung in Sachgebieten (z. B. „Allgemeines‘, „Gewaltkriminalität“) lo- 
kal variiert. Im Bereich der Schutzpolizei sind zusätzlich sog. „bürgernahe Beamte“ 
tätig, die auf Grundlage ihrer Vertrautheit mit den Verhältnissen im Quartier (die 
Kenntnis der Bewohner wie auch vor Ort ansässiger sozialer Einrichtungen) eine 
Schnittstellenfunktion übernehmen sollen. 

Die Einbindung der Polizei in den Kinderschutz betreffende Kooperations- 
prozesse ist in den einzelnen Settings unterschiedlich geregelt. In einer Region 
des Referenzsettings findet jährlich ein Treffen von Jugendamtsmitarbeitern und 





5% Gleichzeitig stieg infolge der neuen Meldeverfahren jedoch auch der (Fall-)Input in die 
regulären Interventionssysteme (s. u.). 
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Polizisten statt, wo (auf eher informeller Basis) Perspektiven ausgetauscht werden; 
anderswo bestimmen offenbar persönliche Bekanntschaften und lokal gewachsene 
Beziehungen in hohem Maße über Art und Intensität der Kooperation. Mancher- 
orts werden Polizisten (und Polizeipsychologen) in einschlägigen Fällen zu Hil- 
feplankonferenzen eingeladen, wo sie eine beratende Rolle einnehmen oder (im 
Umgang mit Adressaten) zuweilen auch als „Druckmittel“ willkommen sind. Bei 
bestimmten (öffentlichkeitswirksamen) Fällen findet der Austausch auch auf höhe- 
ren administrativen Ebenen - etwa zwischen Jugendbeauftragten und Steuerungs- 
instanzen der Jugendhilfe - statt, wobei die (pädagogischen) Konsequenzen in Ein- 
zelfällen kontrovers diskutiert werden. 

Die genannte Spezialisierung von Schutzpolizisten findet Entsprechungen in 
anderen Settings, wobei ihr Auftrag häufig eine Konzentration auf (delinquente) 
Jugendliche beinhaltet: Sie sollen Kontakt und Vertrauen zu lokalen „Szenen“ auf- 
bauen und im Rahmen der eigenen Möglichkeiten auf die Grenzen normkonfor- 
men Verhaltens hinweisen. Anderswo gibt es Schutzpolizistinnen, die Schulungen 
zum Umgang mit Kindern absolviert haben und in problematischen Situationen 
hinzugezogen werden können. Auch im Bereich der Kriminalpolizei zeigen sich 
auf dezentraler Ebene eingezogene Spezialisierungen. In einem unserer Settings 
liegt die Bearbeitung von Straftaten, die Kinder (und andere Schutzbefohlene) be- 
treffen, allerdings zentral beim Landeskriminalamt.°° Historisch ist dies aus der 
Institution der sog. „Weiblichen Kriminalpolizei“ (WKP) hervorgegangen: Die aus 
dieser Tradition resultierenden Implikationen (z. B. eine pädagogische Vorbildung 
der Mitarbeiter) gehören mittlerweile jedoch weitgehend der Vergangenheit an; im 
Zentrum stehen heute die Spezialisierung in der kriminalistischen Arbeit sowie 
die Strafverfolgung der einschlägigen Tatbestände ($$ 171, 225 StGB). Seit eini- 
ger Zeit gibt es auch „präventive“ Aktivitäten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
(z. B. problemsensibilisierende Plakatkampagnen, Fortbildungs-, Vortrags- und 
Vernetzungstätigkeiten). Zudem verfügt die Abteilung über eine eigene telefoni- 
sche „Hotline“. Die regionalen Polizeiabschnitte sind gehalten, Vorfälle im Kontext 
von Kindeswohlgefährdung an die zentrale Abteilung zu melden, die dann neben 
der Strafverfolgung auch die (auch hier obligatorische) Korrespondenz mit dem 
Jugendamt übernimmt. Solche Reorganisationstendenzen verweisen auf eine Ent- 
wicklungsdynamik, bei der sich die Rolle der Polizei im Kinderschutzsystem ten- 
denziell erweitert - wobei sich allerdings die Kopplung von Strafjustiz (inkl. der ihr 
zuarbeitenden Instanzen) und Jugendhilfe als lokal stark ausdifferenziert darstellt 
und die Funktion des Sicherheitsapparats im Wesentlichen auf Akutinterventionen 
beschränkt bleibt. 





> Ein solches Arrangement war früher auch einmal in unserem Referenzsetting erwogen 
worden, konnte sich jedoch politisch nicht durchsetzen. 
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In gewisser Weise gilt letzteres auch für die Familiengerichte, die einen festen 
Platz in jedem lokalen Kinderschutzsystem haben.’ Jedoch zeigen sich auch in 
diesem Bereich Variationen im Hinblick auf Zeitpunkt und Art ihrer Einbindung 
- schon aufgrund des Beurteilungsspielraums des Jugendamts im Hinblick auf die 
Frage, wann das Gericht einzuschalten ist. Allgemein gilt, dass der Richter einzig 
und allein auf der Basis des geschriebenen Rechts und seiner Auslegung desselben 
Entscheidungen treffen soll: Richter „sind nicht organisiert“ (und sollen es auch 
nicht sein), wie ein Interviewpartner treffend formuliert. Hierarchien sind weit- 
gehend irrelevant für ihre Alltagspraxis. Jedoch nehmen sog. „weitere aufsichtsfüh- 
rende Richter“ oder Dezernatsleitungen eine „Dienstaufsicht“ wahr, die allerdings 
lediglich Verwaltungsfragen und nicht die eigentliche juristische Arbeit betrifft. 

Es mag dem - institutionell fest verankerten - Leitbild des Richteramts als „un- 
abhängig“ von externen Einflüssen geschuldet sein, dass sich Variationen auf orga- 
nisationaler Ebene sensu stricto hier weniger ausgeprägt darstellen als in anderen 
Funktionsbereichen des Kinderschutzsystems. So finden sich in den Settings - im 
Gegensatz zu Jugendhilfe, Gesundheitswesen oder Polizei - keine Normen konkre- 
tisierenden Handlungsempfehlungen oder gar Anweisungen, die eine strukturelle 
Ausdifferenzierung der lokalen Familiengerichtsbarkeit zur Folge hätten. Geht es 
um die Beziehungen zu Ko-Akteuren des Kinderschutzsystems, so begreifen es 
manche Richter sogar als Teil ihrer Berufsrolle, im Hinblick auf den Austausch 
mit anderen Instanzen eher Zurückhaltung zu üben.’ Die Einführung des frühen 
Erörterungsgesprächs durch das FamFG (im Jahre 2008) - als Teil des formalen 
Verfahrens - scheint daran substanziell nur wenig zu ändern, wenngleich hier ge- 
wissermaßen eine Vorverlagerung der gerichtlichen Verantwortung stattfindet. 

Was die Entwicklung der Funktion und der Beteiligung der Familiengerichte 
betrifft, so deutet insgesamt vieles auf Stabilität hin. Dennoch gibt es bestimm- 
te lokale Dynamiken, etwa wenn es um allgemeine Problemerörterungen geht. So 
war im Referenzsetting die Einführung des besagten Erörterungsgesprächs Anlass, 
Familienrichter in den lokalen (jugendhilfezentrierten) Arbeitskreis einzuladen; 
seither findet ein regelmäßigerer Austausch statt. Anderswo partizipieren Richter 
an einem Erfahrungsaustausch unter Fachkollegen, Runden Tischen zum Thema 
häusliche Gewalt, „Clearingstellen“ sowie Treffen mit Jugendämtern, freien Trä- 
gern, Schulen oder psychiatrischen Kliniken. Nehmen mancherorts die o. g. „wei- 
teren aufsichtsführenden Richter“ stellvertretend Vernetzungsaufgaben wahr, so 


56 SGB VIII, BGB und FamFG stecken den Korridor für das Tätigwerden des Gerichts im 
Kontext Kindeswohlgefährdung relativ eng ab (vgl. dazu Abschn. 3.1). 


57 Andere stellen dagegen selbst umfangreiche Ermittlungen an und holen z. B. Auskünfte bei 
Schulen oder Ärzten ein. 
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impliziert die besagte Vermeidung jedweder „Organisation“ sowie die weitgehende 
Abwesenheit von Hierarchien, dass die Netzwerkbeteiligung insgesamt unsystema- 
tisch bleibt. 

Betrachtet man nun die durch die Familiengerichte selbst in Gang gesetzten 
Organisationsprozesse, so zeigt sich (auch hier) eine gewisse lokale Varianz. Dies 
betrifft zuvorderst die Heranziehung von beratenden Instanzen - Verfahrensbei- 
ständen, Ergänzungspflegern oder Gutachtern. So obliegt die Auswahl des Bei- 
standes in unserem Referenzsetting dem einzelnen Richter: Hierfür liegt eine Liste 
von ca. 70 Personen vor, wovon über die Hälfte Rechtsanwälte (mit Schwerpunkt 
im Familienrecht), der Rest Sozialpädagogen oder Psychologen (z. T. aus lokalen 
Einrichtungen in freier Trägerschaft) sind. Bei der Auswahl spielen offenbar Er- 
fahrungswerte und kollegiale Mundpropaganda hinsichtlich der individuellen Eig- 
nung eine Rolle.” 

Ist die individuelle Auswahl der Beistände überall Standard, so ergibt sich der 
„Kandidatenpool“ überwiegend aus lokalen Gepflogenheiten, gegebenen Verfüg- 
barkeiten und artikulierten Vorlieben. Mancherorts bekunden Familienrichter, 
hauptberufliche Sozialpädagogen gegenüber Rechtsanwälten zu präferieren, wäh- 
rend anderswo ausschließlich Juristen rekrutiert werden. Zwar kann grundsätzlich 
jede Person als Verfahrensbeistand auftreten; jedoch gibt es mitunter spezielle 
Schulungen mit juristischen, pädagogischen und psychologischen Inhalten. 

Vormünder bzw. Ergänzungspfleger sind dagegen i. d. R. in einer gesonderten 
Abteilung im Jugendamt (und örtlich auch bei freien Trägern) angesiedelt. In den 
Augen einiger unserer Gesprächspartner hat sich ihre Rolle in der jüngeren Vergan- 
genheit von Verwaltungsangestellten in Richtung von Sozialarbeitern entwickelt. 
Das Heranziehen von (meist psychologischen) Gutachten wird von den befragten 
Richtern sehr unterschiedlich gehandhabt: Holen manche Richter regelmäßig Gut- 
achten ein, verzichten andere (offenbar insbesondere dienstältere Vertreter) meist 
darauf. Eine häufige Ausgangskonstellation dafür ist, dass das Jugendamt gegen 
den Willen der Eltern für eine Fremdplatzierung des Kindes plädiert. 

Auch im Bereich von Polizei und Justiz schälen sich bestimmte Problemhori- 
zonte heraus, die die Orientierungen der Organisationen bzw. involvierten Akteure 
prägen (dürften). Erkennbar ist zunächst ein unklarer Zuschnitt der Interventions- 
rollen, v. a. mit Blick auf die Polizei. In unserem Referenzsetting verweisen einige 
Vertreter des ASD auf Irritationen bezüglich der oben dargestellten polizeilichen 
Meldepraxis, bei der nicht zwischen „Kindeswohlgefährdung“ und „Jugenddelin- 


58 Richter erklären im Interview, generell „bewährte“ Personen bzw. solche zu wählen, die zu 
dem jeweiligen Kind „passen“ — so etwa eher „Autoritäre“ für renitente männliche Jugendli- 
che oder Leute mit „pädagogischem Geschick“ für Mädchen. 
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quenz“ differenziert wird. Die Verallgemeinerung, so wird argumentiert, führe 
dazu, dass eine große Zahl von (so wahrgenommenen) „Bagatellmeldungen“ (z. B. 
bzgl. leichtdelinquenten Verhaltens wie Ladendiebstahl oder Drogenkonsum) auf- 
laufe, die nur bedingt in das „Raster“ der Jugendhilfe passten und in Bezug auf 
ihr Gefährdungspotenzial als eher gering einzuschätzen seien - aber dennoch eine 
formale Bearbeitung erforderten. Ähnlich wie bei den U-Untersuchungen (s. 0.) 
wird hier gewissermaßen die Gefahr einer Informationsüberflutung gesehen, die 
bei den Sozialdiensten erhebliche Arbeitskräfte bindet und sie somit von Kern- 
aufgaben abhält. Zudem wird auf (immer noch bestehende) Kommunikationsbar- 
rieren verwiesen, die mit spezifischen „Organisationskulturen“ zusammenhängen 
(vgl. Abschn. 4.2.3): Aus Sicht vieler anderer Beteiligter scheint die Polizei im Gefü- 
ge der verschiedenen kinderschutzbezogenen Organisationsprozesse einen Fremd- 
körper zu bilden. Solche Berührungsängste stehen nicht zuletzt im Zusammen- 
hang mit den o. g. „ordnungspolitischen Übergriffen“ der Politik, die aus Sicht der 
Jugendhilfe als „Einmischung“ in innere Angelegenheiten erfahren werden. 

An dieser Stelle zeigt sich eine gewisse Diffusität im Verhältnis von Ordnungs- 
und Sozialpolitik, die (wie am Beispiel der o. g. Jugendhilfereform im Referenz- 
setting deutlich wird) ausgesprochen kontroverse Diskussionen und letztlich auch 
Bruchstellen in der Struktur von Kinderschutzsystemen erzeugen kann. Lokale Ak- 
teure berichten, die Jugendhilfe habe sich - unter dem Leitspruch „Menschen statt 
Mauern“ - vehement gegen die entsprechenden Reformimpulse von oben gewehrt: 
Dieser Widerstand habe einen „genialen Schachzug“ der Politik nach sich gezo- 
gen, die sich (in Form des bei der Fachbehörde verankerten Interventionsteams) 
gleichsam „ein eigenes Jugendamt geschnitzt“ habe. An diesem - besonders drasti- 
schen - Beispiel lässt sich erkennen, dass die Involvierung des Sicherheitsapparats 
und der damit verbundenen Logik der Kriminalitätsbekämpfung in das Interven- 
tionssystem leicht zum „heißen Eisen“ des lokalen Kinderschutzes werden kann. 
Teilweise übernimmt dieser Apparat Funktionen jenseits des akuten Eingriffs und 
der bloßen Strafverfolgung, und genau dies scheint bei anderen Akteuren des Kin- 
derschutzsystems Unruhe zu erzeugen. Gleichzeitig schälen sich jedoch konkrete 
Kooperationsroutinen heraus, bei denen gerade die Polizei als zusehends speziali- 
sierter Akteur an der Systemperipherie in Erscheinung tritt. 

Die Beziehungen zur Familiengerichtsbarkeit bewegen sich insgesamt in ruhi- 
gerem Fahrwasser. Allerdings deuten sich hier bestimmte Schließungsprozesse an. 
Familienrichter erscheinen aus der Perspektive der Jugendhilfe gewissermaßen als 
unnahbar; es besteht der Eindruck, sie würden in Kooperationsprozessen die Ge- 
fahr einer „Beeinflussung“ ihrer Praxis durch die Konfrontation mit unterschied- 
lichen Interessen außerhalb des Gerichtssaals fürchten. Dies gilt insbesondere für 
Veranstaltungen, bei denen Fälle mit Netzwerkpartnern besprochen werden (sol- 
len): Richter bekunden, diesen bewusst fern zu bleiben oder aber zwischendurch 
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den Raum zu verlassen. In die Entscheidung solle lediglich das einfließen, was vor 
Gericht vorgetragen werde; die eigentliche Informationsrecherche sei hingegen 
Aufgabe der Jugendämter oder anderer Organe der Rechtspflege. Die Familienge- 
richte, die intern locker (durch)organisiert und zugleich relativ organisch mit der 
(öffentlichen) Jugendhilfe verkoppelt sind, bewahren dieser gegenüber also offen- 
bar eine gewisse Distanz, was durchaus Spannungen erzeugen kann. Auch in Bezug 
auf den Sicherheitsapparat zeigt sich, dass vieles auf der lokalen Ebene verhandelt 
und austariert wird - oder eben nicht. 


Die lokale Prozessierung des Kinderschutzes - ein kurzes Resümee Betrachtet 
man die dargestellten lokalen Organisationsverhältnisse zusammenfassend aus der 
im vorherigen Unterabschnitt (4.1.1) verwendeten Prozessperspektive, so wird 
deutlich, dass zwar viele Instanzen ihren festen „Platz“ im Kinderschutzsystem 
zu haben scheinen, der Teufel aber vielfach im Detail steckt. In jeder „Interventi- 
onsphase“ (von der Meldung bis zum vorläufigen Fallabschluss) zeigen sich lokale 
Nuancierungen in Bezug auf die involvierten Akteure, deren konkrete Zuständig- 
keiten sowie die damit verknüpften Verfahrensweisen, Ressourcensteuerungen und 
Vernetzungskonstellationen. Gleichwohl kristallisieren sich auch bei der Betrach- 
tung der lokalen Variationen einige übergeordnete Trends heraus, die die obige 
Darstellung idealtypischer Abläufe ergänzen: 

Bezogen auf Meldungen zeigen sich vielerorts deutliche Impulse, sowohl Privat- 
personen als auch beruflich mit Aufwachsenden in Berührung kommende Akteure 
zu verstärkter Aufmerksamkeit für Kindeswohlgefährdung und damit verbunde- 
ner „Verantwortungsübernahme“ zu animieren. Auf der Ebene von Organisatio- 
nen werden entsprechende Meldeverfahren zunehmend standardisiert. Im Bereich 
des Gesundheitswesens vergrößern verschiedene Formen des flächendeckenden 
„Screenings“ den Informationsinput in Kinderschutzsysteme. Letztere neigen so- 
mit insgesamt zur „Entgrenzung‘“. 

Im Bereich der Erstintervention sind es nach wie vor v. a. die Jugendämter, die 
ein erstes „Assessment“ vornehmen und in der Folge als weitere Maßnahmen de- 
legierende „Knotenpunkte“ fungieren. Im Anschluss an medizinische Screenings 
können jedoch auch Gesundheitsämter und im Kontext von Notdienstarrange- 
ments die Polizei oder freie Träger hier vorübergehend das Zepter übernehmen 
und damit zur faktischen Konkurrenz des ASD avancieren; diese Erweiterung der 
systeminternen Arbeitsteilung erweist sich vielfach als hervorstechender Entwick- 
lungstrend. 

Gleiches gilt für die daran anschließende Diagnostik, die im Rahmen von „Clea- 
ringaufträgen“ vermehrt auch von Einrichtungen in freier Trägerschaft vorgenom- 
men wird. Darüber hinaus können viele andere Organisationen (z. T. im Rahmen 
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von Konsultationen) eigene Einschätzungen abgeben, so dass u. U. ein breites Spek- 
trum von „Paralleldiagnosen“ aus unterschiedlichen Blickwinkeln vorgenommen 
wird, an denen sich die nachfolgenden Interventionen orientieren (können) bzw. 
abarbeiten müssen. 

In der daran anschließenden Phase der problembearbeitenden Intervention be- 
steht ein besonders großer Spielraum für lokale Variationen, was nicht zuletzt mit 
der jeweils vorhandenen Anbieterlandschaft sowie der Organisation der Auftrags- 
vergabe zusammenhängt. Hinzu kommt, dass im Sinne eines „erweiterten Subsidi- 
aritätsprinzips“ vielerorts forciert versucht wird, förmliche Hilfen (zur Erziehung) 
zu verhindern und Fälle einer Bearbeitung durch „niedrigschwellige“ Angebote (im 
Sozialraum), wenn nicht durch „Nachbarschaftshilfe“ oder das „Familiensystem“ 
selbst zuzuführen.°° Im Zusammenhang mit einer zunehmenden Verbreiterung 
und Flexibilisierung formaler Maßnahmen (z. B. im Kontext einer intendierten 
„Entsäulung“ der Jugendhilfe) wächst das Variationsspektrum - man könnte auch 
sagen: die allgemeine Unübersichtlichkeit - sowohl in Bezug auf die ausführenden 
Akteure als auch die konkreten Interventionen weiter an. 

In allen genannten Phasen wie auch beim vorläufigen Fallabschluss (etwa durch 
die Beendigung von Maßnahmen oder die längerfristige Unterbringung eines Kin- 
des) hängen organisationale Arrangements und konkrete Entscheidungsprozesse 
zudem offenkundig stark von lokalen Gegebenheiten wie verfügbaren bzw. mo- 
bilisierbaren Ressourcen oder unterschiedlichen professionellen Haltungen und 
Organisationskulturen ab. Auch und gerade hier zeigt sich, dass mit einem zuneh- 
menden Akteurspluralismus innerhalb des Kinderschutzsystems der lokale Faktor 
noch weiter an Bedeutung gewinnt. 

Gleiches gilt für die oben erwähnten Organisationsaktivitäten im Hintergrund 
des eigentlichen Interventionsgeschehens wie z. B. Vernetzungsinitiativen, Aus- 
handlungen von Verträgen und Konditionen, informelle „Schattenleistungen“ orga- 
nisationaler Akteure oder die Beschäftigung mit Fachkonzepten. Die entsprechen- 
den lokalen Dynamiken sind für die Ausgestaltung des gesamten lokalen Kinder- 
schutzsystems durchaus folgenreich: Das oben präsentierte Beispiel des (im Refe- 
renzsetting) neu geschaffenen zentralen Interventionsteams illustriert anschaulich, 
wie eine bestimmte „fachliche Haltung“ (hier: der Widerstand des ASD-Personals 
gegen ein stark ordnungspolitisch geprägtes Interventionskonzept) zu Strukturver- 
änderungen im Gesamtgefüge der intervenierenden Akteure beitragen kann. 

Insgesamt ähnelt das „Prozessieren“ des Kinderschutzes im lokalen Terrain der 
Arbeit eines „Landschaftsarchitekten‘, der gleichsam natürlich gewachsene bzw. 





” Häufig wird in diesem Zusammenhang dann von „Prävention“ statt von „Intervention“ 
gesprochen. 
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verfügbare Strukturen (und organisationale Kodierungen) mit von außen ein- 
wirkenden Impulsen (institutioneller Art) zu verbinden sucht. Dabei gibt es viele 
Indizien dafür, dass entsprechende Gestaltungsprozesse auch im Austausch zwi- 
schen lokalen Kontexten vonstattengehen; sie können, z. B. im Hinblick auf Inter- 
ventions- und Fachkonzepte, zur Diffusion bestimmter Organisationsansätze und 
nachfolgend - wenigstens bezüglich formaler Rahmensetzungen - zu translokalen 
Isomorphien führen. 

Insgesamt verweisen die dargestellten lokalen Variationen auf ein hohes Maß 
an „Systemkomplexität“ und damit auf vielgestaltige Herausforderungen an das 
tagtägliche Organisieren im Kinderschutz. Angesichts dessen scheint es ein breites 
Repertoire an operativen Arrangements zu geben, wobei bestimmte institutionelle 
Reorganisationsimpulse überall zu spüren sind: Auf der behördlichen Ebene gilt 
es Informationen so zu bündeln, dass ein größtmögliches Maß an Sicherheit und 
zielgerichteter Hilfe gewährleistet wird und gleichzeitig die zur Verfügung stehen- 
den (begrenzten) Ressourcen (kosten)effizient eingesetzt werden. Im Bereich der 
eigentlichen Leistungserbringung müssen fachliche Anforderungen nach Maßgabe 
der vorgefundenen Problemlage und mit den jeweils verfügbaren Mitteln erfüllt 
werden. Gefragt sind generell passgenaue Lösungen einerseits, orientierungsstif- 
tende „Marschrouten“ für das Interventionsgeschehen andererseits. Und schließ- 
lich gilt es, über mehr oder weniger gezielte „Vernetzungsbemühungen“ die viel- 
fältigen Prozesse im Kinderschutz aufeinander abzustimmen und Kommunikation 
zwischen den beteiligten Instanzen funktional (möglichst) reibungslos zu gestalten. 
Wie das dritte Kapitel gezeigt hat, präsentieren sich sämtliche dieser Anforderun- 
gen als zunehmend verbindlich und gleichzeitig - aufgrund paradoxer Zielkons- 
tellationen - als notorisch spannungsgeladen. Allerdings: De facto funktionieren 
Organisationen nur, wenn sie bestehende Spannungen bearbeiten bzw. absorbieren 
- wie dies im Kinderschutz vor sich geht, ist Gegenstand der nachfolgenden Aus- 
führungen. 


4.1.3 Gelebte Komplexität: Typische Impressionen aus dem 
Organisationsalltag 


In diesem Abschnitt soll illustriert werden, wie die im Vorhergehenden heraus- 
präparierten Problemhorizonte, die sich ihrerseits im Kontext der in Kap. 3 dar- 
gestellten institutionellen Spannungen bewegen, im Organisationsalltag relevanter 
Systemprotagonisten konkret erfahrbar werden. Auf diese Weise ergeben sich ers- 
te Hinweise auf das, was sich als „gelebte Alltagskomplexität“ im „industry sys- 
tem“ des organisierten Kinderschutzes begreifen lässt und - wie im nachfolgenden 
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Abschnitt (4.2) noch näher zu verdeutlichen sein wird - verschiedene Formen der 
Komplexitätsbearbeitung („institutional work“) auf der Ebene organisierten Han- 
delns auslöst. 

Im Rückgriff auf „Interventionsgeschichten‘, die uns einschlägige Organisa- 
tionsakteure in Interviews vorgetragen haben (zur Datengrundlage und methodo- 
logischen Vorgehensweise siehe die Angaben im nachfolgenden Kasten), schildern 
wir einige Episoden, die bei der Behandlung von Kinderschutzfällen im Konzert 
der jeweils beteiligten Akteure aufgetreten sind. Die Interviewpartner waren gebe- 
ten worden, typische Fallverläufe anhand einiger aktueller Beispiele zu schildern; in 
einem Fall nutzen wir auch das Protokoll einer Fallkonferenz, auf der über Verläufe 
berichtet und Entscheidungen beraten wurde(n). 


Hinweise auf das methodologische Vorgehen (für den hiesigen 
Analyseschritt) 

Dieser Abschnitt reflektiert den methodologischen Zugang auf das für diese 
Untersuchung genutzte Interviewmaterial in vergleichsweise direkter Weise. 
Fast sämtliche der für unsere Studie geführten Interviews enthielten Blöcke, 
in denen die Gesprächspartner gebeten wurden, den Ablauf eines Kinder- 
schutzfalls aus der jüngeren Vergangenheit gemäß ihres Wissens und ihrer 
Erinnerung sowie bezogen auf die eigene Rolle wiederzugeben. Auf Manifes- 
tationen dieses Wirklichkeitsausschnitts bezieht sich die nachfolgend rekapi- 
tulierte Analyse. 

Was die Zusammenstellung der Akteure bzw. Fälle (Episoden) betrifft, so 
wurden typische (im Sinne von mehrfach ähnlich auftretenden) Konstella- 
tionen ausgewählt, wobei das Sampling für die Gesamtstudie am Ansatz der 
„grounded theory“ (nach Strauss, siehe Strübing 2008) orientiert gewesen 
war, also u. a. Folgendes beherzigt hatte: eine am perspektivischen Typ der 
Akteure ausgerichtete Datengenerierung bis zur Sättigung von Fallkonstella- 
tionen, mehrstufiges Kodieren sowie die komparative Analyse des so erho- 
benen Datenmaterials. 

Grundlegend für die Materialauswertung war eine Herangehensweise, die 
sich am Programm der rekonstruktiv-qualitativen Sozialforschung orien- 
tierte. Interpretiert wurden Gesprächsteile, bei denen das Interview extrem 
offen gehalten war - zum Zweck der Generierung langer Erzählpassagen und 
entsprechender Erzählzugzwänge, und unterstützt durch narratives Nachfra- 
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gen.‘ Der Fokus der Analyse richtete sich auf Wirklichkeitskonstruktionen 

in einer dreifachen Perspektive: 

« sinnverstehend (hermeneutisch) mit Blick auf Relevanzstrukturen im 
Feld sowie die Art und Weise, wie die Akteure sich selbst und andere 
beim Prozessieren eines Kinderschutzfalls darstellen und verstehen - 
wobei die Interpretationen hier im Bewusstsein des „Common sense“ 
vorgenommen wurden; 

e dokumentarisch insoweit, als für bestimmte Gegenstände der Material- 
auswertung die Orientierung der Akteure auf ihr eigenes Handeln im 
Sinne eines abduktiven Vorgehens erkenntnisleitend wurde: Der Fokus 
der zunächst reformulierenden und dann reflektierenden Interpreta- 
tionen lag hier dann auf indexikalischem Wissen bzw. subjektiv „sinn- 
machenden“ sowie problemlösenden Deutungen und Handlungen vor 
dem Hintergrund erlebter Alltagskomplexität, mit Bezug auf das jeweils 
gegebene persönliche Wirkungsfeld (konjunktive Erfahrungsräume, nach 
Bohnsack 2003) und nicht auf übergeordnete institutionalisierte Wis- 
sensstrukturen; 

e objektivierend in der Weise, dass Sinnkonstrukte (im sozialphänomeno- 
logischen Sinne, siehe Kelle 2012) sowie Orientierungsrahmen (im Sinne 
von Bohnsack 2003) bezüglich der in ihnen repräsentierten institutionel- 
len Logiken - hier also: bestehender Regelwerke und in ihnen verankerter 
Doktrinen - „gelesen wurden‘, was eher einer induktiven Herangehens- 
weise folgt.°! 


Aus Platzgründen muss sich die Analyse hier auf die exemplarische Präsentation von 
Datenmaterial beschränken: Zur Darstellung gelangen lediglich einige Protokoll- 
abschnitte oder Zitatblöcke, deren Interpretation wir (abkürzend) nachvollziehen 
und zur Ausleuchtung systemrelevanter Organisationswirklichkeiten - im Plural 
und über Organisationsgrenzen hinaus - nutzen wollen. Bewusst beziehen wir eine 





6 Für die übrigen Interviewteile wurde ein halb-standardisiertes Erhebungsinstrument ver- 
wendet. Die Vermischung beider Interviewtechniken war aus forschungspragmatischen Er- 
wägungen heraus alternativlos. 

61 Damit einher ging die Selbstverpflichtung auf einige Arbeitsanleitungen aus dem Pro- 
gramm der objektiven Hermeneutik (insbesondere das der Wörtlichkeit, anfänglichen Kon- 
textfreiheit, der Prüfung sämtlicher Interpretationsoptionen und der sukzessiven Einbezie- 
hung von Kontextwissen); anders als in diesem Methodenprogramm wurde aber nicht davon 
ausgegangen, dass die Auswertung von Einzelfallmaterial zur Entschlüsselung objektiver 
Wirklichkeitsstrukturen genügt. 
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breite Palette von Akteuren in diesen Rekonstruktionsprozess ein: Die Regierolle 
des Jugendamts wird damit auch aus der Perspektive von Ko-Akteuren thematisiert; 
zugleich rücken auch die Sichtweisen derer in den Blick, die im Kinderschutzsystem 
als Maßnahmenträger oder als Inhaber von Nebenrollen in Erscheinung treten. 

Darstellungstechnisch rollen wir unsere Episodenanalyse gleichsam vom Er- 
gebnis her auf: Die nachfolgende, stark kondensierte, Aufarbeitung des Materials 
beleuchtet Problemdimensionen, die sich in einem zunächst offenen und dann 
themenfokussierten (axialen) Zugang auf die fraglichen Interviewabschnitte bzw. 
Erinnerungsprotokolle‘ herausgeschält haben (also im finalen Zugriff selektiv 
kodiert wurden). In unserer Darstellung ist ein allgemeines Thema allen weite- 
ren Analysen vorgeschaltet (und deshalb mit „O“ nummeriert): nämlich das einer 
außerordentlichen Optionenvielfalt bei Problemdeutungen und Problemlösungs- 
versuchen. Die übrigen drei betreffen Dimensionen der konkreten Organisations- 
praxis und hier besonders jene Aspekte, die mit den im dritten Kapitel behandelten 
institutionellen Trends zusammenhängen (mehr Kooperation, mehr Kontrolle, 
mehr Kosteneffizienz). 

Beleuchtet werden in der nachstehenden Materialpräsentation in der Regel 
Momentaufnahmen bei der Bearbeitung eines bestimmten Kinderschutzfalls. Für 
einige Interventionsgeschichten haben wir die dargestellten Fallverläufe zu „Ab- 
laufprotokollen“ verdichtet; es werden hier dann im Wesentlichen Interpretationen 
manifester Aussagen vorgenommen. Soweit wir auch Fokussierungsmetaphern 
oder Signalwörter in die Auswertung einbeziehen, und dort, wo wir ganze Inter- 
viewblöcke zugrunde legen, zeichnen wir einen Prozess der sinnverstehenden Ma- 
terialauswertung nach; diese bleibt allerdings rudimentär für jene Analysen, die 
sich auf die Ablaufprotokolle beziehen. 


(0) Ein Problem, viele Meinungen 


Fallkonferenz; Beratung verschiedener Träger zum Interventionsbedarf in einer Familie 
[Beobachtungsprotokoll]: 

Nach Vorstellung des Falls: 

Herr A.: Gibt es Vorschläge, Ideen? 

Herr B.: PPM [Kur für Kind] 

Frau C.: Eine Gruppe für Kinder psychisch kranker Eltern 

Frau D.: Die Hilfe muss vor Ort sein, aber von kurzer Dauer 

Frau E.: Eine SPFH [sozialpädagogische Familienhilfe] mit therapeutischer Anbindung 
Frau F. : Aufsuchende Familientherapie 





% Erinnerungsprotokolle wurden für beobachtete Teamsitzungen erstellt. 
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Herr A.: zu dicke, plädiere für niederschwellige Hilfen 
Frau G.: Eine Patenschaft für das Kind 
Frau FE. : Eine Erziehungsbeistandschaft zur Stärkung des Kindes 


Betrachtet man den Ausschnitt aus dem obigen Beobachtungsprotokoll, in dem 
sich Vertreter verschiedener Organisation(seinheit)en (Jugendamtsabteilungen 
und Maßnahmenträger) bei einer Fallkonferenz zunächst im Rahmen eines Brain- 
stormings über eine adäquate Intervention beraten, springt eines sofort ins Auge: 
Das Repertoire, welches für den (zuvor) geschilderten Problemfall zur Verfügung 
steht, ist erst einmal sehr breit und hochgradig unbestimmt. Ganz offensichtlich 
sind aus der Perspektive der verschiedenen Beteiligten sehr unterschiedliche Maß- 
nahmen denkbar oder auch jeweils am vielversprechendsten. Gewiss dient die 
Konferenz einer gemeinschaftlichen kollegialen Erörterung, in deren Verlauf ein 
gemeinsamer Nenner gesucht oder gar bestimmte Beurteilungsaspekte intersub- 
jektiv als die „richtigen“ festgelegt werden. Dass dies gelingt, ist indes nicht zwin- 
gend - und die Hinzunahme von Kontextwissen (nicht nur für diesen Fall) legt 
nahe, dass die Findung einer von allen für zielführend gehaltenen Lösung nicht 
selbstverständlich ist. 

Die Darstellung der auf einen anderen Fall (an einem anderen Ort) bezogenen 
Problemanalyse in der Rekonstruktion einer Rechtsanwältin für Familienrecht, die 
eine vom Jugendamt begleitete, als potenziell erziehungsinkompetent geltende 
Mutter mehrerer Kinder vertritt, veranschaulicht dies in nachgerade drastischer 
Weise: 


Rechtsanwältin für Familienrecht [Ablaufprotokoll]: Im Fall einer als psychisch krank 
eingestuften Migrantin, die sich mit dem Kindsvater aggressiv um das Sorgerecht 
streitet, bestellt die zuständige Familienrichterin ein psychiatrisches Gutachten. Das 
Resultat lautet: Schizophrene Erkrankung der Mutter mit halluzinatorischen Elemen- 
ten. Das Ergebnis ist „dramatisch“ und das Jugendamt operiert nun „rigoros“, nach- 
dem es „sie vorher gestützt hat“: Es kommt zum Entzug des Sorgerechts und einer 
sofortigen Inobhutnahme des Kindes. Die Mutter wird in die Psychiatrie eingewiesen, 
wo die Ärzte keine psychotische Problematik diagnostizieren, sondern eine Anpas- 
sungsstörung. Das Kind wird in einem Heim untergebracht. Die Mutter erwartet 
danach ein zweites Kind von einem anderen Mann; wie im ersten Gutachten angera- 
ten, begibt sie sich in psychiatrische Behandlung. Die Interviewte vertritt sie mit dem 
Ziel der Beibehaltung des Aufenthaltsbestimmungsrechts für beide Kinder. Der nach 
Bekanntwerden der Schwangerschaft durch das Jugendamt beauftragte Sozialpsychia- 
trische Dienst kann „bei der Mutter dann auch eher nichts feststellen“. Dennoch bean- 
tragt das Amt nach der Geburt den Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts. Eine 
Vertretungsrichterin billigt den Antrag - die eigentlich zuständige Richterin befindet 
sich gerade in Urlaub. Sie war offenbar nicht der gleichen Meinung und hätte anders 
entschieden. Deshalb ordert sie nach ihrer Rückkehr ein neuerliches psychiatrisches 
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Gutachten bei der gleichen Expertin. Diese kommt zu dem Entschluss, dass man dif- 
ferenzieren müsse: Die diagnostizierte Psychose sei an den Vater des ersten Kindes 
gebunden und betreffe das neugeborene Kind nicht. Das Jugendamt vollzieht eine 
Inobhutnahme „gegen den richterlichen Beschluss“; das Kind verbringt 6 Wochen 
in einer Pflegefamilie. Nach einem Urteil des durch die Rechtsanwältin angerufenen 
Oberlandesgerichts kommen die Migrantin und ihr Neugeborenes dann in einer 
Mutter-Kind-Einrichtung unter. Ein weiteres Gutachten wird in Auftrag gegeben; das 
Jugendamt will abwarten, wie dieses ausfällt. 


Im Zentrum der (längeren) Episode steht hier die Rolle diverser Expertendiagnosen 
sowie die sich im Zeitverlauf verändernde Einschätzung des Jugendamts angesichts 
eines dynamischen Falls. Im Fallverlauf zeigen sich Diskrepanzen im Hinblick auf 
Beurteilungen, die den Zustand der Mandantin betreffen. Diese Diskrepanzen tre- 
ten zum einen zwischen Diagnosen stellenden Instanzen auf, auch im Hinblick auf 
die jeweils bevorzugten Betrachtungsperspektiven (der Zustand der Mutter gilt in 
Bezug auf ein Kind problematischer als in Bezug zum anderen). Uneinigkeit zeigen 
zum anderen die darauf reagierenden Organisationen - und sogar Akteure ein und 
derselben Instanz, nämlich des Familiengerichts. Das Jugendamt erscheint schwan- 
kend; nach einer Anfangsphase, in der offenbar die psychisch belastete Mutter bei 
ihrem Wunsch, die Kinder weiterhin zu Hause zu betreuen, unterstützt wird, folgt 
es bestimmten Diagnosen zum Zustand der Mutter und eben nicht anderen (z. B. 
der des Sozialpsychiatrischen Dienstes). Bis zum Ende der Episode besteht Unklar- 
heit - also wird ein neues Gutachten bestellt. 

Schon ohne jegliches Kontextwissen wird eines schnell greifbar: Es kann im 
Kinderschutzsystem eine enorme Vielfalt von Haltungen, Einschätzungen und 
Urteilen zu einem konkreten Fall geben. Ein Problem, viele Meinungen - so könnte 
man die geschilderten Episoden knapp resümieren. Dies verweist auf ein grund- 
sätzliches Phänomen im organisierten Kinderschutz und gilt unabhängig von 
Interventionsinhalten, Akteursrollen oder institutionellen Rahmenbedingungen. 
Die nachfolgend analysierten Episoden (1-3) sind im Lichte dieses Umstands zu 
betrachten - hier rücken dann allerdings weitere Sachverhalte in den Blick, die die 
„Organisationsverhältnisse“ im Kinderschutz spezifischer profilieren. 


(1) Konzert mit kritischen Solisten Die beiden folgenden Interviewausschnitte 
beleuchten Erfahrungen zweier neben dem Jugendamt operierender „Spezial- 
kräfte“ im Kinderschutzsystem und thematisieren das Mit- bzw. Nebeneinander 
intervenierender Instanzen. Der erste betrifft eine spezielle Beratungsstelle im 
Arbeitsfeld „Frühe Hilfen“: 


Spezialberatungsstelle (Frühe Hilfen) [wörtliches Protokoll]: „Diese junge Mutter hat 
nun irgendwie SPFH, hat eine Familienhebamme, soll eine Therapie beginnen, soll 
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von Seiten des Jugendamtes und der Gutachterin hier auch noch eine Interaktions- 
beratung machen, soll sich integrieren in Elternschule und ein normales Babyangebot 
und - ja, ist also sehr unter Druck, so. Und es hat hier einen ersten Term-, also es gab, 
bevor diese Familie, diese Mutter hier das erste Mal war, habe ich, glaube ich schon 
mit zehn Helfern gesprochen, die alle irgendwie hier angerufen haben, um überhaupt 
erst mal ihre Sicht der Dinge zu schildern. Und es konnte aber noch nicht genau 
geguckt werden: Wer will eigentlich was von wem? Also diese ganze Hilfeplanung, 
das was eigentlich Aufgabe des Jugendamtes ist, und auch genau zu managen und zu 
koordinieren, glaube ich, ist da eher schwierig strukturiert. Also jeder arbeitet da so 
ein bisschen vor sich hin und hat Ideen: Es wird aber nicht gut zusammen geführt, 
so zu einem Knoten. Und wir sollten ein Baustein sein und sind dann sozusagen rein 
gekommen.“ 


In dieser Sequenz wird von einer Mutter berichtet, für die - offenbar nach Vor- 
fällen, die das Jugendamt schon auf den Plan gerufen haben - eine ganze Reihe 
von Interventionen installiert und weitere künftig vorgesehen sind. Die Art der 
Aufzählung deutet darauf hin, dass die Befragte hierin ein Problem sieht. Die Fülle 
der Maßnahmen wird nachfolgend - wohl negativ - als „Druck“ für die Adressatin 
der Hilfen gedeutet. Allerdings geht es im Weiteren zunächst eher um die Viel- 
falt der Beteiligten („zehn Helfer“), die der Befragten (welche offenbar selbst eine 
Zuständigkeit im Gesamtprozedere hat) jeweils „ihre Sicht der Dinge“ schildern 
- ohne dass, aus ihrer Sicht, dadurch Klarheit über den gesamten Interventions- 
zusammenhang entsteht. Es wird moniert, dass der Hilfeplan und seine ordnende 
Funktion ins Leere liefen, verbunden mit einer Schuldzuweisung an das Jugendamt 
- denn dieses solle „managen“ und „koordinieren“. Stattdessen „arbeitet jeder da so 
ein bisschen vor sich hin und hat Ideen“. Offenbar hat die Befrage den Eindruck, 
sie müsse Koordinationsdefizite anderer ausbaden. Im weiteren Gesprächsverlauf 
deutet sie an, dass es auch für die vielen anderen Beteiligten im Interventionsge- 
schehen (so etwa eine Familienhebamme) häufig diffuse Rollenzuschreibungen 
gebe. Insofern steht die Situation der Befragten für eine generelle Konstellation, 
in der „jeder vor sich hin“ arbeitet und an vielen verschiedenen Stellen koordiniert 
werden muss bzw. kann. Mit Blick auf die Klienten bedauert die Befragte diesen 
Umstand („Druck“ auf die Adressatin), sieht sich aber offenbar selbst als Rädchen 
im Getriebe.‘* 





% So könnten ihre Adressaten Fragen genauso gut „auch der Familienhebamme oder [...] 
anderen schon bekannten Helfern stellen“. Gleichzeitig verweist die Interviewpartnerin 
auf einen ihr neuerdings zugewiesenen Vernetzungsauftrag, den sie zwar aktiv auszufüllen 
scheint, der ihr aber eher unliebsam ist. 

64 In einer früheren Interviewsequenz benutzt die Befragte den Begriff der „Maschinerie‘, die 
bei einem Kinderschutzfall „eingeschaltet“ würde. 
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Die zweite Gesprächssequenz enthält Aussagen einer Kinderschutzkoordinatorin 
im Gesundheitsamt eines großstädtischen Settings: 


Gesundheitsamt [wörtliches Protokoll]: „Das Jugendamt bittet uns um Mithilfe, all- 
dieweil, alleinerziehende Frau, nicht die Beistandschaft unterschreibt. Aber keinen 
Unterhalt bekommt. So. Die hatte nicht unterschrieben, warum kann ich Ihnen nicht 
sagen - weil, die Jobcenter sind ja knallhart, die ziehen das Geld ja schon ab, auch 
wenn nichts kommt, ne. Die rechnen es einfach an, wenn, wenn sie dem nicht nach- 
kommen. Hat sie aber nicht gemacht. Also bekamen wir den Auftrag, doch bitte in 
die Familie zu gehen - eine andere Abteilung vom Jugendamt, ne - in die Familie 
zu gehen und mal nachzufragen, und evtl. diese Unterschrift einzuholen. Eigentlich 
ein Dienst, den ich verweigern würde, wo ich sagen würde: Sagt mal, tickt ihr noch 
richtig? Wir sind doch nicht eure Laufburschen hier. Aber, sage ich mal, da haben 
wir dann, ziehen wir die Akte und dabei gesehen haben: Es ist vielleicht gar nicht 
schlecht, mal da wieder mal hinzugucken. Und das war dann z. B. ein Fall, das war 
schon kurios, da war Scheiße an den Wänden, Scheiße auf dem Fußboden, die Frau 
war total überfordert. Dann gab es eine Rückmeldung an den Regionaldienst des 
Jugendamtes, die also sagten, da ist eine Familienhilfe drin. Wo ich dachte, ich bin im 
falschen Film... und die Kinder wurden raus genommen.“ 


In dem Zitat wird ein Kooperationsprozess zwischen der Befragten und dem Ju- 
gendamt charakterisiert. Letzteres erteilt einen „Auftrag“ zur Sondierung eines 
spezifischen Sachverhalts im Fall einer alleinerziehenden Mutter, die offenbar 
ein Formular nicht unterschrieben hat, mit welcher die Beistandschaft‘° des Ju- 
gendamts geregelt wird; der Auftrag kommt nicht aus dem Kinderschutzbereich, 
sondern von einer „anderen Abteilung“ Als Hintergrund wird erläutert, dass 
Grundsicherungsleistungen seitens der Arbeitsverwaltung um den normalerweise 
gezahlten Unterhalt gekürzt werden. Der Interventionsauftrag erscheint der Be- 
fragten nachvollziehbar („die rechnen es einfach an“) - der Mutter fehlt Geld, das 
ihr zusteht, so könnte man resümieren. Die Jobcenter seien „knallhart“ und zögen 
den Betrag „einfach ab“, also ohne weitere Prüfung. Es liegt nahe, dass die Befragte 
hierin ein Problem sieht - die Wortwahl verweist auf Empörung. Mit Kinderschutz 
- so scheint es bislang - hat der Fall wenig zu tun. Die Zuständigkeit ist offen- 
bar strittig: Die Befragte aus dem Gesundheitsamt hat kein Verständnis für die Be- 
auftragung ihrer Organisationseinheit, wobei die entsprechende Entrüstung recht 
stark ausfällt („tickt ihr noch richtig?“; „wir sind keine Laufburschen“; „würde ich 
eigentlich verweigern“). Der Auftrag wird aber dennoch angenommen. Die Befrag- 
te verfügt über eine Akte, die darauf verweist, dass die Familie ihrer Organisations- 





6 Es handelt sich um eine Erklärung, in der ein Erziehungsberechtigter bestätigt, dass ein 
Partner seinen Unterhaltspflichten nicht nachkommt und ersatzweise Unterhaltszahlungen 
durch das Jugendamt erfolgen bzw. geltend gemacht werden sollen. 
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einheit bereits bekannt ist. Diese scheint auf eine problematische Konstellation (in 
der Vergangenheit) zu verweisen, die in der Gegenwart wieder aufgebrochen sein 
bzw. weiter bestehen könnte, was eine Intervention rechtfertigt („es ist vielleicht gar 
nicht schlecht, mal da wieder mal hinzugucken“). Der durchgeführte Hausbesuch 
zeigt dann aus Sicht der Befragten eine akute Kindeswohlgefährdung an, wie die 
eindrücklichen (repetitiven) Hinweise auf die hygienischen Zustände in der Woh- 
nung sowie die „Überforderung“ der Mutter signalisieren. Die Information des 
Regionaldienstes des Jugendamtes ergibt, dass in besagtem Haushalt bereits „eine 
Familienhilfe drin“ ist; dies löst starke Verwunderung aus („ich dachte, ich bin im 
falschen Film“). Die Sequenz endet mit dem Hinweis, dass die Kinder der Mutter 
entzogen wurden. 

Das Zitat verweist allgemein auf den Umstand, dass mehrere amtliche Kontakte 
zu der fraglichen Mutter nebeneinanderher laufen - was, im Lichte von Kontext- 
wissen, für ausdifferenzierte Sozialbürokratien durchaus typisch ist. Die Arbeits- 
teilung an sich wird in dem Interviewausschnitt auch nicht hinterfragt. Wie der 
Ausschnitt erahnen lässt (und sich aus dem verfügbaren Kontextwissen heraus be- 
stätigt), reicht sie im fraglichen Setting bis in die Organisation des Kinderschutzes 
hinein: Die Kinderschutzkoordinatorin des Gesundheitsamts unterhält Kontakte 
zu Fällen; diese werden zu den Akten gelegt, von anderer Seite jedoch parallel wei- 
terverfolgt, und - bei entsprechenden Hinweisen oder Delegationen - ggf. wieder 
hervorgeholt. Unser Kontextwissen informiert darüber, dass die fragliche Abtei- 
lung des Gesundheitsamts zwar gewisse Präventions- und Erstkontaktaufgaben 
nach Geburten übernimmt, ansonsten aber wie üblich der ASD für Kinderschutz- 
aufgaben zuständig ist und gegebenenfalls Maßnahmen der (sozialpädagogischen) 
Familienhilfe an freie Träger vergibt. Die Befragte erläutert, dass letzterer offenbar 
über die Zustände in der Familie nicht im Bilde war oder aber das Jugendamt nicht 
darüber informiert hat (was, wie sich wiederum aus dem verfügbaren Kontextwis- 
sen ergibt, eigentlich obligatorisch ist). Die starke Verwunderung über diesen Um- 
stand einerseits, die harsche Kritik am Auftrag der Unterhaltsabteilung des Jugend- 
amts - die aus Sicht der Befragten, so könnte man schließen, auch den (für Kin- 
derschutzfragen zuständigen) Regionaldienst hätte anfragen können - andererseits 
verweisen auf massive Dissonanzen zwischen den verschiedenen, am fraglichen 
Vorgang beteiligten Organisationseinheiten.‘% 

Die Aussagen in den beiden Interviewausschnitten lassen sich allgemein so deu- 
ten, dass Kinderschutz (in den beschriebenen Fällen) ein hochkomplexes Gefüge 
von Interventionen und Organisationsprozessen darstellt. Die Beteiligten sind netz- 





66 Das bestätigt sich im weiteren Interviewverlauf sehr deutlich: Die Befragte äußert hier z. B.: 
„Wenn da eine Familienhilfe drin ist, da kann doch was nicht stimmen“. Erklärungen des 
Regionaldienstes für die Informationsprobleme nennt sie „Schwachsinn“. 
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werkartig aneinander gekoppelt, verstehen sich dabei aber keinesfalls blendend. In 
beiden Fallschilderungen werden Vorwürfe an den Regisseur bzw. Dirigenten im 
Kinderschutzsystem laut: also das Jugendamt. Die übrigen Akteure (die amtsextern 
angesiedelten Koordinatoren, die Familienhilfe, die Hebammen etc.) reklamieren 
für sich selbst je spezifische Kompetenzen (im doppelten Sinne des Wortes). Dabei 
besteht die Tendenz, die Rollen anderer kritisch beäugen. Insofern stellt sich orga- 
nisierter Kinderschutz als Konzert kritischer Solisten dar, in deren Zusammenspiel 
es leicht zu Disharmonien kommen kann. 


(2) Hilfe und/oder Kontrolle und/oder Clearing Die beiden nachstehenden 
Ablaufprotokolle beleuchten Aufgabenprofile verschiedener Akteure im Kinder- 
schutz: einerseits (grob) die von JugendamtsmitarbeiterInnen, anderseits diejeni- 
gen, die die Tätigkeit von Maßnahmenträgern betreffen. Beginnen wir mit dem 
ersten Fall: 


Jugendamtsmitarbeiterin [Ablaufprotokoll]: Ein Jugendamt rät seinem Pendant in 
der Nachbarstadt, eine dorthin umgezogene, am ursprünglichen Wohnort bereits 
durch die Jugendhilfe betreute Familie in den Blick zu nehmen, weil eine Schwanger- 
schaft vorliege. Es findet ein Hausbesuch statt, der ergibt, dass die neue Wohnung 
nicht kindgerecht eingerichtet sei; außerdem meldet die Entbindungsklinik, das Neu- 
geborene werde nicht ordentlich betreut. Die Kinder sind verhaltensauffällig und 
aggressiv, weichen Blicken aus und haben Sprachprobleme. Die Befrage entscheidet, 
„einen Anbieter einzukaufen, der sofort stehenden Fußes tätig wird“ und installiert 
eine „Flankierende Kriseninterventionshilfe“, die sich um den Haushalt sowie die 
problematische Finanzsituation der Mutter kümmern sowie eine „Ersteinschätzung“ 
bezüglich des weiteren Bedarfs vornehmen soll. Nach einem Hilfeplangespräch im 
Jugendamt, an dem auch die bereits eingesetzte Familienhilfe teilnimmt, wird eine 
Parallelmaßnahme auf den Weg gebracht: Die Befrage erläutert, es handele sich um 
eine „Familienhilfe, gesteuert mit einem hohen Stundenaufkommen“ und mit Blick 
auf die „Verhaltensauffälligkeiten der Kinder“. Diese soll sich gezielt um letztere küm- 
mern, während die zuerst eingesetzte, bei einem anderen Träger angestellte Helferin 
jetzt ausschließlich als Familienpflegerin tätig werden soll (in Sachen Haushalt, Behör- 
den etc.). Solche Parallelaufträge seien bei „Krisenfamilien“ nicht unüblich, erklärt die 
Befragte. Zunächst habe die betreute Mutter kooperativ agiert und ein „Gefühl“ für 
ihre „Defizite“ entwickelt. Später sei sie allerdings „aus Heimweh“ schwer erkrankt, 
woraufhin eine Fremdplatzierung der Kinder vorgenommen worden sei. Für diese 
hätte man sich vielleicht auch eher entscheiden können; doch erachte man die Bin- 
dung der Kinder an die Eltern als sehr wichtig. 


Bei dem geschilderten Fallablauf kommt es - wie die befragte Jugendamtsmitarbei- 
terin berichtet - nach einem Initialhinweis (aus der Nachbarkommune), einer Mel- 
dung durch die Entbindungsklinik sowie einer den Zustand der Wohnung und der 
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Kinder betreffenden Bestandsaufnahme (Hausbesuch) zu zwei parallelen Maßnah- 
men, die durch das Jugendamt „gesteuert“ werden.‘ Die Befragte beauftragt zu- 
nächst die Fachkraft eines freien Trägers, welcher offensichtlich ein Doppelmandat 
erteilt wird - wobei zur Beschreibung der Beziehung zu diesem Träger ein Vokabu- 
lar gewählt wird, welches andeutet, dass der Auftraggeber dem Geschäftspartner die 
Bedingungen diktiert („einkaufen‘,; „stehenden Fußes“). Die „Kriseninterventions- 
hilfe“ soll für Ordnung im Haushalt sorgen und zugleich eine „Ersteinschätzung“ 
des weiteren Interventionsbedarfs vornehmen. Sie soll also das erledigen, was - wie 
unser Kontextwissen besagt - im Fachjargon der Jugendhilfe häufig als „Clearing“ 
bezeichnet wird.°® Dieser Klärungsauftrag wird nach dem folgenden Hilfeplange- 
spräch und der Installierung einer weiteren Fachkraft, die für einen anderen Träger 
tätig ist, offiziell für beendet erklärt. Was die zuerst eingesetzte Helferin betrifft, so 
soll die gleiche Person von nun an lediglich im Haushalt helfen. Es ist zu vermuten, 
dass der fragliche Träger dies klaglos akzeptiert; dies legt zumindest die Charakte- 
risierung der Beziehung zum Auftragnehmer nahe. Die neu hinzugezogene Fach- 
kraft erhält demgegenüber ein dezidiert sozialpädagogisches Mandat, das u. a. der 
Stützung der Bindung zwischen Kind und Eltern dienen soll.“ Dies setzt allerdings, 
zieht man Kontextwissen hinzu, voraus, dass diese „Familienhilfe“ das Vertrauen 
der Betreuten gewinnt und vermeidet, dass ihre Tätigkeit als überwachend wahr- 
genommen wird. Formal liegt die Kontrolle des Interventionsprozesses nach dem 
Clearing - das, wie sich aus Kontextwissen leicht ableiten lässt, immer auch einen 
detektivischen Charakter annimmt - allein beim Jugendamt. 

Man kann erahnen, dass der Aufgabenzuschnitt aller Interventionen unscharf 
bleibt. Es intervenieren mehrere Personen bzw. Träger; die Mandate fluktuieren, 
wenngleich ein Trägereinsatz - vermutlich kontrafaktisch - als reines Hilfeprojekt 
gilt. Der Beobachtungsauftrag wird nur im Clearingprozess explizit gemacht und 
anschließend dethematisiert. Er wird von der Befragten und möglicherweise auch 
von der sie beschäftigenden Organisationseinheit einerseits als erste Hilfe, ande- 
rerseits als Kriseneingriff mit Ermittlungsfunktion verstanden. Dass diese Kon- 
stellation von der Befragten als zielführend betrachtet wird, deutet die Wertung 
des Maßnahmenpakets als zwischenzeitlich erfolgreich an (in dem Sinne, dass die 
Klientin als einsichtig, mit „Gefühl“ für „ihre Defizite“, beschrieben wird). Der an- 
gegebene Grund für sein letztendliches Scheitern (das „Heimweh“ der Klientin) 





67 Der Begriff des „Steuerns“ von Maßnahmen wird auch an anderen Stellen des Interviews 
sowie auch in einem Gespräch mit der Jugendamtsleitung wie selbstverständlich benutzt; so 
ist die auch die Rede von, dass man „Anbieter in die Familien [ge]steuert“ habe. 


68 Die Befragte bestätigt, dass sich hier um „eine Art Clearing“ handele. 
6% Weitere Passagen aus dem Interview erhärten diese Vermutung. 
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erscheint allerdings eher lapidar, so dass denkbar erscheint, dass sich im Maßnah- 
menvollzug größere (Kooperations-)Probleme ergeben haben bzw. Kontrollambi- 
tionen gescheitert sind. 

Das zweite Ablaufprotokoll beleuchtet Zuständigkeitsfragen aus Sicht einer Fa- 
milienhebamme. 


Familienhebamme [Ablaufprotokoll]: Das Jugendamt fragt die Befragte als Helferin für 
eine bereits betreute Familie an; deren zwei Kinder (3 Jahre; 4 Monate) sind bereits 
- wegen festgestellter Vernachlässigung - herausgenommen worden und bei einer 
Pflegefamilie untergebracht. Die Frau erwartet ein weiteres Kind von einem Mann, 
zu dem keine Beziehung mehr besteht. Eine Erziehungshilfe ist bereits installiert. Die 
Hebamme soll die werdende Mutter bereits während der Schwangerschaft, dann nach 
der Geburt anfangs jeden Tag, später zweimal die Woche aufsuchen. Im weiteren Ver- 
lauf zeigt sich, dass das Kind nicht zunimmt und Versorgungstipps von der Mutter 
nicht gut angenommen werden. Man müsse, so die Befragte, dann „rauskriegen, ob 
sie wirklich so ein Gefühl und einen Blick für die Bedürfnisse des Kindes“ habe. Die 
Mutter wolle ihr Kind behalten und sei „sehr bemüht“; andererseits würde sie Sig- 
nale des Kindes falsch deuten, v. a. bestehe das o. g. Gewichtsproblem. Ein Gespräch 
mit dem Kinderarzt bestätigt die Problemdiagnose; er wird an den regelmäßigen 
Gewichtskontrollen beteiligt und instruiert die Mutter entsprechend - wobei die 
Befragte vermutet, „dass er aufgrund seiner ärztlichen Autorität sie vielleicht noch 
mal anders erreicht“. Schon nach kurzer Zeit stößt die Hebamme bei der Mutter auf 
Ablehnung. Im Konfliktfall müsse sie in ihrer Funktion als Familienhebamme han- 
deln: Wenn sie die Mutter nicht antreffe, habe sie dies bei der installierten Familien- 
hilfe zu melden; komme dies zweimal vor, müsse sie das Jugendamt informieren - das 
seien „ganz kurze Wege“. Die Interviewte zeigt sich „skeptisch gespannt‘, wie der Fall 
weitergeht. Gelinge es der Mutter nicht, die Ernährung des Kindes umzustellen, käme 
die vorübergehende Unterbringung in einer Kinderklinik in Frage. 


Die Befragte wird vom Jugendamt mit einem scheinbar klaren Mandat ausgestat- 
tet: Es geht darum, die Mutter bei der Betreuung des Neugeborenen, insbesondere 
im Hinblick auf Ernährungsfragen, zu unterstützen und zugleich das Gedeihen des 
Säuglings (operationalisiert über die Kontrolle der Gewichtszunahme) im Blick zu 
behalten - wobei sie in dieser Rolle Beistand bei einem Ko-Akteur (Kinderarzt) 
sucht, dem sie eine größere „Autorität“ unterstellt. Sie deutet damit eine geringe 
Durchsetzungsfähigkeit gegenüber einer Hilfe abweisenden Person an. Offenbar 
erfüllt die Hebamme mehrere Funktionen gleichzeitig: Sie will oder soll „rauskrie- 
gen‘, ob die Mutter betreuungsfähig ist („einen Blick für die Bedürfnisse des Kin- 
des hat“) und ferner ihre gesundheitspädagogische Aufgabe („Versorgungstipps“) 
wahrnehmen - latent ist mithin das o. g. Mehrfachmandat (Clearing - Kontrollie- 
ren - Helfen) in ihrem Tätigkeitsprofil strukturell angelegt. Die Kontrollfunktion 
wird nicht zuletzt daran erkennbar, dass es formalisierte Vorgaben und „ganz kurze 
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Wege“ gibt, sofern auf Seiten der Mutter die nötige Kooperationsbereitschaft aus- 
bleibt - dann erfolgt eine Meldung an die parallel eingesetzte Familienhilfe oder 
das Jugendamt. Die Intervention als Ganze schätzt die Befragte letztlich aber als 
wenig aussichtsreich ein (sie sei „skeptisch gespannt“) und erwartet für die Zukunft 
ein anderes Hilfearrangement (Kinderklinik). 

Beide Fälle verweisen auf diffuse Arrangements im Umgang mit dem Thema 
Kontrolle. Das hier thematisierte Nebeneinander von Hilfe und Kontrolle ist - be- 
trachtet man den klassischen dualen Zuschnitt sozialer Arbeit - für die fraglichen 
Interventionen oft grundlegend (und insofern wenig überraschend). Allerdings: 
Die Kontrollseite differenziert sich in unterschiedliche Formen aus (Clearing und 
Beobachtung sowie ggf. Meldung); sie ist in verschiedener Weise mit Unterstüt- 
zungsfunktionen (Support im Haushalt, Hebammentätigkeiten, Erziehungshilfen) 
verwoben; überdies können die Schwerpunkte in den Mandaten offenbar selbst 
dann fluktuieren, wenn der gleiche Träger interveniert; schließlich scheinen Kont- 
rollfunktionen hier explizit eingefordert zu werden und dort eher latent (unausge- 
sprochen) zu bleiben. Und: Kontrollbeziehungen kann es auch im Verhältnis betei- 
ligter Organisationen geben - hier zwischen einer Auftrag gebenden Behörde und 
einem Auftragnehmer, der „eingekauft“ wird und „stehenden Fußes“ verfügbar ist. 


(3) Nach Kassen- beziehungsweise Sachlage In den folgenden beiden Episoden 
werden Interventionsabläufe mit Blick auf die angestrengten Maßnahmen sowie 
die Rollen verschiedener Akteure bei Entscheidungen über eingesetzte Ressourcen 
beleuchtet. Betrachten wir zunächst einen von einer Familienrichterin resümierten 
Fallablauf: 


Familienrichterin [Ablaufprotokoll]: In einem Fall der Kindeswohlgefährdung (mit 
Gewalt des Vaters gegen die Mutter, Familie mit vier Kindern zwischen 0 und 7 Jah- 
ren) wurden mehrere Anhörungsgespräche durchgeführt, bei denen die Interviewte 
vergeblich versuchte, der Mutter einen Auszug von zu Hause nahe zu bringen, was 
diese aber verweigert habe. Das Jugendamt habe sich hier „auf die Seite der Mutter 
gestellt“ und „vieles kleingeredet“, was die Gutachterin, die Verfahrensbeistände und 
sie selbst „anders gesehen“ hätten. Ein angestrengtes psychologisches Gutachten argu- 
mentierte aber, dass eine „emotionale Vernachlässigung“ vorliege. Das Familienge- 
richt entzieht hiernach das Sorgerecht und setzt zunächst das Jugendamt als Vormund 
ein. Dieses habe aber, so die Befragte, die Herausnahme der Kinder nicht vollziehen 
wollen, weshalb sie die Vormundschaft trotz „horrender Kosten“ auf eine „professio- 
nelle Vormünderin“ (eine als streng und aufmerksam geltende Rechtsanwältin) über- 
tragen habe, die „mehr Druck macht“. In der Regel hätten Verwandte oder Bekannte 
der Familie bei der Bestellung von Vormundschaften Vorrang, gefolgt vom Jugend- 
amt. Der Einsatz eines berufsmäßigen Vormunds sei „eine Kostenfrage“ und das 
Jugendamt „natürlich günstiger“. Die Kinder seien nach wie vor in der Familie, doch 
gebe es mittlerweile mit der neuen Vormünderin, einer vom Jugendamt installierten 
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Familienhilfe sowie einem Anti-Gewalt-Training des Vaters Verbesserungen: Man 
habe die Familie nach einer neuerlichen Geburt „noch nicht aus dem Auge verloren‘, 
die „Tendenz“ sei „ganz positiv“. 


Die Familienrichterin berichtet hier von einem Fall, in dem sie gegen die Strategie 
des Jugendamtes vorgeht: zunächst argumentativ in einer Auseinandersetzung um 
einen möglichen Umzug der Mutter und dann bei der Bestellung eines als starker 
Kontrapunkt beschriebenen Vormunds.”® Bezüglich der Motivlage des Jugendamts 
vermutet’! sie einen Schulterschluss mit der Mutter (und deren Präferenzen) - also 
eine divergierende fachliche Perspektive der Behörde.’”” Die Interviewpassage ver- 
weist darauf, dass sich die Befragte der finanziellen Dimension familiengericht- 
licher Entscheidungen sehr bewusst ist und in diesem besonderen Fall besonders 
entschieden hat - was dann „horrende Kosten“ verursacht. Dies wird allerdings 
letztlich als Notlösung dargestellt: Das „günstigere“ Jugendamt sei normalerwei- 
se die prioritäre Adresse für die Vormundschaft (wenn Bekannte oder Verwandte 
nicht verfügbar sind). Die insgesamt vorsichtige Bewertung der Entscheidungsfol- 
gen - die „ganz positive Tendenz“ in Folge des konsequenten Vormunds - könnte 
man als Legitimation dieses Vorgehens deuten; in der Sache erscheint diese Bewer- 
tung etwas wacklig, denn das Jugendamt hat sich im Kernpunkt, also bezüglich der 
Nicht-Herausnahme der Kinder, offenbar durchsetzen können; zudem legt die For- 
mulierung, man habe die Familie „noch nicht aus den Augen verloren‘, nahe, dass 
die verfügbaren Informationen begrenzt sind - immerhin erklärt die Befragte an 
einer anderen Stelle des Gesprächs, genauere Kenntnis habe „nur noch der Rechts- 
pfleger“ - sie selbst müsse „jetzt interessehalber die Akten ziehen und gucken‘, wie 
es konkret mit der Familie weitergegangen ist. 

Eine Verschränkung von Ressourcenfragen und fachlichen Aspekten wird auch 
im Falle der Mitarbeiterin eines freien Trägers der Familienhilfe erkennbar: 


Freier Hilfeträger [wörtliches Protokoll]: „Im Februar wurde die [Maßnahme des Trä- 
gers] beendet und jetzt ist - ein halbes Jahr stimmt ja gar nicht - drei Monate ist es, 
hat man versucht sozusagen, aber es gibt immer wieder Hinweise von der Kita eben 


7° Im Rekurs auf Kontextwissen lässt sich ergänzen, dass diese Bestellung in ihrer Macht liegt 
und somit eine eigene Steuerungsressource darstellt. 

7! An einer anderen Interviewstelle konkreter auf diese Motivlage angesprochen erklärt sie: 
„Da kann ich Ihnen auch nicht viel zu sagen.“ 

7? Die Möglichkeit, dass das Beharren des Jugendamts damit zusammenhängen könnte, dass 
bevorzugt ambulante Maßnahmen gegenüber auswärtigen Unterbringungen eingesetzt wer- 
den sollen, erwähnt sie zwar nicht - aber aus Kontextwissen lässt sich die Vermutung ableiten, 
dass diese nicht zuletzt mit Kostenfragen zusammenhängende Motivstruktur ebenfalls eine 
Rolle spielen könnte. 
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bezüglich auch der anderen Kinder, aber eben auch [Kind 1], dass es - also jetzt nicht 
unbedingt eben so was, dass es so akut kindeswohlgefährdend ist - aber dass es ohne 
Hilfe auf lange Sicht nicht geht. [...]. [Die] Fachkraft im Jugendamt hatte mir eben 
erzählt, dass sie ins Fachteam geht noch mal, oder Fallteam im Jugendamt, und noch 
mal eine Hilfe installieren möchte. Dann für die, also es muss ja immer bezogen auf 
ein Kind sein, die Familienhilfe, in der Regel eben, oder eigentlich auf das jüngste 
Kind - aber dass man jetzt eben sagt, das wird dann wahrscheinlich eine Betreuungs- 
hilfe geben für [Kind 2], so was, also man kann dann, man, damit man sozusagen 
nicht, also damit die wirtschaftliche Jugendhilfe, die finan-, die das Ganze finanziert, 
nicht sagt: Na, jetzt gab es 2 Jahre Familienhilfe, jetzt soll schon wieder eine eingesetzt 
werden - umgeht man das Ganze, indem man eben eine andere Hilfeform einsetzt. 
[...] das war schon klar, nach anderthalb Jahren, dass die Hilfe nach zwei Jahren been- 
det wird, und wir haben im letzten halben Jahr darauf so hingearbeitet. Aber ich, ich 
würde da jetzt auch nicht unbedingt, also ich, ich hänge da nicht da dran. Also es ist 
jetzt nicht so, dass ich sage: Ich muss da jetzt noch weiter machen und nur mit mir 
wird es gut klappen. Sondern im Gegenteil, ich glaube, es ist eher auch hilfreich, wenn 
wieder jemand anders mit einem anderen Fokus da drauf schaut.“ 


In der Interviewpassage spricht die Befragte über das Ende des ihr im Verlauf der 
Intervention auferlegten Hilfemandats in einer Familie mit mehreren Kindern, 
welche allesamt Adressaten von Maßnahmen sind. Sie erwähnt zunächst den Um- 
stand, dass ihre Maßnahme „beendet“ worden sei, es aber seitens des Auftraggebers 
die Einschätzung gebe, „dass es ohne Hilfe auf lange Sicht nicht weitergehen“ kön- 
ne. Bezüglich des künftigen Verlaufs macht sie deutlich, dass weitere Maßnahmen 
geplant seien, wobei es stets einzelne Kinder - und nicht der gesamte Familien- 
kontext - seien müssten, für die Maßnahmen veranlasst werden. Nach zwei Jahren 
Familienhilfe müsse man nun allerdings, so die Befragte, wohl eine andere Hilfeart 
finden (i.e. eine Betreuungshilfe, die - wie wir aus Kontextwissen ableiten können 
- meist mit einem niedrigeren Umfang gewährt wird). Damit deutet sie einerseits 
eine Kontingentierungslogik der „wirtschaftlichen Jugendhilfe“ an, also derjenigen 
Instanz, die eine finale Entscheidungshoheit bei der Veranlassung kostspieligerer 
Maßnahmen besitzt; andererseits verweist sie auf die Option, eine Hilfeform durch 
eine andere zu ersetzen und so Vorgaben der wirtschaftlichen Jugendhilfe, nach 
denen Hilfen innerhalb von zwei Jahren wirken müssen, trickreich zu „umgehen“. 
Diese Gesamtkonstellation erscheint der Helferin nicht weiter problematisch. Sie 
hat auf das Ende ihrer Intervention „hingearbeitet“, scheint die Kontingentierungs- 
bzw. Umgehungslogik mithin als selbstverständlich („schon klar“) zu erfahren und 
gewinnt ihr auch fachlich etwas ab: Sie selbst müsse „nicht unbedingt“ weiter betei- 
ligt sein und es sei „eher hilfreich, wenn wieder jemand anders mit einem anderen 
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Fokus da drauf schaut“.’? Die Interviewsequenz lässt hier eine gewisse psycholo- 
gische Rationalisierung als nicht unplausibel erscheinen: Eine auf Kosteneffizienz 
orientierte Vergabepolitik gilt gleichzeitig als fachlich angemessen und deshalb un- 
problematisch, obwohl ganz offensichtlich ein großer Aufwand gefahren werden 
muss, um die Begleitung des Familienkontexts auf eine längere (und für nötig er- 
achtete) Dauer zu stellen. 


Zwischenfazit Die unmittelbar an erzählten Sachverhalten und Deutungen anset- 
zende Rekonstruktion einzelner Prozessabläufe im Kinderschutz verweist allgemein 
auf eine außerordentlich hohe „Alltagskomplexität“ im erlebten Interventionsge- 
schehen und den entsprechenden organisationalen Kontexten. Die große Vielfalt 
möglicher Einschätzungen und Bewertungen, die - aufgrund der Unbestimmtheit 
personenbezogener Dienstleistungen - das Feld sozialer Interventionen generell 
kennzeichnet, ist offenbar auch im Kinderschutz stark ausgeprägt (0). Diese gleich- 
sam vor die Klammer gezogene Impression aus dem Interventionsalltag verweist 
bereits auf die sperrigen Kooperationskorridore, die sich in den beiden nachfolgend 
interpretierten Fallepisoden (1) zeigen. Die im dritten Kapitel skizzierten (institu- 
tionellen) Vernetzungsnormen treffen offenbar auf einen rissigen Resonanzboden. 
Die für den Charakter des Regelwerks ebenfalls maßgebliche Überwachungs- 
funktion des Interventionsinstrumentariums wiederum manifestiert sich in dem 
interpretieren Material als Teil einer diffusen Hilfe- und Kontrollorientierung, bei 
der Mandate fluktuieren oder in ihrem Gehalt unscharf bleiben (2). Institutionelle 
Vorgaben scheinen hier pragmatisch ausgedeutet zu werden, wobei Erwartungen 
an eindeutige Rollendefinitionen enttäuscht werden (müssen). Was die Ressour- 
censeite des organisierten Kinderschutzes betrifft, so sensibilisiert das Material 
für den delikaten Charakter des Kosteneffizienzdenkens im Kontext einer hohen 
Selbstverpflichtung aller Akteure auf rein fachlich begründete Entscheidungen (3). 
Die widersprüchlichen Impulse des institutionellen Regelwerks, in dem es einer- 
seits bedarfsorientierte Anspruchsrechte, andererseits zunehmend „konkretisti- 
sche“ Wirtschaftlichkeitsgebote gibt, führen hier im Interventionsgeschehen zu 
bestimmten Formen einer „lavierenden“ psychologischen Rationalisierung. 

Im Querschnitt aller Episoden wird ersichtlich, dass es sämtlich darum geht, 
Unbestimmtheit zu organisieren. Die geschilderten Deutungen und Vorgänge of- 
fenbaren ebenenübergreifend, dass praxisleitende Orientierungsmuster unscharf 
bleiben und wesentliche Akteure des Kinderschutzsystems unter permanenter 





73 Die Einschätzung ist (auch deshalb) bemerkenswert, weil die Befragte — wie sie an anderer 
Stelle des Interviews erläutert — mit einem flexiblen Fall- und Stundenvolumen bei ihrem 
Träger angestellt ist, es also stets eine erhebliche Unsicherheit gibt im Hinblick auf Anschluss- 
aufträge bzw. ihren Beschäftigungsumfang. 
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Anspannung stehen. Dies betrifft zunächst die beträchtliche Offenheit von Ein- 
schätzungen und Handlungs- bzw. Entscheidungsgrundlagen. Es gilt ferner für 
die Frage von Zuständigkeiten in einem großen, lose koordinierten Netzwerk von 
Interventionen, in dem Prozesse des Informationsaustauschs mit idiosynkratischen 
Selbstbildern und Rivalitäten verquickt sind. Zudem berührt es den Umgang mit 
begrenzten bzw. als knapp erfahrenen Ressourcen bei gleichzeitig starken Ansprü- 
chen an „reine Fachlichkeit“. 

In den Episoden zeigt sich also, wie Kostendämpfungs-, Kontroll- und Koope- 
rationserwartungen, welche institutionell im gegenwärtigen „industry system“ des 
Kinderschutzes verankert sind, zum Gegenstand eines komplexen „Organisierens“ 
und „Prozessierens“ werden. Mehr noch: Es zeigen sich bestimmte Widersprüche 
in Gestalt von nur schwer miteinander in Deckung zu bringenden Handlungs- 
maximen, welche mit den ihrerseits vielfach inkonsistent erscheinenden Regulie- 
rungen korrespondieren. Die institutionellen Vorgaben bzw. Doktrinen, wie wir 
sie im dritten Kapitel charakterisiert haben, scheinen überall durch: so etwa das 
Subsidiaritätsgebot, welches viele Akteure anleitet, oder die Doktrin konsequenten 
Intervenierens bei der Bewerkstelligung von Kinderschutzfällen. Die Kontrollnei- 
gung sowie die mit einem bestimmten „Dienstleistungsverständnis“ verbundene 
Effizienzagenda, die beide maßgeblich die jüngere Entwicklung des Regelwerks 
bestimmt haben, machen sich ebenfalls bemerkbar. Zugleich kann man erkennen, 
dass ungeachtet der bestehenden, hochgradig institutionalisierten Normierungen 
stets etwas auszutarieren, zu konkretisieren, eben zu prozessieren ist - mit den an- 
getroffenen Widersprüchen muss also irgendwie umgegangen werden. 


4.2 Kinderschutz paradox: „institutional work” in 
widerspruchsträchtigen Konstellationen 


Die in diesem Abschnitt präsentierte Analyse nimmt Bezug auf die bereits ausführ- 
lich erörterten Spannungen, die die institutionelle Regulierung des organisierten 
Kinderschutzes in Deutschland durchziehen und sich in funktionsbereichsspezi- 
fischen wie lokalen Doktrinen (3.1, 3.2), übergeordneten Strukturdynamiken (3.3) 
und lokalen Organisationslandschaften (4.1) widerspiegeln. Sie fokussiert den skiz- 
zierten Dreifachtrend im Kinderschutzsystem in Richtung mehr Kosteneffizienz, 
mehr Kontrolle sowie mehr Kooperation(sdruck) und durchleuchtet den prakti- 
schen Umgang mit diesem Trend, separat für jede einzelne der drei Tendenzen.”* 





74 Dabei verweisen wir auch auf Schnittflächen: Tatsächlich werden vielfach mehrere Verän- 
derungstendenzen gleichzeitig wirkungsmächtig; eine Dimension des Wandels ist dann also 
eingebettet in eine andere. Diese Überschneidung der Dimensionen reflektiert das Ineinan- 
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Wie bereits erläutert, sind Organisationen in der Lage, institutionelle Vorgaben 
durch eigensinnige Kodierungen zu (re)interpretieren und ggf. umzuformen. Wir 
erfassen solche Prozesse nachfolgend im Rekurs auf das Konzept der „institutional 
work“ (Lawrence & Suddaby 2006; Lawrence et al. 2013). Es geht um organisatio- 
nale Aktivitäten, bei denen am präskriptiven Gehalt von Institutionen (Normen, 
Regelwerken, Rollenzuschreibungen etc.) „gearbeitet“ wird, und zwar mit der Fol- 
ge, dass institutionelle Rahmenbedingungen in der Praxis je spezifisch ausbuchsta- 
biert werden. Organisationen unter dem Einfluss von Professionen gelten im 0. g. 
Konzept als prädestinierte Schauplätze für solche Bearbeitungsprozesse (Lawrence 
et al. 2013: 1025). 

Das Konzept der „institutional work“ verwenden wir dabei in spezifischer Wei- 
se: Allgemein bezieht es sich auf Handlungen, durch die Institutionen geschaffen, 
aufrechterhalten oder durchbrochen werden (Lawrence & Suddaby 2006: 215) - 
wobei es in seiner ursprünglichen Fassung auch impliziert, dass sich Institutionen 
dadurch auf der Makroebene verändern können.’”° Es geht hier dann auch um „in- 
stitutional entrepreneurship“ (Eisenstadt 1980; DiMaggio 1988), also normprägen- 
de Einflüsse besonders exponierter, ressourcenstarker Akteure. Jedoch weist das 
Konzept der „institutional work“ insoweit darüber hinaus, als es postuliert, dass an 
der „Bearbeitung“ von Institutionen häufig ein breites Spektrum lokaler Akteure 
beteiligt ist (Lawrence & Suddaby 2006: 217). In unserer Adaptation des Modells 
gehen wir davon aus, dass es im Anschluss an organisationale Interpretationen bzw. 
(Um-)Kodierungen institutioneller Referenzen durchaus zu Strukturveränderun- 
gen auf der Makroebene kommen kann - etwa dann, wenn Reformen auf lokaler 
Ebene national „Schule machen“.’° 

Gleichwohl richtet sich unser Augenmerk in diesem Teil der Darstellung eher 
auf Prozesse jenseits solcher Mikro-Makro-Effekte, nämlich auf die Art und Weise, 
wie (widersprüchliche) institutionelle Vorgaben in der Alltagspraxis der Organisa- 
tionen verständlich und handhabbar gemacht werden (ähnlich: Currie et al. 2012). 
Wir beobachten also, wie (neu) bestehende institutionelle Vorgaben in Organisa- 
tionen durch spezifische (Um-)Kodierungen bearbeitet werden, und zwar in alle 





dergreifen der moralischen, technischen und ökonomischen Facetten dessen, was wir oben 
als gesamtgesellschaftlichen Trend zur „Perfektionierung“ (spät)moderner Institutionen und 
Organisationen umrissen haben. 

75 Zum Wandel institutioneller Logiken vgl. auch Thornton & Ocasio (2008: 114ff). 


7° Vgl. dazu die Hinweise in den Abschn. 2.3 und 3.3 sowie unsere Verwendung des Begriffs 
der „Strukturdynamiken‘“, die die Möglichkeit strukturbildenden Akteurshandelns auf der 
Mikroebene einräumt (vgl. Schimank 2010). Im Gegensatz zu klassischen neo-institutiona- 
listischen Ansätzen (Meyer & Rowan 1977) wird institutioneller Wandel also auch als mögli- 
che Folge organisationaler Praxis denkbar. 
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denkbaren Richtungen. Das Kinderschutzsystem begreifen wir dementsprechend 
als Handlungsarena, in der institutionelle Normen gelebt werden und in der es zu 
gestalterischen - eingefahrene oder neu vorgegebene Regeln gegebenenfalls bre- 
chenden - Aktivitäten kommt. Diese können auch symbolischer Natur sein, etwa 
in Gestalt der Umdeutung von Referenzbegriffen wie Leistung, Qualität oder Ef- 
fektivität (vgl. Bode 2012b: 181). Der neo-institutionalistischen Lesart folgend ge- 
hen wir davon aus, dass Institutionen (bzw. Doktrinen) organisationalen Akteuren 
„sowohl den Symbol- und Ideenhaushalt bereit[stellen] als auch verallgemeinerte 
Formen praktischen Handelns, durch die Individuen handelnd die soziale Welt 
hervorbringen“ (Drepper 2010: 134). 
Aus alledem ergibt sich ein spezifischer Duktus der (Feld-) Analyse: 


e Ausgehend von den im dritten Kapitel herausgearbeiteten institutionellen Ver- 
änderungsimpulsen und ihren Ambivalenzen interessiert zunächst, wie sich 
diese Impulse bzw. Ambivalenzen im Feld als erlebte Wirklichkeiten darstel- 
len und als spezifische Doppelanforderungen von den Akteuren aufgenommen 
werden. 

« Vorausgeschickt werden Überlegungen zu genuinen Voraussetzungen für (nach 
Maßgabe des gesellschaftlichen Schutzauftrags) zielführendes Handeln im Kin- 
derschutz - und zwar im Hinblick auf Ressourcenverwendung, Kontrollopera- 
tionen und Vernetzungsprozesse. 

e Den Fixpunkt bildet die Erfassung von „Coping-Strategien“ auf organisationaler 
Ebene, die wir in detailliertem Rückgriff auf unser Untersuchungsmaterial und 
anhand einiger besonders schillernder Beispiele beleuchten. Es geht um die Art 
und Weise, wie durch „institutional work“ strukturelle Paradoxien bearbeitet 
oder aufgelöst werden - wobei letzteres häufig nur partiell oder vordergründig 
gelingt. Teilweise handelt es sich um „pragmatische“ Lösungen; anderswo geht 
es eher um (taktisch anschlussfähige) Problem(um)deutungen bzw. (Ex-post-) 
Rationalisierungen zur Reduktion kognitiver Dissonanzen oder um die o. g. 
Neudefinition von Referenzbegriffen. 


Unsere Auswertung des qualitativen Interviewmaterials rekonstruiert die entspre- 
chenden „Prozesse des Organisierens“ in einem Dreischritt von induktiver Thesen- 
bildung, deduktiver Materialsondierung und theoretischer Generalisierung (zur 
Methodik siehe die Erläuterungen im nachfolgenden Kasten). Dabei kristallisieren 
sich gewissermaßen Cluster von Deutungsmustern und Handlungsorientierungen 
im Umgang mit typischen Organisationsproblemen heraus. Die Themen dieser 
Cluster werden jeweils durch ein (besonders prägnantes) Zitat aus dem Feld einge- 
führt; davon ausgehend lässt sich die Praxis der „institutional work“ im jeweiligen 
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Handlungskontext authentisch nachzeichnen.”” Übergeordnete Bezugsgrundlage 
sind dabei die o. g. Ambivalenzen, wie sie von den Akteuren im Feld erlebt werden 
und sich ihnen als spezifische Doppelanforderungen offenbaren. Deutlich wird, 
dass organisierter Kinderschutz 


« sich in Konstellationen bewegt, in denen mit prekären Ressourcen sowie mit der 
Doppelforderung nach Flexibilität und Verlässlichkeit „hantiert“ werden muss; 

« im „Chaos“ des Interventionsgeschehens nach Komplexitätsreduktion verlangt, 
bei der die Doppelerwartung „passgenau und nach Patentrezept“ bedient wird; 

e durch Formen der Zusammenarbeit geprägt ist, innerhalb derer die Akteure zu- 
gleich gemeinsam und einsam operieren, also in vielfacher Hinsicht kooperie- 
ren, aber oft unterschiedliche Agenden verfolgen. 


Angesichts der mit diesen Ambivalenzen „konfrontierten“ genuinen Anforderun- 
gen an eine (im Sinne des gesellschaftlichen Schutzauftrags) zielführende Inter- 
ventionspraxis gilt es zu ergründen, wie sich die Akteure in dieser Gemengelage 
deutend und handelnd bewegen. 


Hinweise auf das methodologische Vorgehen (für den hiesigen 
Analyseschritt) 

Die nachfolgend präsentierten Befunde haben wir mit der gleichen 
Methode der Datenaufbereitung und -analyse erschlossen, die wir bereits 
für Abschn. 4.1.3 dargestellt haben. In einer Gesamtschau unseres Inter- 
viewmaterials wurden fallübergreifend bestimmte Muster des Deutens 
und Handelns rekonstruiert: sinnverstehend (hermeneutisch) mit Blick auf 
Relevanzstrukturen, ferner dokumentarisch hinsichtlich der Orientierung 
von Akteuren auf ihr eigenes Handlungsmilieu und objektivierend in der 
Weise, dass Sinnkonstrukte und Orientierungsrahmen bezüglich der in 
ihnen repräsentierten institutionellen Logiken durchleuchtet wurden. Dar- 
stellungstechnisch können wir diesen Analyseprozess hier allerdings nur 
andeutungsweise replizieren: Einerseits verdichten wir Beschreibungen der 





7” Vgl. zu den nachfolgend im Zusammenhang mit Interviewzitaten verwendeten Abkürzun- 
gen den Anhang dieses Bandes. Wörtliche Zitate werden in abgesetzten Blöcken in Kursiv- 
druck oder im Text mit doppelten Anführungszeichen ausgewiesen. Letztere werden zudem 
bei Literaturzitaten verwendet, während einfache Anführungszeichen im Folgenden für 
Begriffe genutzt werden, die nicht direkt aus dem Material (oder der Literatur) stammen. 
Auslassungen in längeren Interviewpassagen oder anonymisierte Begriffe werden in eckigen 
Klammern aufgeführt. 
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Akteure im Rekurs auf von ihnen selbst benutzte, schillernde bzw. symbol- 
trächtige Begrifflichkeiten, die in eine ergebnisresümierende Darstellung 
eingeflochten werden; andererseits demonstrieren wir unseren Erkenntnis- 
prozess an ausgewählten Einzelzitaten, deren Themen gewissermaßen die 
Spitze des Eisbergs dessen abbilden, was sich in der Wirklichkeit unserer 
Settings (in graduellen Abstufungen) generell beobachten lässt. Die entspre- 
chenden Interviewpassagen dokumentieren wir relativ ausführlich; bei der 
Vorstellung ihrer Interpretation wird das sequenzanalytische Vorgehen aber 
nicht vollständig reproduziert; vielmehr konzentriert sich die Betrachtung 
auf bestimmte Highlights der Materialanalyse. Von ihrem Aufbau her ist die 
Darstellung nach Maßgabe der am Ende des Analyseprozesses gewonnenen 
Befunde strukturiert; der Erkenntnisprozess, also die Emergenz der Befunde 
aus dem Material heraus, wird folglich nur sehr partiell nachgezeichnet. 


4.2.1 Flexibel und verlässlich: Gewährleistung des 
Kinderschutzes mit prekären Ressourcen 


Die gegenwärtigen institutionellen Steuerungsambitionen im Kinderschutz sind 
gekennzeichnet von einem Nebeneinander zweier Rationalisierungstendenzen: 
Einerseits reflektieren die sozialpolitisch begründeten institutionellen Normen 
einen zweckrationalen Perfektionismus (im Sinne einer ‚Null-Fehler-Mentalität‘): 
Unter dem starken Druck der (Medien-)Öffentlichkeit erhalten die unbedingte Ge- 
währleistung des Gesetzesauftrags (staatliches Wächteramt), die Wahrung von ‚Si- 
cherheit und Ordnung‘ sowie bürokratisch-formalistische Kontrollansprüche (be- 
zogen auf die im Kinderschutz tätigen Akteure und ihre Adressaten) einen hohen 
Stellenwert. Im Kinderschutz geht es heute um absolute Verlässlichkeit.” 

Die Instrumentierung dieser Agenda ist jedoch - andererseits - eingebettet in 
Tendenzen der Deregulierung des klassischen politisch-administrativen Lenkungs- 
apparats, mit einer Bedeutungszunahme postbürokratischer bzw. managerieller 
und teilweise auch quasi-marktlicher Steuerungsformen. Im Kontext der Verbrei- 
tung der Neuen Steuerung gibt es einen starken Druck in Richtung mehr Kosteneffi- 
zienz, verbunden mit entsprechenden organisationalen Lenkungsaktivitäten, kurz: 
eine akribische(re) Kostensteuerung. Die damit verbundene Maxime des ‚gut und 





78 Dieses absolute Sicherheitsversprechen hat schon per se Auswirkungen auf zentrale Orga- 
nisationsprozesse und zeigt sich etwa in einer zunehmenden Formalisierung von Verfahren, 
welche ihrerseits verschiedene ‚Anpassungsleistungen‘ erfordert (siehe dazu Abschn. 4.2.2). 
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günstig‘ ist im Alltag des Kinderschutzes allgegenwärtig, bewegt sich allerdings - 
wie unten verdeutlicht werden wird - im Rahmen schwankender Ressourcenkon- 
tingente (i.e. Mittelzuflüsse aus dem lokalen Wohlfahrtsstaat). 

Hier geht es in mehrerlei Hinsicht um organisationale Flexibilität: Genuin 
braucht - wenn die o. g. Verlässlichkeitserwartung zugrunde gelegt wird - das 
Kinderschutzsystem aufgrund seines Arbeitsgegenstands operative Beweglichkeit, 
also Möglichkeiten zur Anpassung der Interventionen an die Dynamiken und 
Wendungen eines Falls bzw. des Fallaufkommens; dies setzt auf der Organisati- 
ons- bzw. Professionsseite entsprechende Autonomiezonen sowie einen Ressour- 
cenzufluss voraus, bei dem es wenig apriorische Festlegungen gibt. Das Streben 
nach mehr Kosteneffizienz im Rahmen managerialistischer bzw. marktorientierter 
Steuerungsmodelle bringt jedoch ganz andere und zusätzliche Flexibilitätsanfor- 
derungen ins Spiel: Einerseits werden die intervenierenden Akteure bzw. Organi- 
sationen damit konfrontiert, dass sich Ressourceninputs stärker an betriebswirt- 
schaftlichen Zielen orientieren und Arbeitsvollzüge in dieser Hinsicht flexibilisiert 
werden sollen; operationalisiert wird dies durch ex ante fixierte Budgetlinien oder 
mittels einer einzelfallbezogenen Bemessung des Inputs an einem in begrenzten 
Zeiträumen mess- bzw. zählbaren Output.’”” Eine weitere Flexibilitätsanforderung 
ergibt sich aus der Volatilität der verfügbaren Ressourcenkontingente (i.e. der für 
den Kinderschutz verfügbaren Budgets) - gefragt ist also zusätzlich eine elastische 
Anpassung der Interventionen an den jeweiligen Umfang dieser Kontingente. 

Budgetierte und im Zeitlauf schwankende Mittelzuflüsse stehen insofern für 
eine prekäre Ressourcenlage im organisierten Kinderschutz. Wie das Weitere vor 
Augen führen wird, zeigen sich bei allen Akteuren im Feld vielfältige Reaktionen 
auf diese Konstellation. Angesichts der generellen Doppelerwartung des ‚flexibel‘ 
und ‚verlässlich‘ ist man a) hin- und hergerissen zwischen Kostensteuerung und 
(qualitativ) ‚wasserdichter‘ Aufgabenerfüllung; erkennbar wird hier u. a. ein Co- 
ping-Verhalten, bei dem die eigene (Doppel-JRolle psychologisch rationalisiert 
wird. Auch lassen sich Akteure auf argumentative ‚Grabenkämpfe‘ ein, um ein ge- 
wisses Maß an Kontinuität und Verlässlichkeit sicherzustellen. Gleiches geschieht 
b) in der Auseinandersetzung mit ‚extern motivierten‘ Wellenbewegungen beim 
Ressourcenzufluss - was plötzliche Anstiege von Mittelzuweisungen mit einschließt 
- und c) bei der Entwicklung und Anwendung programmatischer Konzepte, die 
beides gleichzeitig versprechen: nämlich die Bedienung fachlicher und fiskalischer 
Ansprüche (wie am Beispiel der ‚Sozialraumorientierung‘ zu zeigen sein wird). Bei 
all diesen Konstellationen wird schnell deutlich: Es geht beim Kinderschutz immer 





7 Was aus Sicht so mancher Experten auf die Bewerkstelligung von „Jugendhilfe trotz Ver- 
waltungsmodernisierung“ (Otto & Peters 2002; Hervorhebung d. Autoren) hinausläuft. 
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auch ums Geld, wobei Ressourcenfragen auf komplexe Weise mit anderen Agenden 
verwoben sind. 


a) „Ich sitze ja hier immer auf zwei Stühlen“: Begrenzte Ressourcen und gren- 
zenlose Verantwortung Mit Blick auf das Regelwerk des Kinderschutzes kann der 
Umgang mit Ressourcen nicht losgelöst von dem o. g. ‚absoluten Sicherheitsver- 
sprechen‘ und dem allgemeinen Anspruch ‚garantierter Daseinsvorsorge‘ betrach- 
tet werden. Insofern zeigen sich hier deutliche Schnittflächen zur (im nächsten 
Abschnitt näher behandelten) ‚Kontrollorientierung‘ des heutigen Kinderschutz- 
systems. Gerade infolge öffentlicher Vorwürfe wegen (vermeintlicher) Verfeh- 
lungen der zuständigen Instanzen - die die Lokalpolitik z. B. zu der Forderung 
veranlasst, es dürfe „kein totes Kind“ mehr geben - entsteht eine eklatante Druck- 
situation für die Akteure der Praxis. Diesen wird gleichsam eine grenzenlose Ver- 
antwortung aufgeladen, obwohl ihre Handlungsressourcen mehr oder weniger stark 
eingeschränkt sind. So bekundet eine Jugendamtsleitung im Interview, dass eine 
perfekte Gefährdungsverhütung „einfach nicht zu schaffen“ sei, auch wenn man 
sich stets in „Habacht-Stellung“ befinde. Absolute Verlässlichkeit wird mithin als 
utopische Anforderung erfahren. 

Hinzu kommt, dass das Gebot fallbezogener und fachlich verantwortbarer 
Arbeit stets mit betriebswirtschaftlichen Zielen in Einklang gebracht werden muss. 
Besagte Leitungskraft beschreibt die entsprechende Herausforderung im weiteren 
Verlauf des Interviews wie folgt: 


Ich sitze ja hier immer auf zwei Stühlen. Ich sitze ja einmal in dem Wächteramt und 
muss sehen: Sehen die das Wächteramt? - und sehe andererseits dann auch auf die 
Kosten und denke: Wunderbar, die verursachen nicht so viel Kosten. Aber ich kann 
das eine nie getrennt von dem anderen sehen. (Ltg ASD14; 398) 


Die Befragte thematisiert hier eine Doppelrolle, die sie in ihrer Steuerungsfunk- 
tion gegenüber den - kostenrelevante Entscheidungen treffenden - Mitarbeitern 
einnimmt: Geringe Ausgaben (für Maßnahmen) sind einerseits willkommen, we- 
cken aber andererseits Skepsis hinsichtlich der ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
des staatlichen Wächteramts. Die Situation gestaltet sich für die Befragte insofern 
paradox, als sie „das eine nie getrennt von dem anderen sehen kann“; sie stellt sich 
zunächst als unauflösbare Spannung zwischen (Kosten-)Effizienz und Effektivität 
dar. Diese Spannung tritt auf der Leitungsebene der Jugendhilfe besonders markant 
zu Tage, betrifft aber - wie die folgenden Ausführungen plausibilisieren - auch 
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Sozialarbeiter ‚an der Basis‘ (bei öffentlichen wie freien Trägern), Akteure des Ge- 
sundheitswesens und tendenziell auch der Justiz®". 

In der Praxis zeigt sich der Kosten(steuerungs)druck in diversen Ausprägun- 
gen; er erfasst verschiedene Hierarchieebenen und wird auf unterschiedliche Weise 
transportiert. Auf die Spannung zwischen begrenzten Ressourcen und grenzenlo- 
ser Verantwortung wird dementsprechend auf der Organisationsebene in mannig- 
faltiger Weise reagiert. Die entsprechenden Coping-Muster und deren Implikatio- 
nen werden nachfolgend (im Wesentlichen geordnet nach Funktionsbereichen) in 
Eckpunkten umrissen. 

Was den ASD betrifft, so berichten in unseren Interviews Mitarbeiter aller Hie- 
rarchieebenen (mit graduellen Abstufungen) häufig von Personalmangel und dar- 
aus resultierenden Überlastungssituationen. Zusätzlich verschärft werde diese Res- 
sourcenknappheit durch (neue) zeitraubende Dokumentationserfordernisse (siehe 
dazu Abschn. 4.2.2). Insbesondere das 2005 eingeführte Vier-Augen-Prinzip mache 
- ohne Kompensation durch neue Personalressourcen - stellenweise viel „Improvi- 
sation“ erforderlich. Einige Mitarbeiter an der Basis begegnen dieser Belastung mit 
unbezahlten Überstunden in Eigeninitiative - wobei sich fachliche Leitungen hier 
eher in einer „bremsenden“ Rolle sehen. Nicht selten wird auf „Burn-Out“-Phäno- 
mene sowie eine hohe Fluktuation des (oft jungen) Personals verwiesen, also den 
Umstand, dass Fachkräfte nach kurzer Zeit in weniger belastende bzw. besser be- 
zahlte Arbeitsverhältnisse (etwa bei freien Trägern) abwandern. Hier scheint auch 
eine Rolle zu spielen, dass die Vergütung im ASD zuweilen als „beschämend“ oder 
„entwertend“ wahrgenommen wird. Mancherorts haben Verantwortliche darauf 
mit der Aufstockung von Personalmitteln sowie höheren Vergütungen reagiert. 
Eines wird in jedem Fall deutlich: Aus der Perspektive der Akteure hat operative 
Beweglichkeit mitunter einen hohen Preis. 





%° Im Bereich von Polizei und Justiz wurden Ressourcenprobleme — und der Umgang da- 
mit - in unseren Interviews allerdings nur sporadisch thematisiert. Bei der Polizei scheinen 
Kooperationsansprüche hinsichtlich des Kinderschutzes — ähnlich wie im Gesundheitswe- 
sen - vielfach keinen Niederschlag in der Finanzierung zu finden: Örtlich wird von einem 
Trend zur „schnellen Abarbeitung“ einschlägiger Fälle berichtet, während „präventive“ An- 
strengungen eher dem persönlichen Engagement einzelner Beamter überlassen scheinen. Fa- 
milienrichter berichten von „zeitlicher Anspannung“ infolge häufiger Eilverfahren; jüngere 
Vertreter kompensieren Überlastungssituationen teilweise durch erhebliche Mehrarbeit oder 
geben ihre Position nach geraumer Zeit wieder auf (gleiches gilt für Verfahrensbeistände). 
Das Erledigungspensum wird regelmäßig überschritten, was jedoch durch die Aussage kon- 
terkariert wird, für Fälle der Kindeswohlgefährdung ($ 1666 BGB) sei „immer ausreichend 
Zeit“. Angesichts der eher spärlichen Befunde unserer Studie zu diesem Bereich muss offen 
bleiben, inwieweit hier eine psychologische Rationalisierung stattfindet. 
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In Bezug auf die Umsetzung von Steuerungsinstrumenten nach dem Vorbild des 
Neuen Steuerungsmodells bzw. New Public Managements und die damit verbun- 
denen (Re-)Organisationsansätze zeigt sich ein uneinheitliches Bild.®! Einerseits 
sehen zentrale Akteure des Feldes entsprechende Ansätze als gescheitert an: Versu- 
che des „Verkennzifferns“ und des Steuerns mit „Anreizsystemen“ hätten letztlich 
nur zu „Zahlenbergen“ geführt - aber „das wirkliche Leben war dann anders als das 
Controlling“. Zudem hätten Zielvereinbarungen an der realen Organisationspraxis 
vor Ort nur wenig verändert. Weit verbreitet ist die Deutung, dass „einfache Ursa- 
che-Wirkungsmodelle“ im Bereich Jugend und Soziales ungeeignet seien. 

Andererseits sind einzelne Elemente der Neuen Steuerung wie Ergebnis- bzw. 
Wirkungsorientierung, Regionalisierung, Zielvereinbarungen oder Wettbewerb (in 
verschiedenen Formen) im Feld durchaus relevant; z. T. wurden sie mit „fachli- 
chen“ Ansätzen im Bereich der Sozialraumorientierung kombiniert (s. u.). Akteure 
des Jugendamts berichten von Kosten-Leistungs-Rechnungen, Vergleichen zwi- 
schen Bezirken und groß angelegten „Fallrevisionen“ - man sei gefordert, sich „die 
Köpfe heiß zu denken‘, wie man sparen kann, „ohne auf Qualität zu verzichten“. 
Die Tatsache, dass es sich beim Kinderschutz eigentlich um ein „bedarfsorientier- 
tes System” handelt, welches (de facto) aber gleichzeitig budgetiert wird, erscheint 
manchen Akteuren als Ausdruck von „Schizophrenie“. 

Tendenzen einer outputfixierten managerialistischen Steuerung schlagen zu- 
weilen bis auf die operative Ebene durch, was sich z. B. in - von den Akteuren 
durchaus affirmativ beschriebenen - Innovationen im „internen Controlling“ ma- 
nifestiert. Eine Leitungskraft erläutert diesen Prozess ausführlich: 


Als ich gekommen bin, gab es so was wie internes Controlling im Prinzip gar nicht. 
[...] Das ist natürlich ein absoluter Schwerpunkt gewesen, hier ein System aufzu- 
bauen, dass man mit Zahlen arbeiten kann, mit denen man auch was anfangen kann. 
[...] Ausschlaggebend war eigentlich, dass, also ich bekomme wirklich den Auftrag 
von meinem damaligen Landrat: ‚Frau [...], das mit den ständig steigenden Zahlen in 
der Jugendhilfe mit dem Geld, das muss ein Ende haben. Sie sind jetzt da sozusagen, 
um zu sparen.‘ Und dann hab ich natürlich angefangen, mir selber ein System zu 
machen. [...] es ist dann auch später ein Controller eingestellt worden. [...] also so 
was hat man früher gar nicht gemacht, man hat nichts miteinander verglichen. Man 
hat einfach nichts - kein Kennzahlensystem - gehabt. Es gab also nicht irgendwie so, 
also nur ein Beispiel jetzt, bestimmte Vorgaben für bestimmte Hilfen. Dass man sagt 
‚OK, grundsätzlich soll in aller Regel eine Erziehungsbeistandschaft nicht länger als 
ein Jahr dauern.‘ Eine ganz einfache Vorgabe - da kann man es vielleicht am besten 
sehen. [...] Dass man sagt, ‚OK, wie ist eine Maßnahme verlaufen? Hatte die Erfolg 
oder hatte die keinen Erfolg?“ Ein weiterer wichtiger Punkt ist, gerade bei stationä- 
ren Maßnahmen, die ja sehr teuer sind: ‚Wart ihr mit der Einrichtung, die wir hier 





81 Ähnlich wie in den Studien von Grohs (2007) und Krone et al. (2009). 
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beschäftigt haben, voll zufrieden? Ja oder Nein?‘ [...] Das müssen die [Mitarbeiter] 
ausfüllen, ja, genauso wie bei erfolgter Hilfe. Das wird natürlich dann vom Controller 
nach einer bestimmten Zeit wieder zusammengefasst und dann kann man relativ gut 
sehen: ‚Wie ist die Quote der erfolgreichen Hilfen zum Zeitpunkt der Beendigung?‘ 
und ‚Gibt es Ausreißer bei den Einrichtungen?‘ [...] Wenn ich eine Einrichtung dabei 
habe, die ich belege und die - da ist zwei Mal die Bewertung bloß ‚teilweise zufrieden‘ 
- dann ist für mich schon allerhöchste Eisenbahn. [...] Wenn das eine Einrichtung 
ist, die in meiner Region ist, dann wird es mit der Einrichtung besprochen und dann 
wird gesagt: ‚Wir erwarten jetzt das und das. Das und das ist vorgefallen.“ Dann gibt es 
ja manchmal Erklärungen, warum das so war. Also, aber das kann ich jetzt natürlich 
nicht machen, wenn ich mal eine Einrichtung woanders gehabt habe [...] dann ist 
das für mich erledigt, weil ich fahre jetzt nicht extra dorthin, um das auszutesten, die 
werden nicht mehr belegt, jedenfalls von uns nicht und das war es dann. (Ltg ASD11; 
129-147) 


Gegenüber dem Trend zu managerialistischer Steuerung zeigt die Befragte insge- 
samt eine opportunistische Haltung. Jedenfalls begreift sie es als Teil ihrer Rolle, 
„zu sparen‘; den entsprechenden „Auftrag“ des Landrats nimmt sie (wenigstens 
laut ihrer Darstellung im Interview) bereitwillig an. Ziel ist es z. B., Maximaldauern 
von bestimmten Hilfen durchzusetzen. Bewerkstelligt wird dies durch den Aufbau 
eines eigenen „Systems“ von Maßnahmen der vergleichenden, kennzifferbasier- 
ten Wirkungsanalyse. Aus schlechten Zahlen wird (bereits beim zweiten Mal) ein 
akuter Handlungsbedarf abgeleitet, was entweder in eine ‚Rüge‘ des Trägers (wie 
die Wortwahl impliziert) oder aber eine unmittelbare Aufkündigung der Koopera- 
tionsbeziehung mündet. 

Auch anderswo werden Wirkungsevaluationen durchaus als praktikable Len- 
kungsmethode angesehen. Allerdings sollen diese nicht unbedingt Steuerungs- 
automatismen auslösen. Vielmehr wird ihr Zweck häufig darin gesehen, „Diskus- 
sionen“ anzustoßen oder zur „Entwicklung von Thesen“ beizutragen; eine weiter- 
gehende Nutzung der Daten (etwa im Hinblick auf globale Mittelausstattungen) 
wird größtenteils skeptisch beurteilt. Die Bestimmung der Handlungsspielräume 
durch Verfahren, die Ressourcenströme an Kennzahlen ausrichten, ist bei vielen 
Akteuren des Feldes unbeliebt - managerielle Flexibilisierung steht hier offensicht- 
lich gegen operative Beweglichkeit. Die Haltung der Akteure bleibt diffus: Für Im- 
pulse zu einer solchen Flexibilisierung ist man offen, harte Konsequenzen sollen 
aber vermieden werden. 

Manche Leitungskräfte fordern, sich über ‚unhaltbare‘ (Kostenspar-)Erwartun- 
gen im Zweifel hinwegzusetzen. Auch ein Bruch mit Budgetvorgaben stellt mit- 
hin eine Option dar, sofern sich dafür fachliche Gründe (z. B. bei der Auswahl 
einer budgetseitig nicht vorgesehenen Trägermaßnahme) ins Feld führen lassen. 
Dies „verantwortet man auch“ und nimmt etwaige negative Konsequenzen (z. B. 
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Haushaltssperren) bewusst in Kauf. Diese Widerstands- bzw. ‚Trotzhaltung‘ bildet 
gewissermaßen den Gegenpol zum ‚Opportunismus‘ derer, die betriebswirtschaft- 
liche Kostensteuerung zu ihrer ureigenen Sache machen. 

Wie obiges Zitat bereits andeutet, schlägt finanzieller Druck am deutlichsten 
auf die Beauftragung externer Leistungserbringer durch, wobei die im beschrie- 
benen Fall angestrebte Engführung sowohl die allgemeine Bewilligungspraxis als 
auch Art und Umfang der Leistungen betrifft. Innerhalb der Jugendämter gibt es 
verbreitet die Forderung ‚von oben, weniger stationäre Hilfen zu verfügen. Aus 
Sicht der Basis gilt dies als eigentlich auch ‚fachlich richtig; doch der „erhobe- 
ne Zeigefinger [kommt] eher von den Kosten“: Auf höherer Leitungsebene werde 
hinterfragt, ob man (als potenziell bedroht wahrgenommene Kinder) nicht „zu 
früh unterbringe“ oder in bestimmten Situationen „nicht genug aushalte“; eine 
vergleichsweise hohe Zahl von Unterbringungen werde stets „kritisch von oben 
kommuniziert“. Generell zeigen sich ‚Kaskaden der Rechtfertigungspflicht‘: Mit- 
arbeiter müssten ihre Entscheidungen gegenüber der Regionalleitung „gut begrün- 
den‘, während diese sich gegenüber der Jugendamtsleitung und diese wiederum 
gegenüber der nächsthöheren Verwaltungsebene (bzw. „der Politik“) zu „rechtfer- 
tigen“ hätte. Teilweise tragen auch spezialisierte Verwaltungsabteilungen (wie die 
„wirtschaftliche Jugendhilfe“) Budgetverantwortung und pochen auf die Prüfung 
preisgünstigerer Alternativen - hier spürt man manchen Mitarbeitern zufolge die 
„Dollarzeichen im Hinterkopf“. 

Die Reaktionen darauf fallen unterschiedlich aus. Bezogen auf die verschiede- 
nen Funktionsebenen der örtlichen Jugendhilfe wird von „heftigen Diskussionen“ 
berichtet, die „sehr anstrengend“ seien. Man kritisiert, dass die lokalen Verhältnisse 
(z. B. konzentrierte Deprivation im Quartier) bei Anweisungen ‚von oben’ oft nicht 
berücksichtigt würden. Eine Befragte beobachtet, der Kimmerer würde „eine ähn- 
liche Druckkulisse aufbauen“ und sich „ähnlicher Argumente bedienen‘, wie dies 
im Verhältnis des Jugendamts zu den Familien der Fall sei. Anderswo herrscht eher 
der Eindruck vor, das „Notwendige“ werde getan, wobei die Kostenentwicklung 
seitens der Politik auf eher subtile Weise „hinterfragt“ würde.‘? 

Gleichsam zwischen den beiden o. g. Extremfällen (Opportunismus und Wi- 
derstand bzw. Trotz) angesiedelt, findet sich bei Akteuren mit Fallverantwortung 
eine Strategie der Spannungsbearbeitung, die darauf abstellt, den kostentragen- 
den Instanzen mit forcierter Kommunikation gegenüberzutreten. Dabei werden 
unterschiedliche Argumente bemüht. Ein Jugendhilfeplaner erläutert seine - wie 
er meint: aussichtsreiche - Vorgehensweise, höheren Hierarchieebenen gegenüber 
bestimmte Ausgaben mit Hinweisen auf mittelbare Einsparungspotenziale an an- 





% Etwa durch ein spezifisches kommunikatives Labeling, mit ironischen Bemerkungen wie: 
„Das Jugendamt ist uns lieb und teuer“. 
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derer Stelle“? ‚schmackhaft zu machen. Eine Regionalleiterin stellt dar, wie sie poli- 
tische Entscheider systematisch „in die Fälle reinholt“ und ihnen „Bedarfe erklärt“. 
Im Rahmen dieser kommunikativen ‚Rückbindung der Leitung an die Basis‘ sitzt 
sie vierteljährlich mit dem Stadtrat zusammen, der so nicht nur Einblick in Kenn- 
zahlen, sondern auch die konkrete Fallarbeit erhalte - und die Situation auf diese 
Weise „inhaltlich verstehen“ könne. Dieses Vorgehen scheint von Erfolg gekrönt: 


Da hat sich in [Bezirk] etwas verändert in den letzten Jahren. Also wir wurden ja stark 
angekreidet vor drei, vier Jahren noch, warum wir so viel Geld ausgeben und wie wir 
denn können, und ob wir denn als Sozialarbeiter nur ein Herz hätten und überhaupt 
keine Überlegung in Sachen Rechnungswesen, Verwaltungswirtschaft. Und da haben 
wir viel schreiben müssen und reden müssen, bis dahin, dass wir unseren Stadtrat 
eingeladen haben zu den Fallbesprechungen, dass wir ihn ständig informiert haben, 
also nicht nur über Zahlen, sondern auch über Inhalte: Warum machen wir etwas, 
wie stellen wir es dar. Also ich habe direkt dann immer mal Buch geführt, Statisti- 
ken geführt: Wie viele Fälle von Verwahrlosung, genau beschrieben, wie viele Allein- 
erziehende davon. So dass er also auch ein bisschen emotional eingebunden werden 
konnte, was er auch wollte. Und da war auf einmal eine Annäherung da, ein Verständ- 
nis für unsere Arbeit. Das ging so weit, dass wir sogar unsere Stellenbesetzung, die ja 
runter gefahren wurde, dahingehend verbessern konnten, dass wir wieder Stellen hier 
neu besetzen konnten. [...] Wir [haben] Verständnis in der Verwaltung [...] dafür 
erreicht, was wir hier für eine Arbeit tun, und dass wir Arbeit nicht liegen lassen 
können. Wie es ja oft in der Verwaltung möglich ist. Man kann ja Sachen stapeln [...] 
Das geht bei uns ja überhaupt nicht. Und das war auch nur möglich, dass wir sogar bei 
Beschwerden unsere Akten an die Rechtsstelle gegeben haben, um denen zu erzä-, zu 
sagen: Guckt rein, was wir leisten und sagt dann bitte: Arbeiten wir vernünftig, haben 
wir Bedarfe, die wir nicht nur irgendwie immer sprachlich rüberbringen, sondern 
sind die wirklich vorhanden? (Ltg ASD14; 42-50) 


Das Zitat verdeutlicht in prägnanter Weise den Zielkonflikt zwischen Entscheidun- 
gen mit „Herz“ und betriebswirtschaftlicher „Überlegung“. In der Darstellung wird 
ein massiver Rechtfertigungsdruck erkennbar, denn wie die Befragte erklärt, habe 
man „viel schreiben und reden müssen“. Für Abhilfe sorgt schließlich eine Argu- 
mentationsstrategie, die sich auf „Zahlen“ einlässt, aber gleichzeitig „Inhalte“ und 
deren „Darstellung“ fokussiert. Letztlich scheint es so, als könne ein „Verständnis 
für die Arbeit“ durch die „emotionale Einbindung“ der (kosten)verantwortlichen 
Leitungsebene erzeugt und so auch finanziell etwas erreicht werden. 

Schließlich begegnete uns in den Interviews häufig ein Deutungsmuster, bei 
dem die Spannung zwischen strikt fallbedarfsorientiertem (und damit potenziell 
endlosem) Investieren einerseits und Kostensteuerung andererseits schlicht mit der 





® Etwa durch Investitionen in die präventive Beratungstätigkeit des Jugendamts. 
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Feststellung aus dem Weg geräumt wird, dass finanzielle Erwägungen im Kinder- 
schutz letztlich keine Rolle spielen. Folgendes Zitat einer Leitungskraft (die sich zu 
Einsparungsforderungen der lokalen Politik äußert) ist dafür symptomatisch: 


Ja, aber keine Panik. Zu Hilfen zur Erziehung, da gibt es einen Rechtsanspruch. Und 
von daher, egal, was tatsächlich an Vorgaben gemacht wird, wenn es den Bedarf im 
Einzelfall gibt, kann das bewilligt werden und da werden wir auch unsere Mitarbeiter 
unterstützen darin, dass dann das Entsprechende bewilligt wird. Das ist irgendwie gar 
nicht die Frage. (Ltg ASD5; 136) 


Die Befragte betont hier kategorisch den „Rechtsanspruch“ auf Hilfen zur Erzie- 
hung - dass dieser erfüllt werden könne, sei „gar nicht die Frage“, „egal“ welche 
Vorgaben dem entgegenstünden. Allerdings baut sie Relativierungen ein: Hilfe 
„kann“ bei „Bedarf im Einzelfall“ bewilligt werden. Und: Ihre Darstellung lässt sich 
so deuten, dass es erforderlich werden kann, die Mitarbeiter bei der Durchsetzung 
einer Bewilligung bzw. Beauftragung zu „unterstützen“. Ganz so selbstverständlich, 
wie die Befragte es darstellt, ist dieser Vorgang also möglicherweise nicht. Letztlich 
reflektiert die Darstellung zweierlei: eine psychologische Rationalisierung (‚Das 
Notwendige wird getan‘) und eine Bewältigungsstrategie, bei der Unsicherheiten 
durch „Unterstützung“ der Basis beseitigt werden sollen. 

Die Rolle der (regionalen) Leitungsebene als ‚Unterstützungsinstanz‘ der Basis 
wird auch von einer Mitarbeiterin eines anderen Jugendamts thematisiert, als sie 
auf interne Beratungen zwischen den fallbearbeitenden Sozialarbeitern und deren 
Leitung zu sprechen kommt. Wenn letztere in der Fallbesprechung von einer Maß- 
nahme überzeugt sei, verteidige sie Entscheidungen der Mitarbeiter auch dezidiert 
gegenüber Vorgesetzten: 


Grundsätzlich sagt man ja, wir sind fallverantwortlich tatsächlich, d. h., wir müssten 
eigentlich das letzte Wort haben. So ist es aber nicht. Es wird immer, deswegen heißt 
es auch kollegiale Beratung, es wird schon immer geguckt, wie man auf einen Nenner 
kommt, also ich würde einfach sagen: In 99% der Fälle können wir uns schon einigen, 
vielleicht mit einem bisschen Murren, aber letztendlich, das würde ich aber vor allem 
auch [der Leitung] zuschreiben, ist [sie] sehr bemüht, Hilfen auch einfach fachlich 
zu begründen, oder vielleicht auch fachlich zu begründen, warum es auch günstiger 
geht; also fachlich nicht im Sinne von: Wir müssen sparen, sondern fachlich im Sinne 
von: Aber hat das Kind wirklich diesen Bedarf oder kann man diesen Bedarf teilweise 
auch durch was anderes abdecken? Und dann wird gemeinsam überlegt, also da kom- 
men auch ab und zu ganz kreative Lösungen raus. Das heißt, man weiß, es gibt einen 
Sparzwang, es ist aber schon nicht so, dass gesagt wird: Ist zu teuer, machen wir nicht. 
Sondern es wird schon geguckt, was ist geeignet und aber auch notwendig, also was 
ist gerade ausreichend? (MA ASD12; 219) 
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In dieser Darstellung wird die (offiziell vorgesehene) „Fallverantwortlichkeit“ der 
einzelnen Sachbearbeiter anfangs eindeutig negiert. Arrangements „kollegialer Be- 
ratung“ dienten dazu, „auf einen Nenner zu kommen‘, wobei dies nach Darstellung 
der Befragten letztlich („vielleicht mit einem bisschen Murren“) meist gelingt. Of- 
fenbar dient im fraglichen Spannungsfeld die Intervention der Leitung als einfluss- 
reiches ‚Korrektiv‘. Betont wird ihr „Bemühen“; Hilfen „fachlich“ - und nicht allein 
aufgrund von Kostengesichtspunkten - zu begründen.®? Dabei geht es aber im- 
mer auch um Optionen für preisgünstigere Varianten. Das Ergebnis seien dann oft 
„kreative“, „gerade ausreichende“ Lösungen. Explizit gilt das Bedarfsprinzip, aber 
der Sparzwang bleibt latent immer spürbar - zwischen diesen beiden Polen wird in 
der Praxis hin- und herlaviert. 

Ein Interview mit einer weiteren Mitarbeiterin bestätigt, dass Einsparvorgaben 
zuweilen an die Basis durchschlagen: Berichtet wird von „sehr genauen Prüfungen“ 
und einem allgemeinen (durch die Leitung transportierten) „Druck, aufs Geld zu 
schauen“. Dagegen werden aber erneut die offiziellen „Rechtsansprüche“ in Stel- 
lung gebracht - ein gängiges Muster bei der Rationalisierung von Entscheidungen 
mit Blick auf die Kostenfrage. Prozessiert wird die bestehende Spannung hier (wie 
anderswo) durch die Einteilung von Kinderschutzfällen in „Risikostufen“ - ver- 
bunden mit der Deutung, im „Gefährdungsbereich“ gebe es generell keinen Recht- 
fertigungsdruck und die Bearbeitung verlaufe hier „relativ unkompliziert und sehr 
schnell“. Die Relevanz der Kostenfrage wird auf den (quantitativ bedeutsameren) 
„Leistungsbereich“ (also Fälle, bei denen keine Kindeswohlgefährdung ersichtlich 
ist) begrenzt. Im (besonders delikaten) „Graubereich“ greifen schließlich die o. g. 
Prinzipien managerialistischer Betriebsführung: „Hilfen müssen innerhalb von 
zwei Jahren wirken“. Für darüber hinausgehende Maßnahmen müsse man „kämp- 
fen“. Es werde stets geprüft, ob preisgünstigere Hilfen ausreichend seien.®° Gebe es 
„Preisunterschiede‘, so sei zu erwarten, dass höhere Trägerpreise zu einer nachran- 
gigen Belegung oder sogar zur Aufkündigung der Zusammenarbeit mit den ent- 
sprechenden Leistungserbringern führten („Ich weiß nicht, ob wir die dann noch 
lange hätten“). 

Folgendes Zitat einer ASD-Führungskraft zeigt, dass solche Preisvergleiche 
auch in anderen Settings relevant sind - wobei einmal mehr betont wird, dass Kos- 
tengesichtspunkte allein nicht ausschlaggebend seien: 





8 Solche (rationalisierenden) „fachlichen“ Begründungen sind z. B. auch im Hinblick auf 
Vorgaben relevant, die eine Maximaldauer für die Bewilligung von Hilfen vorsehen: In die- 
sem Kontext fiel in einem Interview der Satz: „Man soll eine Familie auch mal loslassen kön- 
nen und probieren, wie es ohne Hilfe läuft“. 


#5 Wobei daneben erneut die Aussage steht, entsprechende Abwägungen bezögen sich „mehr 
auf die Inhalte“. 
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[...] aber wir haben auch immer noch heute damit zu tun, welchen Anbieter nehmen 
wir denn nun? Nehmen wir den, der pro Fachleistungsstunde 55 Euro nimmt oder 
nehmen wir den vielleicht doch, der nur mit 38 fährt. [...] Durchaus, wenn ich ihn 
denn bekomme, nehme ich [letzteren], aber ich muss natürlich auch, und das tun 
wir noch, also der Kämmerer dreht zwar mächtig an den Angstschrauben, aber es ist 
für uns immer noch hier die Frage, ist der Preis im Vordergrund, oder ist aber auch 
die Sicherheit und die Leistung und das Angebot, das, was unter dem Strich kommt, 
wichtig. Habe ich einen Anbieter, der, ich sage mal, wirklich nur den Kontrollauftrag 
macht und der uns mitteilt, wann er dann, wenn wir [...] das Familiengericht ein- 
bauen müssen oder ist der, der letztendlich auch mit der Familie arbeitet und profund 
auch etwas verändern kann, wobei nicht 55 Euro in der einen Familie super toll ist 
- ich will damit nicht sagen, dass 55 immer gut, auch 55 kann Schrott sein, wenn es 
nicht passt. [...] Da müssen wir kämpfen. Da bin ich ständig in der Diskussion. [...] 
Früher war das überhaupt kein Thema, eine Jugendliche oder einen Jugendlichen im 
Ausland unterzubringen, wenn es initiiert war. Das ist heute eine Marathondiskus- 
sion, bis ich dann grünes Licht habe. (Ltg ASD12; 188-210) 


Man muss „kämpfen“, es gibt „ständige Diskussionen‘, der Kämmerer „dreht an 
den Angstschrauben“ - der Kostendruck erscheint hier als sehr markant. Trotz der 
abermaligen Betonung fachlicher Maßstäbe verweist die Darstellung der Befragten 
auf quasi-marktliche Formen der Auftragsvergabe, die für die betroffenen Träger 
als Druck auf die Preise erfahren werden und ihnen eine entsprechende ‚Geschäfts- 
orientierung abverlangen (s. u.). Die als „mühsam“ beschriebenen Verhandlungen 
über die Höhe und Ausgestaltung von Fachleistungsstunden zwischen öffentlichen 
und freien Trägern werden in manchen Settings jährlich geführt und z. T. mit har- 
ten Bandagen ausgetragen. Teilnehmer kolportieren Äußerungen der Kostenträ- 
gerseite mit den Worten: „Das sag ich Ihnen gleich: Wenn Sie das haben wollen an 
Entgelt, dann wird das Jugendamt Sie nicht mehr belegen“. 

Das Auftreten privat-gewerblicher Träger auf dem Markt der Erziehungshilfen 
scheint dabei die Verhandlungsposition der Kostenträger tendenziell zu stärken, 
wie ein Jugendhilfeplaner im Interview erläutert: 


Da gibt es einige wenige seit einigen Jahren, mit denen sich eine ganz gute Zusam- 
menarbeit entwickelt hat. [...] Zum Beispiel in diesen Diskussionen war es sicher- 
lich schon so, dass das, was man an fiskalischen Denken auch hier in der Verwaltung 
über das Controlling mittlerweile einbringt, das entspricht schon ziemlich dem, wie 
gewerbliche Träger denken. Während die großen freien Wohlfahrtsverbände auch 
noch mal, ich sage mal so, pädagogischer denken. Die haben noch eine Schleife mehr, 
wo sich noch mal besprochen werden soll etc. Die zahlen, zum Beispiel, noch nach 
Kirchentarif, deutlich besser. [...] Da haben wir jetzt noch mal ganz deutlich gesagt 
bekommen, die dürfen nicht nach kommunalem Tarif bezahlt werden. Die müssen 
schlechter bezahlt werden, nach Landestarif. [...] Das ist natürlich vielleicht auch so 
ein Denken, was man dann irgendwann an die weiter gibt. Dass man dann sagt: ‚Na 
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ja, wenn Eure Fachleistungsstunde so teuer ist, überlegt mal, ob Ihr alle Leute auch 
nach 4a bezahlen müsst‘ - früher BAT. Ob nicht 4b womöglich ausreichen würde. (Ltg 
ASDS; 202-204) 


Akteure aus dem Bereich der Leistungserbringer - die im Folgenden näher betrach- 
tet werden - thematisieren die Folgen solcher Entwicklungen vielfach im Kontext 
eines „Wettbewerbs“; in dem man entweder durch Qualitätsabsenkungen (ange- 
botsstruktureller bzw. personeller Art) oder auch eine forcierte ‚Qualitätsstrate- 
gie‘ bestehen kann und generell große Anstrengungen in puncto „Akquise“ und 
„Werbung“ unternehmen muss. Weit verbreitet ist die Deutung einer „Industrie“ 
von Hilfeanbietern, die (unabhängig von ihrem Trägerstatus) vor allem als „Wirt- 
schaftsunternehmen“ agieren. Jugendamtsmitarbeiter berichten in diesem Kontext 
von ‚Lockangeboten, bei denen Träger (anfangs) besondere Leistungen in Aussicht 
stellten - z. B. prompte Berichterstattung bei Kinderschutzfällen - und sich all- 
gemein sehr „zuvorkommend“ gerierten. Die Angestellte eines Trägers formuliert 
es so: 


Naja, die Hand, die dich füttert, hehe, musst du auch vorsichtig sein, ja, also man 
hängt ja so ein bisschen am ausgestreckten Finger, wir werden finanziert, also wir 
bekommen unser Geld, indem wir auch Fälle vom Jugendamt akquirieren, und den 
Auftraggeber zu kritisieren, da muss man schon gucken, wie man das immer hin- 
kriegt, das ist ja so ein Dreiecksding, was wir hier haben, ne? (MA FT8; 356) 


Mit dem Begriff „Dreiecksding“ bezeichnet die Befragte das, was in den vorheri- 
gen Kapiteln als ‚doppelte‘ Dienstleistungsorientierung der Jugendhilfe (gegenüber 
Klienten und als formalisierte Geschäftsbeziehung) beschrieben wurde. Das Zitat 
verdeutlicht, dass die Akteure der freien Träger eine wirtschaftliche Abhängigkeit 
vom Jugendamt spüren. Sie sind bemüht, sich gegenüber dem „Auftraggeber“ („die 
Hand, die dich füttert“) ins beste Licht zu rücken und mit „Kritik“ eher sparsam 
umzugehen. 

Insbesondere Leistungserbringern aus dem privat-gewerblichen Spektrum wird 
oft eine Tendenz attestiert, Preisangebote etablierter Träger zu „unterbieten“. Wo 
ein solcher ‚Preiswettbewerb‘ aufgrund lokal festgelegter Stunden- und Pflegesät- 
ze ausbleibt, gibt es trotzdem Anreize für ‚Qualitätswettbewerb, wie dieselbe Mit- 
arbeiterin in anderen Teilen des Interviews prägnant ausführt: 


Man kann nicht für dasselbe Gruppensystem verschiedene Preise bezahlen, man kann 
ein Kind aber statt in eine therapeutische Gruppe in eine Regelgruppe geben. Und 
wenn dann der Träger sagt: Aber so wie Sie mir den Jungen schildern, hat der einen 
therapeutischen Bedarf, den nehme ich nicht auf in einer Regelgruppe, das ist unver- 
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antwortlich; das wäre wieder so, als wenn ich den HNO-Kranken nur zum Allgemei- 
ner schicke, so, ja? Oder irgendwie mal eine Kur gebe. Und der sagt: Den nehme ich 
nicht, dann hat der den nicht, also dann hat der den Fall ja verloren. Und wenn der 
nächste Träger sagt: Kein Problem, kriegen wir schon hin, auch in einer Regel-, das 
wäre so, an der Stelle könnte man, das ist wie auf dem Bau, wenn ich sage: Ich bezahle 
dir nur 5 Euro die Stunde, dafür, dass du mir das Haus hochziehst, dann muss ich auch 
damit rechnen, dass das Ding irgendwann zusammenfällt, wenn ich einen gefunden 
habe, der das gemacht hat. Also wie viel wert ist qualitativ hochwertige Arbeit dann? 
Brauche ich dann den besonderen Mörtel oder sage ich mir: Hält auch so. [...] Wir 
bekommen genau denselben Stundensatz wie alle anderen, die Frage ist: Was tue ich 
in der Zeit? [...] Das muss man sich dann schon ein bisschen, ja, das ist so ein biss- 
chen, wie alle Dönerläden in der [...]straße, machen sich aus: Heute kostet er Drei- 
fünfzig. Wenn sie das nicht machen, gibt es Krieg, das ist nicht anders, das ist nicht 
anders, ja? Und entweder ist dann weniger drin in dem Döner und auf einmal ist er 
billiger, aber eigentlich ist das Paket auch viel kleiner, merkt nur keiner [...] oder, na 
ja, das würde heißen, es sind Zivis am Werk oder sind das ausgebildete Erzieher oder, 
wer arbeitet denn da, wie ist denn die Qualifikation, wie werden die Leute denn ver- 
gütet? (MA FT8; 318-358) 


Mithilfe verschiedener Analogien aus dem Bereich der freien Wirtschaft verweist 
die Befragte hier auf Formen des ‚Qualitätsdumpings; so etwa die Möglichkeit, auf 
niedriger qualifiziertes Personal (z. B. „Zivis“) zurückzugreifen. Problematisiert 
wird die Neigung mancher Träger, unter Vernachlässigung fachlicher Erfordernisse 
„jeden Fall anzunehmen‘, was (wie an anderer Stelle erwähnt wird) zu einer hohen 
Zahl von Abbrüchen führen könne - man müsse „damit rechnen, dass das Ding ir- 
gendwann zusammenfällt“. In Bezug auf den eigenen (etablierten) Träger äußert sie 
im Weiteren dagegen die Hoffnung, gegenüber dem Auftraggeber mit einer Quali- 
tätsstrategie punkten zu können („Das muss so ein Jugendamt dann auch sehen“). 
Eine wichtige Rolle im Zusammenhang mit Qualitätsfragen spielen verschärfte 
Controllingmaßnahmen seitens des Jugendamts, die sich u. a. in einer kürzeren 
Taktung von Berichten, kleinteiligen Abrechnungen von Zeitkontingenten oder ge- 
legentlich durchgeführten „Fallrevisionen“ niederschlagen. Von Vertretern freier 
Träger werden diese oft ausgesprochen kritisch beurteilt: Verwiesen wird z. B. auf 
den Sachverhalt, dass der ‚Erfolg‘ von Hilfen im sozialen Bereich von zahlreichen 
(unvorhersehbaren) Faktoren abhänge und somit (vorab) nicht kalkulierbar sei 
(„eine Geschichte von Persönlichkeitsdingen“); es handele sich um eine „flexible“; 
„schwer messbare“ Arbeit „mit Menschen‘, in der sich „schon mal Dinge ändern“ 
und „jeden Tag etwas Neues ergeben“ kann - Abweichungen vom „Plan“ müssten 
daher letztlich vom Jugendamt hingenommen werden. Vorgegebene Kennzahlen 
werden z. T. als „absurd“, „merkwürdig“; frommer „Wunsch“ oder „billige Kontroll- 
maßnahmen“ gedeutet, bei denen „fachlich sinnlose Dinge ausgerechnet“ würden. 
Im Ergebnis müsse man „eine unglaubliche Kraft darein setzen, Qualitätsstandards 
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zu halten“ und sich im Alltag irgendwie „durchwurschteln“. Institutionelle Vorga- 
ben stoßen hier also erneut auf Widerstände. 

Teilweise wird - in den Vereinbarungen mit den Kostenträgern - auf das for- 
cierte Controlling mit dem Versuch reagiert, die „Ziele niedriger anzusetzen“ 
oder „nur globalisiert“ zu formulieren, wie es die Leitung eines Jugendhilfeträgers 
formuliert. Während dies nicht unbedingt eine Absenkung von ‚Strukturquali- 
tät‘ (z. B. der Qualifikation des Personals) impliziert, so werden die (nach außen 
transportierten) Ansprüche bzw. Erwartungen an die Leistungsfähigkeit von Inter- 
ventionsmaßnahmen doch tendenziell heruntergeschraubt. Der Zielformulierung 
kommt somit - unabhängig von tatsächlichen Erfolgen - eher der Charakter eines 
‚Alibis‘ zu, mit dessen Hilfe der Träger auf eine ordnungsgemäße Aufgabenerfül- 
lung verweisen kann. 

Größere Leistungserbringer scheinen dagegen interne „Controlling-“Routinen 
analog zu denen der regionalen Jugendämter (s. 0.) zu entwickeln, wie eine von 
einem solchem Träger beschäftigte Leitungskraft erläutert: 


Das steuert das Controlling, also weil wir natürlich nicht nur eine soziale Einrichtung, 
sondern ein Wirtschaftsunternehmen sind. [...] und das macht die Motivation der 
Kolleginnen, hält das häufig sehr flach. D. h., wenn ich nicht weiß, ob ich bleiben kann 
und jedes Mal darum kämpfen muss, dass meine Stelle verlängert wird, dann komme 
ich auch nie richtig an. Also und das war wohl früher anders [...] Und das mindert 
die Qualität von Arbeit sehr, sage ich mal. [...] Meine Kollegen, die mussten all ihre 
Fachleistungsstunden belegt sein, und wenn nicht, dann wird gefragt: Warum ist der 
nicht voll belegt? Und wenn dann ein Kollege vier Wochen mal nicht voll belegt ist, 
aber irgendwer anders überbelegt, weil das sich gerade so ergeben hat in den Fällen, 
dann sagt das Controlling: Dann lasst doch den, gib doch die Familie dem anderen. 
Aber dass man ja eine Familie nicht alle 4 Wochen an, an eine gerade mal nicht voll 
ausgelastete Kollegin weitergeben kann oder einen Kollegen, das ist, also ist uns hier 
klar, ist aber dem Controlling nicht ganz klar. Und das macht es manchmal recht 
anstrengend. (Ltg FT12; 249-253) 


Die Strategie der Geschäftsführung, ökonomischem Druck mit eigenen Control- 
lingmaßnahmen zu begegnen, hat Folgen für den operativen Kern der Organi- 
sation: Die Befragte beklagt, dass das (zentrale) Controlling lediglich nach wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten (hier: der Auslastung) handele und wenig Einblick 
in pädagogisch-fachliche Erfordernisse der Arbeit (hier: personelle Kontinuität in 
Hilfeprozessen) habe. Dies empfindet sie als „anstrengend“, „qualitätsmindernd“ 
und „demotivierend“. Solche internen Konflikte zwischen pädagogischen Einschät- 
zungen der (basisnahen) Mitarbeiter und wirtschaftlichen Erwägungen der (höhe- 
ren) Leitungsebene treten durchaus häufiger auf: So berichtet die Angestellte eines 
anderen Trägers, dass sie sich mit einer - fachlichen gebotenen - Reduzierung der 
Stundenzahl (um einer betreuten Familie „etwas Luft zu gewähren“) gegenüber 
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ihrem Chef nicht habe durchsetzen können, da „jede Stunde ja spitz abgerechnet“ 
werde. Sie versuche dies zu lösen, indem sie ihre Schritte „immer wieder darle- 
ge“, „auf Einsicht hoffe“ oder einen „Kompromiss“ (etwa: die Hälfte der Stunden) 
suche. 

Für die Geschäftsführer scheinen andere Fragen prioritär: So sind trägerinterne 
Spezialisierungen - etwa für „Management“, „Controlling“, „Akquise“, „Fundrai- 
sing“ oder „Public Relations“ - zumindest bei größeren Anbietern die Regel. Hinzu 
kommen z. B. jährliche Klausurtagungen zur „Strategieentwicklung‘, hausinterne 
„Qualitätsmanagementzirkel“ oder Leistungsvergleiche zwischen einzelnen Ge- 
schäftsstellen (z. T. über zahlenbasiertes Benchmarking). Aus Sicht der Protagonis- 
ten geht es dabei um einen „Innovationswettbewerb“. Was sich hier also bemerkbar 
macht, ist eine Organisationsentwicklung nach dem Vorbild der freien Wirtschaft. 

Verschiedene Akteure berichten - im Einklang damit - von der Ausbildung 
marktähnlicher Umweltbeziehungen, die ihnen erhebliche Anpassungsbemühun- 
gen abverlange. Die Darstellung des Leiters eines freien Trägers, die das Verhältnis 
zum Auftraggeber Jugendamt thematisiert, ist vielsagend: 


Die Einrichtung muss sich dem Fall anpassen und nicht umgekehrt. D. h., wir müssen 
immer wieder gucken, was für, was für Anfragen, was für Fallgeschichten sind, begeg- 
nen uns und haben wir darauf adäquate Antworten? Und wenn wir die nicht haben, 
muss sich die Organisation drauf einstellen, muss die sich ändern. D. h., es wird eine 
relativ hohe Flexibilität vorausgesetzt, aber nicht im Sinne von Nachjagen jedem Auf- 
trag — das wäre Quatsch, das brauchen wir auch gar nicht - sondern tatsächlich: Was 
wird gebraucht und was, was können wir dafür tun, ja, so? Das dritte wäre eine, eine 
hohe Qualität und eine hohe Fachlichkeit. [...] dass wir in der, einen hohen Grad in 
der Akzeptanz haben, und die Leute eben da halt auch gerne zugreifen. Also d.h. die 
Jugendämter uns gerne [...] also wir sind sehr kooperativ mit vielen Trägern, [...] 
aber wir schen uns auch als Konkurrenten, [...] es gibt eben Träger, die sind dann 
auch wirklich ganz seltsam, die dann hinter dem Rücken irgendwelche Sachen entwi- 
ckeln, die Ideen richtig klauen und wenig später das selber machen, mit, als wenn sie, 
sie selber die Erfinder gewesen wären, das passiert alles, und das ist äußerst unange- 
nehm. [...] Und das in unmittelbarer Nachbarschaft [...] Man braucht nicht 6 Tank- 
stellen hintereinander. (Ltg FT11; 135-184) 


Bezug nehmend auf „hohe“ Flexibilitätsanforderungen verweist der Befragte hier 
auf eine starke Rivalität mit anderen Leistungserbringern: Obwohl das Leitbild 
„Kooperation“ lautet, begreift man insbesondere solche Träger als „Konkurrenten“, 
die gleichsam ‚Industriespionage‘ betreiben. Mehrere Träger sehen einen Bedarf 
für eine offensive „Akquise“, bei der eigene Angebote - etwa durch ‚Gesichtspflege‘ 
beim Jugendamt oder „Engagement in Gremien“ - bekannt gemacht werden. Eine 
wichtige Rolle spielen dabei trägerspezifische „Konzepte“ bzw. das, „was indirekt 
auf der Fahne [des Trägers] steht“: Es geht hier um die gezielte Demonstration von 
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„Iransparenz“ (bezüglich des Mitteleinsatzes), „Stabilität“, ‚Verlässlichkeit‘ (z. B. 
in Bezug auf die Umsetzung von Kontrollvorgaben) oder eben auch „Flexibilität“ 
(dazu unten mehr). 

Gerade letzteres scheint vor Ort gefragt zu sein. Privat-gewerbliche Träger gel- 
ten bezüglich ihrer Anpassungsfähigkeit an solche Erwartungen als besonders ge- 
schmeidig, was auf das Fehlen eines „institutionellen Überbaus“ bei solchen Orga- 
nisationen zurückgeführt wird. Das Versprechen, „alles möglich zu machen“ findet 
sich jedoch auch im Bereich der freien Wohlfahrtspflege, wie folgendes Zitat einer 
Leitungskraft verdeutlicht: 


Tausend verschiedene Formen von Zuwendungen, Mitförderern, so auf kleiner Basis. 
[...] Manchmal halten wir uns mit weiteren kleineren Projekten über Wasser. [...] 
Gott sei Dank, das Management habe ich auch gelernt. Das war mein früheres Leben. 
Und es ist bisher so gelungen. Aber halt nur mit der Kompensation zusätzlich ehren- 
amtlicher Arbeit von Mitarbeitern. Nicht Überstunden, aber ehrenamtlich. [...] bei 
dieser Diakonie, diesen, Dachv-, kirchlichen Verbänden, da frisst ja ein Drittel, das 
zerfrisst ja die Verwaltung. Und mehr. Ja? Das heißt, und da wir hier aber eine Orien- 
tierung haben, im Einverständnis mit allen Teammitgliedern, dass wir hier wenig 
Verwaltung, viel Pädagogik, also, sozusagen haben, sind wir eben auch zum Beispiel, 
müssen meine Psychologen, Pädagogen oder so, auch mal Verwaltung machen. Weil 
wir nicht eine große Wasserkopfverwaltung haben, sondern das sind dann 5 Prozent 
und nicht 30. [...] Ja, entweder hilft man den Kindern oder man lässt es bleiben. Man 
kann nicht zwei Herren dienen. Verstehen sie? Ich kann, das ist, also entweder hat 
man das Ziel, Kindern wirklich zu helfen, oder kann es bleiben lassen. [...] ich kann 
nicht beide, ich bin ja nun kein Herrgott und kein Wunderheiler. (Ltg FT18; 322-336) 


Auf Ressourcenengpässe reagiert man hier zunächst mit ‚Patchworklösungen‘ - 
also „tausend verschiedene[n] Formen“ der Finanzierung. „Über Wasser halten“ 
kann man sich aber letztlich nur „mit der Kompensation zusätzlich ehrenamtli- 
cher Arbeit von Mitarbeitern‘. Diese ist in der Organisation fest eingeplant und 
erlaubt eine Abgrenzung gegenüber traditionellen Trägern mit einer „Wasserkopf- 
verwaltung“ (gemeint sind bezahlte administrative Kräfte). Man erwartet über- 
durchschnittlichen Einsatz auch auf ‚Nebenschauplätzen‘ (der Verwaltungsarbeit) 
- anders sei die Arbeit nicht leistbar: „Entweder man hilft Kindern, oder man lässt 
es bleiben“. 

Diese Flexibilitätsagenda scheint die Praxis des Kinderschutzes in mehrerlei 
Hinsicht zu beherrschen: So spielt das Bemühen um ‚Drittmittel‘ (z. B. von „Part- 
nern“ wie Banken oder vor Ort ansässigen Unternehmen) bei vielen Organisatio- 
nen (nicht nur bei den freien Trägern) eine gewichtige Rolle.®% Diese Mittel ent- 


8 Besonders markant gestaltet sich dies z. B. bei manchen Kinderschutzzentren: Eine Mit- 
arbeiterin spricht hier von 50-100 „Anträgen“ pro Jahr, mit denen man sich für (Modell-) 
Projekte „bewirbt“. 
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stammen den unterschiedlichsten Quellen: Förderprogrammen (Land, Bund, Stif- 
tungen), Privatspenden, Bußgeldern, Lotterien, Unkostenbeiträgen „freiwilliger“ 
Klienten, Vermietungen oder eigenen Einnahmen (z. B. aus Cafes oder Überschuss 
erwirtschaftenden Leistungssegmenten wie Kinderbetreuung oder Behinderten- 
hilfe). Auch einkalkulierte Überbelegungen gehören zu diesen außerordentlichen 
Finanzquellen. In diesem Zusammenhang wird mitunter auch von einer „Projekt- 
huberei“ gesprochen - also einer ‚Geschäftsstrategie,, bei der v. a. prestigeträchtige 
Neuprojekte angestoßen (und bereits etablierte Strukturen u. U. eher vernachläs- 
sigt) würden: Gefragt seien „sichtbare Erfolge“, man müsse sich „ständig was Neues 
ausdenken“. 

Zudem ist auch im Hinblick auf die Alltagsorganisation vieler Einrichtungen 
Flexibilität angesagt: Mitarbeiter berichten von einem „Jonglieren“ mit Zeit und 
häufigen Ad-hoc-Lösungen. Unbezahlte Überstunden scheinen vielerorts die Re- 
gel. Dokumentations- und Vernetzungserfordernisse seien oftmals nicht ausrei- 
chend durch die Fachleistungsstundenfinanzierung gedeckt und müssten „irgend- 
wie bewältigt werden“ - auch hier baut man auf das „persönliche Engagement“ des 
Stammpersonals.?” Viele Träger setzen in ihrer Personalpolitik vermehrt auf Be- 
fristungen, um auf die Gefahr eines „Einbrechens der Hilfen“ reagieren zu können 
(s. u.). Hinzu kommen Projekte, bei denen relevante Tätigkeiten auf den Schultern 
eines - potenziell fluktuationsanfälligen - ehrenamtlichen Personals ruhen (z. B. 
im Bereich kindbezogener Begleitmaßnahmen). Interventionen, von denen extre- 
me Verlässlichkeit erwartet wird, sind somit - in Kernbereichen des Kinderschutz- 
systems -— dem Risiko organisationaler Volatilität ausgesetzt. 

Erweitert man den Blick auf Akteure des Gesundheitswesens, so zeigt sich auch 
hier das Phänomen „ehrenamtlicher Zuarbeit“. Dies gilt insbesondere für (Fami- 
lien-)Hebammen, die öfters von eigenen ‚Schattenleistungen‘ (z. B. außerplanmä- 
ßigen Telefonaten, Wochenendarbeit) berichten. Aus ihrer Sicht sind - angesichts 
der Unberechenbarkeit von „Krisen“ in (jungen) Familien - die vorherrschenden 
Organisationsansätze in diesem Bereich „starr“ und die vergebenen Stundenkon- 
tingente zu knapp bemessen: Die erforderliche operative Beweglichkeit harmoniert 
offenbar schlecht mit der Art des Mitteleinsatzes; die pauschale Fixierung bzw. Be- 
grenzung des Ressourceninputs, die einer Logik managerieller Steuerung folgt®®, 
wird auch hier durch individuelle ‚Opfer‘ kompensiert. 

Deutliche Parallelen dazu zeigen sich bei einer von uns befragten niedergelasse- 
nen Kinderärztin, die sich in einem Kinderschutznetzwerk engagiert: 





#7 Einzelne Leitungskräfte äußern im Interview sogar, Mitarbeiterinnen sollten aufgrund der 
hohen Flexibilitätserfordernisse besser keine eigenen kleinen Kinder haben. 

# Indem ein bestimmter Ressourcenaufwand ex ante als bedarfsgerecht kalkuliert und nicht 
ein real entstandener Aufwand nach einem bestimmten Schlüssel vergütet wird. 


254 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


Ich sehe die Begrenztheit, die wir als Kinderärzte haben, an Familien heran zu kom- 
men, auch wenn ich glaube, dass wir schon ziemlich weit rankommen. Und es gibt 
natürlich auch, ach, allein schon zeitliche Ressourcenbegrenzung für das, was ich alles 
leiste. Ich, ich könnte so viel machen, wenn ich doppelt so viel Zeit hätte. Oder auch 
sozusagen, ich sage mal, was eine wirkliche Begrenzung ist, ist das Wirtschaftliche. Ich 
muss auch, ich habe 9 Mitarbeiter hier, die müssen auch bezahlt werden; d.h. ichkann 
nicht den ganzen Tag umsonst reden, also so, ich muss auch Geld verdienen. Und das 
verdiene ich mit Krankheit. Egal ob psychische Krankheit als Psychotherapeutin oder 
medizinische Krankheit. D. h. solange nicht in diese Erkennung und Früherkennung 
Geld gesteckt wird - ich sage mal, und da glaube ich rede ich bestimmt für mehrere 
Kollegen mit - dann sagen sie: Dann machen wir auch nicht mehr als notwendig. 
Und es gibt schon viele, die mehr machen als notwendig. Ich sage jetzt: Von meiner 
Arbeitsgruppe weiß ich das, weil es ist tatsächlich so, dass wir ja alle zufriedener arbei- 
ten, wenn wir das, wenn wir ein gutes Gefühl haben, ich glaube, so sind Kinderärzte 
einfach. So sind alle Kinderärzte. Aber es gibt bestimmt Kinderärzte, die viel mehr als 
ich drauf achten, ob sie, ob sie für das auch entlohnt werden, was sie machen. Und 
manchmal gibt es dann auch so Phasen, wo ich denke: Ja, ich sollte auch mal weniger 
machen. (KA12; 220) 


Grenzen für kinderschutzbezogene Aktivitäten werden hier eindeutig im „Wirt- 
schaftlichen“ gesehen: „Geld verdienen“ kann man als Arzt nur „mit Krankheit“ - 
ein darüber hinausgehendes Engagement in Kinderschutzfragen liegt im Ermessen 
des Einzelnen; aber im Prinzip kann man als Arzt „nicht den ganzen Tag umsonst 
reden“. Formuliert die Befragte für sich selbst sowie für Fachkollegen einerseits den 
Anspruch, sich um Probleme der Kindeswohlgefährdung zu kümmern („So sind 
alle Kinderärzte“)®°, so spricht sie andererseits von der Option, „nicht mehr als not- 
wendig zu machen“. Gerade in Phasen hoher Arbeitsbelastung scheint sie letzteres 
selbst in Erwägung zu ziehen - wobei die Einlassung den Eindruck einer ‚Trotz- 
reaktion‘ auf die Unzufriedenheit mit der fehlenden Entlohnung erweckt. 
Wirtschaftliche Erwägungen spielen - im Zusammenhang mit Kinderschutz - 
für die Ärzte auch insoweit eine Rolle, als sie Acht geben müssen, Eltern (und da- 
mit Patienten) nicht durch Verdächtigungen zu verprellen, denn ihr Einkommen 
hängt letztlich von der Menge ihrer Behandlungen und Patienten ab. In unseren 
Interviews wurde zumindest deutlich, dass die Angst, einen Ruf als „Anscheißer 
beim Jugendamt“ zu erhalten und daraufhin finanzielle Einbußen hinnehmen zu 
müssen, im Bewusstsein der Ärzte durchaus präsent ist. Zudem scheint die Art 
und Weise, wie Kinderarztpraxen - in Anlehnung an gängige Abrechnungssyste- 
me des Gesundheitswesens - organisiert sind, die Korridore für den Umgang mit 
potenziellen Kindeswohlgefährdungen zu verengen. So berichtet ein Kinderarzt 





® Damit verbindet sich die (verbreitete) Deutung, dass Kinderärzte ihren Beruf verglichen 
mit anderen Arztgruppen eher aus „Herz und Seele“ und „Idealismus“ heraus ausübten. 
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auf die Frage, wie er die Ressourcenlage einschätze, ausführlich über die Auslas- 
tung seiner Praxis, den Druck, „Scheine zu schreiben“ und das Erfordernis, star- 
ke Frequentierung entweder durch eine höhere Taktung von Patientenkontakten 
oder eine Ausweitung der Öffnungszeiten zu kompensieren. Bei Verdachtsfällen 
auf Kindeswohlgefährdung behelfe er sich, indem er die Angelegenheit durch eine 
kurze telefonische Meldung unmittelbar ans Jugendamt delegiere.”’ Im weiteren 
Verlauf des Interviews bezeichnet er sich explizit als „kleiner Kapitalist“ mit einem 
„Faible für Statistiken“ und rechnet dementsprechend sekundengenau vor, wie viel 
Zeit für einen Patienten zur Verfügung steht (es seien etwa 5 min). Enge Zeittakt- 
ungen gelten auch für die U-Untersuchungen, die - wie alle Leistungen - unabhän- 
gig von der tatsächlichen Dauer pauschal mit der Krankenkasse verrechnet werden. 
Mittelbar habe diese Situation durchaus Einfluss auf den Kinderschutz: Für eigene 
Interventionen bleibe schlichtweg keine Zeit, weshalb er u. a. auch bei eigenen Mel- 
deinitiativen auf eine Information der Eltern verzichte. 

Ein anderer Kinderarzt gibt im Interview - in dem er ausgiebig über seinen 
Terminkalender spricht - ebenfalls zu erkennen, dass der kalkulierte Umgang mit 
Zeitkontingenten ein typisches Alltagsphänomen ist: 


Mein Terminkalender sieht so aus [...] Wir haben eine Einteilung hier fünfminuten- 
weise, weil eine Impfung auch mal drei Minuten dauern kann, wenn die Mutter auf- 
geklärt ist und das Kind kooperativ. Das ist also Zeit-Misch-Kalkulation. [...] Hier ist 
eine Viertelstunde nicht verplant für die, die ohne Termin kommen. Wir bitten alle: 
Bitte rufen Sie an. Aber viele kommen eben ohne Termin. [...] D. h., wenn alles gut 
geht, pfiffiges Kind, bin ich in 20 Minuten wieder draußen und habe noch 10 Minu- 
ten, eine Viertelstunde für Akutpatienten. Wenn etwas ist, habe ich eben die Mög- 
lichkeit, dann noch mal diese Viertelstunde mit diesem Kind zu verbringen. [...] Bei 
1500 Kindern können wir völlig ins Schleudern kommen und könnten die überhaupt 
nicht mehr zeitgerecht machen, weil jede U-Untersuchung ja ein Zeitfenster hat. Das 
ist das nächste [...] Da ist hier nur eine Viertelstunde eingeplant, aber das ist eben 
auch variabel. Es gibt durchaus auch Kinder mit sechs Monaten, wo man dann auch 
viel zu besprechen hat, wenn die auffällig sind von der Motorik her. [...] Also, das 
wird ja als Ziffer ausgedrückt. Die U8 ist diese 01718. Die hat so und so viel Punkte, 
das entspricht so und so viel Cent und wird veranschlagt mit so und so viel Minuten. 
[...] Ansonsten gibt es eben für diese Untersuchung eine Pauschale. Das sind so etwa 
25 Euro, egal ob man hier jetzt mit dem Kind eine Viertelstunde zubringt oder ob man 
eine Stunde und zehn Minuten mit Arzthelferin braucht. [...] Da lacht jeder Fliesenle- 
ger. [...] Also, wenn ich sehe, dass das ein pfiffiges Kind und eine differenzierte Mut- 
ter ist mit verlässlichen Angaben, ist es so, dass ich nicht noch mal Zeit dran hänge 
und noch mal irgendwelche Luxusuntersuchungen mache. (KA9; 241-280) 





° Hier scheinen aus Sicht der Ärzte auch potenzielle bürokratische Hürden durch: Der Be- 
fragte erläutert, dass man ihm glücklicherweise einen festen Ansprechpartner im Jugendamt 
zugewiesen habe - Straßenzuständigkeiten seien für ihn „völlig unpraktikabel“. 
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Die Ausführungen zeigen eindrücklich, wie ein managerialistisches - in bestimmte 
„Zeitfenster“ gepresstes und pauschal („als Ziffer“) refinanziertes - Vergütungs- 
arrangement als Nötigung zu ‚ehrenamtlicher‘ Flexibilität empfunden wird. Ge- 
rade die Vorsorgeuntersuchungen erscheinen dem Befragten als Defizitgeschäft 
(„Da lacht jeder Fliesenleger“). Wie lange eine Untersuchung dauert, hänge von 
zahlreichen, nicht nur medizinischen Faktoren ab: Ein „pfiffiges Kind“ und eine 
„differenzierte Mutter mit verlässlichen Angaben“ erleichtern die Arbeit. Zeitdruck 
veranlasst den Befragten, auf außerordentliche Maßnahmen („Luxusuntersuchun- 
gen“) zu verzichten. Auch im weiteren Verlauf des Interviews wird deutlich, dass 
die Möglichkeiten, Hinweise auf Kindeswohlgefährdung in der ärztlichen Praxis 
wahrzunehmen, unter den gegebenen Bedingungen als sehr eingeschränkt be- 
wertet werden. Im hiesigen Fall ist es sporadische ‚Menschenkenntnis‘ und nicht 
medizinische Evidenz, welche die Möglichkeiten eröffnet, von Interventionen ab- 
zusehen und so wertvolle Zeit zu sparen. 

Auch in Kliniken (die ja ebenfalls in Prozesse im Kinderschutz eingebunden 
sein können), wird über zunehmende finanzielle „Zwänge“ und „Kürzungen“ be- 
richtet, so z. B. im Rahmen von „höherfrequenten‘, „engmaschigen“ Kostenver- 
längerungsanträgen, die ausführliche Begründungen verlangten. Auch hier folgt 
der Ressourcenzustrom einer standardisierten Pauschalfinanzierung, die bei den 
Trägern entsprechende Organisationspolitiken generiert (zumal bei solchen, die 
gewinnorientiert arbeiten). Beschäftigte von Krankenhäusern (in privater Träger- 
schaft) berichten von ständigen „betriebswirtschaftlichen Bilanzierungen“ und 
„Einrichtungsvergleichen‘,; in deren Rahmen man bestimmte „Fall- und Erlöszah- 
len“ vorweisen müsse. Insbesondere die Sozialdienste - die oft eine tragende Rolle 
im Umgang mit Kindeswohlgefährdung übernehmen - seien in diesem Kontext 
notorisch überlastet. Ein Arzt erläutert im Interview, dass finanzielle Mittel für die 
Fortbildung des Klinikpersonals in Kinderschutzfragen fehlten und beschreibt, wie 
man dieses Problem über die Inanspruchnahme von „Drittmitteln“ löst: 


Nein, es gibt keinen Topf, der für Kinderschutz da ist. Es gibt eine Topf Fortbildung 
allgemein. [...] Aber der ist sehr begrenzt. Die Assistenten selbst übernehmen den 
meisten Teil der Kosten. Im Rahmen dieser Niedergelassenen-Fortbildungen ver- 
suchen wir schon über Drittmittel einen größeren Topf aufmachen zu können, was 
uns meistens gelingt. Das heißt also eine Pharma-Unterstützung. Ohne die wäre eine 
Fortbildung für Niedergelassene oder im größeren Kreis, wo dann 30 bis 40 Leute 
zusammenkommen, gar nicht möglich. Da brauchen wir einfach diese Vernetzung, 
ohne uns in den Dienst der Pharmaindustrie zu stellen. [...] So läuft das eigentlich 
überall. Ich kenne das gar nicht anders. Man hat einfach keine Gelder zur Verfügung, 
weil die DRG-Vergütung, also wie wird ein Kind im Krankenhaus behandelt, einfach 
diesen Spielraum gar nicht zulässt. (KA6; 35-36) 
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Kinderschutz basiert also auch hier stark auf Eigeninitiative - die Ärzte zahlen 
Fortbildungen selbst - oder auf dem Engagement systemexterner Sponsoren (hier 
der Pharmaindustrie), das (trotz gewisser Bedenken) gern in Anspruch genommen 
wird. Es fehlte im Rahmen der DRG-Vergütung „Spielraum“ im Hinblick auf die 
Frage, „wie ein Kind im Krankenhaus behandelt [wird]“. Die Kostensteuerung im 
Krankenhauswesen zwingt die Akteure also zu ‚Flexibilitätsspenden, wenn es um 
Kinderschutzfragen geht. Beobachtet wird hier zudem, dass Jugendämter in Gefah- 
rensituationen dazu tendierten, die vorübergehende Unterbringung eines Kindes 
in der Klinik (als „Pufferzone“) so lange wie möglich zu nutzen, um so einen Man- 
gel an Inobhutnahmeplätzen zu kompensieren - mit dem Effekt, dass Jugendhilfe- 
budgets geschont und andere Leistungserbringer im Kinderschutzsystem belastet 
werden. 

Zusammenfassend lässt sich schon an dieser Stelle festhalten, dass sich der Ba- 
lanceakt zwischen Flexibilität und Verlässlichkeit (das „Sitzen auf zwei Stühlen“ 
für viele der in den Kinderschutz involvierten Akteure subjektiv als schwierig er- 
weist. Als Reaktion darauf zeigt sich ein breites Spektrum an Coping-Strategien. 
Bevor diese im Zwischenfazit am Ende dieses Abschnitts nochmals ausführlicher 
betrachtet und einander gegenübergestellt werden, soll der Blick jedoch zunächst 
um zwei weitere spezifische Handlungskonstellationen im Kinderschutzsystem er- 
weitert werden. 


b) „Man brauchte nur noch ‚Kinderschutz‘ zu sagen“: Wellenbewegungen und 
Katastrophenkonjunkturen Im Kinderschutz ist vieles konjunkturbedingt. In der 
Wahrnehmung vieler Akteure sind es dabei weniger Gesetzesnovellen als drama- 
tische Kinderschutz-Katastrophen, die im Kontext ihrer Mediatisierung für viel 
Bewegung sorgen.?! Folgender Interviewausschnitt verdeutlicht dies in typischer 
Weise. Hier berichtet eine Jugendamtsakteurin von einer „radikalen“ Veränderung 
ihrer Handlungsbedingungen nach einer langen Phase „erheblichen Spardrucks‘, 
im Anschluss an die bundesweit bekannt gewordenen tragischen Todesfälle von 
Kindern (z. B. Jessica (2005) und Kevin (2006)): 





?1 Neben einer Zunahme von Dienstanweisungen und Standardisierungen (vgl. dazu im De- 
tail Abschn. 4.2.2) zögen solche Katastrophenfälle generell die Erwartung einer schnelleren 
und stärker eingriffsorientierten Reaktion der Jugendämter nach sich, was manchmal (nicht 
immer) auch mit einer Erhöhung von Personalressourcen einherginge. Letzterer Aspekt ist 
nicht zuletzt deshalb relevant, da in Phasen hoher öffentlicher Sensibilität und politischen 
Drucks auch die Anzahl der Kinderschutzmeldungen in die Höhe schnellt. Maßnahmen wie 
das KICK von 2005 oder die verbindlichen U-Untersuchungen werden demgegenüber in ih- 
ren Auswirkungen als „nicht so sensationell‘; „rituelle Handlungen“ oder „politische Kosme- 
tik“ charakterisiert, zumal es sich dabei oft lediglich um formale Festschreibungen ohnehin 
gängiger Verfahren handele (vgl. Turba 2012). 


258 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


Von da an war es so, dass tatsächlich jemand keine große Begründung mehr brauchte, 
um eine Hilfe zu gewähren. Man brauchte nur noch ‚Kinderschutz‘ zu sagen und man 
kriegte alles, musste sich auch an die Standards nicht mehr halten, sondern das Kri- 
terium war: Ist alles Notwendige im Kinderschutz getan? Und wenn dafür 20 Fach- 
leistungsstunden bewilligt werden mussten. Lieber doppelt so viel als ein bisschen zu 
wenig. [...] Die Nachbesetzung aller ASD-Stellen [hat] bedeutet, dass wir sehr, sehr 
viele neue junge Mitarbeiterinnen haben [...], die natürlich auch nichts falsch machen 
wollen und in Kinderschutzfällen einfach sehr schnell dabei sind, Familienhilfen ein- 
zusetzen. Teilweise einfach auch, um eine Sicherheit zu schaffen im Sinne von: Da ist 
jemand, der da noch mit drauf guckt und kontrolliert. (Ltg ASD5; 118-120) 


Laut dieser Darstellung sorgten die Katastrophenfälle also dafür, dass zuvor gelten- 
de „Standards“ schlagartig außer Kraft gesetzt wurden und ehemals unabdingbare 
„große Begründungen“ für Hilfen obsolet wurden; auch kam es zu Personalauf- 
stockungen in großem Stil. Die Lokalpolitik sah sich offenkundig gezwungen, von 
bis dato vorherrschenden Sparpolitiken abzurücken. Damit scheint der Drang nach 
Kosteneffizienz in den Hintergrund zu rücken; die Akteure stehen stattdessen vor 
der Herausforderung, auf die sich abrupt ergebende neue Situation, also die Ver- 
fügbarkeit zusätzlicher Ressourcen, zu reagieren und diesbezüglich Flexibilität an 
den Tag zu legen. Ein weiterer Effekt der Katastrophenfälle besteht augenschein- 
lich darin, dass (insbesondere jüngere) ASD-Mitarbeiter in ihrer Praxis im Zweifel 
lieber ‚auf Nummer Sicher‘ gehen - mit der Folge einer massiven Ausweitung des 
Leistungsvolumens im Bereich der Familienhilfen. 

Im weiteren Verlauf des Interviews thematisiert die Befragte ferner die ver- 
schärften (zeitaufwändigen) Kontrollauflagen für freie Träger (im Hinblick auf ver- 
lässliche Aufgabenerfüllung) und die Vernachlässigung von Standards der Hilfe- 
planung (nämlich der gemeinsamen Zielformulierung mit der Familie). Bezüglich 
der hohen Kontrolldichte, gegen die sich die Adressaten häufig „wehrten“ ?, äußert 
sie eine große Skepsis und erklärt, dass sie 


fachlich [...] auch eher immer in der Beratung Kollegen ermutige, nicht gleich Fami- 
lienhilfe wie so einen Kübel über eine Familie zu schütten, sondern tatsächlich erst 
zu gucken, was will man wirklich erreichen und ist dafür Familienhilfe das richtige 
Mittel? (Ltg ASD5; 120) 


In ihrer Funktion als fachliche Ansprechpartnerin ‚löst‘ die Befragte die geschil- 
derte Anspannung also zunächst durch beratende Kommunikation, bei der sie die 





2 Wohlgemerkt sind hier (wiederum) fachliche Gesichtspunkte und nicht Budgetaspekte 
Anstoß für Kritik. Sie bemerkt: „3-4 Hausbesuche pro Woche sind einfach viel zu dicht für 
so eine Familie“. 
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Mitarbeiter „ermutigt“, Familienhilfe als Maßnahmeoption stets kritisch zu hinter- 
fragen. Von einer solchen eher „bremsenden“ und „beruhigenden“ Einflussnahme 
seitens des Leitungspersonals wird (bei öffentlichen wie freien Trägern) sehr häu- 
fig berichtet (s. u.). Offenbar versucht man hier, der mit der größeren Sicherheits- 
orientierung bzw. Verlässlichkeitserwartung korrespondierenden Expansion von 
Interventionen moderierend entgegenzuwirken, möglicherweise in Antizipation 
einer zukünftigen Kostenproblematik. 

Im Zusammenhang mit ihren fachlichen Vorbehalten gegenüber einem unre- 
flektierten Einsatz formaler Hilfen begreift die Befragte sozialräumliche Angebote 
als potenziell hilfreich: 


Es soll nicht in jedem Fall Familienhilfe gewährt werden. Das ist ja auch ein bisschen 
der Hintergrund, der da fachlich beschrieben wird. Den finde ich nicht verkehrt. Also 
der betrifft auch ein Bedürfnis, was ich auch habe. Es geht aber natürlich vor allen 
Dingen darum, einzusparen, wieder. Also das heißt, es gibt jetzt wieder den Schwenk. 
Es wird auch gesagt: Es ist doch nicht immer alles Kinderschutz, ne? Es ist wirklich 
so. (Ltg ASD5; 120) 


In dem entsprechenden Trend erkennt sie indes „vor allen Dingen“ eine Sparmaß- 
nahme und beschreibt damit gleichzeitig einen erneuten „Schwenk“ in der Finan- 
zierungspraxis (vgl. dazu ausführlich den folgenden Punkt c). Mit dem ‚Abebben‘ 
der Aufmerksamkeitswelle scheint die Definition von Kindeswohlgefährdung 
schrittweise wieder enger ausgelegt zu werden: Brauchte man am Beginn des Pro- 
zesses „nur ‚Kinderschutz‘ zu sagen“, so gelte nun (wieder) die Maxime „Es ist doch 
nicht immer alles Kinderschutz“. 

Aus anderen Jugendämtern wird ebenfalls berichtet, dass Katastrophenfälle 
„hohe Wellen geschlagen hätten“: Beobachtet wird z. B. ein markanter Anstieg von 
unspezifischen Clearingaufträgen (mit dem Mandat: „Guckt doch einfach mal“) 
infolge einer starken „Verunsicherung“ von Jugendamtsmitarbeitern. Bereits nach 
einigen prominenten Strafverfahren gegen Sozialarbeiter Mitte der 1990er Jahre sei 
eine (erste) „Schutzwelle voll ins Jugendamt gebrettert“, wie ein leitender Angestell- 
ter formuliert. Damals habe der Eindruck vorgeherrscht, Sozialarbeiter stünden 
stets „mit einem Bein im Gefängnis“. Bei freien Trägern, die Vorfälle im eigenen 
Haus zu verkraften hatten, wird diesbezüglich gar von einer „Traumatisierung“ der 
Belegschaft gesprochen. Folgende Situationsbeschreibung einer Leitungskraft im 
Jugendamt ist in diesem Zusammenhang vielsagend: 





°3 Eine andere Befragte bezeichnet es als „erstaunliche Entwicklung‘, dass im Kontext forcier- 
ten Kinderschutzes steigende Budgets bei den Hilfen zur Erziehung lange Zeit „politisch als 
Erfolg verkauft“ wurden. Diese Tendenz sei jedoch mittlerweile wieder der Ansicht gewichen: 
„Naja, Kinderschutz gut und schön, aber jetzt reicht es dann auch mal.“ 
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Es war eine gewisse Hysterie der Angst, der Panik: Was muss ich tun? Und da ist, es 
wurde so schnell reagiert und überreagiert, dass man auch den Familien gar keine 
Zeit mehr gelassen hat, ihre Worte zu überlegen. Also weil, wenn hier jemand sagt: 
‚„Kindeswohlgefährdung‘ - dieses Wort - war schon: Ah, ist eine Krise, um Gottes 
Willen, wir müssen reagieren. Und es wurde überreagiert. Es wurde schneller raus- 
genommen, die Familien haben Hilfen bekommen und wir haben manchmal nicht 
mehr nachdenken können. In der Angst, es könnte doch was passieren. Es könnte 
doch ein Kevin-Fall werden, es könnte doch so sein, dass die Mutter morgen ihr Kind 
nicht mehr nur anschreit, sondern wirklich schüttelt. Das Kind, also es waren nur 
noch Kühlschrankvisionen da. (Ltg ASD14; 96) 


Eine „beruhigende“ oder „ermutigende“ Einwirkung gegenüber den Mitarbeitern 
stellt bei öffentlichen wie freien Trägern angesichts solcher panischer Reaktionen 
(„Kühlschrankvisionen“) offenbar eine gängige Strategie dar, etwa im Rahmen von 
kollegialer Beratung oder in Fallkonferenzen. Leitungskräfte betonen insbesondere 
das Erfordernis, den Mitarbeitern „Sicherheit zu geben‘, dabei aber auch zu vermit- 
teln, dass Gefahrenquellen niemals völlig ausgeschaltet werden können und man 
mit einem gewissen Restrisiko leben (lernen) muss.?* Die Praxis sensibilisiert sich 
gewissermaßen im Selbstlauf für die Folgen der o. g. Konjunkturbewegungen. 

Die angesprochenen Wellenbewegungen beeinflussen offenbar auch die be- 
stehenden Handlungsspielräume bei der Fallarbeit. Die operative Beweglichkeit 
der Jugendhilfe wird als eingeschränkt erfahren, weil nach Auftreten von Skan- 
dalfällen Arbeitsabläufe ‚an einer kürzeren Leine‘ gehalten werden. Die in diesen 
Phasen wachsenden Kontrollambitionen erschweren aus Sicht vieler Befragter den 
Beziehungsaufbau mit Adressaten (vgl. Abschn. 4.2.2). Es gebe dann eine „Ängst- 
lichkeit, auch mal was zu riskieren“ und es fehle der „Mut, Familien auch was zu- 
zutrauen‘, was aus pädagogisch-fachlicher Perspektive hochproblematisch sei. Mit 
Blick auf finanzielle Aspekte berichtet ein Jugendamtsleiter überdies davon, dass 
die Priorisierung von akuten Kinderschutzfällen gezwungenermaßen zu langen 
Wartezeiten im Bereich anderer (nicht minder „dringend notwendiger“) Hilfen so- 
wie zu Budgetüberschreitungen geführt habe?*: 


Die Abarbeitung der Kinderschutzfälle [...] war immer meine oberste Priorität. Das 
habe ich immer gesagt: ‚Kein Kind wartet bei uns, dessen Leib und Leben gefährdet 
ist. Deswegen kam es natürlich dann zum Beispiel 2006 zu einer Überschreitung, weil 





94 Typische Empfehlungen klingen wie folgt: „Nee, du bist gut dabei und das läuft gut, und 
guck mal, was die alles schon geschafft haben.“; „Komm, nicht in Panik verfallen. Mach ruhig 
weiter, wir machen es nicht schlecht, es kann gar nicht sein, dass wir es so schlecht machen.“ 
°5 In diesem Jugendamt galt seinerzeit eine formale Beschränkung auf 100 laufende Hilfen, 
die regelmäßig um das Dreifache überschritten wurde. 
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es einfach nicht möglich war mit dem Geld auszukommen. Es ging einfach nicht. Also 
das haben wir nie gemacht, dass man gesagt hat ‚Ok, das riskiert man jetzt mal.‘ Also 
wenn meine Fachkräfte mir gesagt haben: ‚Das können wir nicht, das geht nicht‘, dann 
war klar, dann sind die Kinder herausgekommen aus der Familie. Dann haben die die 
Hilfe bekommen, die sie gebraucht haben und dann kam es halt auch dazu, dass das 
Geld nicht gereicht hat. [...] Und der [weniger akute Fall] muss jetzt ein halbes Jahr 
warten. Dann ist das natürlich kontraproduktiv, aber es ist mir ja nichts anderes übrig 
geblieben. Es ging halt nicht anders. Wo das Geld halt nicht da war, war das Geld halt 
nicht da. (Ltg ASD11; 267-269) 


Wie bereits im vorangegangenen Unterkapitel beschrieben, gibt es in einer solchen 
Situation also verschiedene Auswegoptionen: die „fachliche“ Intervention (z. B. 
durch beratende Kommunikation), Prioritätsverschiebungen zulasten anderer 
Interventionsbereiche oder aber (zumal in Krisensituationen) den Bruch mit be- 
stehenden Regeln. 

Auch in der übrigen Akteurslandschaft (abseits des Jugendamts) bemüht man 
die 0. g. Wellenmetapher zur Beschreibung der Dynamik des Kinderschutzsystems, 
z. B. bei Hebammen oder freien Trägern: So wird berichtet, Katastrophenfälle hät- 
ten eine „Welle“ von Fördergeldern für bestimmte Angebote (etwa solche unter 
Einbezug von Familienhebammen) ausgelöst. Für Leistungserbringer ergeben sich 
daraus offenbar Möglichkeiten, auf diesen Wellen ‚mitzuschwimmen‘ Regelverän- 
derungen, die ursprünglich auf (vermeintliche) „Fehler“ im Kinderschutz reagie- 
ren, böten für sie auch „Chancen“; im Rahmen einer spezifischen Regelauslegung 
eigene Konzepte stark zu machen. 

Schon die generelle Maßnahmennachfrage seitens des Jugendamts wird von 
Leistungserbringern (gerade in Krisenzeiten) als „wellenartig“ empfunden: Pha- 
sen, in denen man regelrecht mit Anfragen „überschwemmt“ würde, wechselten 
sich mit „ruhigeren Momenten“ ab. Informelle Absprachen oder Kooperations- 
vereinbarungen helfen hier zuweilen, die „Wogen zu glätten“. Die argumentative 
Auseinandersetzung mit Auftraggebern oder übergeordneten Verwaltungsebenen 
erweist sich auch in dieser Hinsicht als relevante Coping-Strategie - ähnlich wie 
beim Umgang mit Budgetengpässen (s. 0.). 

Besonders im Bereich der sozialpädagogischen Leistungserbringer wird das 
„Auf und Ab“ von Interventionsanlässen bei gleichzeitiger Vorhaltung fester Inter- 
ventionskapazitäten als strategische Herausforderung erfahren; angesichts von un- 





96 Auch Ärzte sprechen mehrfach von einer „Duplizität der Ereignisse“, womit sie auf den 
Umstand verweisen, dass Meldungen oder Vorfälle in Wellen bzw. Häufungen aufträten. Da- 
mit einher gehen geradezu abergläubische Deutungen („Hat man einen [Fall] in der Woche, 
hat man garantiert einen zweiten“; „Wenn es ein, zwei, drei Wochen ruhig ist, dann weiß man 
schon, jetzt wird wieder was kommen“). 
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kalkulierbaren Wellenbewegungen, deren Ursachen sie selbst nicht im Griff ha- 
ben, scheinen sie nicht selten einer wild schwankenden Auftragslage ausgeliefert 
zu sein. Entsprechend gilt es als Vorteil, auf einem „sicheren Schiff“ - will heißen: 
bei einem etablierten Träger mit relativer Größe - beschäftigt zu sein, wie folgendes 
Interviewzitat einer Mitarbeiterin im Bereich der ambulanten Hilfen verdeutlicht: 


Große Organisationen sind oft in manchen Dingen natürlich entsprechend langsa- 
mer, je mehr Schienen etwas durchlaufen muss, bis vielleicht ein neues Projekt in 
die Gänge kommen kann, durchläuft es natürlich mehr Schienen als in einem klei- 
nen Träger. Aus meiner Sicht der letzten 25 Arbeitsjahre und was man von Freunden 
und Bekannten weiß, habe ich hier auch ein sicheres Schiff erreicht, rein persönlich 
gesehen, muss ich mal auch sagen. Weil natürlich ein kleiner Träger, so motiviert 
und engagiert der ist, allen möglichen Störungen... So ein kleines Boot hält nicht 
so schnell stand wie so ein großer Dampfer. [...] der große Dampfer ist aber wahr- 
scheinlich ein bisschen langsamer in den Gewässern unterwegs und kann nicht so 
schnell reagieren; also ich würde das wirklich so vergleichen. Ich sitze jetzt auf so 
einem großen Dampfer und nicht in so einem kleinen Boot; und je nachdem, wie die 
See ist, ist das gut oder nicht gut. Wenn ich Tempo machen will im Wellengang, na ja 
... (MA FT8; 240) 


Ein „großer Dampfer“ gerät also - um im Bild zu bleiben - bei saisonalen 
Schwankungen in der Auftragslage nicht so schnell in ‚Seenot‘? Gleichzeitig aber 
beklagt die Befragte die ‚Schwerfälligkeit‘ großer Organisationen. Sie fährt fort: 


Wir sind ja [...] schon alle ganz schön Denker, also wir entwickeln relativ häufig neue 
Projekte, Konzepte, wenn wir denken, das könnte eine Lücke sein; nicht, wir den- 
ken ja nicht nur idealistisch, pazifistisch für diese Familie, wir denken durchaus auch 
marktwirtschaftlich: Wie lässt sich denn Geld verdienen? Muss ich mal so sagen, sonst 
würden wir ja hier auch nicht überleben - und dann dauert mir das viel zu lange, bis 
so ein Konzept alle Hierarchien dieses Trägers durchlaufen hat, um dann evtl. in 50 
Variationen, Kürzungen und Gegenlesungen genehmigt zu werden, und inzwischen 
brauchen wir es nicht mehr, weil die 5 Jahre sind um, in der das gebraucht worden 
wäre. Also in der Zeit, ja? Finde ich ganz super, da würde ich dann gerne in diesem 
kleinen Bötchen sitzen und nicht in dem großen Dampfer und sagen: Da kommt die 
Insel mit den Krabben, da muss ich jetzt mal ran und muss mir die mal holen. Wenn 
ich mit dem großen Dampfer natürlich da erst mal vorbeifahre und wieder hinfahre, 
sind sie weg. (MA FT8; 288) 


97 Vielfach bewegen sich freie Träger der Jugendhilfe auf einem Markt, auf dem durchaus mit 
harten Bandagen gekämpft wird, so dass in Bezug auf die „kleineren Boote“ zuweilen von 
einem „Kommen und Gehen“ die Rede ist. Eine Befragte spricht in Bezug auf Wettbewerb 
unter Trägern gar von einem „Haifischbecken“; eines der von uns in die Analyse mit einbe- 
zogenen Jugendämter begreift sich - dementsprechend - als „schwerer Tanker in einem Meer 
von unterschiedlichen Interessen“. 
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Die Interviewpartnerin beschreibt zunächst das Erfordernis einer strategisch aus- 
gerichteten Denkarbeit mit dem Ziel, „Lücken“ im Leistungsangebot zu erkennen. 
Dabei geht es nicht nur um Bedarfe „für die Familie“; sondern durchaus auch um 
„marktwirtschaftliche“ Interessen, ums „Geld verdienen“ - und letztlich um Exis- 
tenzsicherung („sonst würden wir ja hier auch nicht überleben“). Aufgrund schwer- 
fälliger Entscheidungsprozesse in Großorganisationen würden unter Umständen 
aktuelle Zeitfenster für Innovationen auf einem schnelllebigen Markt („also in der 
Zeit, ja?“) verpasst. Der Sinn von Flexibilität wird hier mehrdeutig: Mit Blick auf 
Innovationen geht es um Fachliches, hinzu tritt aber das betriebswirtschaftliche 
Interesse an beweglichen Strukturen angesichts einer volatilen Nachfrage. 

Nichtsdestotrotz beruht die Funktionstüchtigkeit des Kinderschutzsystems zu- 
gleich auf Stabilität - auch für die einzelnen Träger. Dies verdeutlicht folgendes 
Zitat, in dem eine Mitarbeiterin über das „Profil“ ihrer (ebenfalls langjährig etab- 
lierten) Organisation spricht: 


Ich finde, es ist ein hoher Grad an Professionalität, nach außen hin. [...] weil oft wenn 
ich so Rückmeldungen bekomme [...] vom Jugendamt oder auch von anderen Trä- 
gern, [...] dass alle sagen: Ja, [...] das macht so einen Eindruck, da gibt es nicht so ein 
Auf und Ab. Also es gibt ja viele [kleinere] Träger, [wo] es dann immer wieder auch 
Schwierigkeiten gibt mit Kürzungen, und dann werden Mitarbeiter entlassen, und 
dann gibt es auch nach außen hin so ein Bild von so einer Instabilität, und das [ist 
hier] nach außen hin zumindest [...] nicht so. (MA FT2; 111-113) 


Leistungsanbieter, so die Befragte, müssen „nach außen hin“ Verlässlichkeit 
demonstrieren. Im gleichen Atemzug berichtet sie von kleineren Trägern, bei 
denen es wegen schwankender Auslastung häufiger zu betriebsbedingten Kündi- 
gungen komme. In ihrer Organisation werde zudem - im Unterschied zu anderen 
Einrichtungen - ein „festes Gehalt“ gezahlt.?® Eine Führungskraft des gleichen Trä- 
gers verweist auf Optionen der Leistungserbringer, auch dann stabile Belegungen 
bzw. Beauftragungen zu gewährleisten, wenn seitens des Kostenträgers „versucht 
wird, zu sparen“: 


Da haben wir natürlich immer wieder Phasen, wo dann eine Haushaltssperre ver- 
hängt wird und dann also auch keine Hilfen zur Erziehung raus gegeben werden [...] 
oder nur in den absoluten Notfällen. Und wo man dann natürlich in eine Diskussion 
gehen muss, ja, macht es Sinn sozusagen, erstmal ambulante Hilfen z. B. zurück zu 
halten, bis die Situation in den Familien so eskaliert, dass dann nur noch Unterbrin- 
gung bleibt? [...] Insofern haben wir immer Wellenbewegungen. (Ltg FT7; 214) 





°8 Eine Anmerkung, die man in diesem Kontext als Hinweis auf strukturelle Verlässlichkeit 
deuten kann (zu den Usancen flexibler Personalpolitik vgl. unsere Darstellung weiter unten). 
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Obwohl die Auftragsschwankungen bei diesem etablierten Träger überschaubar zu 
sein scheinen, ist auch er zuweilen von „Haushaltssperren“ betroffen; man müs- 
se dann, so wird erklärt, bei der Meldung freier Kapazitäten an das Jugendamt, 
„natürlich in eine Diskussion gehen“ - also strategisch kommunizieren. Die An- 
kündigung potenzieller „Eskalationen“ mit einem in der Folge stärkeren Anstieg 
(noch teurerer) stationärer Maßnahmen - also der explizite Verweis auf Kosten- 
gesichtspunkte - scheint hier ein stichhaltiges Argument. Im Folgenden erläutert 
die Befragte den Hintergrund dieses Arrangements näher: 


Das ist eine ganz fest vereinbarte Zusammenarbeit auch, also wir arbeiten ja seit ’93 
mit [der HzE-Abteilung des Jugendamts] auch zusammen, [...] also das ist schon eine 
gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit [...] es ist eine fest vereinbarte Größe, [...] 
wenn dann eine ganze Weile nichts kommt, dann rufe ich [...] auch mal an und frage 
mal nach, und dann kommt schon mal: Mh, im Moment ist Haushaltssperre, und so. 
[...] wenn da auch dann nichts kommt, dann kann man auch mal das Gespräch mit 
der Regionalleiterin suchen und kann mal fragen: [...] Gibt es irgendwas, womit sie 
unzufrieden sind, mit der Arbeit unseres Trägers, so. Also [...] wenn es irgendwo 
hakt, dann suche ich da mal das Gespräch mit dem Jugendamt. (Ltg FT6; 244) 


Die langjährige Zusammenarbeit mit dem Jugendamt wird als „gut und vertrau- 
ensvoll“ beschrieben - hier scheint der Träger also von seiner traditionellen Veran- 
kerung vor Ort zu profitieren („fest vereinbarte Größe“). Geschätzt wird in diesem 
Zusammenhang auch, dass es beim Jugendamt in einer speziellen Abteilung für 
Hilfen zur Erziehung feste Ansprechpartner gibt, mit denen man gezielt das per- 
sönliche Gespräch suchen kann. Als letzte Option bleibt die Ansprache höherer 
Hierarchieebenen.” 

In anderen Konstellationen wird versucht, Schwankungen durch ‚Paketlösun- 
gen abzupuffern; möglich wird dies mancherorts durch eine Zusammenarbeit 
zwischen Jugendamt und Maßnahmeträgern im Stile eines ‚post-korporatistischen‘ 
Arrangements!": So werden in einem der von uns untersuchten Settings sechs 





° Auch anderswo ist von starken „Konjunkturen“ und „Schwankungen“ in Abhängigkeit von 
Phasen des „Kostendrucks“ und entsprechenden jugendamtsinternen Anweisungen die Rede. 
Dabei verläuft die ‚Geschäftsbeziehung‘ mit dem Jugendamt teilweise schleppend. So wer- 
den zuweilen lange Wartelisten aufgebaut, die zu vorübergehenden Belegungsstopps und im 
Anschluss wieder zu Unterauslastungen führen. Die Leitungskraft eines Trägers umschreibt 
diese Trägheit des Auftragsgeschäfts so: „Das ist manchmal wie ein großer Dampfer, und bis 
der zum Stillstand kommt...“ 


100 Post-korporatistisch insofern, als zwar finanzierungstechnisch und politisch eine fest in- 
stitutionalisierte Kooperation zwischen dem zentralen Kostenträger und ausgewählten Leis- 
tungsanbietern ausgebildet ist, aber der klassische Modus der Selbstkostendeckung (der bei 
über das Vereinbarte hinausgehenden Aufwendungen einen Ressourcennachschlag nach sich 
zieht) hier nicht mehr greift. 
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langjährig etablierte Träger auf dem Wege einer festen Pauschalfinanzierung belegt. 
Diese begreifen sich als „Partner“ des Jugendamts und koordinieren die Verteilung 
der Fälle teilweise selbst. Dennoch beobachtet ein leitender Trägermitarbeiter hier 
ebenfalls „Wellenbewegungen‘: 


Es gibt immer mal wieder Phasen, wo natürlich die Kolleginnen vor Ort im Jugend- 
amt vorgerechnet bekommen, wie teuer die Hilfen sind und ob da nicht irgendwie 
jemand erst mal so mit den Bordmitteln, die ein Jugendamt hat, versuchen kann, die 
Probleme in der Familie anzusprechen oder zu lösen. [...] [Und wenn] die Aussage 
der Leitung oder des Kämmerers auch noch mal sehr deutlich im Ohr klingt, nicht 
so viel auf weiter führende Hilfen gehen [...] dann kommen auch weniger Anfragen. 
Das ist eigentlich immer wieder mal der Fall, aber dann brechen irgendwann wieder 
alle Dämme, dass dann plötzlich die Heftigkeit oder die Intensität oder die Problema- 
tiken zu extrem sind, dass dann viele im Jugendamt sagen, also, dem werden wir jetzt 
nicht mehr Herr, dem können wir alleine auch so nicht mehr gerecht werden. [...] 
Und dann kommen natürlich wieder mehr Anfragen, also es ist enorm festzustellen, 
wie wellenförmig sich das so in den letzten vier, fünf Jahren bewegt. Ein Kriterium 
ist für mich sicherlich immer noch, dass es eine Deckelung gibt, oder zumindest ein 
kritisches Hinterfragen gibt, ob das unbedingt sein muss. Dass man Kosten sparen 
will, aber dass man auf der anderen Seite auch die Notwendigkeit sieht, Hilfen dann 
auch zu gewähren und zu bewilligen, wenn die Probleme doch so gravierend sind, 
dass man es allein mit den, wie ich sagte, Bordmitteln [...], dass das nicht ausreicht. 
(Ltg FT9; 22-24) 


Auch hier zeigen sich also Phasen verstärkten Finanzdrucks, die mit einem „Vorrech- 
nen“ der Kosten durch die „Leitung“ oder den „Kämmerer“ einhergehen. Zunächst 
werde dann versucht, den Problemen mit „Bordmitteln“!°! des Jugendamts zu begeg- 
nen, was zu einem Rückgang der Aufträge an freie Träger führe. Offenbar kumuliert 
der Interventionsbedarf in solchen Phasen schrittweise (bis die „Dämme brechen“), 
so dass es wieder zu einem „wellenförmigen“ Wiederaufschwung kommt. Wahrge- 
nommen wird generell eine „Deckelung‘; zumindest aber ein „kritisches Hinterfra- 
gen“ der Ausgaben, wobei die Bewilligung von Hilfen zur Erziehung erst bei „gravie- 
renden Problemen“ als angezeigt gilt; hier greifen sie gewissermaßen als subsidiäre 
‚Auffanglösungen. In jedem Fall scheint selbst in korporatistisch angelegten Koope- 
rationsmodellen das ‚Abfedern‘ von Bedarfsschwankungen und die Bewältigung der 
damit verbundenen Flexibilitätsansprüche nicht vollständig zu gelingen. 

Einen Gegenpol zu Strategien, die durch Kommunikation oder Kooperation 
versuchen, angesichts von Wellenbewegungen Verlässlichkeit (und Kontinuität) 
zu gewährleisten, bilden Handlungsansätze, die stark auf arbeitsorganisatorische 





101 Gemeint sind ohnehin vorgehaltene Beratungsangebote des Jugendamts, aber auch loka- 
le Beratungsstellen oder andere aktivierbare „Sozialstrukturen“ (z. B. in der Verwandtschaft 
oder Kirchengemeinden), die keine zusätzlichen Kosten verursachen. 
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Flexibilität setzen. So begegneten uns in den von uns analysierten Settings diverse 
Formen ‚flexibler‘ Personalpolitik; dazu gehören solche, bei denen Mitarbeiter mit 
variablen Stundenkontingenten (z. T. oberhalb eines garantierten „Sockelbetrags“) 
angestellt sind oder auch Honorarkräfte, die auslastungsabhängig eingesetzt wer- 
den und schwankende Gehälter beziehen.!” Auch dies ist eine Variante der Be- 
dienung von Verlässlichkeitserwartungen unter Bedingungen unbeständiger Nach- 
frage. 

Dahinter steckt mitunter sogar eine spezielle Organisationsphilosophie. Gefragt 
nach dem spezifischen Profil ihres Trägers (im Vergleich mit anderen) führen Mit- 
arbeiter eines privat-gewerblichen Leistungsanbieters dazu aus: 


Wir sind sehr flexibel eben dadurch, dass wir wirklich auch einstellen können, wenn 
Hilfen kommen [...], dass irgendwie klar war, dass sie [Anm.: das Jugendamt] bei uns 
eben wussten, dass wir eigentlich keinen Auftrag ablehnen [...] fortlaufend führen 
wir Bewerbungsgespräche [...] eigentlich haben wir auch immer so zwei, drei Bewer- 
bungen auf Halde von Leuten [...] dazu kommt ja auch, dass ja auch mal Kollegen 
kündigen [...] Also dass wir da einfach freier sind in dem, wie wir das machen wollen. 
Also so mit Einstellungen und solchen Sachen [...] also was mir hier gut gefällt, ist 
dass ich doch so ein bisschen mehr den Geist der freien Wirtschaft hier spüre [...] 
dass man sich hier auch von nicht so qualifiziertem Personal auch wieder trennen 
kann. [...] Und das finde ich auch gut, weil also dieses Wischiwaschi, dass man Leute 
über 15 Jahre durchziehen muss, die permanent krank und unmotiviert und faul sind 
oder so. [...] Und deshalb kann ich auch gut mit diesen engmaschigen Kontrollen im 
Sinne der Klienten, aber auch uns umgehen, und, ich empfinde das als großen Vorteil. 
[...] Also natürlich, erst Befristung [...] die Kollegen, also von denen ich weiß, dass 
die also auch gegangen sind, die haben auch wirklich gesagt: Das ist einfach nicht 
unser Job. Also wir wünschen uns einen Job, wo wir ein richtiges Büro jeden Tag 
haben, wo wir 8 Stunden sitzen, wo die Leute zu uns kommen - also wie das ja beim 
ASD so üblich ist - und also wir sitzen ja ganz viel in unseren Autos und flitzen... 
(Lig FT1; 387-448) 


Flexibilität bezieht sich hier in erster Linie auf den Personaleinsatz: Im Rahmen 
einer relativ hohen Fluktuation der Belegschaft - die sich u. a. in „fortlaufenden“ 
Bewerbungsgesprächen ausdrückt - ist es jederzeit möglich, Kapazitäten spontan 
zu erhöhen. So gelingt es, „keinen Auftrag ablehnen“ zu müssen, was gegenüber 
dem Jugendamt als Ausweis eigener Anpassungsfähigkeit dient und damit in ge- 
wisser Weise wiederum Verlässlichkeit demonstriert. Affirmativ Bezug genommen 
wird auf den „Geist der freien Wirtschaft‘, der es u. a. ermögliche, sich von „un- 


102 Bei anderen Trägern werden dagegen feste Gehälter gezahlt (s. o.) und Zeiten geringerer 
Auslastung über eine Jahresarbeitszeiterfassung kompensiert, um so eine geringe Personal- 
fluktuation zu erreichen. 
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motiviertem“ Personal wieder zu trennen.!” Zwar arbeitet der Träger - im Gegen- 
satz zu anderen (s. o.) - ausschließlich mit Festangestellten; diese werden jedoch 
„natürlich“ stets befristet.'°* Kündigungen gingen häufig auf die Mitarbeiter selbst 
zurück, und zwar auf solche, die mit den hohen Flexibilitätsanforderungen in der 
täglichen Arbeit überfordert seien. Um den von außen an den Träger herangetra- 
genen Erwartungen gerecht zu werden, avancieren Flexibilitätszumutungen für das 
Personal hier offenbar zum integralen Bestandteil der Organisationsphilosophie. 

Insgesamt erweisen sich also medial transportierte Katastrophenfälle als wich- 
tige Einflussgröße im Hinblick auf Handlungsmöglichkeiten im Kinderschutz. Im 
Zusammenspiel mit fiskalischen Zwängen zeigen sich konjunkturelle Wellenbewe- 
gungen mit komplexen Auswirkungen auf die im System tätigen Akteure. „Pani- 
schen“ Reaktionen wird - auf der Ebene organisationsinterner Kommunikation 
- mit diversen („beruhigenden“ oder „ermutigenden“) Coping-Strategien begeg- 
net; regelmäßig führen sie aber auch zu außerplanmäßigen Effekten wie Budget- 
überschreitungen oder zur ‚Problemabschiebung‘ Zuweilen ergeben sich aus dem 
„Auf und ab“ auch Einstiegsoptionen für Träger, die gleichsam ‚auf den Wellen 
mitschwimmen. Im Umgang mit den z. T. erheblichen Flexibilitätsanforderungen 
glauben etablierte Großorganisationen Schwankungen turbulenzfreier abfedern zu 
können; sie spüren aber zugleich die Konkurrenz mit denen, die sich betriebswirt- 
schaftlich bzw. personalpolitisch als beweglicher darstellen. Insofern herrscht im 
organisierten Kinderschutz permanent Unruhe. 


c) „Wir sagen ihnen, es ist auch fachlich besser“: Sozialraumorientierung und 
Prävention als multifunktionales Projekt Im Bereich des organisierten Kinder- 
schutzes haben in den letzten Jahren verstärkt Konzepte Schule gemacht, die gewis- 
sermaßen beides auf einmal versprechen: höhere Kosteneffizienz und eine bessere, 
(auch) im Sinne von verlässlichere, Gewährleistung des Schutzversprechens. Sie 
propagieren Maßnahmen, die auf verstärkte (Sekundär-)„Prävention“ sowie Akti- 
vitäten im „Sozialraum“ abzielen.!® Sozialräumliche Angebote haben generell 





103 Auch „engmaschige Kontrollen im Sinne der Klienten“ harmonieren offenbar gut mit die- 
ser Organisationskultur (vgl. Abschn. 4.2.2). 


104 Der sechsmonatigen Probezeit folgt eine einjährige Befristung. I. d. R. würden die Mitar- 
beiter im Anschluss daran entfristet, so die Interviewpartner. 

105 Der Begriff der „Sozialraumorientierung“ wird in der Fachdiskussion uneinheitlich ver- 
wendet (vgl. dazu z. B. Merten 2002, Budde et al. 2006, Hinte & Treeß 2007): Als Konzept der 
Sozialen Arbeit richtet er sich auf die gezielte Beeinflussung von Lebens(um)welten. Von Ak- 
teuren der Praxis wird er häufig im Zusammenhang mit lokaler „Vernetzung“ thematisiert. 
Im Kontext der Verwaltungsmodernisierung geht es u. a. um die strukturelle „Regionalisie- 
rung“ von behördlichen Funktionen; für manche ist die Sozialraumorientierung im Zusam- 
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den Ruf, einerseits leichter zugänglich bzw. „niedrigschwelliger“ und andererseits 
durch ihre spezifische Gruppenstruktur pro Fall kostengünstiger zu sein als indi- 
viduelle Hilfen zur Erziehung.!" Dies erklärt sicherlich ihre Popularität: Weil sie 
fachpolitisch als innovativ gelten, gleichzeitig aber immer auch als Ausdruck von 
Sparpolitiken erfahren werden (können), bewegt sich das Sozialraumprinzip „an 
einer heiklen Schnittstelle zwischen wohlfahrtsstaatlichem und neoliberalem Poli- 
tikmodell“ (Koch 2002: 78). 

Im hiesigen Kontext erscheint v. a. relevant, inwieweit der Rekurs auf solche 
Ansätze im Kinderschutz als ‚Coping-Strategie‘ zur Bewältigung der o. g. Spannung 
zwischen Sicherheitserwartung und dem Ziel der Kostensteuerung in Erscheinung 
tritt, inwiefern also Sozialraumorientierung als multifunktionales Projekt interpre- 
tiert wird, welches zur Erhöhung von Kosteneffizienz und gleichzeitig zur Verbesse- 
rung der Effektivität des Kinderschutzsystems beiträgt. Das Konzept eröffnet dabei 
potenziell Spielräume, Sparpolitiken psychologisch zu rationalisieren und so etwai- 
ge kognitive Dissonanzen aufzulösen. Analog zur Betonung von „Inhalten“ gegen- 
über (typischerweise eher verdrängten) ‚Kosten‘ (s. 0.) werden dann (vermeintlich) 
wirtschaftlichere Konzepte mit „fachlichen“ Begründungen versehen. Allerdings 
erzeugt die quasi-institutionelle Vorgabe, entsprechende Ansätze zu entwickeln 
und umzusetzen, Anpassungsdruck und damit potenziell wiederum Spannungen, 
die auf der Ebene von Behörden und Trägern bewältigt werden müssen (s. u.). 

Dass die Assoziation von Sozialraumorientierung mit Multifunktionalität 
durchaus bewusst hergestellt wird, führt folgender Ausschnitt eines Interviews mit 
einem Behördenvertreter vor Augen, der auf die Frage antwortet, ob die sozial- 
räumlichen Angebote ein Mittel zur Kostensenkung seien: 


Ja, wir haben aber gesagt, wir fangen das andersrum an, weil sonst werden wir immer 
erschossen, weil gesagt wird: ‚Ihr wollt ja nur sparen. Wir haben gesagt, wir fangen 





menhang mit Budgetierung und dezentraler Fach- und Ressourcenverantwortung ein we- 
sentlicher Bestandteil des Neuen Steuerungsmodells (Dahme & Wohlfahrt 2013: 1000f; vgl. 
Langer 2012: 172ff). Im Folgenden verwenden wir den Begriff v. a., um damit eine bestimmte 
(niedrigschwellige) Angebotsstruktur der Jugendhilfe (im Stadtteil) zu bezeichnen. Was den 
(schillernden) Begriff der „Prävention“ betrifft (vgl. dazu Wohlgemuth 2009), erscheint für 
unseren Zusammenhang wesentlich, dass ein breites Spektrum von Akteuren des Feldes — 
von Familienhebammen bis hin zur Polizei — einen Schwerpunkt der eigenen Arbeit unter 
diesem Stichwort verortet. Brüchig wird die Abgrenzung zur „reaktiven“ Arbeit insbesondere 
dort, wo gezielt „Problembezirke“ oder „Problemfamilien“ adressiert werden (vgl. ebd.). 


106 Insofern zeigen sich Parallelen zum seit längerem beobachteten Prozess der „Ambulan- 
tisierung“ der Jugendhilfe (Rätz-Heinisch et al. 2009: 145). Bezogen auf das Gesamtbudget 
werden allerdings Zweifel an den durch Sozialraumprogramme angeblich erzielbaren Ein- 
sparungen angemeldet (s. u.). 
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mal andersrum an und sagen, was ist eigentlich gut daran, dass, wenn zu Hause ein 
Problem ist, ein Sozialarbeiter reinkommt und die Familie besucht. Weil, wir haben 
in all den Fällen, die schief gegangen sind, wenn wir die untersucht haben, haben 
wir festgestellt, eines der Hauptprobleme ist, dass diese Familien ja doch in Wirklich- 
keit ziemlich isoliert sind. Und man muss diese Isolation aufknacken, selbst die ganz 
tragischen Fälle [...] da muss man sagen, es ist komplett verkehrt, da eine Eins zu 
Eins-Betreuung nach Hause zu schicken, mal abgesehen davon, dass man merkt, das 
ist hochgefährlich, wenn man eine Fachkraft hat, die etwas nicht richtig macht. Weil 
das ist die Einzige, die da wirklich zu Hause auftaucht. Diese Familie hat ja sonst, also 
außer intern, gar keine sozialen Kontakte gehabt, wo durch soziale Kontrolle etwas 
hätte in Gang gesetzt werden können, was das Leben dieses Kindes gerettet hätte und 
deswegen haben wir gesagt, wäre doch viel besser, dass das Jugendamt nicht nur so 
ein bisschen rumredet [...] Man darf auch mal ein bisschen mehr auf die Tonne hauen 
und sagen, passen Sie mal auf, es ist ganz blöd, wenn wir irgendwie in ihre Eltern- 
rechte eingreifen müssen, aber es wäre schon besser, wir verständigen uns mal über 
eine Hilfe, also einfach auch mal mehr Druck zu machen. So, und da wäre es bestimmt 
besser gewesen, das Jugendamt hätte gesagt ‚Nee, wir haben doch hier was, nun kom- 
men Sie da mal hin. Weil die Erfahrung zeigt ja immer [...], wenn man die Leute erst 
mal in ein sinnvolles Angebot hingebracht hat und sie mal reingeschnuppert haben, 
bleiben sie auch da. Das Problem ist, die da einmal rüberzukriegen, weil die, selbst 
über die niedrige Schwelle, von alleine gehen sie nicht raus. Wir sagen ihnen, es ist 
auch fachlich besser, die Leute zu Hause rauszuholen aus ihren vier Wänden, wo ganz 
viele Unglücke passieren und sich schlechte Entwicklungen auch verfestigen. Wir 
müssen sie rausholen, wir müssen sie in Kontakt mit anderen bringen und da die 
Bewegung erzeugen. Und deswegen finden wir es auch fachlich viel besser, nicht diese 
Eins zu Eins-Hilfe zu machen. Und der nette Nebeneffekt ist, dass es gigantisch viel 
weniger Geld kostet und dass wir, also, nun haben wir ja noch nicht irgendwie jahre- 
lange empirische Erfahrungen, aber wir sind eigentlich auch überzeugt davon, dass 
die Hilfe schneller wirkt. Denn diese sozialpädagogischen Familienhilfen sind also 
unendliche Geschichten. (B3; 34) 


Der Interviewte bejaht die gestellte Frage zunächst, dann folgt aber gleich das 
„Aber“: Es geht offenbar v. a. darum, was man „sagt“ und wie man „es anfängt“. 
Man macht deutlich, was man „findet“ und wovon man „eigentlich überzeugt ist“ 
- obwohl man es eigentlich nicht weiß. Die „gigantische“ Kostenersparnis erscheint 
letztlich als „netter Nebeneffekt“. Betont wird, dass die Maßnahmen „auch fachlich 
besser“ seien. Nicht zuletzt geht es im Rahmen des Programms - dies legt die Rede 
vom „Aufknacken der Isolation“ und von „mehr Druck“ nahe - um eine Opti- 


mierung „sozialer Kontrolle“.!”” Hintergrund der Sozialraumpolitik im fraglichen 





107 Dabei deutet der Gesprächspartner auf das „Problem“ hin, dass selbst eine „niedrige 
Schwelle“ bestimmten Adressaten einiges an Kooperationsbereitschaft abfordert. 
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Setting sind (einmal mehr) zwei Katastrophenfälle der Vergangenheit und hier of- 
fenbar auch der Umstand, dass die betroffenen Familien als sozial isoliert galten.!”® 

Im weiteren Interviewverlauf wird deutlich, dass sich mit dem sozialräumlichen 
Umbau auch Steuerungsambitionen der Fachbehörde verbinden. Durchaus in Ab- 
grenzung zu kennzifferbasierten Modellen im Sinne des Neuen Steuerungsmodells, 
die in der Vergangenheit nicht den erwarteten Erfolg zeigten (s. 0.), wird nun ein 
(softwaregestütztes) ‚Durchsteuern mittels einer zentralen „Angebotsverwaltung“ 
favorisiert. Dieses soll Mitarbeitern an der Basis das Verfügen der behördenseitig 
„erwünschten“ Hilfen erleichtern, anderes dagegen gezielt erschweren - hier müsse 
sich die Praxis „ganz schön durchbeißen‘, wie der Befragte es ausdrückt. Durch 
eine „Verhaltenssteuerung auf der unteren Ebene“ will man offenbar Unterwande- 
rungs- bzw. Entkopplungsprobleme umgehen.!”® 

Gleichzeitig übt der Gesprächspartner Kritik an klassisch „pädagogischen“ 
Interventionen, die er mit unproduktivem „Herumpalavern“ und einer „Herr- 
schaft freier Träger“ assoziiert.!!? Der vorherrschende „Automatismus‘, in großem 
Stil „Klärungshilfen“ zu verfügen („Da setz’ ich mal ne Hilfe rein“), bei dem sich 
der Träger letztlich „seinen Auftrag selbst verschafft‘, soll durchbrochen werden. 
Gruppenangebote im „Community Center“ werden demgegenüber für transparen- 
ter gehalten, zumal hier verbindliche Vorgaben zu Zielgruppen, Fallzahlen und die 
Durchführung von Hilfen erfolgen. Für die Koordination der Angebote soll pro Be- 
zirk ein „Chefeinkäufer“ abgestellt werden, der mit der lokalen Angebotsstruktur 
vertraut ist. Insgesamt präsentiert sich das Programm als hochgradig manageriell, 
wenngleich es fachlich begründet wird. 

Bei den Akteuren des entsprechenden Settings (und anderswo) ist die Beobach- 
tung, dass es sich bei dem Sozialraumkonzept (nicht zuletzt) um eine „Sparmaß- 
nahme“ handelt, weit verbreitet. Auch im Zusammenhang mit der angestrebten ho- 
hen „Verbindlichkeit“ der entsprechenden Projekte - die dem Anspruch der „Nied- 
rigschwelligkeit“ gewissermaßen entgegengesetzt erscheint - treten Bedenken zu 
Tage: Die Rede ist von einem „Meldeunwesen“ und übermäßig „hohem Druck“. 
Indes sehen die gleichen Akteure einen übermäßigen Einsatz von Familienhilfen 





108 Vielfach wird das „Herauskommen der Familie“ (aus dem privaten Raum) als wichtiger 
Aspekt im Hilfeprozess gesehen; in diesem Rahmen biete sich für diese auch die Möglichkeit, 
sich bei anderen (Müttern) „etwas abzuschauen“, 

109 Solche Probleme werden in der Tat wahrgenommen: Der Gesprächspartner moniert, im 
Rahmen von Zielvereinbarungen würden Jugendamtsleiter „einem alles schwören“, während 
„zu Hause alle weiterarbeiten wie vorher“. 


110 In einem anderen Setting waren es gerade solche Begründungen für Sozialraumprojekte, 
welche - verbunden mit der Erfahrung „persönlicher Angriffe“ — von den Akteuren als „Be- 
vormundung“ empfunden wurden, mit der Folge eines immensen Widerstands seitens der 
fachlichen Ebene und eines „ungünstigen Einstiegs“ in diese Projekte. 
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ebenfalls häufig als unangemessen an. Insofern verbinden sich auch Hoffnungen 
mit einem Programm, von dem man sich fachlich u. a. eine weniger interventionis- 
tische Herangehensweise verspricht (vgl. Punkt b). Dort, wo man auf den Ansatz 
- analog zur im obigen Zitat geäußerten Begründung - affirmativ Bezug nimmt, 
wird hingegen bewusst auf die Kontrollfunktion der Projekte gesetzt, etwa im Kon- 
text von „nachbarschaftlicher Öffentlichkeit“: Durch die dauerhafte Anbindung 
der Interventionen an Gruppenstrukturen soll verhindert werden, dass sich die 
Familien wieder „in ihre Höhlen zurückziehen“. 

Auch Vertreter freier Träger argumentieren fachlich. Sie begreifen die Anbin- 
dung der Zielgruppen an Strukturen im Stadtteil („Kaffeeclubs“, „Bollerwagenpro- 
jekte“) als Möglichkeit, auf die „Selbstaktivierung der Familien“ hinzuwirken: For- 
male Hilfen zur Erziehung sollen nach Möglichkeit „vermieden“ werden, vielmehr 
möchte man durch „Beratungs- oder Begleitungsgespräche“ „Starthilfe“ leisten. 
Hierfür steht freien Trägern im fraglichen Setting ein kleines Budget zu, während 
die eigentliche Leistungserbringung - „auch finanziell“ - vor Ort organisiert wer- 
den soll, ggf. auch unter Einbindung ehrenamtlicher Kräfte. 

Akteure des Gesundheitswesens begreifen sozialräumliche Ansätze ebenfalls als 
gewinnbringend und „bürgerfreundlich“: So erklärt der Mitarbeiter des örtlichen 
Gesundheitsamts, dass Familienhebammen bei der Herstellung von „nachbar- 
schaftlicher Öffentlichkeit“ eine entscheidende Rolle spielen können. In der Praxis 
wohnortnaher Einrichtungen sei es möglich, Zugänge zu etablieren, die Spezial- 
diensten „von außen“ (wie dem Jugendamt) verwehrt blieben. Räumliche Nähe gilt 
hier als Schlüssel zum Erfolg: In ländlichen Gebieten sei es wegen einer generell 
geringeren „Anonymität“ der Lebensverhältnisse leicht, Informationen über fa- 
miliäre Verhältnisse einzuholen; in Sozialraumprojekten nähmen jedoch auch in- 
nerstädtische Hochhaussiedlungen den Charakter eines „Dorfs“ an, in dem „jeder 
jeden kenne“. Eine von uns befragte Familienhebamme sieht es kaum anders. Sie 
berichtet, ihre Angebote würden über „Mundpropaganda“ schnell bekannt; man 
spräche sie zuweilen sogar auf der Straße an und bitte sie um Rat - dies sei eine 
typische Kontaktanbahnung zu ihren Klienten. Manche Akteure (darunter Jugend- 
amtsmitarbeiter und Kinderärzte) verweisen schließlich auf einen persönlichen So- 
zialraumbezug als wichtigen Ankerpunkt für die eigene Arbeit: Wenn man selbst 
im Bezirk wohne, entwickele sich ein „besonderer Draht“ zur dortigen Klientel. Es 
gibt also zahlreiche - fachliche und strategische - Anknüpfungspunkte, sich mit 
dem Sozialraumansatz zu ‚identifizieren und eigene Angebote nach diesem Modell 
zuzuschneiden (s. u.). 

Regionale ASD-Leitungen sehen es als ihre Aufgabe an, die Vermittlung in so- 
zialräumliche Unterstützungsangebote zu forcieren. Ihnen ist die Rolle, diese An- 
gebote als fachlicher Berater gegenüber den Mitarbeitern „mit in den Fokus zu rü- 
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cken‘, auch institutionell zugedacht - und sie werten es durchaus als Erfolg, wenn 
dies gelingt: Tatsächlich gilt es als Ausweis „guter“ ASD-Arbeit, durch Beratung 
zu „verhindern, dass ein Fall zum Fall wird“!!! Mit dieser Haltung verbindet sich 
zuweilen eine Kritik an gängigen Personalbemessungssystemen im Jugendamt: Es 
wird gefordert, das „Arbeitsaufkommen und nicht das Fallaufkommen zu messen“ 
- das Idealbild sei das einer „einmaligen Beratung“.!!? Eine Orientierung der Perso- 
nalbemessung an den HzE-Zahlen gilt dagegen als kontraproduktiv, vielmehr sollte 
„viel fallunabhängige Arbeit und möglichst wenig HzE“ (so wie es im Rahmen von 
Sozialraumprogrammen vorgesehen ist) honoriert werden, um adäquate „Anreize“ 
zu schaffen. Sonst erhielte ein Dienst, der besonders viele Hilfen verfüge, auch das 
meiste Personal, was aus Sicht eines Befragten „natürlich nicht sein kann“. Auch 
im Jugendamt finden sich also Motive für eine hohe ‚Compliance‘ gegenüber der 
Sozialraumpolitik. 

Dabei ist man sich bewusst, dass die Investitionen in den Ausbau sozialräum- 
licher Maßnahmen seitens der Politik Budgetkürzungen im Bereich der regulären 
Hilfen implizieren (können), die die neu eingesetzten Mittel quantitativ um ein 
Vielfaches übersteigen. Nun herrscht zwar aus 0. g. Gründen die Deutung vor, dass 
„nicht alles was spart, auch unsinnig ist“''; auch spielen die bezirklichen Jugend- 
ämter im fraglichen Setting das Spiel mancherorts insoweit mit, als sie Zielverein- 
barungen unterschreiben, die eine Reduktion (oder zumindest ein Konstanthalten) 
der ambulanten Hilfen vorsehen. Die Verhandlungen zu den konkreten Vertrags- 
konditionen verlaufen allerdings sehr konfliktreich, wobei manche Bezirke ange- 
sichts von „unseriösen Angeboten“ mehr Widerstand leisten als andere.''* Ohnehin 
hält man ein Erreichen der ehrgeizigen Ziele vor dem Hintergrund von Erfahrun- 
gen aus der Vergangenheit - die HzE-Zahlen stiegen stets nahezu proportional 
zum Ausbau sozialräumlicher Angebote - „hinter vorgehaltener Hand“ für unrea- 
listisch. Verwiesen wird hier auch auf eine durch die Umsteuerung bewirkte „Dun- 





Ul Anderswo werden entsprechende Kompetenzen auch im Rahmen von Workshops ver- 
mittelt. 

12 Ein ASD-Leiter bemerkt in diesem Zusammenhang, ein „Fall entstehe frühestens ab dem 
dritten Kontakt“. Stattdessen sollten die Anliegen möglichst ohne Hilfeplangespräch gleich 
„abschließend erledigt werden“ — eine Haltung, die indes von einer anderen Befragten kri- 
tisch als „Abwimmeln von Kunden“ gedeutet wird. 

113 Dessen ungeachtet gibt es (z. B. bei Arbeitskreisen) eine Debatte darüber, ob es sich bei 
den neuen Maßnahmen nicht lediglich um „Billiglösungen“ handele. 

114 Bezeichnenderweise gab es im entsprechenden Setting in der Vergangenheit sogar einen 
politischen Vorstoß in Richtung einer Abschaffung des Rechtsanspruchs auf Hilfen zur Erzie- 
hung. Lokale Akteure deuten besagte Kontrakte „in einer ähnlichen Richtung“. 
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kelfelderhellung‘; die den erwünschten kostensenkenden Effekt von vornherein ad 
absurdum führe.!'> 

Durch die hohen Erwartungen und die damit verbundenen Zielvereinbarungen 
werden - mit Blick auf den Verwaltungsaufwand (vgl. Abschn. 4.2.2) - auch in- 
haltlich problematische Auswirkungen der Sozialraumorientierung befürchtet, wie 
folgendes Zitat einer ASD-Leitung zeigt: 


So positiv diese sozialräumliche Ausrichtung auf der einen Seite auch ist, ne, sie hat 
die Kehrseite eben, sie wird installiert, nicht weil man es fachlich für sinnvoll hält, 
sondern um Kosten einzudämmen. Das heißt, daran sind natürlich auch immer 
Erwartungen gekoppelt. Das Ganze wird sicherlich wieder zu Controllingverfahren 
führen für den ASD, das heißt: noch mehr Verwaltung, so. Und Verwaltung, immer 
wenn man irgendwo eine Verwaltung um auch nur ein Blatt erhöht, reduziert man die 
Zeit, die der ASD für Beratungstätigkeiten hat. (Ltg ASD15; 124) 


Das Motiv der Kostensenkung bleibt omnipräsent und korrespondiert in der Er- 
wartung des Befragten mit neuen administrativen Zwängen (hier in Gestalt von 
„Controllingverfahren“); dies erscheint als Widerspruch zur eigentlichen, fach- 
lichen Arbeit des ASD, die schwerpunktmäßig in „Beratungstätigkeiten“ gesehen 
wird. 

Skepsis in Bezug auf sozialräumliche Projekte, die quasi ‚an der Praxis vorbei‘ 
durchgesetzt werden, findet sich auch in weiteren lokalen Kontexten. So macht die 
Jugendamtsleiterin einer anderen Kommune, als sie auf die dortige Umsetzung der 
Sozialraumorientierung!'* und den damit verbundenen „Finanzdruck“ zu spre- 
chen kommt, aus ihren Vorbehalten keinen Hehl: 


[Hier] ist die größte organisatorische Dynamik entstanden durch diese Sozialraum- 
orientierung, als Deklaration der Zukunft, [...] weil damit bestimmte eigentlich posi- 
tiv gedachte Effekte der so genannten Versäulung, [...] also: Hier ist die Prävention, 
hier ist der Kinderschutz, hier ist hmhmhm - dass das aufgelöst werden sollte. Und 
die Mehrzahl aller [...] Bezirke hat tatsächlich in ihrer Organisationskultur einen 
grundsätzlichen Wandel vollzogen [...] Halte ich für einen Irrtum. Organisations- 
theoretisch auch für einen Irrtum. Und zum anderen ist es so, dass dieser große Kraft- 
akt, alles in die Regionen der jeweiligen Bezirke zu geben, [...] jetzt konterkariert wird 
durch die Haushaltssituation, weil die Standorte fehlen. Die werden aufgegeben. [...] 
Mein Weg hier [...] ist wirklich über die Fachlichkeit zu steuern. Ich brauche nicht 





115 Was im Sinne von Kostensenkungen kontraproduktiv erscheint, ist freilich — zumal dort, 
wo man „hohe Hürden“ beim Zugang zu durch das Jugendamt verfügten Hilfen ausmacht 
— gerade Anlass für eine affirmative Bezugnahme auf die Sozialraumpolitik mit ihrem Ver- 
sprechen von „Niedrigschwelligkeit“. 


116 In diesem Setting geht es dabei eher um eine Regionalisierung amtlicher Funktionen. 


274 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


über Systeme, die fremd sind, und uns vielleicht sozusagen auch noch fremd vorkom- 
men, zu steuern, ich muss letztendlich, weil die Kollegen sitzen der Familie gegenüber 
und müssen entscheiden; die sitzen dem Träger gegenüber und müssen auf gleicher 
Augenhöhe nach Möglichkeit agieren, letztendlich geht es um die Kollegen. Und da 
muss ich nicht mit, mit Finanzdruck kommen - [die Stadt] macht das. [Die Stadt] hat 
uns mal, als es um diese Sozialraumorientierung ging - da waren wir als Bezirk der 
Auffassung: Wir sind längst viel weiter - als politischen Beschluss offeriert: Wenn ihr 
nicht euch umstrukturiert und sozusagen in diesem Grundsystem der Sozialraum- 
orientierung von diesem einen Professor folgt, dann kriegt ihr kein Geld. Da gab es 
einen Knebelbeschluss, einen richtig politischen Knebelbeschluss. Ja? Hat man auch 
durchgesetzt. Aber ich muss gestehen, ich glaube an diese Formen wenig. Es kann 
unterstützend sein. [...] Ich kann es aber nicht zum Fetisch machen. Also, das ist, das 
wäre für mich falsch. (Ltg ASD1; 137-243) 


Aus Sicht der Befragten wird also wiederum ein fachliches Optimierungsprojekt 
mit dem Ansinnen assoziiert, den Kinderschutz ökonomisch zu rationalisieren. 
Nur wird diesem Projekt (hier) nicht vertraut: Vielmehr spricht die Befragte iro- 
nisch von einer „Deklaration der Zukunft‘, die ihrem Verständnis von „Fachlich- 
keit“ „fremd“ ist. Mehr noch: Sie bezeichnet die Sozialraumorientierung als „Fe- 
tisch“!!” und (im weiteren Verlauf des Interviews) „ideologisches“ Programm, das 
letztlich nicht ausreichend mit finanziellen Ressourcen und qualifiziertem Perso- 
nal hinterlegt worden sei.''® Gleichzeitig solle das Konzept mit einem „politischen 
Knebelbeschluss“ durchgesetzt werden. Zudem sieht die Befragte mit Blick auf 
die angespannte Haushaltslage praktische Probleme, z. B. Personalengpässe in der 
(nunmehr sehr) kleinräumig organisierten Hilfepraxis. Andere Akteure des Set- 
tings teilen diese Problemdiagnose: Ihnen zufolge hat die extreme Zergliederung 
das Potenzial für „konzertierte Handlungen“ beschränkt, weshalb mittlerweile wie- 
der ein Prozess der (Re-)Zentralisierung eingetreten sei. 

Für freie Träger, die bislang eher im Bereich der klassischen Familienhilfe enga- 
giert sind, verbinden sich mit der sozialräumlichen Umsteuerung erhebliche An- 
passungszwänge. Wie folgendes Zitat vor Augen führt, sind es (einmal mehr) das 
forcierte Kommunizieren mit dem Kostenträger (bzw. die „Prozessbeteiligung“) 
sowie eine ‚opportunistische‘ Angebotspolitik, die als Coping-Strategien zur Ver- 
fügung stehen: 


Also wir sind natürlich in dem Prozess mit drin, uns da zu beteiligen. [...] wenn wir 
inhaltlich da nicht mit dem Jugendamt im Gespräch sind: Was, was habt ihr da vor, 





17 Vgl. dazu Hinte (2002: 121) und Kappeler (2000). 


118 Auch anderswo wird von Trägerseite die paradoxe Situation beklagt, dass Frühe Hilfen 
zwar sowohl von Politikern als auch von Fachleuten gewünscht würden, es aber an einer 
auskömmlichen Finanzierung mangele. 
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was ist geplant, was, was braucht ihr? - und da nicht mit gestalten, dann können wir 
den Laden hier dicht machen. Also weil das natürlich heißt, die sozialpädagogische 
Familienhilfe klassisch wird es irgendwann vielleicht nur noch ganz wenig geben. Also 
von daher sind wir, das ist so ein zweites Standbein, was wir natürlich haben müssen. 
Einmal zu gucken, wie kriegen wir die Kolleginnen belegt, aber auch, wie können wir 
so im Netz, im Stadtteil vernetzt sein, dass wir da mit gestalten. (Ltg FT12; 214) 


Sozialraumorientierung impliziert also auch den Zwang zu „Vernetzung“ im Stadt- 
teil (vgl. dazu 4.2.3). Mitarbeiter des Jugendamts verweisen zugleich darauf, dass 
sich die Träger ja auf einem Markt bewegten und insofern „Gewehr bei Fuß“ stün- 
den, wenn entsprechende Projektinnovationen nachgefragt werden. Dabei ergeben 
sich gerade für Einrichtungen, die bereits seit längerer Zeit ‚sozialraumkompatible‘ 
Angebote unterhalten, durch den Umbau interessante Perspektiven: Man gibt an, 
von dem Trend durchaus zu profitieren, betont aber gleichzeitig Spannungen und 
Konkurrenz mit klassischen HzE-Trägern.'!? Der Leiter einer Einrichtung der of- 
fenen Kinder- und Jugendarbeit beschreibt die Umsteuerung als langwierigen und 
konfliktreichen Prozess: Die Erwartung verstärkter Kooperation mit HzE-Trägern 
und die verbindlichen Handlungsvorgaben ließen befürchten, dass die Kostenträ- 
ger Ansprüche formulieren, die mit dem „ressourcenorientierten‘, „nicht bevor- 
mundenden“ „Menschenbild“ seiner Organisation konfligierten. Für den Träger 
gehe es dann darum, Konzepte geschickt auszuformulieren und in Aushandlungs- 
prozessen entsprechend in Stellung zu bringen. 

Anderswo wird auf strategische Synergieoptionen durch die Verkopplung von 
sozialräumlichen und erzieherischen Hilfen hingewiesen: Aus der Sicht der Träger 
im Sozialraum generiert präventive Arbeit (im Sinne der o. g. „Dunkelfelderhel- 
lung“) auch „Bedarfe“ und somit Aufträge. Letzteres wird zwar von Jugendämtern 
- mit ihrer Kritik an der „Herrschaft freier Träger“ (s. o.) - vielfach als Problem 
beschrieben, weil Anbieter sich quasi ihre „Aufträge selbst beschaffen“ könnten. 
Dennoch stellt ein solches Arrangement gerade für Träger, die sowohl präventiv 
als auch im Bereich der klassischen Hilfen zur Erziehung arbeiten, offenbar eine 
interessante Strategie dar. Für das Jugendamt, das - worauf man in der Außendar- 
stellung Wert legt - letztlich über Maßnahmen entscheidet, erscheint es oft sinn- 
voll, einen zunächst niedrigschwellig intervenierenden Träger auch mit (einzelad- 
ressatenbezogenen) Anschlussmaßnahmen zu betrauen. Man arrangiert sich hier 
also praktisch und wirtschaftlich. 

Wieder anderswo wird der Satz „Frühe Hilfen ersparen späte Kosten“ explizit 
als „Werbespruch“ für die eigene Einrichtung gehandelt - wobei man auch hier 





19 Letztere würden z. B. unter Verweis auf eine mangelnde professionelle Verankerung sozi- 
alräumlicher Projekte versuchen, deren Anbieter „unten zu halten“. 
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betont, dass es sich gleichzeitig um ein fachlich sinnvolles Konzept handele. Manche 
Träger rechnen dagegen gar nicht damit, dass die HzE-Zahlen überhaupt erheblich 
gesenkt werden können (s. 0.); sie nehmen den gegenwärtigen Trend somit auch 
nicht als wirtschaftliches Risiko wahr und unterbreiten dementsprechend auch 
keine eigenen sozialräumlichen Angebote. Diese abwartende Haltung erklärt sich 
insbesondere vor dem Hintergrund der oben (unter b) ausführlich dargestellten 
„Wellenbewegungen“; man geht schlicht davon aus, dass der nächste prominente 
Todesfall ohnehin wieder zu einem Aufschwung bei den klassischen Maßnahmen 
führt. 

Eine besondere Konstellation zeigt sich schließlich dort, wo langjährig etablierte 
Formen der sozialräumlichen Kooperation (bei denen Träger feste Auftragskon- 
tingente erhalten) durch die Neuregelungen quasi ‚überholt‘ und damit obsolet 
werden - wie in einem unserer Settings zu beobachten. Die beteiligten Akteure, 
die der eingespielten Kooperation eine hohe Produktivität attestieren (z. B. wegen 
gewachsener persönlicher Loyalitäten, der Transparenz der vorhandenen Angebote 
auch für die Adressaten sowie der allgemeinen Akzeptanz der vereinbarten Kon- 
tingente), bedauern diese Entwicklung zutiefst. Der „Abschiedsschmerz“ sei umso 
stärker, als die Umstellungen in der Wahrnehmung der Akteure „von oben, durch 
die Finanzierung gesetzt“ und „nicht selbstbestimmt“ erfolgt seien. Man mutmaßt, 
dass sich das Jugendamt so auch jenen Arbeitsaufwand sparen wollte, der bei die- 
sem Kooperationsmodell durch die standardmäßige Beteiligung aller Träger an 
Entscheidungsprozessen entsteht. Erneut sorgen also Umsteuerungen, die zuvor- 
derst fiskalischen Erwägungen folgen und gleichsam ‚an der Praxis vorbei‘ operie- 
ren, dort für Irritationen. 

Unsere Befunde verweisen darauf, dass es sich bei der Auflage von Sozialraum- 
programmen um eine Strategie handeln kann, auf den ersten Blick widersprüchlich 
erscheinende Ansprüche im Kinderschutz konzeptionell miteinander in Einklang 
zu bringen. Die Sozialraumorientierung steht dabei auch für eine Alternative zu 
kennzifferbasierten Programmen nach der ‚reinen Lehre‘ des New Public Manage- 
ment. Zwar spielen in einigen unserer Settings Zielvereinbarungen und ergebnis- 
orientierte Budgetierungslösungen, mit denen die Passung von Mitteln und Zwe- 
cken flexibel gesteuert werden soll, nach wie vor eine gewichtige Rolle. Im Rahmen 
der Sozialraumorientierung werden sie aber durch weitere Steuerungsinstrumente 
flankiert, die für die ausführenden Akteure - wie gezeigt wurde - aus verschie- 
denen Gründen einen gewissen Charme besitzen. Nicht zuletzt versprechen sie, 
Kinderschutz eben nicht nur wirtschaftlicher (im Sinne von mehr Kosteneffizienz), 
sondern auch verlässlicher zu machen. 

Zwar erzeugt das Konzept für diese Akteure einen bestimmten Anpassungs- 
druck und damit potenziell Spannungen: Jugendämter unterschreiben trotz großer 
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Zweifel an der Einlösbarkeit der Programme entsprechende Zielvereinbarungen; 
Träger müssen sich anstrengen, mit den Wandlungsprozessen Schritt zu halten und 
hoffen, dass sich daraus ‚Zukunftschancen‘ ergeben. Jedoch können selbst Skepti- 
ker einem Ansatz, der als gleichermaßen ‚gut und günstig’ gilt, einiges abgewinnen; 
sogar Entwicklungen, die ansonsten kritisch gesehen werden, erscheinen plötzlich 
richtungsweisend - so etwa Praktiken der ‚Verantwortungsdelegation‘ (durch das 
Jugendamt), die nun als „Aktivierung“ von Familie oder Zivilgesellschaft gedeutet 
werden können. Solche affirmativen Deutungen sind beim Jugendamt wie auch bei 
freien Trägern und Akteuren des Gesundheitswesens sehr verbreitet und viele Ak- 
teure versuchen, sich als ‚Protagonist‘ entsprechender Konzeptentwicklungen zu 
profilieren. Das „Verhindern“ von (förmlichen) Hilfen gilt verbreitet als Erfolg; stel- 
lenweise wünscht man sich dabei sogar eine verstärkte Honorierung dieses ‚Erfolgs‘ 
durch entsprechende Personalbemessungssysteme (s. 0.). Obwohl man den Verhei- 
Bungen der Sozialraumorientierung (auch bezüglich ihrer ‚gesamtwirtschaftlichen‘ 
Effekte) nicht so recht traut, spielen alle das Spiel letztlich mit. Sozialraum- bzw. 
präventionsorientierte Programme erweisen sich insofern als nach vielen Seiten hin 
anschlussfähiger Ausweg aus dem Dilemma der Doppelanforderung des ‚flexibel‘ 
und ‚verlässlich‘ - der Rückgriff auf sie wird zur ‚Coping-Strategie‘ par excellence. 


Zwischenfazit Zusammenfassend lässt sich festhalten: Generell befinden sich alle 
Organisationen und Akteure aufeiner ständigen Gratwanderung zwischen (kosten- 
orientierter) Flexibilität und Verlässlichkeit - beides ist gefragt, nicht zuletzt in der 
Außendarstellung. Die Verarbeitung dieser Konstellation qua „institutional work“ 
hat viele Facetten (vgl. Abb. 4.3), wobei die institutionellen Flexibilitätsanforderun- 
gen nicht zwingend mit dem harmonieren, was möglichst verlässliche Interventio- 
nen an operativer Beweglichkeit voraussetzen. Zum breiten Spektrum der auf die 
‚Doppelerwartung‘ bezogenen Coping-Strategien gehören Inszenierungen von Sta- 
bilität und Innovationsbereitschaft, die kommunikative Auseinandersetzung mit 
Konkurrenten und Kostenträgern (besonders über Bedarfseinschätzungen) oder 
auch Arrangements, bei denen die aus schwankenden Auftragslagen resultierenden 
Unsicherheiten mittels problemabpuffernder trägerübergreifender Absprachen!” 
oder durch ‚flexible‘ Personalpolitiken (u. a. schwankende Mitarbeitervergütungen 
bzw. prekäre Anstellungsverhältnisse nach dem Muster des ‚hire and fire‘) bewäl- 
tigt werden (sollen). 

Auf abstrakterer Betrachtungsebene scheinen zunächst Prozesse psychologischer 
Rationalisierung grundlegend: Zielkonflikte werden - kollektiv und quasi ‚organi- 
sationsoffiziell‘ - wegdefiniert, indem man z. B. „Rechtsansprüche“ und „Inhalte“ 





120 7, B. die Suche nach relativer Kontinuität durch die Vereinbarung von Fall-Kontingenten. 
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Abb. 4.3 Organisationale Verarbeitung von Sicherheits- und Flexibilitätserwartungen 


betont, Budgetierungszwänge dagegen als nachrangig deklariert. In den Jugend- 
ämtern wird ein solcher Prozess u. a. durch die Differenzierung von „Risikostufen“ 
unterstützt: So lässt sich die Vorstellung aufrechterhalten, dass gravierende Kin- 
derschutzfälle letztlich nicht von Sparmaßnahmen betroffen sind. Der Rekurs auf 
Konzepte der Sozialraumorientierung verweist auf ein ähnliches Muster der Span- 
nungsverarbeitung. „Institutional work“ stellt sich hier als latente Angleichung an 
(neue) externe Erwartungen dar, wobei Aspekte von Flexibilität und Verlässlichkeit 
(strategisch) ‚geschickt‘ verknüpft werden. Was trotz einer allgemein hohen ‚Com- 
pliance‘ bleibt, ist eine eher unspezifische Kritik an einem (vermeintlich) „ideo- 
logischen“ Konzept, das von Praktikabilitätsfragen mehr oder minder entkoppelt 
erscheint und zudem latent unterfinanziert bleibt. 

Diese eher ‚weichen‘ Strategien der Spannungsverarbeitung lassen sich aber 
nicht überall durchhalten. Ein „Herz“ für Kinder - und ein entsprechender Schutz- 
auftrag - befreit unter den gegebenen institutionellen Bedingungen nicht von der 
Notwendigkeit, pro-aktiv mit knappen Ressourcen zu hantieren. Dies trifft wieder- 
um zuvorderst auf die Jugendämter zu, für deren Mitarbeiter sich die ‚Doppelrolle‘ 
zwischen ‚garantierter Daseinsvorsorge‘ und (stärker) outputfixiertem Kostenma- 
nagement als besonders spannungsgeladen erweist. Auf bestehende Zielkonflikte 
wird gerade hier mit einem lavierenden Kommunizieren bzw. Handeln reagiert - la- 
vierend deshalb, weil viele Versuche, Druck ‚aus dem System’ zu nehmen, wechsel- 
haft und tentativ ausfallen. Einige Akteure verhalten sich gegenüber den neuen An- 
forderungen schlicht opportunistisch, wodurch sie aber gegenüber Skeptikern in 
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Erklärungszwänge geraten.!*! Andere zeigen eine Widerstands- oder Trotzhaltung, 
die sie aber kaum konsequent durchzuhalten vermögen. Besonders prominent er- 
scheint eine Strategie des moderierenden Argumentierens innerhalb des Jugend- 
amts, z. B. in Form einer (fach)diskursiven Rückbindung der budgetverantwort- 
lichen Leitung an die Maßnahmen veranlassende ‚Basis.!?? Leitungskräften oder 
spezialisierten Abteilungen kommt dabei die Rolle eines regulativen ‚Korrektivs‘ 
zu; sie entlasten Mitarbeiter mit Blick auf den Kostenaspekt, indem sie Restriktio- 
nen legitimieren oder aber zu bedarfsorientierten Ausgabeentscheidungen ermuti- 
gen.!” Zur Not werden argumentative ‚Grabenkämpfe‘ mit vorgesetzten Entschei- 
dungsebenen oder anderen Ko-Akteuren im Kinderschutzsystem ausgetragen. 

Häufig zeigen sich allerdings auch ‚harte‘ Muster der Spannungsverarbeitung. 
V. a. dort, wo Kostenträger in ihrer Beziehung zu ‚Auftragnehmern‘ auf Ergeb- 
nisevaluationen und ‚Preisvergleiche‘ zurückgreifen, kommt es zu einer - oft la- 
tent gehaltenen, aber den Energiehaushalt der Organisationen strapazierenden 
- markt(organisations)typischen Problemabsorption. Die Auftraggeber delegie- 
ren die Spannung nach außen, und die Leistungserbringer reagieren darauf mit 
eigenen Controllingmaßnahmen, forcierten Akquiseanstrengungen, Preiswett- 
bewerb - oder aber Absprachen mit anderen Trägern, die eher dem Modus des 
kommunikativen Lavierens folgen.'”* Eine weitere Option besteht in demonstrati- 
vem (marktorientiertem) Qualitätswettbewerb; dabei wird ein gegenüber den Auf- 
traggebern ‚devotes‘ Flexibilitätsversprechen zum dominanten Leistungsmerkmal, 
das gleichzeitig Verlässlichkeit signalisiert. Die neuen Flexibilitätsanforderungen 
münden ferner in Aktivitäten der ‚Drittmitteleinwerbung‘ und in komplexe ‚Patch- 
worklösungen‘ bei der Finanzierung der Leistungserbringung. Nicht zuletzt wird 
Mitarbeitern - durchaus unter explizitem Verweis auf die ‚Mission‘ des Trägers - 
abverlangt, durch unbezahlte ‚Schattenleistungen‘ für die erforderliche unterneh- 
merische Beweglichkeit zu sorgen. 

Bei den mit Kinderschutz befassten Instanzen des Gesundheitswesens lässt 
sich Ähnliches beobachten. Aufgrund der pauschal eingepreisten und ausschließ- 





121 Also in Auseinandersetzung mit Vorwürfen wie: „Ihr wollt ja nur sparen“ (s. o.). 


122 In Anlehnung an die klassische Typologie von Reaktionen auf Leistungsabfall in Orga- 
nisationen nach Hirschman (1970) herrscht hier also das Handlungsmuster „voice“ (Kom- 
munikation) gegenüber „exit“ (Verweigerung) und „loyalty“ (Opportunismus) vor (vgl. 
Abschn. 4.3). 

123 Ihr Einfluss wird teilweise als „bremsend“, anderenorts aber auch als „entlastend“ erfah- 
ren. Die rationalisierende Deutung dieser Intervention beinhaltet die Etikettierung als „kol- 
legiale Beratung“ (auf Augenhöhe). 

124 Hier sind es insbesondere Arrangements der trägerbezogenen Budgetierung oder Sozial- 
raumprojekte, die Konkurrenz offenbar teilweise auffangen können. 
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lich auf Krankheit bezogenen Leistungsvergütung ist hier ebenfalls ein hohes Maß 
an ‚flexibler‘ Eigeninitiative gefragt. Die Reaktion der Akteure oszilliert zwischen 
ehrenamtlichen Zugeständnissen und der Beschränkung auf das „Notwendige“. 
Verlässlich aufgelöst wird das Spannungsfeld zwischen Sicherheit und Flexibilität 
damit allerdings kaum: ‚Schattenleistungen‘ sind nicht garantiert, der Zugang zu 
Drittmitteln unsicher und subversive Qualitätseinschränkungen stets im Bereich 
des Möglichen. 

Letztlich wird das Spannungspotenzial des „Sitzens auf zwei Stühlen“ in allen 
Funktionsbereichen des Kinderschutzsystems akut. Die Prominenz psychologi- 
scher Rationalisierung verweist darauf, dass der Balanceakt zwischen Flexibilität 
und Verlässlichkeit durch pragmatische Lösungen nur selten bruchlos bewältigt 
werden kann - zumal die Ressourcenausstattung des Systems extern motivierten 
Wellenbewegungen unterliegt. In diesem Zusammenhang geht es stets um mehr 
als nur ‚ums Geld‘: Deutlich wird vielmehr, dass die prominente Forderung nach 
Kosteneffizienz eng mit den anderen beiden vorherrschenden Trends im Kinder- 
schutz verwoben ist - also einem Mehr an Kooperation und Kontrolle. Vor dem 
Hintergrund eines immer ‚perfektionistischeren‘ Sicherheitsversprechens und 
neuen Vernetzungsgeboten (insbesondere für Akteure jenseits der Jugendhilfe) 
wachsen die Spannungen in mehreren Dimensionen. Katastrophenfälle sorgen 
regelmäßig für Rejustierungen zwischen regulierenden und deregulierenden Nor- 
mierungen. ‚Außer Kontrolle‘ geratene Situationen - die oft genug systemextern 
verursacht sind - lösen (in Organisationen und gegenüber Adressaten) einen Trend 
hin (bzw. zurück) zu mehr Überwachung aus, während sie in wirtschaftlicher Hin- 
sicht gleichzeitig unkontrollierte Kostenentwicklungen zur Folge haben, welche 
wiederum nach (noch) mehr Prozesskontrolle verlangen. Gerade im Kontext des 
‚Allheilmittels‘ Sozialraumorientierung geht es zusätzlich um die Forderung nach 
mehr Vernetzung - eine Agenda, deren Bearbeitung wir unten (in Abschn. 4.2.3) 
näher analysieren werden. 


4.2.2 Passgenau und nach Patentrezept: 
Komplexitätsreduktion im (re)organisierten 
‚Alltagschaos’ 


Wie bereits dargestellt, geht es bei den institutionellen Veränderungsimpulsen im 
gegenwärtigen Kinderschutzsystem nicht nur um ökonomische Aspekte. Hinzu ge- 
sellt sich ein technischer Perfektionismus, der sich in einem Wunsch nach systema- 
tischer bzw. lückenloser Kontrolle ausdrückt. Interessant sind diesbezüglich nicht 
nur Kontrollmechanismen gegenüber Adressaten (vgl. Lutz 2010; Groenemeyer & 
Rosenbauer 2010), sondern auch Aspekte forcierter Prozesskontrolle innerhalb von 
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Organisationen (vgl. Böwer & Wolff 2011). Vor dem Hintergrund eines absoluten 
Sicherheitsversprechens sehen sich die am Kinderschutz beteiligten Akteure zu- 
nehmend mit „engmaschigen“ Vorgaben - z. B. standardisierten Dokumentations- 
instrumenten oder Schablonen für einheitliche ‚Geschäftsprozesse‘ - konfrontiert 
(s. Kap. 3). 

Auch auf der operativen Ebene zeigen sich hohe Erwartungen an die system(at) 
ische Wiederherstellung von Normalität durch soziale Interventionen: Der feste 
Glaube an die Möglichkeit, das System Familie durch punktuelle Eingriffe wieder 
funktionstüchtig zu machen, ist gerahmt von spezifischen Organisationskultu- 
ren und „professional beliefs“ (Maeder & Nadai 2003: 156f), die als praktisches 
Bewusstsein zur Geltung gelangen. Dabei werden die in Abschn. 2.1 erläuterten 
strukturellen Grenzen der Leistungsfähigkeit des Kinderschutzsystems vielfach 
ausgeblendet: Viele Professions- und Organisationskulturen im Kinderschutz sug- 
gerieren vielmehr (kontrafaktisch) eine hohe Problemlösungsfähigkeit, nämlich 
plan- und kontrollierbare Hilfe sowie umfassende ‚Therapiekompetenz‘ bei den 
Intervenierenden. 

Auffällig ist allerdings, dass diese Unterstellung durch die o. g. Standardisie- 
rungs- und Kontrollambitionen weiter radikalisiert wird: Gefragt sind mehr denn 
je Patentrezepte. Damit ergeben sich neue Voraussetzungen für jene Balancen, die 
im praktischen Umgang mit dem Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle gefunden 
werden müssen.'”° Das von der Dynamik des Falls getriebene, latente Alltagschaos, 
welches durch noch so ‚geniales‘ Management bzw. lehrbuchtreue Fachlichkeit nie 
ganz unter Kontrolle gebracht werden kann, wird durch die o. g. Ambitionen ge- 
wissermaßen reorganisiert. Somit ist das Verhältnis von systematischem Interven- 
tionsanspruch und erratischer Interventionsdynamik neu auszutarieren. Genuine 
Voraussetzung für das Balancieren der klassischen Doppelanforderung ist dabei 
beziehungssensible Informationsbeschaffung in einem zweifachen Sinne: zunächst in 
der Weise, dass erforderliches Wissen über Situationen und Adressaten zielführend 
und ohne Gefahren für den Fortgang der Interventionsprozesse gebildet werden 
kann, Fachkräfte also die für sie relevanten Informationen (und möglichst keine 
irrelevanten) erheben sowie produktiv nutzen können; gleichzeitig muss aber auch 
gewährleistet sein, dass die intervenierenden Instanzen durch (kontrollierende) In- 
formationserhebungen vonseiten vorgesetzter Stellen in ihrer Praxis nicht zu sehr 
irritiert werden. 





125 Dieses Spannungsfeld stellt sich seit jeher als grundsätzlicher Strukturkonflikt der Sozia- 
len Arbeit — wenn nicht sämtlicher helfenden Berufe — dar und erfährt in der akademischen 
Literatur vielfältige Betrachtung (vgl. statt vieler: Schone 2012; Knopp & Münch 2007). Auf- 
grund ihrer institutionellen Verankerung (staatliches Wächteramt) gilt dies in besonderem 
Maße für Sozialarbeiter des ASD sowie Leistungserbringer der Jugendhilfe, aber auch für 
Akteure anderer Funktionsbereiche (mehr dazu in Abschnitt c). 
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Im Alltag erleben die Akteure jedoch - wie es eine Befragte ausdrückt - „ver- 
schiedenste Widersprüche“: Diese beträfen nicht nur den altbekannten Struktur- 
konflikt zwischen „Hilfe und Kontrolle“, sondern auch Spannungen zwischen 
„Beziehungsarbeit“ (mit der Familie) auf der einen sowie „Dokumentation“ und 
„Schreibtischarbeit“ auf der anderen Seite (dazu unten mehr). Entsprechend pro- 
vozieren die umfassenden Kontrollansprüche - zumal die Flut an regulativen 
Vorgaben für viele Akteure kaum noch überschaubar erscheint - im Feld regel- 
mäßig bestimmte Widerstände. Nicht selten werden von oben vorgegebene Stan- 
dardlösungen gleichsam als ‚Anmaßung‘ empfunden - gehe es doch letztlich um 
„fachliche Instrumente“ und Entscheidungen, die nur „vor Ort“ getroffen werden 
könnten.!”‘ Hinzu kommt, dass am Kinderschutz zahlreiche Professionen und Or- 
ganisationen beteiligt sind, die den Problemgegenstand jeweils eigensinnig deuten 
und dabei unterschiedliche Wissensbestände mobilisieren. Wie in Abschn. 4.1 be- 
reits illustriert, vertritt jeder (mindestens) eine Meinung dazu, wie Kinderschutz 
‚richtig‘ funktioniert, wobei hier nicht nur professionelle, sondern auch organi- 
sationale und individuelle Idiosynkrasien eine Rolle spielen. Schließlich stellt der 
Interventionsgegenstand (Kindeswohlgefährdung) schon per se ein ‚moving target‘ 
dar: Situationen und daraus folgende Einschätzungen verändern sich im Fallverlauf 
mehrfach.!?7 

Angesichts dieser Ausgangslage verweisen die befragten Akteure - um einen 
zentralen Befund unserer Analyse bereits hier vorwegzunehmen - häufig auf das 
unbedingte Erfordernis von Flexibilität und ‚Fallsensibilität, das mit vorgegebe- 
nen ‚Standardlösungen‘ unweigerlich in Konflikt gerät. Es dominiert das Credo der 
„Passgenauigkeit“: Gefragt sind „Hilfen nach Maß“ bzw. auf die jeweiligen Adres- 
saten individuell zugeschnittene „Maßanzüge“. „Jeder Fall ist anders“, so lautet die 
Devise - „optimale“ Maßnahmen oder „Patentrezepte“ könne es daher nicht geben. 
Als wirkungsvoll gilt ein „offener und menschlicher Umgang“ mit der Familie, kei- 
ne Standardlösung „mit der Brechstange“. Das konkrete Vorgehen beschreiben Be- 
fragte als je nach Situation „sehr individuell“ und gerade bei Notfällen stark davon 
abhängig, „wie die Dynamik ist“. 





126 So lautet der ironische Kommentar einer Behördenmitarbeiterin im Zusammenhang mit 
verbindlichen Hausbesuchen des Jugendamts: „Einem Zahnarzt schreibt man ja auch nicht 
ins Gesetz, ob er einen Zahn ziehen muss oder nicht“. Biesel (2011: 40ff) wertet Tendenzen 
der „Überregulierung“ dementsprechend als „Übergriff auf die professionelle Autonomie So- 
zialer Arbeit“ und somit als latente „Deprofessionalisierung“. 

127 Nicht zuletzt dieser Umstand kann immer wieder für ‚Chaos‘ sorgen und Arbeits- und 
Entscheidungsprozesse komplizieren (Bode & Turba 2014; Alberth et al. 2010). Zusätzlich 
sorgt das (schwankende) Fallaufkommen zuweilen für Überlastungssituationen, in denen 
nur noch Ad-hoc-Lösungen helfen. 
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Damit bewegen sich die Akteure in einem Spannungsfeld zwischen (zahlrei- 
chen) Patentrezepten und der gleichzeitigen Anforderung passgenauer Interven- 
tionen. Im Folgenden gehen wir der Frage nach, auf welche Weise versucht wird, 
dieses Spannungsfeld im Kontext des o. g. latenten Alltagschaos zu bewältigen und 
so Komplexitätsreduktion zu betreiben, wobei drei Aspekte fokussiert werden. Zu- 
nächst wird die ‚chaosträchtige‘ Ausgangssituation näher erläutert (a): Angesichts 
der oben umrissenen Gemengelage sind in der Praxis des Kinderschutzes oft spon- 
tane Arrangements jenseits formaler Standards gefragt, was im Interventionsall- 
tag z. B. als mehrfache Rejustierung, plötzliches ‚Umschalten‘ oder freies Jonglie- 
ren manifest wird. Anschließend (unter b) zeigen wir, dass die wahrgenommene 
‚Vorgabenflut‘ einerseits unweigerlich zu Selektionsprozessen hinsichtlich ihrer 
Befolgung führt, andererseits aber auch Zwecken der Absicherung und Legitima- 
tion dienen kann; die Reaktionen der Organisationen bewegen sich hier zwischen 
‚Dienst nach Vorschrift‘ und eigensinnigen (Um-)Deutungen. Das letzte Unterka- 
pitel (c) beschäftigt sich mit dem Spannungsfeld zwischen Hilfe und Kontrolle (im 
Umgang mit Adressaten), wobei Versuche rekonstruiert werden, dieses durch takti- 
sche Arbeitsteilungen - nach dem Muster „Good Cop - Bad Cop“ - zu bewältigen. 


a) „Wenn ich noch gar nicht weiß, was ich eigentlich will“: Lokale Arrange- 
ments zwischen Formalität und Spontaneität Organisierter Kinderschutz basiert 
auf einer Reihe von festen Vorgaben und Routinen; gleichzeitig sind notwendige 
Beurteilungen mit hoher Unsicherheit behaftet und es werden immer wieder Ad- 
hoc-Entscheidungen erforderlich.'”® Gefragt sind letzten Endes Reaktionen im 
Einzelfall. Darauf verweist schon der Umstand, dass „typische“ Vorgehenswei- 
sen und Interventionsabläufe von den Interviewpartnern - auch auf beharrliches 
Nachfragen - oft gar nicht benannt werden konnten. Allgemein erscheinen Ent- 
scheidungsprozesse (in sämtlichen Funktionsbereichen) als hochgradig subjek- 
tive Angelegenheit, bei der „Bauchgefühle“ und Intuition eine wesentliche Rolle 
spielen.!? 

Tendenziell wertet man diesen Umstand im Feld oft als Mangel und reagiert dar- 
auf, indem man Einschätzungen durch den Einbezug möglichst vieler unterschied- 





128 Ähnlich Biesel (2011: 66f). 


129 Unterschiedliche Einschätzungen von „Normalität“ (etwa bezüglich Erfordernissen der 
Hygiene oder Ordnung) resultieren aus Sicht der Akteure schon aus der individuellen So- 
zialisation von Fachkräften. In diesem Zusammenhang wird auch ein latenter ‚Schichtbias‘ 
der Interventionen vermutet. Darauf verweist z. B. die Beobachtung, dass die Drohung mit 
einem Anwalt seitens sozial privilegierter Eltern Wirkung zeige; gleiches gilt für Hinweise auf 
ein stärkeres Vertrauen in Selbstlösungspotenziale von Wohlhabenderen. Insofern scheinen 
in Beurteilungsprozessen stets auch gewisse Stereotype eine Rolle zu spielen. 
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licher Perspektiven validiert: Generell gilt das „Mehr-Augen-Prinzip“ als Norm.'?® 


Vielen erscheint dieses Prinzip als Patentlösung beim Umgang mit Unsicherheiten 
im Interventionsprozess. Gleiches gilt - wie das weitere zeigen wird - für ande- 
re Vorkehrungen, die man ebenfalls als organisationale ‚Patentrezepte‘ begreifen 
könnte: formale Arrangements der (Fall-)Zuständigkeit, Diagnosesysteme (z. B. 
Ampelmodelle), Beauftragungs- und Abklärungsroutinen, Zeittaktungen (die z. B. 
den Rhythmus von Hilfeplangesprächen betreffen), bestimmte Stundenpakete für 
intervenierende Dritte (v.a. freie Träger), obligatorische Fallkonferenzen und vieles 
mehr sind typische Standardisierungen, durch die formale Kontrolle organisational 
gewährleistet wird bzw. werden soll. Insofern gibt es innerhalb des organisierten 
Kinderschutzes viel ‚Patentiertes‘ in Gestalt objektivierender (und unter bestimm- 
ten Umständen durchaus willkommener) Formalitäten. 

Dort, wo diese nicht weiter helfen, spielt Subjektivität jedoch nach wie vor eine 
zentrale Rolle. In bestimmten Konstellationen erscheint sie sogar als Ressource: So 
werden allzu schematische (Dokumentations-)Vorgaben kritisch beurteilt, da sie 
die Akteure davon abhielten, sich auf ihr „Gefühl“ zu verlassen oder in ein „ver- 
tieftes Fallverständnis“ einzusteigen.'?! Zuweilen ergeben sich Anhaltspunkte 
schlicht aus dem „Zufall“ heraus oder es sind extern motivierte Geschehnisse, die 
für spontane Wandlungen in Fallverläufen sorgen. Solche ‚chaotischen‘ Momente 
werden im Alltag auf unterschiedliche Weise schöpferisch genutzt: Gewisse ‚trial 
and error‘-förmige Interventionsstrategien zielen darauf, dass in festgefahrenen Si- 
tuationen schlicht irgendetwas „passiert“, was neue (wiederum kontingente) Hand- 
lungsoptionen eröffnet. Von einem ‚frischen Wind‘ gleich welcher Art - etwa durch 
einen spontanen Wechsel langjährig etablierter Maßnahmen - erwartet man sich 
potenziell gewinnbringende Perspektiven. An anderen Stellen werden dagegen 
temporäre Krisen schlicht durch Abwarten ‚ausgesessen‘ - man verlässt sich gleich- 
sam auf die Eigendynamik des Falls. Entsprechend sind weitergehende Standardi- 
sierungen durch „Gesetze und Paragraphen“ vielfach unerwünscht. Die Vorstellung 
eines umfassenden Durchsteuerns von Fällen wird letztlich in das Reich der „Ilu- 
sion“ und „Größenphantasie“ verbannt. 

Folgt man den Darstellungen der Akteure, so vollziehen sich wesentliche Ab- 
läufe - ungeachtet aller Formalitäten - häufig als spontane Arrangements im freien 
Rückgriff auf institutionelle und organisationsinterne Optionen und gerade nicht 
in Form einer schematischen Abarbeitung vorgegebener Regularien.'?? So sind im 





130 Zuweilen wird es allerdings auch situativ durchbrochen (s. Punkt b). 

131 Plausibilisiert wird diese Sichtweise etwa vor dem Hintergrund von Erfahrungen mit Fäl- 
len, in denen sich intuitive — auf eine unspezifische „Sorge“ gegründete - Maßnahmen im 
Nachhinein als berechtigt herausstellten. 

132 In Entsprechung zu dem, was auch Böwer & Wolff (2011: 147ff) beobachten. 
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Jugendamt eines der von uns betrachteten Settings Formen der „kollegialen Be- 
ratung“ verbindlich vorgesehen. Im Alltag sind sie allerdings nicht selten „ausge- 
bucht“ und stellen somit von vornherein eher einen ‚Bonus‘ außer der Reihe dar - 
also keine formale Routine. Eine ASD-Mitarbeiterin stellt ihr Vorgehen im Kontext 
dieser Konferenzen wie folgt dar: 


Manchmal, wenn ich jetzt ..., hole ich mir auch noch eine Unterstützung entweder 
vom freien Träger, der die Familie schon kennt oder einen Arzt [...] oder Schulso- 
zialarbeiter oder Therapeuten oder irgendwas mit dazu. Und dann wird gemeinsam 
überlegt, also erstens ob überhaupt eine stationäre Unterbringung in Frage kommt, 
und zweitens was für eine; es gibt ja verschiedene Formen [...] Wenn ich das noch 
nicht weiß, noch gar nicht weiß, was ich eigentlich will, dann gehe ich [in die kolle- 
giale Beratung]. Das ist ein bisschen umfangreicher aufgebaut. (MA ASD12; 125-133) 


Die Formulierung „Wenn ich [...] noch gar nicht weiß, was ich eigentlich will“ ver- 
weist hier eindrücklich auf eine hohe Kontingenz von Entscheidungsprozessen, die 
u. a. damit zusammenhängen dürfte, dass die Adressaten im Kinderschutz immer 
nur ansatzweise interpretierbare Signale von sich geben: Es gibt Situationen, in 
denen das eigene (Fall-)Wissen noch nicht einmal dazu ausreicht, unter den zahl- 
reichen verfügbaren Handlungsoptionen (es gibt ja außerdem noch „verschiedene 
Formen“) eine vorläufige Auswahl zu treffen. Hier regiert also offenbar ein hohes 
Maß an „begrenzter Rationalität“ (im Sinne von Simon 1981). Auch die Auswahl 
der Personen, die zu Fallkonferenzen eingeladen werden, scheint von der konkre- 
ten Konstellation im Einzelfall abzuhängen und ist zunächst absolut offen („Arzt 
[...] oder irgendwas“). 

Unter Rückgriff auf Erfahrungen aus teilnehmenden Beobachtungen solcher 
Veranstaltungen ist zu ergänzen, dass die Fluktuation des Teilnehmerkreises in 
der Tat relativ hoch ist. Selbst im Verbund der Akteure gibt es nicht selten Infor- 
mationsdefizite. Phasenweise nehmen die Veranstaltungen den Charakter eines 
‚Brainstormings‘ an. Führen die Verhandlungen nicht zum gewünschten Ergeb- 
nis, so besteht schließlich auch die Möglichkeit, den Fall nochmals „sacken zu las- 
sen“ oder seine Sichtweisen zu einem späteren Zeitpunkt erneut im Rahmen einer 
(ggf. neu besetzten) kollegialen Beratung zu artikulieren. Trotz einer relativ hohen 
inhaltlichen und ablaufbezogenen Strukturierung ist das Ergebnis aus Sicht der 
Beteiligten a priori vollkommen „unkalkulierbar“. Diese unsichere Ausgangslage 
drückt sich u. a. darin aus, dass die vorgesehene Einteilung in Gefährdungsbereiche 
im Verlauf mehrfach wechseln kann. Entsprechende „Ampelmodelle‘, die die Viel- 
falt an Handlungsoptionen gleichsam künstlich verringern, dienen - nicht nur im 
hier beschriebenen Kontext - als Instrument der (vordergründigen) Komplexitäts- 
bewältigung. Indes stellt der nicht eindeutige „Graubereich“ Jugendamtsvertretern 


286 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


zufolge eher das „tägliche Geschäft“ als die Ausnahme dar und im Fallverlauf müs- 
sen ggf. spontane Rejustierungen von Vorannahmen erfolgen.'” 

Auch in anderen Bereichen scheint angesichts fluktuierender Situationen im 
‚Alltagschaos‘ des Kinderschutzes viel Spontaneität gefragt: Eine im Sinne von 
„Passgenauigkeit“ zur strukturellen (Fall- und Verlaufs-JUnsicherheit ‚passende‘ 
Arbeitsweise stellt also geradezu den ‚Königsweg‘ dar. So werden etwa die vor- 
gesehenen Zeittaktungen im Hilfeplan (3, 6 Monate usw.) und eingangs verfügte 
Stundenvolumina in der Praxis oftmals „spontan“ angepasst, wenn sich Bedarfe im 
Zeitverlauf entsprechend verändern, wie eine Trägermitarbeiterin erläutert: 


Das ist relativ spontan, also weil in diesen Fällen, [...] da ist der Austausch mit dem 
ASD bestenfalls - es kommt natürlich auch da immer auf die Sachbearbeiter an - sehr 
eng und sehr gut. Also dass man auch ganz schnell mal Stunden hochfahren, also in 
solchen Fällen dann auch sagen kann: Mensch, irgendwie, wir müssen da auch am 
Wochenende gucken, ne. Dann werden die Stunden mal flexibel hochgefahren. Da 
ist der Austausch in der Regel, wenn es gut läuft, richtig eng. Und da, eine Verfügung 
für 6 Monate, die ist zwar erst mal für 6 Monate, aber das heißt nichts. Also so, inner- 
halb dieses Zeitraumes werden dann häufig doch die Stunden, wird die Stundenzahl 
geändert, relativ spontan. (Ltg FT1; 129-130) 


Vorab vereinbarte Stundenkontingente und Verfügungszeiträume können also - 
zumindest „wenn es gut läuft“ - laut dieser Darstellung jederzeit „spontan“ und 
„flexibel“ geändert werden, sofern es in der jeweiligen Situation sachgerecht er- 
scheint. Zwar ist ursprünglich ein fester Zeitrahmen festgelegt - „aber das heißt 
nichts“. Gleichzeitig wird hier noch auf eine andere Form von Kontingenz ver- 
wiesen: Angesprochen werden individuelle Unterschiede zwischen einzelnen Ko- 
operationspartnern (vgl. Abschn. 4.2.3), die den Interventionsprozess potenziell 
nachhaltig beeinflussen können. Eine starke Heterogenität der Arbeitsweisen und 
„Mentalitäten“ (auf Organisations- und Individualebene) wird - nicht nur bezogen 
auf das Jugendamt - auch von anderen Akteuren häufiger thematisiert. Trotz der 
allgemeinen Fülle formaler Vorgaben scheinen also in der Praxis durchaus Spiel- 
räume für individuelle Deutungen und - ggf. situativ ‚erzwungene‘ - Abweichun- 
gen von der Regel zu bestehen (vgl. dazu den folgenden Punkt b). 

Gerade Jugendamtsmitarbeiter sind im Alltag mit der Situation konfrontiert, 
dass neben laufenden Aufgaben regelmäßig akute Notfälle und Krisen (in unter- 
schiedlicher Häufung) auflaufen, die ebenfalls spontane Reaktionen erfordern. 





133 Insgesamt betrachtet bewegt sich die kollektive Entscheidungsfindung somit stets am 
Rande der „organisierten Anarchie“ (Cohen et al. 1972, vgl. Wolff 2010): Gemäß einer „gar- 
bage can“-Logik ist die Art der vorhandenen Teilnehmer, Probleme und Lösungen - der un- 
beständigen ‚Natur des Falls angemessen — ausgesprochen variabel (dazu unten mehr). 
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Folgende Interviewpassage einer ASD-Mitarbeiterin verdeutlicht dies am Beispiel 
von Hausbesuchen, die (im entsprechenden Setting) laut Vorgabe stets mit zwei 
Mitarbeitern durchzuführen sind: 


Also, es gibt immer Kollegen, die spontan bereit..., nein andersrum: Wenn ich hier 
eine Meldung über eine akute Kindeswohlgefährdung bekomme, dann hat das abso- 
luten Vorrang. Dann bleiben andere Sachen liegen. Und ein Kollege muss sich bereit 
finden, mit mir eine Beratung zu machen und auch einen Hausbesuch. Das ist ja, ist 
ja sonst unvorstellbar, geht gar nicht. Also wenn akute Gefährdung droht, müssen wir 
los. Egal, was hier los ist. Auch aus dem, vielleicht aus einem Hilfeplangespräch. Egal, 
das ist wichtiger, das müssen wir machen. [Schwierig] ist es nicht, weil wir haben 
durch das Eingangs- und Fallmanagement, das ist ja auch in der Fachanweisung [...] 
festgelegt worden, und auch verbindlich [...] [Stadtweit] wird das ganz unterschied- 
lich gestaltet, wir haben jeden Tag wechselnde Belegschaften [...] Und wenn bei mir 
hier ein Fall rein kommt, neu, dann muss ich da erst mal mit los. Und ich nehme 
dann den dritten Menschen, der mit mir hier den [...] Notdienst macht, mit. Ich bin 
die erste, der dritte kommt mit und der zweite rückt auf an erste Stelle, damit der das 
Telefon bedienen kann. (MA ASD13; 191-194) 


Zwar verweist die Befragte hier auf „verbindlich festgelegte“ - wenn auch „unter- 
schiedlich gestaltete“ - Arrangements, die den Umgang mit Notfällen aus ihrer 
Sicht erleichtern. Jedoch deuten einige ihrer Formulierungen („Dann bleiben an- 
dere Sachen liegen‘, „Egal, was hier los ist‘, „Ein Kollege muss sich [spontan] bereit 
finden“) auf einen erheblichen Koordinationsaufwand im Alltag des Jugendamts 
hin.'** Trotz (rotierender) Notdienstarrangements müssen etwaige Engpässe und 
Abweichungen vom Plan letztlich immer fallweise bewältigt werden, wobei vorab 
terminierte Aktivitäten (etwa Hilfeplangespräche) ggf. unterbrochen werden müs- 
sen. Von ähnlichen Unregelmäßigkeiten in der „regulären Arbeit“ wird im ASD 
eines anderen Settings berichtet, wo eine anhaltend hohe (Fall-)Belastung aus Sicht 
der Belegschaft regelmäßig für ‚Chaos’ sorgt: 


Ich habe halt auch ein Gebiet, wo, wo einfach sehr viel Kinderschutz ist [...] und bei 
so einer hohen Belastung hat man schon Angst, dass einem einfach irgendwas durch- 
rutscht. [...] also das ist einfach eine sehr, sehr große Belastung; und man kommt ein- 
fach mit der regulären Arbeit auch nicht hinter her. Also bei mir, ich habe irgendwann 
aufgehört, diese Bögen zum fünften Mal auszufüllen, bzw. muss man auch noch viel 
Kostenübernahme und Ähnliches machen, für laufende Hilfen. Man muss Hilfekon- 
ferenzen halten [...] - diese klassische Arbeit. Was jetzt nicht akut ist, wo auch nichts 
passiert, einfach wenn es mal um eine Woche verschoben wird, was aber trotzdem 


134 So berichtet auch eine ASD-Mitarbeiterin aus einem anderen Setting, dass im Alltag oft 
„abrupte“ Entwicklungen über sie hereinbrächen, welche es ihr unmöglich machten, einen 
„Tagesplan“ umzusetzen. 
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einfach irgendwann dran ist, [...] dazu kommt man immer weniger und dadurch lei- 
det letztendlich auch die Qualität der Arbeit. [...] Die [Leistungserbringer] kriegen 
unter Umständen das Geld nicht, wenn die Kostenübernahme nicht rechtzeitig da ist. 
Und bei einer klassischen Familienhilfe kann das schon auch mal passieren [...] also 
wir gucken schon, dass wir das verb-, vermeiden und dass wir dann zumindest sagen: 
Ok, wir überbrücken irgendwie und macht erst mal weiter. Aber das macht natürlich 
auch Druck, ne, also das übt auf einen selber auch Druck aus. Man hat manchmal 
so das Gefühl, man verliert den Überblick, [...] wenn so viel auf einmal kommt und 
dann hat man natürlich immer den Druck und das ist das, was man dann auch, Tat- 
sache, mit nach Hause nimmt: Habe ich jetzt alles gemacht? [...] Kann ich mir das 
eigentlich jetzt erlauben, krank zu werden? Ne, das ist, das darf nicht sein so was. (MA 
ASD12; 94-113) 


Laut dieser Darstellung gibt es massive Überlastungssituationen, die neben emotio- 
nalen Folgen für die einzelnen Mitarbeiter („Angst, dass einem einfach irgendwas 
durchrutscht“) auch Auswirkungen auf die „klassische Arbeit“ und deren „Quali- 
tät“ nach sich ziehen.'”° Zeitmanagement wird hier zum kritischen Faktor schlecht- 
hin: Während bestimmte Dokumentationsvorgaben schlichtweg nicht mehr be- 
folgt werden (können)'?‘, müssen weniger „akute“ Aufgaben verschoben werden, 
was z. B. dazu führt, dass Maßnahmenträger auf ihre Vergütungen warten müssen. 
Während (wie im weiteren Kontext erläutert wird) stationär untergebrachte Kinder 
in solchen Fällen nicht einfach ‚vor die Tür gesetzt‘ werden, kann es bei ambulanten 
Hilfen durchaus zu Unterbrechungen kommen („dann sind die erstmal raus“), die 
man dann wieder „irgendwie überbrücken“ muss. Diese Situation wird als perma- 
nenter „Druck“ erfahren, der potenziell in hohen Selbstzumutungen (z. B. Arbeit 
trotz Krankheit) resultiert. Hier scheint auch eine Rolle zu spielen, dass Vertre- 
tungsregelungen nicht immer weiterhelfen, so dass sich laufend neue „Berge“ an 
Aufgaben anhäufen, wie im weiteren Verlauf des Interviews näher erläutert wird. 
Arbeitsroutinen werden immer wieder durch akute Erfordernisse (z. B. dringliche 
Kostenübernahmen) durchbrochen, die dann gleichsam „aus dem Stapel gefischt“ 
werden müssen, jedoch aufgrund der vorgegebenen Abläufe („das geht bei uns 
über mehrere Tische“) auch nicht „schnell“ mal nebenbei erledigt werden können. 
Individuelle Überlastungen führen stellenweise auch zu einem Wechsel der Fallzu- 





135 Ähnliche Spontan-Beanspruchungen und ein daraus folgendes „Jonglieren mit Zeit“ wird 
z.B. auch von Hebammen problematisiert („Man kann sich nicht zerteilen“). Ein allgemeiner 
Zeitdruck mit daraus folgendem Koordinationsaufwand ist (aufgrund häufiger Eilverfahren) 
tendenziell auch für Familienrichter sowie Gerichtsgutachter ein Thema, die etwa berichten, 
man müsse im Ernstfall „alles stehen und liegen lassen“. Gewisse Erfordernisse der ‚Sponta- 
neität‘ zeigen sich also auch im Umfeld von Gerichtsverfahren. 

136 Ablesbar an der Äußerung „Ich habe irgendwann aufgehört, diese Bögen zum fünften Mal 
auszufüllen“ (vgl. dazu Punkt b). 
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ständigkeit innerhalb des Jugendamts, was wiederum Informationsverluste sowie 
‚Brüche‘ in der Beziehung zu den Adressaten bedeuten kann. Zudem wird deutlich, 
dass ein großer Teil der Aufgabenbewältigung in den Ämtern nicht auf die konkre- 
te Fallarbeit, sondern gleichsam auf die ‚Beschäftigung mit sich selbst‘ entfällt (wie 
auch Kooperationspartner häufiger bemerken). Es gibt also ein hohes Potenzial für 
chaotische Situationen, wie auch eine Jugendamtsleitung (wiederum aus einem an- 
deren Setting) andeutet: 


Das ist natürlich sowieso das Besondere im sozialen Bereich [...], dass sich halt hier 
zum Teil innerhalb von ganz kurzer Zeit dramatische Entwicklungen abspielen, auf 
die man sofort reagieren muss, ne? Das ist das Eine. Das Zweite ist aber natürlich 
auch, dass wenn Sie in einer Kommune arbeiten, dass a) die Anforderungen von, 
ja, ich sage jetzt mal, nicht nur vom eigentlichen Klientel, also den Familien, den 
Jugendlichen, den Kindern relativ spontan ist, sondern eben auch von einem Batzen 
an sonstigem Umfeld. Insbesondere von der Kommunalpolitik natürlich, ja. Unsere 
Bürgermeister, die in der Frühe anrufen und mittags eine Antwort haben wollen auf 
ihre komplexen Dinge, z. B. ‚Sollen sie jetzt eine neue Kinderkrippe bauen - ja oder 
nein?‘ aber auch, was weiß ich, Petitionen die vom Landtag kommen, jetzt z. B. ein 
Anruf gerade wieder, Drogenhilfe [...], der Bezirk möchte ihnen die Mittel kürzen, 
ich möchte doch bitte gleich intervenieren. Also, das ist einfach hier, wenn Sie hier 
am kommunalen Bereich, relativ weit an der Basis angesiedelt sind, dann liegt es an 
der Natur der Sache, dass Sie, wenn Sie es richtig verstehen, hier nichts liegen bleibt 
wochenlang, was die Verwaltung mir ja immer unterstellt, sondern Sie haben halt 
ständig Anforderungen und man muss halt schauen, dass man mit diesen Anforde- 
rungen in Teilen klarkommt, ja? Und [...] klar, ganz verschiedene [...] Aufgaben. (Ltg 
ASD11; 46-51) 


Aufgrund der Spezifik des Aufgabenfelds Kinderschutz - wo sich „innerhalb von 
ganz kurzer Zeit dramatische Entwicklungen abspielen“ - wird hier einmal mehr 
das Erfordernis „sofortiger“, „relativ spontaner“ Reaktionen angesprochen. Dies 
betrifft nicht nur die Arbeit mit den Familien, sondern auch einem „Batzen an 
sonstigem Umfeld“, welches aus Sicht der Befragten ebenfalls umgehende Ant- 
worten auf „komplexe“ Fragen erwartet. Mit der Anforderung, dass „nichts liegen 
bleibt‘; kommt man indes nur „in Teilen klar“. In der Folge berichtet sie von einer 
großen Aufgabenvielfalt: Kooperation mit „sehr vielen Netzwerkpartnern‘, Arbeit 
in „politischen Gremien“ (deren „Klaviatur“ man „ständig im Auge behalten“ müs- 
se), repräsentativen Aufgaben, u. v. m. Die Notwendigkeit des spontanen ‚Umschal- 
tens‘ zwischen diesen Bereichen wird ebenfalls implizit als Problem gedeutet. 
Kurzum: Im Alltag des Kinderschutzes gibt es einerseits viele Formalitäten und 
andererseits permanente Anforderungen an Spontaneität. Rasch wechselnde Hand- 
lungssituationen, bei deren Bewältigung oft nur Bauchgefühl weiterhilft, bringen 
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die Organisationen oft an den Rand des ‚Chaos. Das subjektive Jonglieren mit Fäl- 
len und Ereignissen wird dann zum entscheidenden Moment - wobei gleichzeitig 
jedwede Spontaneität unter Kostenvorbehalt steht und in ein vielschichtiges Kont- 
rollregime eingebunden ist. Patentrezepte stehen formal stets auf der Agenda, aber 
das Prinzip der Passgenauigkeit kann (und muss) im Organisationsalltag immer 
wieder in Anspruch genommen werden. 


b) „Man sucht sich das raus, was man braucht“: Regelorientierung zwischen 
Dienst nach Vorschrift und organisiertem Eigensinn Wie bereits geschildert, hat 
esim deutschen Kinderschutzsystem in den letzten Jahren einen markanten Anstieg 
formaler Vorgaben gegeben. Jedoch scheinen sich - wie oben dargestellt - Pass- 
genauigkeit und Patentrezepte im Alltag des Kinderschutzes nur bedingt zu ver- 
tragen. Die Problemdeutungen der betroffenen Akteure sprechen für sich: Einige 
verweisen kritisch auf eine wahre „Flut“ von Neuregelungen - wobei sie bekunden, 
dabei „nicht mehr mit zu kommen“ und die Gefahr sehen, dass der ASD dadurch 
„lahmgelegt“ würde. In jedem Fall erfordert die Umsetzung formaler Vorgaben 
(wie etwa eine lückenlose Prozessdokumentation) Zeit und Organisationsaufwand. 
Insofern wird sie nicht selten als Belastung erfahren und erzwingt potenziell Abwei- 
chungen von Regeln - also Strategien der Selektion bzw. Reduktion.'?7 

In diesem Zusammenhang ist der Eigensinn der am Kinderschutz beteiligten 
Instanzen und Akteure sehr einflussreich. Er bestimmt, wie zwischen bestehenden 
Optionen selektiert wird. Dabei avancieren Festlegungen bzw. Kodierungen auf der 
Organisationsebene (z. B. als Trägerphilosophie) potenziell zu einem besonderen 
Moment der Selektionsprozesse - und damit zu einer intervenierenden Variable 
sui generis. Mit solchen Festlegungen müssen bestehende institutionelle Vorgaben 
irgendwie in Einklang gebracht werden. Diese werden dann in mehr oder weni- 
ger modifizierter Form in die Organisationsphilosophie inkorporiert - oder eben 
auch nicht. Jedoch gelten formalisierte Vorgaben nicht ausschließlich als ‚Ballast; 
sondern werden zuweilen - jenseits von unmittelbaren Kinderschutzzwecken - 
auch affirmativ als Quelle von ‚Legitimität‘ oder willkommene „Absicherung“ (vor 
allem: gegenüber möglichen Vorwürfen im Nachhinein), also als Entlastung ge- 
deutet.!?® Dienst nach Vorschrift erscheint dann als Patentlösung im Hinblick auf 
Legitimierungszwänge. 





137 So z. B. schon bei der Umsetzung des verbreiteten ‚Mehr-Augen-Prinzips‘ oder forma- 
len Hausbesuchsregelungen, die potenziell hohe Flexibilitätsanforderungen mit sich brin- 
gen (s. 0.). Entsprechend gilt gerade Dokumentation - als typisches Standardisierungs- und 
Kontrollinstrument - verbreitet als „dirty work“ (s. auch Ackermann 2012: 129f; vgl. Hughes 
1962). 


138 Vo]. Ackermann 2012: 130ff. 
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Erneut zeigt sich in der Praxis des organisierten Kinderschutzes - hier im Hin- 
blick auf die Regelorientierung der Akteure - ein facettenreiches Spannungsfeld. 
Die Leitungskraft eines Jugendamts, die sich mit einer in ihrem Heimatsetting neu 
eingeführten Software für den ASD auseinandersetzt, erläutert dies an einem sym- 
ptomatischen Beispiel: 


Da kann man sich superschnell durchklicken und das ist also viel so, standardisiert 
[...] aber nicht tatsächlich im Sinne, dass da Wert gelegt wird auf differenzierte, 
plausible [...] Planungen und vertieftes Fallverständnis, das dokumentiert man da 
eigentlich eher nicht. Und es ist natürlich jetzt so meine Frage: Aha, und wo wird es 
jetzt dokumentiert? Und im Rahmen der Hilfeplanung ist eben auch, da werden eben 
im Rahmen der Servicepläne Ziele angeklickt, ne, damit dann eben auch die richtige 
Maßnahme da hinten sozusagen bei rausploppt und das widerspricht natürlich völlig 
smarten Hilfezielen [...] dass tatsächlich auch die Familie das Ziel mit formuliert, 
dass man eher gerade Formulierungen der Familie aufnimmt, und das sind halt keine 
Standards, sondern das sind hochindividuelle Fragestellungen, ne, das Zauberwort 
‚„Passgenaue Hilfen. [...] Aber diese Standardisierung [...] ist quasi ein Gegenprozess. 
[Es gibt einen] Widerspruch [...] zwischen Beziehungsarbeit und Dokumentation, 
der, ne, es gibt ja verschiedenste Widersprüche, mit denen der ASD konfrontiert ist, 
ne, also mit dem Widerspruch Hilfe und Kontrolle, aber eben auch mit dem Wider- 
spruch, ne also, Schreibtischarbeit versus Arbeit mit der Familie, und dass natürlich, 
dass es ja schon wichtig ist, auch Dokumentation zu betreiben und zwar nicht nur zur 
eigenen Absicherung, sondern auch zur Reflexion von einem Fallgeschehen. [...] Und 
wenn das einfach auf einem flachen Niveau gefordert wird von einem System, dann 
wird man sehr viel steuern müssen, damit das fachlich noch anders gemacht wird. 
(Ltg ASD5; 22) 


Aus Sicht der Befragten dient das System also vor allem einer schematischen Ab- 
arbeitung von Fällen (man kann sich „superschnell durchklicken“) sowie nicht zu- 
letzt der „eigenen Absicherung“ - im Sinne der o. g. Legitimationszwänge. Fachli- 
che Aspekte („vertieftes Fallverständnis“, „smarte Hilfeziele‘, „passgenaue Hilfen“) 
kämen im Rahmen einer solchen Dokumentation auf „flachem Niveau“ - ohne 
die erforderliche „Reflexion von einem Fallgeschehen“ - dagegen eher zu kurz. Sie 
beschreibt den Ablauf als standardisierten Automatismus (bei dem am Ende ein 
Ergebnis „rausploppt“), der den „hochindividuellen Fragestellungen“ der Hilfepla- 
nung nicht gerecht wird. Im Zuge dieses „Gegenprozesses“ zur fachlichen Arbeit 
im ASD verlagere sich der Schwerpunkt von „Beziehungsarbeit“ zu „Schreibtisch- 
arbeit“ (s. 0.). Das EDV-Programm reduziert gewissermaßen die Komplexität des 
Interventionsgegenstands, der man jedoch - aus der hier vertretenen fachlichen 
Perspektive - im Kinderschutz gerade Beachtung schenken muss. Die Maßnahme 
erscheint somit als latente Bedrohung der Fachlichkeit vor Ort, so dass man, um 
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sich gegenüber Standardisierungstendenzen zu verteidigen, „sehr viel steuern“ 
müsse.1? 

Der Trade-off zwischen „Beziehungs-“ und „Schreibtischarbeit“ ist in unseren 
Interviews ein verbreitetes Motiv. Eine ASD-Mitarbeiterin verweist auf eine weitere 
Dimension dieses Konflikts: 


Mittlerweile hat meine Arbeit, würde ich mal sagen, bestimmt 60, wenn nicht 70% 
Verwaltungsanteil. Ich muss, warum soll ich eigentlich Sozialpädagogik studieren? 
Ich muss eigentlich unheimlich gut mit dem Computer, und tippen, und so. Das muss 
ich eigentlich hauptsächlich können. [...] Aus meiner Sicht müsste ich häufiger Haus- 
besuche machen können, ich müsste mehr an den Familien noch dran sein. Und ich 
glaube, da wird, das wird sich in den nächsten Jahren irgendwie zeigen, was will, was 
will der Staat, was wollen die? Also so, soll jetzt das Jugendamt wirklich nur so eine, 
ich mach mal einen Antrag, so wie das Sozialamt oder wie das Arbeitsamt, ne, also 
wo ich, dann sitze ich nur noch im Büro. Die Menschen kommen hierher und bean- 
tragen was und ich arbeite das irgendwie formell ab. Das wäre dann auch nicht mehr 
meine Arbeit. Also dann gehe ich hier spätestens, also das macht mir dann auch kei- 
nen Spaß mehr. Das, das nervt mich, dass ich da, dass ich das Gefühl habe, diese sehr 
interessante Tätigkeit, der, des ASDs, im Jugendamt, verkommt zu einer irgendwie 
Verwaltungsstelle. Also das könnte man natürlich anders gestalten, wir könnten hier 
ein gut eingerichtetes Geschäftszimmer haben, ne. Dann, also viele meiner Tätigkei- 
ten könnte jemand machen, der Verwaltungs-, wie heißt das, gelernt hat. [...] Und 
ich möchte aber eigentlich inhaltlich, möchte Beratung anbieten, ich möchte mit den 
Leuten arbeiten. (MA ASD2; 255) 


Die Befragte verleiht hier dem Bedauern darüber Ausdruck, dass sich das ihr zu- 
gedachte Aufgabengebiet in den letzten Jahren stark gewandelt habe - hin zu rei- 
ner Verwaltung und weg von der Arbeit mit Adressaten. Für solche Tätigkeiten 
bräuchte man allerdings keine sozialpädagogische Qualifikation - es scheint hier, 
als fühle sich die Befragte latent in ihrem professionellen ‚Stolz‘ gekränkt. Ihre eige- 
ne Berufsrolle verortet sie gerade nicht im Kontext einer „formellen Abarbeitung“ 
von Anträgen, sondern in der „inhaltlichen“ Arbeit „mit den Leuten“. Die Formu- 
lierung, dass sie „häufiger Hausbesuche“ machen und „mehr an den Familien noch 
dran sein“ müsse, legt nahe, dass hier nicht nur persönliche Präferenzen („Spaß“), 
sondern auch praktische Erfordernisse des Kinderschutzes eine Rolle spielen. Mit 
den (neuen) Ansprüchen des „Staates“ an das Jugendamt kann sie sich offensicht- 





139 Mit der Einführung des neuen Systems sind offenbar auch weitergehende Ängste ver- 
bunden: So wurde z. B. angemerkt, dass es implizit Präferenzen hinsichtlich der Maßnah- 
menauswahl transportiere, durch erweiterte Möglichkeiten des internen Controllings (auch 
in Sachen Kosteneffizienz) mehr Kontrolle von oben ermögliche und somit potenziell die 
operative Beweglichkeit der Fachkräfte einschränke. 
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lich nicht (mehr) identifizieren und zieht daher sogar einen Arbeitsplatzwechsel in 
Betracht.!* 

Es zeigt sich hier ein hoher Stellenwert intrinsischer Arbeitsmotivation - also 
ein Eigensinn, der kontrollierender Formalisierung entgegensteht. Solche auf das 
professionelle Selbstverständnis bezogenen Konflikte zeigen sich auch in anderen 
Settings und hängen auch dort eng mit der Wahrnehmung zusammen, dass sich der 
ASD verstärkt aus der Arbeit mit Klienten zurückziehe und stattdessen lediglich 
Koordinationsaufgaben übernehme. Der Fokus auf „Absicherung“, „Standards“ 
und „DIN-Normen“ zerstöre letztlich systematisch die intrinsische „Leidenschaft“ 
für Beziehungsarbeit und gehe langfristig zulasten der „dialogischen Kompetenz“ 
(im Umgang mit Familien und Kooperationspartnern).'*! Letztlich weiß man sich 
im Alltag nur durch Abweichungen von Regeln zu helfen. Um überhaupt noch Zeit 
für die Familien zu haben, müssten, so wird berichtet, Dienstanweisungen trotz 
Angst vor Abmahnungen unweigerlich gebrochen werden. 

Hier zeigen sich Selektionsprozesse, die schon vor dem Hintergrund der schie- 
ren Fülle neuer Vorgaben an Gewicht zu gewinnen scheinen. Manche Gesetzes- 
novellen bedeuten aus Sicht der Akteure in erster Linie „mehr Arbeit“ und „noch 
mehr Papier“. Ein ASD-Leiter führt aus, eigentlich bräuchten die Mitarbeiter einen 
Tag pro Woche allein dafür, sich durch das Lesen neuer Regularien auf dem Lau- 
fenden zu halten. Er fährt fort: 


Ich glaube, man müsste erstmal aufhören, so einen permanenten Veränderungspro- 
zess da rein zu bringen [...] das was wir jetzt gerade neu gemacht haben, das muss 
sich jetzt auch erstmal etablieren, muss sich erstmal unter Beweis stellen. Und dann 
kann man irgendwann nach 5 Jahren oder nach 10 Jahren mal gucken, ne, was davon 
noch brauchbar und was ist davon nicht brauchbar. Also dieser permanente Wechsel, 
jetzt ist gerade irgendwas neu, dann ist es eigentlich schon wieder draußen. [...] so 
das Gefühl, wie: Naja, ne, wenn da was Neues kommt, naja, lass doch kommen, das 
ist doch nächstes Jahr sowieso schon wieder weg. [...] die Motivation, sich damit, mit 
was Neuem noch groß auseinander zu setzen, die glaube ich, nimmt bei den Kollegen 
ab. Weil einfach die Flut zu groß wird, weil das ist ja nicht nur im Jugendamt so, das ist 
ja in allen Bereichen. [...] Es gibt eine Überflutung. Also wenn, wenn die Halbwert- 
zahlen von, von Neuerungen, sage ich mal, die, die Zeit der Entwicklung unterschrei- 
tet, so, dann macht es keinen Sinn. Ne, dann muss man sich schon die Frage stellen 
lassen: Welchen Sinn macht diese Neuerung? (Ltg ASD10; 172-176) 





140 Einige haben - wie uns berichtet wurde - dieses Vorhaben im Anschluss an verschiedene 
politische Umsteuerungsmaßnahmen bereits wahr gemacht. 

41 Wahrnehmungen von außen gehen in eine ähnliche Richtung: So schildert eine Psychiate- 
rin im Interview ihren Eindruck, das Jugendamt sehe die Kinder generell nur kurz und agiere 
v.a. vor dem Hintergrund von „Schreibtischwissen“. 
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Aus seiner Sicht stellt also allein die Frequenz der Neuregelungen einen kritischen 
Faktor dar. Er spricht von einem „permanenten Veränderungsprozess“ und einer 
„Überflutung‘; was es letztlich gar nicht erlaube, die Wirksamkeit von Regelungen 
überhaupt bewerten zu können, bevor diese ad acta gelegt und wiederum durch 
andere ersetzt würden. Dies schmälere die „Motivation“ der Mitarbeiter, sich über- 
haupt inhaltlich mit den Neuerungen zu beschäftigen und dränge diese quasi in 
eine eher passive, abwartende Haltung. 

Eine von uns befragte Behördenmitarbeiterin bestätigt diesen Eindruck: Ange- 
sichts der permanenten Vorgabenflut sei so langsam schlicht „die Luft raus“. Die 
operative Leitungsebene leiste „immer mehr Widerstand“ und gebe öfters das Si- 
gnal: „Macht mal langsam“. Sie wertet die Situation letztlich als „Zumutung“ und 
„Überforderung“ der Dienste und Träger, zumal das Tagesgeschäft ja parallel kei- 
neswegs stillstehe.!*? Somit sei mittlerweile ein Punkt im Veränderungsprozess er- 
reicht, an dem man gezielt für „Entschleunigung“ sorgen müsse. 

In anderen Settings thematisieren Jugendamtsmitarbeiter die Belastung durch 
Formalitäten dagegen eher mit Blick auf die statischen Momente des Behördenall- 
tags: 


Dieses Jugendamt ist genauso phlegmatisch wie alle anderen Jugendämter. Und es 
ist eine Behörde und die ist einfach starr und wenig veränderbar [...] dann schei- 
tert das aber immer wieder daran, dass also auch [die Leitung] dann teilweise gegen 
Windmühlen anläuft, ne, also das ist dann: Nö, das wollen wir nicht, und das war 
schon immer so und wir machen das jetzt so - und dann ist es eben, ist das klas- 
sische Behörde, ist ein Hierarchiebetrieb, es gibt einen Jugendamtsleiter, und wenn 
der Jugendamtsleiter sagt, wir machen das so, dann machen wir das so. [...] das ist 
eben eine politische Entscheidung auch, ne, und auf die haben wir auch keinen Ein- 
fluss, also das ist einfach, ich glaube, man wird schon irgendwie, wenn man lange im 
Amt gearbeitet hat, so ein bisschen resigniert und denkt so: Ja mein Gott, wir können 
es eh nicht ändern, ne. [...] Und ich kenne das auch von großen Betrieben, so Ver- 
sicherungsunternehmen oder so, da ist das ähnlich; in dem Moment, wo es einen 
großen Verwaltungsapparat gibt, gibt es einfach auch enorm viele Vorschriften [...] 
dann gibt es eine Arbeitsanweisung, wann wir wo welche Steckdose benutzen dürfen. 
(MA ASD12; 287-297) 


Hier wird der Behördencharakter des Jugendamts - gleichsam als ‚stahlhartes Ge- 
häuse der Hörigkeit‘ (im Sinne von Max Weber) - als sehr markant erlebt und mit 
den Vokabeln „phlegmatisch‘; „starr“ und „wenig veränderbar“ beschrieben. Indes 





42 Damit verbundene Befürchtungen manifestieren sich in folgender Äußerung: „Man kann 
einen Dienst wirklich irgendwie an allen Ecken und Enden sozusagen, was die Arbeit betrifft, 
anfassen gleichzeitig, und einmal durchwirbeln, und der soll aber parallel noch einfach seine 
Arbeit leisten, so. Das ist schon eine große Herausforderung.“ 


4.2 Kinderschutz paradox 295 


wird auch im hiesigen Kontext die „enorme“ Anzahl an Vorschriften - wie die Be- 
merkung zum Thema „Steckdose“ zeigt - geradezu als Absurdität wahrgenommen. 
Jeder Versuch, überkommene Strukturen zu hinterfragen, stelle sich im „Hierar- 
chiebetrieb“ Jugendamt letztlich als Kampf „gegen Windmühlen“ dar. Bei den Mit- 
arbeitern löst dies (auf lange Sicht) offenbar ein hohes Maß an „Resignation“ aus 
(„Ja mein Gott, für können es eh nicht ändern, ne“). 

Ein ASD-Leiter aus einem anderen Setting betont - indem er die Entwicklung 
der letzten Jahre nachzeichnet - wiederum eher die Dynamik der Regelwerke und 
deren Auswirkungen auf der Organisationsebene: 


[...] ist diese Schutzwelle voll ins Jugendamt gebrettert, hat dann ganze neue Struk- 
turen, ganz neue Arbeitsabläufe bedeutet, man ist wohl jetzt immer noch, man hat es 
nicht geschafft, diese unsägliche Kombination zwischen Hilfe und Kontrolle aufzu- 
lösen, sondern das so was von vermischt, [...], hat sich eine für mich Hysterie ausge- 
breitet, so nach dem Motto ‚Endlich sagt man mal den Akteuren, was verantwortliches 
Handeln ist‘ [...] diese Kinderschutzvorschriften hat man früher in sich getragen. 
Und konnte da dann wesentlich flexibler agieren, heutzutage wird das immer noch 
mehr reglementiert [...] Heutzutage steckt hinter jeder Meldung im Prinzip die Ver- 
pflichtung, das auf ganz großer Flamme hoch zu kochen und abzuarbeiten und an 
der Stelle hoffe ich, dass wir weiterhin den Hilfegedanken noch pflegen können und 
ein bisschen ketzerisch sage, dass Tendenzen bestehen, dass Selbstschutz vor Kinder- 
schutz gilt. (MA ASD3; 25) 


Ausgangspunkt der Darstellung ist eine auf das Jugendamt einrollende „Schutzwel- 
le‘, die offenbar für reichlich Unruhe - wenn nicht für „Hysterie“ - sorgte und aus 
Sicht des Befragten die „unsägliche Kombination“ von Hilfe und Kontrolle noch 
weiter „vermischte“ (vgl. dazu Punkt c). Habe man Kinderschutzvorschriften frü- 
her „in sich getragen“ und so „flexibler agieren“ können, gehe der Trend im Zuge 
anhaltender „Reglementierung“ eher zum verbindlichen „Abarbeiten“ von Fällen. 
Der „Hilfegedanke“ drohe dabei auf der Strecke zu bleiben - vielmehr bestehe die 
Neigung, „Selbstschutz vor Kinderschutz“ zu betreiben. Einmal mehr wird also eine 
überzogene Orientierung an bürokratisch-formalen Verfahrensabläufen gleichsam 
als Widerspruch zur ‚inhaltlichen‘ Arbeit gedeutet und zugleich das Motiv der Ab- 
sicherung ins Spiel gebracht. 

Unabhängig davon, ob eher statische oder dynamische Aspekte der Regulierung 
in den Vordergrund gestellt werden, kristallisieren sich aus den bis hierher referier- 
ten Problemdeutungen zwei unterschiedliche Muster des Umgangs mit Spannun- 
gen heraus, zwischen denen sich die Akteure (hin und her) bewegen. 

Zum einen provozieren neue institutionelle Regulierungen in Organisationen 
gewissermaßen opportunistische Strategien, die man mit der Metapher ‚Dienst 
nach Vorschrift‘ überschreiben könnte und die den Einfluss eines Denkens in Pa- 
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tentlösungen widerspiegeln. Darauf verweist vor allem die mehrfache Betonung 
der (zunehmenden) Relevanz eigener „Absicherung“ - wenn nicht gar von „Selbst- 
schutz vor Kinderschutz“. Gerade in jenen Settings, in denen in der jüngeren Ver- 
gangenheit dramatische Todesfälle von Kindern vorgekommen sind, zeigen sich 
relativ starke Steuerungsansprüche von Politik und Fachbehörden, was sich in de- 
taillierten Regelungen mit hoher Verbindlichkeit niederschlägt. Ein von uns be- 
fragter Akteur mit Steuerungsverantwortung stellt die daraus folgende Entwick- 
lung wie folgt dar: Habe in der Vergangenheit jeder das gemacht, „was er selber für 
richtig hält“, so hätte nach besagten Skandalfällen einer „Einmischung“ in organi- 
satorische Abläufe nichts mehr im Wege gestanden; nunmehr füge man sich bei 
diesem „heiklen“ Thema lieber der Fachbehörde. Stringente Vorgaben werden so 
gleichsam als Erleichterung bzw. Entlastung für die operative Ebene gedeutet - eine 
Sichtweise, die von manchen Vertretern dieser Ebene durchaus geteilt wird. Zu- 
dem wird - unabhängig von der Hierarchieebene - die Nutzung standardisierter 
Kinderschutzbögen insofern für hilfreich gehalten, als diese den Mitarbeitern eine 
gewisse „Orientierung“ und „Sicherheit“ gäben und pragmatisch dazu beitrügen, 
subjektive Einschätzungen gegenüber Klienten zu legitimieren (vgl. Punkt c). Da- 
bei attestiert man im Hinblick auf die generelle ‚Compliance‘ der Mitarbeiter ins- 
besondere Berufsanfängern und jüngeren Mitarbeitern eine geradezu ‚sklavische‘ 
Regelorientierung (im Rahmen des Möglichen). Auch diese selbst bekunden, dass 
feste Schemata angesichts bestehender Unsicherheiten willkommenen ‚Halt‘ böten. 
Aus all diesen Gründen gilt die akribische Umsetzung externer Auflagen in vielen 
Ämtern als Standard. 

Zum anderen lösen formale Neuregelungen aber regelmäßig Unbehagen, wenn 
nicht gar Widerstände aus. Wie die oben aufgeführten Zitate illustrieren, kommen 
auf der Organisationsebene offenbar verschiedene Selektionsprozesse zum Tragen: 
So pflegt man z. B. einen cher ‚lässigen‘ Umgang mit Neuregelungen, wehrt sich 
gegen unliebsame neue ‚Rollenzuschnitte‘ oder bemüht sich um kreatives ‚(Nach-) 
Steuern vor Ort. Bestimmte, gleichsam ‚opportunistische‘ Formen kontrollieren- 
der Praxis werden (nicht zuletzt mit Blick auf die weitere Zusammenarbeit mit 
Adressaten) letztlich als kontraproduktiv eingestuft.'** Entsprechend besteht das 
Bemühen, „übervorsichtige“ Mitarbeiter durch informelle Einflussnahme oder im 
Rahmen kollegialer Beratung ein Stück weit zu „bremsen“. Generell sehen sich viele 
in Opposition zur „interventionistischen“ Grundhaltung höherer Hierarchieebe- 
nen - wobei man stets versuche, „fachlich noch das Beste daraus zu machen“. Dies 
erfolgt teilweise in offenen Aushandlungsprozessen mit vorgesetzten Instanzen: So 





143 Etwa wenn Mitarbeiter sich „in der Koordinatorenrolle bequem“ einrichten und - um 
nichts „falsch zu machen“ — besonders schnell dabei sind, als zusätzliche ‚Sicherheit‘ Famili- 
enhilfen zu installieren oder auch Inobhutnahmen einzuleiten. 
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ist etwa die Rede davon, dass bestimmte Initiativen „in dem Rahmen, wie es poli- 
tisch aushaltbar war, gut reduziert“ worden seien oder man sich erfolgreich „ge- 
wehrt“! habe. 

Doch auch das mehr oder weniger bewusste - und oft genug strukturell ‚er- 
zwungene‘ - Abweichen von Regeln gehört zum Handlungsrepertoire. So scheinen 
Vorgaben wie das Mehr-Augen-Prinzip oder verbindliche Hausbesuchsregelungen 
in der Praxis keineswegs ‚in Stein gemeißelt“ Es sind stets Situationen denkbar, in 
denen es - fachlich - erforderlich scheint, „gegen Regeln zu verstoßen“.!* Gerade 
im Umgang mit Formularen wie den Kinderschutzbögen scheinen - selbst dort, wo 
ihre Nutzung verbindlich vorgesehen ist - viele Akteure ein eher ‚lässiges‘, selekti- 
ves Verhalten an den Tag zu legen, indem sie etwa als „überflüssig“ wahrgenom- 
mene Fragen ausblenden oder sogar komplett auf den Einsatz verzichten. Insofern 
stellen solche Diagnosebögen für viele Praktiker - obwohl sie in bestimmten Situ- 
ationen als wichtiges fachliches Instrument der „Reflexion“ (oder der persönlichen 
„Absicherung“) gelten - eher ein Hilfsmittel dar, während die wesentlichen Ein- 
schätzungen und Entscheidungen „nach den Regeln der Kunst“ sowie in kollegialer 
Absprache getroffen werden. 

Gerade dort, wo die allgemeine Vorgabenflut unüberschaubar erscheint, be- 
stimmt organisierter Eigensinn den Umgang mit Regeln offenbar in beträchtlichem 
Maße. Folgende Interviewpassage aus einem lokalen ASD ist diesbezüglich inst- 
ruktiv: 


Unsere Grundlage ist im Prinzip das SGB VII. Und dann gibt es schon noch so 
diverse Arbeitsanweisungen [...] so Zuständigkeiten, die sich dann doch wieder vom 
SGB VII unterscheiden stellenweise. Also eigentlich gibt es so einen Ordner [zeigt 
mit den Händen eine Dicke von ca. 20 cm an] mit Arbeitsanweisungen, die sich aber 
jetzt nicht nur auf die inhaltliche Arbeit beziehen, sondern auch ganz viel, was in 
Behörden zu berücksich-, also Dinge einfach: ‚Wann darf ich den Stecker in die Steck- 
dose stecken?‘ [...] Es ist ja nicht so, dass ich mir den komplett durchgelesen hätte 
[...] Man sucht sich das raus, was man braucht und alles andere, pff [zuckt mit den 
Schultern]. (MA ASD12; 172-183) 





14 Diese Wortwahl deutet auf durchaus konfrontative Auseinandersetzungen hin. Zuweilen 
wird allerdings auch kritisch angemerkt, dass Mitarbeiter „an der Front“ bei Reformvorha- 
ben gerade nicht zu Rate gezogen würden. Den daraus entstandenen Regelungen merke man 
dann an, dass sie „am grünen Tisch“ entstanden seien und einfach „standardisiert drüber 
gegossen“ wurden, was die ‚Compliance‘ an der Basis verringere. 


45 Eine ASD-Mitarbeiterin verweist zudem auf die allgegenwärtige (theoretische) Möglich- 


keit, Kontrollmechanismen in der Praxis bewusst zu unterwandern: Zwar sei die Bereitschaft, 
Kinderschutzmeldungen unmittelbar nachzugehen infolge ihrer Nachvollziehbarkeit über 
Dokumentationssysteme gewachsen, doch könne man dem immer noch entgehen, indem 
man „Sachen vielleicht nicht aufnimmt“ und somit gar nicht aktenkundig werden lässt. 
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Verwiesen wird hier auf eine enorme Fülle von Arbeitsanweisungen und Zustän- 
digkeiten, die neben dem SGB VII existierten und sich teilweise - wie kritisch 
anklingt - „dann doch wieder“ von diesem unterschieden. Indes bezögen sich die 
Vorgaben nicht nur auf die „inhaltliche Arbeit“, sondern auch - wie die (mutmaß- 
lich ironische) Anmerkung „Wann darf ich den Stecker in die Steckdose stecken“ 
nahe legt - auf aus Sicht der Befragten überflüssige Bürokratie. Letztlich erscheint 
es unmöglich, den gesamten Vorgabenkatalog im Detail zu kennen („Es ist ja nicht 
so, dass ich mir den komplett durchgelesen hätte“). Ein selektives Vorgehen nach 
dem Muster „Man sucht sich das raus, was man braucht“ scheint hier letztlich Ab- 
hilfe zu schaffen und ein gewisses Maß an Orientierung zu ermöglichen.'*‘ 

Auch in Organisationen jenseits des Jugendamts wird ein gespaltenes Verhältnis 
zu externen Vorgaben deutlich und auch hier bewegen sich die Akteure zwischen 
den beiden Polen eines Diensts nach Vorschrift und selektiv-eigensinniger Ver- 
arbeitung: 

So findet sich unter Familienrichtern die Einschätzung, dass neben grundlegen- 
den Rechtskenntnissen der „gesunde Menschenverstand“ sowie ein in der Praxis 
erworbenes „Gespür“ ausreiche, um Entscheidungen zu treffen. Dienstältere Ver- 
treter beklagen allerdings, dass Regelungen immer komplizierter würden und es 
insbesondere für jüngere Kollegen kaum noch zu leisten sei, das komplexe Gebiet 
des Familienrechts zu beherrschen; in diesem Zusammenhang plädieren sie für 
kontinuierliche Fortbildungen (evtl. auch als Voraussetzung für das Richteramt). 
Auf formalisierte Kriterienkataloge wird dagegen bewusst nicht zurückgegriffen: 
Gefragt seien ja stets Entscheidungen „im Einzelfall“ und unter Wahrung der rich- 
terlichen „Unabhängigkeit“. Auch Ärzte bekunden, auf standardisierte Leitfäden 
oder Kriterienlisten eher sporadisch zurückzugreifen: Jeder nutze sie im Alltag „auf 
seine Art“, so eine Rechtsmedizinerin. Zur Orientierung werden dagegen eher su- 
pervisionsförmige Beratungen sowie Rückversicherungen bei Fachkollegen in An- 
spruch genommen. Auch Regelungen zur Schweigepflicht werden vielfach eigen- 
sinnig interpretiert: So gibt ein Kinderarzt an, einschlägige Fälle bewegten sich 
stets in einer „Grauzone“ und die Rechtsnorm müsse durch den Arzt „schöpferisch 
genutzt“ werden. Erfahrungen von Druck durch zunehmende Standardisierung 
werden - im Gegensatz zum Jugendamt - sowohl im juristischen als auch im medi- 
zinischen Bereich allerdings kaum thematisiert: So scheint es, als könnten sich die 
etablierten Professionen besser gegen entsprechende Anmutungen (ver)wehren. 

Auch unter (Familien-)Hebammen lösen Formalisierungstendenzen offenbar 
vergleichsweise wenig Spannungen aus, wobei diese darauf verweisen, dass der 
Umgang mit systematischer Dokumentation und Kriterienlisten (etwa hinsichtlich 





146 An anderer Stelle des Interviews wird erwähnt, man habe „irgendwann aufgehört, diese 
Bögen zum fünften Mal auszufüllen“ (vgl. dazu die unter Punkt a dokumentierte Passage). 
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der kindlichen Entwicklung) seit jeher eingeübt sei.!'” Ähnlich ‚abgeklärt‘ zeigen 
sich Polizeibeamte, die sich naturgemäß in erster Linie am Strafgesetzbuch orien- 
tieren. Durch die unmittelbare Weitermeldung ans Jugendamt sind Fälle i. d. R. 
erledigt, wobei man es oft als Entlastung wertet, selbst nicht in eine intensivere Be- 
ziehungsarbeit einsteigen zu müssen. Zu (mancherorts vorgesehenen) ‚Checklisten‘ 
zum Thema Kindeswohlgefährdung haben einige Beamte gleichwohl ein gespalte- 
nes Verhältnis: Mangels entsprechender Expertise sehen sich manche nicht in der 
Lage, fundierte Einschätzungen abzugeben. Andere bekunden, die standardisierten 
Instrumente seien „nicht erschöpfend“ und behelfen sich mit einer handschrift- 
lichen Ergänzung weiterer Kriterien. Schließlich zeigen sich auch Problemdeutun- 
gen, die jenen aus dem Bereich der Jugendhilfe durchaus ähneln: So erwähnt eine 
Beamtin, schriftliche Dokumentation diene vor allem dazu, „sich selbst zu retten‘, 
wodurch das Augenmerk aufs Kindeswohl „verrutschen“ könne. 

Während der Umgang mit Regeln letztlich bei allen vorgenannten Berufsgrup- 
pen - hier vor dem Hintergrund professioneller Verankerung, dort im Zusammen- 
hang mit ‚eingeübter‘ Vorschriftstreue - relativ konfliktfrei zu verlaufen scheint'*, 
zeigen sich im Bereich der freien Jugendhilfe wenig überraschend ähnliche Span- 
nungen (und Bewältigungsstrategien) wie im Jugendamt. So ist zu beobachten, 
dass manche Trägerorganisationen sich infolge einschlägiger Skandalfälle zahl- 
reiche neue Regelungen und Standards selbst auferlegt haben, was gewissermaßen 
einer Strategie des ‚vorauseilenden Gehorsams‘ gleichkommt. Zuweilen wird ein 
offensiver Bezug auf Kinderschutzregelungen sogar explizit zu Zwecken der „Wer- 
bung“ für das eigene Konzept eingesetzt (vgl. Abschn. 4.2.1). Gleichzeitig wird das 
Erfordernis formuliert, unübersichtlich erscheinende externe Vorschriften für den 
eigenen Arbeitskontext „kurz, verständlich und handhabbar“ zu fassen; stellenwei- 
se zeigen sich auch kreative Abwandlungen ihres konkreten Einsatzes, bei denen 
man sich gezielt nützlich erscheinende Ansatzpunkte ‚herauspickt“. Akribische Do- 
kumentation wird einerseits als „Absicherung“ und zusätzliches Instrument der 
„Reflexion“ geschätzt, während andererseits ein daraus resultierender Zeitdruck 
(nicht zuletzt aufgrund unklarer Refinanzierungsmodalitäten) und damit ein- 
hergehende Motivationsprobleme der Mitarbeiter (hinsichtlich der „eigentlichen“ 
Arbeit mit den Familien) problematisiert werden. Tendenzen der „Überorgani- 





47 Ausgesprochen spannungsreich gestalten sich in diesem Bereich dagegen (neue) Rollen- 
zuschnitte im Spannungsfeld zwischen Hilfe und Kontrolle (s. dazu Punkt c). 

148 Auch bei Akteuren jenseits der Jugendhilfe zeigen sich indes gewisse Merkmale von Eigen- 
sinn (auf organisationaler wie individueller Ebene). So hängt z. B. bei Ärzten nach verbreite- 
ter Deutung vieles vom „persönlichen Engagement“ ab. Zudem gelte hier das Prinzip „fünf 
Beteiligte, fünf Diagnosen“, so eine ASD-Mitarbeiterin. Auch Gesundheitsämter werden - in 
Abhängigkeit von den „Hobbys“ der Leitung — öfters als hochgradig idiosynkratische Orga- 
nisationen beschrieben (s. Abschn. 4.1.2). 
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sation“ und „am Schreibtisch entwickelte“ Dokumentationsvorgaben werden als 
Hemmnis gesehen, sich auf sein „Gefühl“ zu verlassen und führten potenziell zu 
„Panik“, „Überreaktionen“ und fehlendem „Mut, Familien auch was zuzutrauen“ 
(s. 0.). Hier müsse man dann wieder „beruhigend“ und „bremsend“ gegensteuern. 
Zu viele Standards bergen aus Sicht der Akteure letztlich die Gefahr, Einrichtungen 
„lahmzulegen“ und die „Familien aus dem Blick zu verlieren“. Bei einigen Trägern 
wird „fachliches Arbeiten“ „mit Menschen“ dementsprechend generell in Abgren- 
zung zu „Paragraphen“ und Formalien gedacht. So bekundet ein Einrichtungsleiter, 
bestimmte bürokratische Vorgaben („Papiertiger“) würden in der Praxis „trefflich 
unterlaufen, konterkariert, bis hin zur Absurdität“. 

Ein weiterer Filterungsmechanismus zeigt sich beim Blick auf die (vielgestalti- 
ge) Landschaft freier Träger. Diese sind oftmals von spezifischen Werthaltungen 
geprägt, was sich bereits in (schriftlich niedergelegten) Organisations- und Arbeits- 
konzepten niederschlägt: Während sich einige Einrichtungen hauptsächlich auf 
offizielle Vorgaben beziehen und somit den Eindruck eines eher ‚ungefilterten‘ 
Diensts nach Vorschrift erwecken, setzen sich andere reflexiv mit externen Rege- 
lungen auseinander und verwenden große Anstrengungen darauf, diese mit der 
trägerspezifischen ‚Mission’ (z. B. hinsichtlich der „Autonomie“ von Klienten und 
Fachkräften) in Deckung zu bringen. Darüber hinaus gibt es Hinweise darauf, dass 
die divergente Verankerung der Trägerorganisationen Einfluss auf Verhandlungen 
innerhalb des Kinderschutzsystems ausübt: So berichtet ein Jugendhilfeplaner, 
dass Kooperationsvereinbarungen in seinem Heimatsetting separat für die katholi- 
schen, evangelischen und kommunalen Träger ausgehandelt werden mussten, was 
den Prozess stark in die Länge gezogen habe. 

Organisierter Eigensinn kommt auch noch anders zur Geltung: Oft gibt es bei 
freien Trägern eine hohe Identifikation mit dem eigenen Arbeitsansatz. Manche 
beziehen sich auf bestimmte Vordenker sowie einschlägige Publikationen - die 
gleichsam als „Bibel“ gelten; auf dieser Basis räsoniert man ausführlich über den 
„Geist des Hauses“. In Einrichtungen, in denen „Partizipation“ groß geschrieben 
wird, bestehen hohe Anforderungen an neues Personal, sich persönlich einzubrin- 
gen („Das muss man wissen und das muss man wollen“); dabei ist „ehrenamtliches“ 
Zuarbeiten nicht selten fest eingeplant. Neue Mitarbeiter zu finden (und zu halten), 
die neben der fachlichen Expertise auch das nötige „Engagement“ und das rich- 
tige Maß an „Eigeninitiative“ mitbrächten, gilt vor diesem Hintergrund als große 
Herausforderung. Ähnliches zeigt sich in Einrichtungen mit christlichem Profil, 
wo z. B. Personalentscheidungen von der Konfession der (potenziellen) Mitarbei- 
ter abhängig gemacht werden, was die „Flexibilität“ aus Sicht der Belegschaft ein- 
schränkt. Berichtet wird z. B. von der pragmatischen Erwägung, als künftige So- 
zialpädagogin besser nicht aus der Kirche auszutreten. Formen „missionarischen“ 
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Eifers (etwa die Aufforderung zum gemeinsamen Beten) lösen stellenweise Ab- 
wehrreaktionen (bei Adressaten wie Mitarbeitern) aus. Ein besonders sinnfälliges 
Beispiel besteht schließlich darin, dass muslimische Mitarbeiter nur in absoluten 
Ausnahmefällen eingestellt werden sollen, obwohl deren Herkunft bzw. Konfession 
anerkanntermaßen einen wichtigen Anknüpfungspunkt für die Arbeit mit Mig- 
rantenfamilien darstellt - ihre Einbindung also aus pragmatischen Gründen gerade 
geboten scheint. Im Zusammenhang mit ‚Glaubensfragen’ - nicht nur religiöser Art 
- zeigen sich somit durchaus praktische Auswirkungen organisationaler Idiosyn- 
krasien, so etwa bei der Rekrutierung geeigneten Personals oder in der Arbeit mit 
Adressaten. Insofern können nicht nur ‚Patentrezepte‘, sondern auch Prinzipien der 
‚Passgenauigkeit‘ an Idiosynkrasien der Organisationen scheitern. 

In der Gesamtschau spielen diese bei zahlreichen Instanzen des Kinderschutz- 
systems eine nicht unwesentliche Rolle und zuweilen erwachsen daraus auch Wi- 
derständigkeiten gegenüber institutionellen Regulierungen. In anderen Kontexten 
wird dagegen eher Dienst nach Vorschrift oder gar vorauseilender Gehorsam prak- 
tiziert - v. a. wenn sich auf besonders unsicherem Terrain operierende Akteure 
davon Sicherheit versprechen. Im Alltag bewegt sich vieles zwischen diesen beiden 
Polen. In den Organisationen findet sich also mehr oder weniger ‚selektive Permea- 
bilität: Manche externe Impulse fließen in die Praxis ein, andere dagegen nicht. Oft 
geht es darum, bestehende Normen unter Inanspruchnahme fachlicher Referenzen 
umzuarbeiten bzw. handhabbar zu machen. Auf diese Weise werden im Raum ste- 
hende Patentrezepte immer wieder abgewandelt bzw. ‚angepasst‘. 


c) „Es muss eine Klarheit geben, was man ist“: Diffuse Hybridisierung und tak- 
tische Arbeitsteilung Ging es im Vorangegangenen um den Umgang mit büro- 
kratischer Kontrolle in Organisationen, so werden im Folgenden Implikationen des 
Kontrollaspekts im Umgang mit Adressaten fokussiert. Wie oben bereits erwähnt, 
erscheinen Hilfe und Kontrolle (auch) im Kontext Kinderschutz als „zwei Seiten 
derselben Medaille“ (Urban 2004: 205ff), die nicht losgelöst voneinander betrach- 
tet werden können. Gleichwohl ist in der (Selbst-)Wahrnehmung der Akteure oft- 
mals ein gewisser ‚bias‘ spürbar: In der einschlägigen Literatur wird häufig darauf 
verwiesen, dass das „ideale Selbstbild“ (nicht nur) von Sozialarbeitern das des 
(altruistischen) „Helfers“ ist; Kontrollaufgaben werden dementsprechend oftmals 
in diesem Sinne „(um)gedeutet“ (dies.: 205; vgl. Peters & Cremer-Schäfer 1975). 
Vor allem gilt das mit Hilfebeziehungen assoziierte ‚Vertrauen‘ als wesentliche 
Grundlage tragfähiger „Arbeitsbündnisse“ mit den Adressaten und somit jegli- 
cher nachhaltigen Aufgabenerledigung (Becker-Lenz 2005: 88f). Funktionierende 
Beziehungen sind, wie eingangs bereits angedeutet, in gewisser Weise Vorausset- 
zungen für Hilfe und Kontrolle. Denn auch die Verwirklichung von bloßen Kont- 
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rollzwecken verlangt letztlich nach einer validen Informationsbasis, die tendenziell 
dort prekär wird, wo ein Beziehungsaufbau misslingt und keinerlei Offenheit bzw. 
Ehrlichkeit vorhanden ist. Kontrollaufträge gelten insofern als notorisch problem- 
behaftet: „Drohungen“ und „Druck“ gelten oft als Tabu, „Niedrigschwelligkeit‘, 
„Ressourcenorientierung“ sowie „Freiwilligkeit“ und „Eigenmotivation“ der Adres- 
saten dagegen als Norm. Dabei betrifft die - nicht zuletzt durch skandalträchtige 
‚Fehler‘ (vgl. Biesel 2011) der Vergangenheit befeuerte - Forderung nach ‚Patent- 
rezepten und (vermeintlich) absolute Sicherheit garantierenden standardisierten 
Prozessabläufen vor allem den Kontrollaspekt der Arbeit. Die Akteure sehen sich 
hier mit steigenden Ansprüchen konfrontiert und geraten - analog zum o. g. Span- 
nungsfeld zwischen Schreibtisch- und Beziehungsarbeit - auch in dieser Hinsicht 
zunehmend in diffuse, hybride Rollen. 

Bezüglich der Interpretation dieser Rollen zeigt sich allerdings einiges an Va- 
rianz. So fasst eine von uns befragte ASD-Mitarbeiterin Hilfe und Kontrolle gar 
nicht als Widerspruch auf: Die Arbeit umfasse eben beide Seiten, entweder die eine 
oder die andere; hier gelingt es im Alltag anscheinend relativ konfliktfrei, zwischen 
den verschiedenen Rollen ‚umzuschalten. Gerade dort, wo der professionell-orga- 
nisationale Umgang mit der fraglichen Paradoxie eher eingeübt ist, scheinen ge- 
wisse Spielräume zu bestehen, diese als unauflöslichen Widerspruch zu akzeptieren 
oder (durch o. g. Umdeutungen) psychologisch (weg) zu rationalisieren. Dieses Be- 
wältigungsmuster zeigt sich bei Akteuren des Jugendamts ebenso wie - obgleich 
in abgeschwächter Form - bei einigen Mitarbeitern freier Träger. Gerade in Berei- 
chen, die traditionell eher im Bereich der (parteilichen) Hilfe angesiedelt sind, zei- 
gen sich dagegen markante ‚intraprofessionelle‘ Spannungen und Befürchtungen 
bezüglich einer potenziellen Zerrüttung von als notwendig erachteten Vertrauens- 
beziehungen zu Adressaten. Besonders deutlich wird dies - im Zuge gegenwärti- 
ger, institutionell forcierter ‚Hybridisierungsprozesse‘ - an der Berufsgruppe der 
(Familien-)Hebammen (vgl. Eisentraut & Turba 2013), wie folgendes Zitat einer 
solchen Vertreterin exemplarisch verdeutlicht: 


Ich finde es problematisch, muss ich mal so sagen, wobei ich wirklich finde, natürlich 
muss das Ziel sein, Eltern zu erreichen und auch einzugreifen. Ich bin jetzt nicht so, 
dass ich nicht denke, man muss nicht auch eingreifen, aber es muss so eine Rollen- 
klarheit geben. Es muss eine Klarheit geben, was man ist, wofür man ist. Es darf nie 
und nimmer den Charakter bekommen, dass es Kontrollbesuche zu Hause gibt. Dann 
haben wir alle verloren. Dann können wir einpacken und dann können die Hebam- 
men als allererstes einpacken, weil die am dichtesten dran sind. (FH; 58) 


Zwar erkennt die Befragte den ‚doppelten‘ Auftrag, „Eltern zu erreichen‘, aber 
„auch einzugreifen“ grundsätzlich an, fordert aber vehement eine „Rollenklarheit“ 
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(bezogen darauf, „was man ist“) ein. „Kontrollbesuche“ werden in diesem Kontext 
als etwas erfahren, das den Hebammen - die im Konzert der beteiligten Professio- 
nen „am dichtesten dran“ an der Familie verortet werden - letztlich die Arbeits- 
grundlage unter den Füßen wegzieht, indem die essenzielle Vertrauensbeziehung 
dadurch angetastet wird („Dann können wir einpacken“).!* 

In diesem Kontext macht sie an anderer Stelle manchen Kolleginnen den Vor- 
wurf, „kein Konzept“ zu haben und zu „lässig“ mit widersprüchlichen Manda- 
ten umzugehen: Schon „ein bisschen Umgucken“ in der Wohnung wird hier als 
potenzielle Grenzüberschreitung gewertet. Eine Fachkollegin der Befragten (aus 
einem anderen Setting) zeigt sich im Interview aus ähnlichen Gründen skeptisch 
angesichts eines datenbankgestützten Informationsaustauschs unter Kinderärzten 
(„Das schustert denen auch eine Rolle zu, die sie noch nie hatten und auch nicht 
haben wollen“); die Befürchtung der Adressaten, dass vertrauliche Daten weiter- 
gegeben werden, könnte einen „Vertrauensverlust“ zwischen Arzt und Patient zur 
Folge haben. Diese Bedenken betreffen auch die eigene Berufsrolle: 


Also, ich finde das so ein bisschen, kommt da ja auch was ins Spiel, was uns, als Fami- 
lienhebamme mit unserer Professionalität ja auch betrifft. Das heißt, man schwenkt 
plötzlich von einem Beruf, der eine ganz andere Haltung hat, in, wird man sozusagen 
vereinnahmt von der Jugendhilfe oder vom Jugendamt, zum Beispiel. Und das ist was, 
worum ich auch sehr ringe. Also ich mag meinen Beruf als Hebamme sehr, sehr gern. 
Und ich finde eine Hebamme hat eine bestimmte Rolle und ich bin bereit, als Fami- 
lienhebamme zu arbeiten, das heißt in aller erster Linie, ich möchte diese Profession, 
die ich habe, den Familien zur Verfügung stellen, die davon eher wenig kriegen, weil 
sie sich nicht darum kümmern konnten, und, und, und. Ja, das ist eigentlich erstmal 
mein Anliegen. Und es ist nicht so sehr mein Anliegen, der Dosenöffner zu sein für 
irgendein Amt. Also, quasi die Tür aufzumachen. (FH7; 153-154) 


Die Befragte sieht sich durch aktuelle Umsteuerungstendenzen also in ihrer eige- 
nen „Professionalität“ und „Haltung“ berührt - die Wortwahl deutet an, dass aus 
ihrer Sicht fundamentale Prinzipien der Berufsausübung angetastet werden. Sie 
wertet dies als Übergriff, sieht sich „vereinnahmt“ und letztlich als „Dosenöffner“ 
instrumentalisiert. 





149 Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass die mit dem Einbezug der Hebammen verbundene 
Intention der Steuerungsebene durchaus auch auf Kontrollaspekte abzielt. Hintergrund sind 
frühere Fälle, in denen Sozialpädagogen körperliche Anzeichen einer Kindeswohlgefährdung 
nicht erkannt hatten und insofern „medizinischer Sachverstand“ gefragt schien. Zudem soll 
der wahrgenommene ‚Vertrauensbonus‘ der Hebammen sowie der gängige Betreuungsrah- 
men (per Hausbesuch) hier offensichtlich strategisch zu Kontrollzwecken genutzt werden. 
Insofern sind die angesprochenen Konflikte offenbar institutionell angelegt. 
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Wie am (eindrücklichen) Beispiel der Hebammen exemplarisch deutlich wird, 
erscheinen ‚kontrollierende‘ Funktionen bei Akteuren des Kinderschutzsystems oft 
unbeliebt und werden somit Gegenstand spezifischer (interorganisationaler) Dele- 
gationsprozesse. Richtet man den Blick auf die Art und Weise, wie dem klassischen 
Dilemma von Hilfe und Kontrolle in der Praxis begegnet wird, so stellen - neben 
den o. g. psychologischen Rationalisierungen von ‚Doppelrollen‘ - Formen spezi- 
alisierter Arbeitsteilung eine besonders augenfällige (mehr oder weniger bewusste) 
Strategie der Komplexitätsreduktion dar. In Anlehnung an die Wortwahl verschie- 
dener Feldakteure wollen wir dieses Handlungsmuster im Folgenden mit dem Be- 
griff „Good Cop - Bad Cop“ umschreiben. Als geflügeltes Wort verweist diese (im 
Deutschen auch unter „Guter Bulle, böser Bulle“ bekannte) Bezeichnung ursprüng- 
lich aufeine spezifische Vernehmungstaktik der Polizei, die v. a. in der Populärkultur 
(Kriminalfilm und -literatur) öfters auftaucht, bislang jedoch - zumal im Bereich 
des organisierten Kinderschutzes - kaum systematische Betrachtung erfahren hat. 
Gemeint ist hiermit eine Rollenaufteilung, bei der sich einer der verhörenden Poli- 
zeibeamten gegenüber dem Beschuldigten (oder Zeugen) als zugewandt, wohlwol- 
lend und freundlich (also eher ‚helfend‘) präsentiert, während ein anderer fordernd, 
konfrontativ bzw. drohend (also eher ‚kontrollierend‘) auftritt. Ziel ist einerseits die 
‚Zermürbung‘ des Adressaten mithilfe von diesen kompromittierenden Vorhalte 
und andererseits - als eigentliches Erfolgsrezept - die Möglichkeit, einen ‚Zugang‘ 
bzw. eine ‚Bindung‘ zu diesem zu etablieren, so dass er motiviert wird, sich dem 
„Good Cop“ zuzuwenden und anzuvertrauen. Geht es hier im polizeilichen Kon- 
text in erster Linie darum, Beschuldigte oder Zeugen zu einem Geständnis bzw. 
einer Aussage zu bewegen, so weist dieses Vorgehen - wie unser empirisches Ma- 
terial zeigt - auch Bezüge zu (mehr oder weniger) eingespielten Handlungsweisen 
im Alltag anderer (helfender und kontrollierender) Berufsgruppen auf. Ziel ist es, 
durch ein taktisches ‚Jonglieren‘ mit Kontrollaufgaben bei den Adressaten Vertrau- 
en und dadurch Kooperationsbereitschaft zu erzeugen. In der Praxis konnten wir 
verschiedene - teilweise institutionalisierte, teilweise eher implizit bzw. informell 
praktizierte - Spielarten beobachten, entlang derer wir den strategischen Umgang 
mit dem Spannungsfeld zwischen Hilfe und Kontrolle im Folgenden (eingeordnet 
in drei Rubriken) näher betrachten wollen: Während klassischerweise das Jugend- 
amt zentrale Kontrollfunktionen bedient und damit die Beziehungsarbeit Dritter 
‚entlastet‘ (Variante 1), gibt es auch Konstellationen, bei denen solche Funktionen 
gleichsam ‚outgesourct‘ werden (Variante 2). Darüber hinaus zeigen sich - sowohl 
innerhalb der öffentlichen Jugendhilfe als auch im Rahmen der Leistungserbrin- 
gung - verschiedene Formen der internen Ausdifferenzierung (Variante 3). 


Variante 1 Das (institutionell getragene) klassische Grundmuster besteht tradi- 
tionell darin, dass der ASD - für die Adressaten offensichtlich - das Wächteramt 
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trägt, während der Leistungserbringer (z. B. ein freier Träger) die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit dem ‚Klienten‘ übernimmt.'°® So beschreibt eine Familien- 
hebamme die o. g. Rollenverteilung a la „Good Cop - Bad Cop“ als gängige Kons- 
tellation im interprofessionellen „Helfersystem‘, wobei oft das Jugendamt der „Bad 
Cop“ und sie selbst der „Good Cop“ sei. Diese Situation sei für sie „natürlich immer 
ganz schön‘; da sie dann weniger „als Kontrolleurin wahrgenommen“ werde.'°! Die 
Mitarbeiterin eines freien Trägers beschreibt das fragliche Grundproblem - und 
Optionen seiner Bewältigung - im Zusammenhang mit einer (im Interview aus- 
führlicher dargestellten) Fallgeschichte wie folgt: 


Die Erfahrung machen wir immer wieder: Wenn die Eltern dann eine klare Ansage 
kriegen - es ist hier eine kindesgefährdende Situation - dann reagieren sie noch mal 
anders, als wenn man jetzt nur sagt..., ja, also wenn das Jugendamt das auch sagt, ne. 
Also weil das Jugendamt hat ja sozusagen nur die Möglichkeit, also ein Kind dann 
auch in Obhut zu nehmen unter Umständen, also wir haben die Möglichkeit ja nicht. 
Und wir sind ja auch immer sozusagen in einer schwierigen, schwierigen Rolle. Wir 
sollen einerseits Unterstützung anbieten, andererseits sozusagen aber auch die Auf- 
lagen kontrollieren und umsetzen. Und insofern ist es immer gut, wenn man sich 
da mit dem Jugendamt gut reinteilen kann, also dass das Jugendamt wirklich sagt: 
Ok, also wir erteilen die Auflagen und die Familienhelferin ist dafür da, mit Ihnen 
gemeinsam die Auflagen umzusetzen und Sie dabei zu unterstützen. [...] Ja, weil 
ansonsten ist es ja für eine Familienhelferin eigentlich unmöglich. [...] Das sind auch 
ganz offene Absprachen mit dem Jugendamt, dass man das auch so kommuniziert. 
Weil wir als Träger können ja keine Auflagen erteilen. [...] Wir haben die Auflagen 
veranlasst, weil wir eine entsprechende Gefährdung sehen, ganz klar - aber wir, wir 
dürfen sie nicht aussprechen, weil wir sozusagen nicht die Befugnisse haben, sondern 
die Befugnis kann nur das Amt aussprechen. [...] Deswegen finde ich es ganz wichtig, 
da auch für Rollenklarheit zu sorgen [...] dann müssen wir damit, also auch Trans- 
parenz gegenüber der Familie, dann gehen wir damit ans Jugendamt; das müssen wir 
dem zuständigen Kollegen dort mitteilen. So. Aber solche Situationen haben wir in 
den Hilfen ja ganz oft: dass wir Dinge sehen, die das Jugendamt gar nicht mitkriegen 
würde. Und das teilen wir dann dem Jugendamt mit und dann muss das Jugendamt 
aber wieder, Kraft ihres Amtes, Auflagen erteilen. (Ltg FT6; 490-502) 


Die Befragte formuliert hier das Erfordernis einer „klaren Ansage“ durch das Ju- 
gendamt. Die eigene „schwierige Rolle“ resultiert vor allem daraus, dass man selbst 
einerseits „Unterstützung anbieten‘, andererseits aber auch „Auflagen kontrollie- 





150 Vgl. dazu Kleve 2005: 467. 


151 Gleichwohl schildert sie auch Fälle mit eigenem „Kontrollauftrag“ (der dann aber — wor- 
auf sie besonderen Wert legt - auch für die Adressaten transparent sei) sowie Situationen, in 
denen zusätzlich involvierte Familienhilfen die „Netten“ und sie selbst die „Doofe“ gewesen 
sei (vgl. Variante 3 unten). 
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ren und umsetzen“ muss. Letzteres gestaltet sich jedoch mangels eigener Entschei- 
dungs- und Sanktionsbefugnisse (z. B. bzgl. Inobhutnahmen) als hochproblema- 
tisch - diffus-hybride Aufgabenstellungen machten die Arbeit einer Familienhel- 
ferin „eigentlich unmöglich“. Notwendig erscheinen eine „Rollenklarheit‘, „offene 
Absprachen“ bezüglich der Frage, wie man sich mit dem Jugendamt „gut reinteilen 
kann“ sowie nicht zuletzt „Transparenz“ (gegenüber der Familie) hinsichtlich des 
Umstands, dass die „Auflagen“ an sich vom Amt stammen, während man selbst 
lediglich „Unterstützung“ bei deren Umsetzung leistet bzw. „gemeinsam“ daran 
arbeitet. Gibt man selbst Empfehlungen zu Auflagen ab (was durchaus vorkommt), 
so wird darauf geachtet, dass dies nicht im Beisein der Eltern erfolgt („Wir dür- 
fen sie nicht aussprechen“). Diese Konstellation erlaubt es der Fachkraft, sich selbst 
parteilich auf die Seite der Familie zu stellen, während das Jugendamt gleichsam die 
Rolle des ‚Opponenten‘ übernimmt. Wie die folgende Variante zeigt, funktioniert 
diese Aufgabenverteilung jedoch nicht immer völlig reibungsfrei. 


Variante 2 Auch die der ersten Variante entgegengesetzte Konstellation - also 
gewissermaßen eine Externalisierung von Kontrollfunktionen seitens des Jugend- 
amts - ist im Feld anzutreffen. Diese Praxis steht in engem Zusammenhang mit 
den o. g. Prozessen einer Hybridisierung von Berufsgruppen und organisationalen 
Tätigkeitsprofilen außerhalb der (öffentlichen) Jugendhilfe. Der ASD delegiert hier 
- klassischerweise ihm selbst zufallende - Kontrollaufgaben nach außen, wobei 
dies ermöglicht, dass die eigene Beziehung zu den Adressaten vergleichsweise 
‚unbelastet‘ bleibt.!%? Mancherorts sind solche Arrangements - etwa in Form von 
„Clearingaufträgen“ oder der Beauftragung externer Instanzen mit Hausbesuchen 
bzw. Inobhutnahmen - sogar fest institutionalisiert. 

Im Bereich der Jugendhilfe gibt es Einrichtungen in freier Trägerschaft, die sich 
auf entsprechende Abklärungsaufträge oder akute „Kriseninterventionen“ speziali- 
siert haben. Was das Gesundheitswesen betrifft, so nehmen hier spezialisierte Ab- 
teilungen im Gesundheitsamt, (Familien-)Hebammen oder (verwandte) Instanzen 
im Bereich der Frühen Hilfen'5? - obgleich sie offiziell als niedrigschwellige Unter- 
stützungsangebote gelten - unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls Kontroll- 





152 Indes ist dies aus Sicht vieler Feldakteure nicht das alleinige Motiv: Vielmehr sieht man 
auch mangelnde Personalressourcen im Jugendamt als Hintergrund eines solchen ‚Outsour- 
cings‘. 

153 Etwa sog. „Familienlotsen“, die bei Eltern „Begrüßungsbesuche“ durchführen, oder „Sozi- 
almedizinische Assistentinnen‘“, die als Honorarkräfte im Gesundheitsamt beschäftigt werden 
(s. Abschn. 4.1.2). In gewisser Weise kann man auch die politisch forcierte Relevanz der ärzt- 
lichen Früherkennungsuntersuchungen im Kontext des Kinderschutzes als Impuls deuten, 
bestimmte Kontrollfunktionen außerhalb des Kerngeschäfts der Jugendhilfe zu etablieren. 
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aufgaben wahr. Gerade hier wird das (neue) Kontrollmandat eher als ‚fremdartig‘ 
und konfliktträchtig wahrgenommen (s. o.). Spannungen im Kontext expliziter 
Kontrollaufträge werden indes auch im Bereich der freien Jugendhilfe thematisiert, 
wie sich bereits an den politischen Kontroversen infolge der Einführung von $ 8a 
SGB VII zeigte (vgl. Turba 2012: 89f). Die Erwartung, künftig als „verlängerter 
Arm des Jugendamts“, „Handlanger“ oder „Büttel für hoheitliche Aufgaben“ tätig 
werden zu müssen, führte zu Widerständen und Verunsicherung. Folgendes Zitat 
einer Leitungskraft eines freien Trägers verdeutlicht die Problematik am Beispiel 
von sog. „Clearings“: 


Manchmal gibt es konkrete Aufträge, wie: Geht dreimal in der Woche hin, guckt das 
Kind nackig an [...] das ist was, was wir von..., zu vermeiden versuchen, weil aus 
unserer Sicht diese Kontrollaufträge dann schwierig sind, wenn wir eine gute Bindung 
zu der Familie herstellen wollen und wirklichen Einblick kriegen wollen. Deshalb ver- 
suchen wir, so konkrete Aufträge zu vermeiden, weil wir glauben, dass wir so profes- 
sionell aufgestellt sind, dass wir natürlich darauf gucken [...]. Also das heißt, einmal 
ist der Auftrag vom Jugendamt, es gibt eine Kindeswohlgefährdungseinschätzung: 
Guckt, ob das wirklich so ist. Und begleitet die Familie dahin, dass das Kindeswohl 
nicht mehr gefährdet ist sozusagen, also das so als Hintergrund. (Ltg FT12; 42-44) 


„Kontrollaufträge“, die z. B. beinhalten, das Kind mehrmals die Woche nackt in 
Augenschein zu nehmen, werden insofern als „schwierig“ bewertet, als sie eine 
„gute Bindung zu der Familie“ und einen „wirklichen Einblick“ (also die Herstel- 
lung einer validen Informationsbasis) von vornherein erschweren. „Konkrete Auf- 
träge“ versucht man daher - wahrscheinlich durch entsprechende Aushandlungs- 
prozesse im Rahmen der Hilfeplanung - zu „vermeiden“, zumal man sich auch 
ohne rigide Vorgaben hinreichend „professionell aufgestellt“ fühlt, um mögliche 
Gefährdungen zu registrieren.!”* Gleichzeitig deutet die Formulierung der Befrag- 
ten darauf hin, dass die „Begleitung“ der Familie (mit dem Ziel, die Gefährdung 
abzuwenden) im hiesigen Kontext eher in den „Hintergrund“ rückt, mithin also 
Kontrollaspekte gegenüber sonst üblichen Hilfeleistungen dominieren. 

Vertreter von Leistungserbringern in anderen Settings beschreiben dortige Ar- 
rangements der Krisenintervention und des Clearings als „eigene Linie‘, bei der 
man v. a. vom Jugendamt „outgesourcte“ Kontrollfunktionen übernehme. Hier 


154 Als problematisch — da tendenziell ‚übergriffig‘ — gilt auch die Konfrontation der Familie 
mit zu vielen ‚Helfern‘ (schon das Mehr-Augen-Prinzip wird zuweilen kritisch beurteilt), zu 
häufigen Hausbesuchen oder die Vorgabe, jeden Kontakt durch die Adressaten unterschrei- 
ben zu lassen. Auch in der konkreten Situation erfordert die Inaugenscheinnahme des Kindes 
einiges an Sensibilität: Man behilft sich hier etwa, indem man die Prozedur mit einem Bad 
verbindet. 
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ginge es dann weniger darum, „Vertrauen zu schaffen“ und eine „Arbeitsbeziehung 
für eine längerfristige Arbeit aufzubauen‘. Stattdessen ist im Rahmen dieses Ar- 
rangements von Anfang an vorgesehen, dass ‚der Fall‘ (nach Ablauf der achtwö- 
chigen Klärungsphase) durch einen anderen Träger übernommen wird, der dann 
vergleichsweise ‚unbelastet‘ in die Beziehung eintreten kann.'°° Kontaktabbrüche 
im Interventionsprozess - die potenziell für Unruhe sorgen - werden hier also be- 
wusst einkalkuliert bzw. in Kauf genommen. 

Die Deutung, dass beides zusammen - Kontrolle und vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit - nur schwer zu bewältigen ist, findet sich bei zahlreichen Akteuren: Ge- 
rade Maßnahmen wie die Inaugenscheinnahme des nackten Kindes würden seitens 
der Eltern oft als Übergriff gewertet; zwar nähmen sie dies dann (gezwungener- 
maßen) in Kauf, ließen sich aber auf keine weitere Zusammenarbeit ein (nach dem 
Motto: „Na, gucken Sie sich das an. Aber dann lassen Sie uns auch in Ruhe!“).!56 
Entsprechende Vorgaben werden außerdem schon deshalb als hochproblematisch 
angesehen, da man nie wisse, was zwischen den jeweiligen ‚Kontrollterminen (etwa 
am Wochenende) in den Familien passiere. Da eine SPFH keine lückenlose Kont- 
rolle gewährleisten könne, wird sie in solchen Fällen letztlich als nicht ausreichend 
angesehen und von den ausführenden Akteuren insofern als ‚Zumutung‘ erlebt, als 
man hier durch den „nahen Draht“ zu der Familie „total in der Verantwortung“ sei 
und kaum „ruhig schlafen“ könne. Mitunter werden die Vorgaben des Jugendamts 
als „diffus“ oder „nicht klar formuliert“ beschrieben: Gerade „verdeckte Aufträge“ 
oder ein „heimliches Detektiv spielen“ gelten als delikat. So vergebe das Jugendamt 
- zum Schutz eigens aufgebauter „Vertrauensverhältnisse“ - zuweilen offiziell im 
„Leistungsbereich“ verortete Aufträge, die aber quasi hinterrücks dann doch mit 
Kontrollmandaten verbunden seien („Gehen Sie mal ein bisschen gucken“). Erneut 
wird Transparenz zum kritischen Faktor, der es in bestimmten Konstellationen er- 
laubt, sich mit der Rolle als ‚Kontrolleur‘ zu arrangieren (s. o.). Die Mitarbeiterin 
eines freien Trägers beschreibt das entsprechende Prozedere wie folgt: 


Also wenn es ein Kinderschutzfall schon ist, weil so viele Indizien da sind, dass klar 
ist, da begibt man sich in so einen Gefährdungsbereich, dann wissen wir schon, dass 
wir anders arbeiten: mit Kontrollauftrag [...] der Idealfall, das fordern wir im Jugend- 





155 Hier handelt es sich also —- gemäß der unten beschriebenen dritten Variante - um eine 
taktische Arbeitsteilung zwischen verschiedenen Leistungserbringern. 

156 Auch ein Kinderpsychiater berichtet, dass sich ein Nebeneinander von „Clearing“ und 
„Therapie“ spannungsreich gestalte, da es bei den betroffenen Kindern „Loyalitätskonflikte“ 
auslöse. Interventionen des Jugendamts beendeten oft die Therapiebeziehung, verliefen aber 
letztlich im Sande, da Aussagen des Kindes später zurückgenommen würden. Therapie und 
„Begutachtung“ schlössen sich somit aus, ein alleiniger Fokus auf „Diagnosen“ widerspreche 
einem helfenden Ansatz. 


4.2 Kinderschutz paradox 309 


amt wirklich heftig ein, dass in der Runde, wo sozusagen die Mutter uns kennen lernt, 
in diesem Erstgespräch, dass das Jugendamt uns vor der Mutter diesen Auftrag gibt: 
Frau X, Sie sind jetzt da Familienhelferin, wenn Mutter B nicht kooperiert, erwarte 
ich von Ihnen eine sofortige Meldung. Dadurch haben wir eine Rolle, mit der Mutter 
arbeiten zu können; ansonsten sind wir die Bösen, die da nur ankommen und sie 
ärgern und: Warum kommen die überhaupt, die nerven nur? Das muss ziemlich klar 
vorher besprochen werden, wer da welche Rolle hat. [...] Dann hat diese Mutter eine 
Chance zu verstehen, worum es jetzt hier geht, das kann man manchmal auch nur 
noch in Dreiwortsätzen formulieren, aufgrund vielleicht kognitiver Fähigkeiten, die 
da vorhanden oder nicht vorhanden sind, und dann macht das nicht viel Sinn, ein 
Riesenpamphlet zu erzählen, sondern dann ist klar, sie lassen Frau X unangemeldet 
in Ihre Wohnung; wenn der Zustand der Wohnung so ist: Hm. [...] Es gibt diese ein- 
heitlichen Kriterienkataloge [...], das ist sozusagen unser Raster, [...] man muss sich 
irgendwo, denke ich schon, eine Basis erarbeiten, wo genau ist definitiv bei jedem die 
Grenze? (MA FT8; 16-28) 


Wird ein Fall von vornherein im „Gefährdungsbereich“ verortet, greifen laut dieser 
Darstellung spezifische Mechanismen. Wiederum gelten solche Konstellationen als 
„schwierig“ und erfordern aus Sicht der Befragten eine „klare“ Rollenaufteilung 
- wobei die Formulierung, dass diese den „Idealfall“ darstelle und „heftig eingefor- 
dert“ werden müsse, vermuten lässt, dass darauf bezogene Aushandlungsprozesse 
nicht immer reibungsfrei verlaufen. Um überhaupt „mit der Mutter arbeiten zu 
können“ und nicht als „die Bösen“ dazustehen, erscheint es z. B. essenziell, dass 
explizite Kontrollaufträge durch das Jugendamt „vor der Mutter“ erteilt werden. 
Durch eine geschickte Außendarstellung (gegenüber der Adressatin) wird hier also 
- gemäß Variante 1- wiederum dem Jugendamt die Rolle des „Bad Cops“ zuge- 
schoben, während man sich selbst quasi als ‚fremdgesteuert‘ inszenieren kann. Im 
Unterschied zum o. g. Beispiel scheint allerdings der ‚Unterstützungscharakter‘ der 
Maßnahmen hier erheblich schwächer ausgeprägt: Man sieht sich nunmehr in die 
Lage versetzt, durchaus direktive Anweisungen („in Dreiwortsätzen“) zu formulie- 
ren und mehr oder weniger nach „Raster“ vorzugehen; zudem habe die Mutter im 
Rahmen dieses Arrangements explizit keine Möglichkeit mehr, „eigene Ziele zu 
formulieren“. Dabei kann man sich auf klar formulierte „Grenzen“ und eine gegen- 
über der Mutter erfolgreich aufgebaute Drohkulisse verlassen. Bemerkenswert er- 
scheint in diesem Kontext, dass Kontrollaufträge, die viele Akteure des Feldes sonst 
vehement von sich weisen, hier offenbar eher akzeptiert werden, weil ein institutio- 
neller Rahmen für ihre Rechtfertigung existiert. 

Entsprechendes zeigt sich bei einer (in Sachen Kinderschutz spezialisierten) 
Hebamme, die im Interview zunächst ausführlich über ihre angestammte Berufs- 
rolle spricht, die sie generell mit einem hohen Maß an „Niedrigschwelligkeit“, einer 
geringen ‚Stigmatisierung‘ von Müttern und der Absenz jeglicher „Kontrollaufträ- 
ge“ oder „Frühwarnsysteme“ assoziiert. Angesprochen auf die für ihren Bereich 
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geltende Kooperationsvereinbarung - die u. a. ausdrücklich eine „unverzügliche 
Meldung in Verdachtsfällen“ sowie einen expliziten „Kontrollauftrag“ beinhaltet - 
äußert sie sich wie folgt: 


Ich habe da persönlich jetzt nicht so große Probleme damit, weil die Eltern das wissen. 
Ich finde, dass man kontrollieren darf und muss. [...] ich finde auch, dass wir auf die 
Kinder aufpassen müssen. Ich finde wirklich, dass wir auch als Gesellschaft durchaus 
gucken müssen - das kann man Kontrolle nennen, wie auch immer. Das ist letzt- 
endlich auch Kontrolle, weil man ja Grenzen ziehen muss. Wogegen ich mich immer 
wehre, ist, dass die Kontrolle sozusagen unausgesprochen in Bereichen stattfindet, die 
nicht primär kontrollierend sein sollten und wo auch formuliert wird, dass man nicht 
kontrolliert, sondern da werden so schöne Begriffe wie Unterstützung und so benutzt, 
aber wenn dann eigentlich Kontrolle dahinter steht, das finde ich unheimlich gefähr- 
lich. Diese Familien, wo ich dann reingehe [...], die wissen genau auch, warum ich 
da bin. Die wissen, ich muss einen Bericht ans Jugendamt schreiben. Das wird auch 
kommuniziert. Man ist im Auftrag des Jugendamtes da, man unterstützt natürlich 
auch, aber dass es auch darum geht, dass bestimmte Standards eingehalten werden 
müssen. Wenn ich sage: ‚Ich muss melden, wenn Ihr Kind nicht zunimmt und Sie 
sich weigern, es adäquat zu ernähren. Dann werde ich das auch kommunizieren.‘ Das 
wissen die Eltern aber, [...] das ist sehr transparent. Aber diese Modelle, in denen das 
so konzeptlos, indirekt immer alles... (FH1; 89-98) 


Durchaus im Widerspruch zum vorherigen Duktus ihrer Argumentation deutet sie 
„Kontrolle“ - oder das, was man so (aber auch anders) „nennen kann“ - hier letzt- 
lich affirmativ: Am Ende der Reflexion steht die Einsicht, dass „man ja Grenzen 
ziehen muss“. Ihre Kritik beschränkt sie vor diesem Hintergrund dann auf Kons- 
tellationen, in denen es an „Iransparenz“ mangelt, Perspektiven „konzeptlos“ ver- 
mischt werden oder „schöne Begriffe wie Unterstützung“ verwendet werden, wo 
doch „indirekt“ Kontrolle gemeint sei. Offenbar nimmt sie in ihrem Umfeld also 
entsprechende Transparenzprobleme wahr, um sie dann allerdings für ihren eige- 
nen Arbeitszusammenhang von sich zu weisen: Die Familien wüssten ja über ihren 
„Auftrag des Jugendamts“ und damit verbundene „Standards“ Bescheid. 

Wie die zuletzt genannten Beispiele verdeutlichen, steckt der Teufel vielfach im 
Detail: Trotz verbreiteter Kritik an Delegationstendenzen des Jugendamts präsen- 
tieren sich die Akteure unter bestimmten Umständen als fügsame Agenten institu- 
tioneller (Sicherheits-) Ansprüche.!°” Dies gilt insbesondere dort, wo die fragliche 
Rollenverteilung gleichsam auf gegenseitigem Einverständnis beruht - wie etwa 





157 Generell soll hier nicht der Eindruck vermittelt werden, dass Akteure im Umfeld der öf- 
fentlichen Jugendhilfe schärfere Kontrollen grundsätzlich ablehnen. Vielmehr äußern einige 
Leistungserbringer sogar die Einschätzung, das Jugendamt handele noch zu „lasch“, während 
sie sich der (neuen) Kontrollagenda gegenüber selbst durchaus aufgeschlossen zeigen. 
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im Zusammenspiel von Jugendamt und Polizei. So zeigt sich das Jugendamt in be- 
stimmten Situationen (z. B. im Umgang mit Gewalt oder renitenten Jugendlichen) 
regelrecht dankbar, auf die wahrgenommene ‚Autorität‘ von (uniformierten) Poli- 
zeibeamten zurückzugreifen zu können, während letztere sich meist damit abfin- 
den können, an bestimmten Stellen im Interventionsprozess den „bösen“ Part zu 
übernehmen. 

In ähnlicher Weise sorgt der jugendamtsseitige Rückgriff auf das Familienge- 
richt (oder die Drohung damit) oft für willkommenen „Druck“ und „Respekt“ bei 
den Adressaten. Doch verbleibt der „schwarze Peter“ aus Sicht eines von uns be- 
fragten Familienrichters dabei häufig beim Jugendamt: Obgleich er selbst (ohne 
„pädagogischen Ansatz“ und jegliche „Diskussion“) die Entscheidung treffe, gäben 
betroffene Eltern meist dem Jugendamt die „Schuld“; ihnen die „Kinder wegzu- 
nehmen“. Aus Sicht des Jugendamts kann der Einbezug des Familiengerichts (etwa 
im Rahmen eines frühen Erörterungsgesprächs) aus dieser Perspektive also zwar 
als Druckmittel im Interventionsprozess fungieren, aber er verspricht letztendlich 
keine nachhaltige ‚Entlastung‘ der Adressatenbeziehung. Letzteres ist einer ASD- 
Mitarbeiterin zufolge dagegen dann der Fall, wenn Ärzte Sozialarbeitern durch 
klare Diagnosen „die Entscheidung abnehmen“. Umgekehrt zeigen sich allerdings 
auch gewisse Delegationstendenzen seitens der Medizin (s. Abschn. 4.2.3): So gibt 
ein Kinderarzt an, Meldungen bei einem Verdacht auf Kindeswohlgefährdung nach 
Möglichkeit an andere Instanzen zu delegieren, um selbst nicht als „Anscheißer“ 
oder „Verräter“ dazustehen. Gleiches gilt für die eigentliche Diagnose, der man 
etwa durch eine Überweisung an Kliniken oder rechtsmedizinische Institute zu 
entgehen versucht. 

Schließlich ist festzuhalten, dass es im Zusammenhang mit Delegationsprozes- 
sen nicht zuletzt um Verantwortung - auch: für potenzielle Unglücksfälle durch 
‚Fehler‘ in der Interventionspraxis - und somit um eine „Absicherung“ der Ak- 
teure geht (vgl. Punkt b). Das fragliche Vorgehen wird häufig mit der Metapher 
eines gegenseitigen Zuschiebens des „schwarzen Peters“ umschrieben: So wertet 
der Leiter einer Inobhutnahmestelle sein Vorgehen, sämtliche Korrespondenz mit 
den Eltern (zurück) ans Jugendamt zu verweisen, als Möglichkeit, sich „aus jeder 
Entscheidung [zu] befreien“. Der Mitarbeiter eines anderen Trägers deutet dagegen 
die Auslagerungspraxis des Jugendamts als Verantwortungsdelegation in dem Sin- 
ne, dass es im Falle des Versagens selbst „aus dem Schneider“ sei („Da ist ja jemand 
drin“) - woraufhin er durch das Schreiben von Berichten „den Ball zurückspielt“. 
Er verfasse diese Berichte generell so, „dass [s]ein Kopf anschließend nicht rollt, 
wenn das Kind stirbt“ und achte stets darauf zu verdeutlichen, dass er selbst „al- 
les getan hat“. Die Delegation von Kontrollkompetenzen wird mithin durchaus als 
Druck erfahren und veranlasst die Betroffenen, sich (ihrerseits) der Verantwortung 
zu entledigen. 
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Variante 3 Neben dem Phänomen der Delegation nach ‚außen‘ zeigen sich schließ- 
lich auch organisationsinterne Formen der Ausdifferenzierung von Kontroll- 
strategien. So sind in einem der von uns untersuchten Settings im Umfeld des 
Jugendamts Organisationseinheiten geschaffen worden, die - zumindest was die 
Außendarstellung betrifft - ‚lästiger‘ Kontrollaufgaben entledigt wurden und so 
Vertrauensgewinne bei Adressaten und Kooperationspartnern erzielen sollen. 
Dabei geht es meist um die Vermittlung eher niedrigschwelliger Angebote im 
Bereich der Frühen Hilfen. Anderenorts existieren gleichsam spezialisierte ‚Ein- 
greiftruppen’ oder Krisendienste, die Kontrollaufgaben gezielt in sich bündeln (und 
damit andere Bereiche entlasten) sollen; man bedient hier eher ‚Feuerwehrfunktio- 
nen bzw. koordinierende Aufsichtsfunktionen oder bearbeitet - Hand in Hand mit 
der Polizei - spezielle Probleme wie Jugenddelinquenz.!°® 

Praktiziert wird hier gewissermaßen eine interne Rollenverteilung nach dem 
Muster ‚gutes Jugendamt - böses Jugendamt; die in vielfältiger Weise taktisch und 
strategisch eingesetzt wird. Insbesondere auf Seiten der „Good Cops“ in diesem 
Spiel sehen die Beteiligten Potenziale, die im Vorangegangenen ausführlicher do- 
kumentierte ‚Vertrauensproblematik‘ zu überwinden, wenngleich sich das mit der 
Tätigkeit verbundene Mandat faktisch kaum vom ASD unterscheidet.!5° Wie eine 
Mitarbeiterin aus dem o. g. Bereich der Frühen Hilfen schildert, „ist und bleibt“ 
man schließlich Jugendamt. Man muss somit potenziell auch selbst Kinder in Ob- 
hut nehmen und weiß aufgrund personeller Kontinuitäten auch, „wie das geht“. 
Allerdings fällt auf, dass - zumindest im programmatischen Konzept dieses Pro- 
jekts - durch bestimmte Kunstgriffe der Eindruck vermittelt wird, als handele es 
sich bei den fraglichen Stellen um vom Jugendamt unabhängige Organisationen: 
Diese erhalten nicht nur einen neuen Namen, sondern auch ein eigenes ‚Logo, das 
gewisse Wiedererkennungswerte mit sich bringt und auf den ersten Blick keine 
Assoziationen zum Jugendamt wachruft. 

Die von uns befragte Mitarbeiterin ist sich damit verbundener potenzieller 
‚Iransparenzprobleme‘ durchaus bewusst und bekundet, man müsse seine orga- 


158 Manche der letztgenannten Arrangements stießen nach ihrer Einführung bei den Fach- 
kräften vor Ort auf Hemmungen, daran zu partizipieren. So lösten etwa militärisch anmu- 
tende Begriffe wie „Task Force“ oder „Stabsstelle“ Abwehrreaktionen aus. Dies führte dann 
zu Neuverhandlungen von Aufgabenbeschreibungen oder — dort, wo sich Mitarbeiter strikt 
weigerten — zur Schaffung von enger an die Steuerungsebene gekoppelten Parallelstrukturen 
(mit Personal, das bereit ist, die Rolle des „Bad Cops“ zu übernehmen) anstelle einer Veran- 
kerung in vorhandenen Organisationseinheiten. 

159 Solche taktischen Vorgehensweisen werden z. B. mit Metaphern wie „Fisch und Angler“ 
oder „Mit Speck fängt man Mäuse“ umschrieben. Ähnliches zeigt sich dort, wo bei „Begrü- 
Bungsbesuchen“ kleine „Willkommensgeschenke“ überreicht werden. 
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nisationale Zugehörigkeit in der Arbeit mit Adressaten stets „offensiv“ kommu- 
nizieren („Wir sagen, wir sind Jugendamt, weil wir sagen, dass Etikettenschwin- 
del überhaupt nicht in Frage kommt“).!6° Indes sieht sie selbst unter dieser Vo- 
raussetzung die Möglichkeit, einen - in den Programmzielen explizit benannten 
- positiven „Imagewechsel des Jugendamts“ sowohl gegenüber Klienten als auch 
Kooperationspartnern zu befördern. So habe die Umstrukturierung mittelfristig 
bewirkt, „dass sich das Bewusstsein verändert“ und überkommene „Abwehrhal- 
tungen“ durchbrochen wurden. Auch im direkten Umgang mit Adressaten gelinge 
es nun, „Überprüfungssituationen“ abzumildern und stattdessen „Unterstützungs- 
funktionen“ und „Beraterrollen“ zu stärken. Dies bringt jedoch offenbar nicht nur 
erhöhte Kommunikationsanforderungen mit sich (s. o.), sondern auch die latente 
Gefahr, gleichsam in altgediente (Kontroll-)Muster zu verfallen („Da ist man recht 
schnell wieder drin“). Die dahingehende Reflexion der eigenen Rolle wird somit 
zu einem wichtigen Diskussionsgegenstand im Rahmen kollegialer Beratung und 
Supervision. Völlig reibungsfrei verläuft die ‚Umetikettierung‘ also offensichtlich 
nicht, wenngleich die Befragte ihr neues Aufgabengebiet - verglichen mit der frü- 
heren Tätigkeit im ASD - erklärtermaßen sehr schätzt („Die Rollendefinition wird 
leichter“; „Ist mal was anderes, was Ruhigeres“). 

Jenseits dieser subjektiven Sinngebungen wird eines deutlich erkennbar: Durch 
taktische Arbeitsteilung (sowie deren Inszenierung) können gemeinhin als eher 
‚kontrollierend‘ wahrgenommene Instanzen offenkundig gewisse Vertrauensge- 
winne erzielen, die ihnen in der Praxis spezifische Zugangsmöglichkeiten eröffnen. 
Entsprechendes zeigt sich seit jeher bei Instanzen, bei denen ein Jugendamtsbezug 
zwar existiert, jedoch nicht unmittelbar offensichtlich ist. Die Leiterin einer öffent- 
lichen Kita drückt es so aus: „Also, wir sind das Jugendamt. [...] Wir haben nur den 
Vorteil, dass die Menschen sehr nah an uns dran sind und uns vertrauen.“ Durch 
die öffentliche Verankerung ergebe sich für höhere Steuerungsebenen gleichzeitig 
der Vorteil, eher „den Daumen drauf“ zu haben. Mancherorts fungiert auch das 
Gesundheitsamt in diesem Sinne als „Türöffner“!1: Jedenfalls wird es, folgt man 
einer seiner Mitarbeiterinnen, im Vergleich zum „bösen“ Jugendamt eher „neutral“ 
wahrgenommen. 

Entsprechende ‚Rollenspiele‘ ala „Good Cop - Bad Cop“ zeigen sich - unabhän- 
gig von funktionsbezogenen Spezialisierungen - auch innerhalb der Belegschaft 
ein und derselben Organisationseinheit. So werden bei Aufgabenverteilungen an- 
hand von individuellen „Interessen“ und „Fähigkeiten“ auch kontrollbezogene Rol- 





160 Diesbezüglich deutet sie allerdings Differenzen in der lokalen Umsetzung an und vermu- 
tet, anderenorts werde die Kopplung ans Jugendamt weniger klar ausgewiesen. 


16! Vgl. dazu die obigen Anmerkungen zur Rolle der Familienhebammen. 
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lenmuster in die Erwägungen einbezogen - so z. B. die Eignung als „Autoritäts- 
person“! Zugespitzt formuliert folgt das fragliche Vorgehen dem Motto: ‚Ich will 
ja nur Ihr Bestes - aber wenn Sie nicht kooperieren, muss ich es der Frau X sagen, 
die zieht dann sicherlich andere Seiten auf.‘ Während ein solches Handlungsmuster 
in den Selbstdeutungen der Jugendhilfeakteure so nicht vorkommt!, gibt es einige 
(subtilere) Hinweise auf dessen Relevanz im Alltag. Entsprechende Konstellationen 
zeigen sich nicht nur in Jugendämtern (im Rahmen des gängigen ‚Mehr- Augen- 
Prinzips‘), sondern auch innerhalb von Organisationen in freier Trägerschaft, wie 
folgendes Zitat einer Leitungskraft zeigt: 


Die gehen entweder abwechselnd oder eine ist mehr zuständig und eine weniger, und 
die machen, die haben dann Themenbereiche aufgeteilt. [...] wie die sich die auf- 
teilen, das wird in dem Tandem besprochen. [...] das haben wir generell hier in der 
Arbeit, das finde ich auch gut, weil manche Familien, manchmal ist man einfach zu 
nah dran und muss einen Schritt zurück gehen und dann ist es gut, wenn die andere 
Person mal schwerpunktmäßig übernimmt. Das ist gut, also das ist ein, was, was ein- 
geführt wurde, wo ich sage: Ja, das ist klasse, das entlastet auch, das nimmt mir so 
auch ein bisschen Verantwortungsdruck. [...] jeder Mensch ist anders, der hier arbei- 
tet [...] und [wenn] auch die Eltern mitkriegen, es gibt unterschiedliche Werte und 
Haltungen, das ist gut. Das finde ich, gehört zum Leben dazu. Und das bereichert 
einen Fall. Eine, die dann stärker diesen Kontrollauftrag noch mal wahrnimmt, oder 
einer, der dann eher so diesen Beratungshintergrund macht, so, da gucken wir immer 
genau. Und das macht, macht es anstrengend, weil man muss es immer wieder genau 
im Blick haben, aber es macht es auch vielfältig und so vielfältig sind die Familien, mit 
denen wir arbeiten. (Ltg FT12; 122-126) 


Nicht nur für den hier betrachteten Anbieter von Familienhilfen ist das „Tandem“ 
ein gängiges Prinzip der Fallbearbeitung. Darin werden mehrere Vorzüge gesehen: 
„Themenbereiche“ (z. B. Ernährung, Behördengänge) lassen sich pragmatisch auf- 
teilen. Situationen zu großer persönlicher „Nähe“ werden durch Kollegen kompen- 
siert, was wahrgenommenen „Verantwortungsdruck“ vermindert. Die Familien 
sehen sich - ihrer „Vielfältigkeit“ angemessen - unterschiedlichen „Werten und 
Haltungen“ gegenüber. Und nicht zuletzt erlaubt ein solches Arrangement, (nach 
dem Prinzip „Good Cop - Bad Cop“) „Kontrolle“ und „Beratung“ ein Stück weit 
voneinander zu trennen. Zwar erfordert dies offensichtlich einen erhöhten Kom- 
munikations- und Koordinationsaufwand („man muss es immer wieder genau im 





162 Dies steht nicht selten im Zusammenhang mit dem Geschlecht oder dem (Dienst-)Alter 
der Akteure. 

163 Es handelt sich hier um eine Paraphrasierung aus einem beobachteten Erörterungsge- 
spräch, bei dem ein Polizeibeamter dies als praktikable Interventionsstrategie in die Diskus- 
sion einbrachte. 
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Blick haben“), sodass es für die Akteure „anstrengend“ ist. Weil man hier auf kom- 
plexe Fälle mit komplexen Strategien reagiert, erscheint das Prinzip jedoch fachlich 
als Königsweg. 

Geht es um entsprechende Rollenaufteilungen zwischen verschiedenen - parallel 
am Fall beschäftigten - Leistungserbringern, so scheint hier vor allem die Zusam- 
menarbeit zwischen SPFH-Kräften und Familienhebammen erwähnenswert. Auch 
diese arbeiten in der Praxis nicht selten in besagten „Tandem“-Konstellationen (vgl. 
dazu Eisentraut & Turba 2013). Auffällig erscheint hier, dass Sozialpädagogen wie 
auch Hebammen in der wechselseitigen ‚Außensicht‘ dem jeweils anderen eher 
„diffuse Rollen“ zuschreiben, während sie ihren eigenen Zugang als klarer definiert 
betrachten. So berichtet eine Sozialpädagogin, manche Familienhebammen wür- 
den mit einer „hemdsärmeligen Einstellung“ ihre Kompetenzen überstrapazieren, 
indem sie ohne „vernünftige Hilfeplanung“ und sozialpädagogische ‚Unterstützung‘ 
die „Kontrollettifrau für das Jugendamt“ spielten. Ihr Auftrag zwischen „Hilfe“ und 
„Rapport fürs Jugendamt“ sei generell „sehr diffus“ und es fehle einigen von ihnen 
an Reflexionsfähigkeit hinsichtlich der Frage, „wie sie das klarer kriegen können“. 
Eine Familienhebamme sieht dagegen in ihrem eigenen Berufsprofil (zumindest 
bezogen auf medizinische Aspekte) „sogar eher [...] einen akzeptierten Kontroll- 
aspekt“. So sei etwa die Kontrolle der kindlichen Entwicklung - etwa durch das 
Wiegen des Säuglings - seitens der Mütter ausdrücklich erwünscht; insofern gebe 
es „schon mal einen anderen Einstieg“. Während ein Sozialpädagoge keine (rechtli- 
che) Grundlage habe, ein Kind zu „untersuchen“ oder „nackt zu sehen‘; gehöre dies 
bei der Hebamme „automatisch ein bisschen ins Programm rein“. Die im Rahmen 
der Hilfeplanung vereinbarten „pädagogischen Ziele“ der SPFH seien dagegen „ein 
bisschen schwammiger“ und „diffuser“ für die Familien. 

Einerseits klingt hier ein latenter Konflikt an: In den Darstellungen scheint der 
implizite Vorwurf mitzuschwingen, der Kontrollaspekt der Arbeit werde von der 
jeweils anderen Seite nicht hinreichend reflektiert. Vereinzelt ist auch von „Kon- 
kurrenz“ und „Kompetenzrangeleien“ zwischen den beiden Berufsgruppen die 
Rede (vgl. Abschn. 4.2.3). Andererseits scheinen aus dem Nebeneinander der 
unterschiedlichen fachlichen Verankerungen heraus Synergiepotenziale sowie Op- 
tionen für ‚gemeinsames Lernen’ zu erwachsen. Man teilt sich die Kontrollfunktion 
pragmatisch auf und profitiert auch ansonsten vom Blick des anderen. 

Eine Jugendamtsmitarbeiterin betont hinsichtlich einer solchen Perspektiven- 
übernahme im fraglichen Kooperationszusammenhang, dass es der Qualität der 
Arbeit zuträglich sei, „von eigenen Werten auch mal abzukommen“. Eine Sozialpäd- 
agogin bekundet, von einer kooperierenden Hebamme (etwa hinsichtlich der kind- 
lichen Entwicklung im Säuglingsalter) viel „lernen“ zu können. Zudem erlaube ihr 
die vertrauensvolle Beziehung zwischen Hebamme und Familie, selbst etwas mehr 
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‚Abstand‘ zu gewinnen, so dass sich die unterschiedlichen Ansätze gut ergänzten.!6* 


Hebammen deuten an, vom ‚systemischen‘ und „objektiveren‘, weil „unbestech- 
licheren“ Blickwinkel der Sozialpädagogen profitieren und diesen für die eigene 
Praxis nutzbar machen zu können. Letztere glauben dagegen, von den überlegenen 
Zugangsmöglichkeiten der benachbarten medizinischen Profession - im Sinne von 
„Nähe“ und „akzeptierter“ Kontrolle - lernen zu können. Dies schlägt sich z. B. da- 
rin nieder, dass sie deren Methoden in bestimmten Situationen gleichsam kopieren 
(vgl. ebd.: 94f): So berichtet eine SPFH-Kraft, dass sie das Instrument der „Kinder- 
schutzbögen“ - analog zu von Hebammen verwendeten „Wachstumstabellen“ - ge- 
zielt einsetzt, um Adressaten Einblicke in quasi-wissenschaftliche, (vermeintlich) 
„objektive“ Erfordernisse und Grenzziehungen zu vermitteln, was dem Aufbau und 
Erhalt einer Vertrauensbeziehung letztlich dienlich erscheint.!°° 

In der Gesamtschau wird deutlich, dass multiple Mandate mit diffusen Hand- 
lungskonstellationen einhergehen, auch weil stärker formalisierte Kontrollaufträge 
und zunehmende Kooperationserwartungen unvermittelt nebeneinander stehen 
oder in Gestalt neuer hybrider Akteurskonzepte Unsicherheit stiften. Die Arbeit 
an den entsprechenden Bruchstellen erfolgt auf verschiedene Weise: Die Arbeits- 
teilung nach dem Muster „Good Cop - Bad Cop“ ist hier ein beliebtes Muster der 
Komplexitätsreduktion, bewegt sich jedoch, wo Absprachen unklar bleiben und 
Versuche der Verantwortungsdelegation stattfinden, in einem Kontext großer In- 
transparenz. Kontrollverluste sind dann eine mögliche Folge. 


Zwischenfazit Insgesamterscheint der Alltag des organisierten Kinderschutzes von 
viel Fluktuation, Subjektivität und Spontaneität - also von Unordnung - geprägt. 
Kontrollpolitiken versuchen, dieser Unordnung Herr zu werden, können sie aber 
im Spannungsfeld zwischen ‚patentierten‘ Formalitäten und dem Streben nach 
Passgenauigkeit häufig nicht auflösen. Um Interventionen einerseits fallsensibel zu 
gestalten und andererseits mit den für moderne Wohlfahrtsstaatlichkeit konstituti- 
ven Kontrollansprüchen kompatibel zu halten, sind Räume für beziehungssensible 
Informationsbeschaffung eine wesentliche ‚Balancebedingung‘ - gleich, ob es um 





164 Hebammen wird generell ein gewisser Vertrauensvorsprung attestiert: So herrsche bei den 
Eltern der Eindruck vor, die SPFH komme „vom Jugendamt“, während die Hebamme „Babys 
auf die Welt“ bringe. Diese große „Nähe“ und „Parteilichkeit“ wird von Hebammen selbst 
zuweilen problematisiert: Man müsse aufpassen, sich nicht zu sehr „einwickeln“ zu lassen 
und „einen kühlen Kopf bewahren“. Eine Hebamme berichtet, dies in der Interaktion durch 
bewusste Distanzierungen (z. B. „Siezen“) zu bewerkstelligen. 

165 Das gemeinsame Ausfüllen des Instruments erlaube es nämlich, eigens vertretene Stand- 
punkte in der Interaktion zu legitimieren („Das gilt für ganz Deutschland“; „Das denke ich 
mir nicht aus“). 
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Abb. 4.4 Organisationale Verarbeitung von Kontrollansprüchen 


Beziehungen zwischen Adressaten und intervenierenden Instanzen oder zwischen 
letzteren und administrativ ‚Vorgesetzten! (v. a. Kostenträgern) geht. Die Kontroll- 
dynamik im gegenwärtigen Kinderschutzsystem wirkt diesbezüglich eher kontra- 
produktiv; vielfach sorgt sie für eine Zuspitzung ohnehin bestehender Spannungen. 

Deren Bearbeitung (im Sinne von ‚Coping‘) erfolgt in unterschiedlichen, teils 
weicheren, teils härteren Facetten (siehe dazu Abb. 4.4). Vielfach jonglieren sowohl 
die leitenden als auch die intervenierenden Akteure mit formalen Vorgaben und 
eigenen Professionsnormen. Patentrezepte sind aus ihrer Perspektive häufig gerade 
nicht funktional. Jedoch steht jegliche Spontaneität - im Kontext des Trends zu 
mehr Kosteneffizienz - immer auch unter einem generellen Ressourcenvorbehalt; 
zudem stehen und fallen die Möglichkeiten, formalen Vernetzungsanforderungen 
gerecht zu werden, auf Seiten der Träger bzw. Professionen mit fluktuierenden Ver- 
fügbarkeiten von sowie tragfähigen Beziehungen zu Kooperationspartnern. Nicht 
nur die relevanten Problemlagen gestalten sich als hochgradig ‚unkontrolliert‘; 
auch der Rückgriff auf Mitwirkende und Lösungen vollzieht sich im Kinderschutz 
oft nach Gelegenheit.! 

Hinzu kommt der organisationale Eigensinn vieler Instanzen. Er ist gewisserma- 
ßen das Kontrastprogramm zum ebenfalls beobachtbaren ‚Dienst nach Vorschrift), 
der immer auch Legitimationszwecken dient. Vielfach sind die Akteure zwischen 
diesen beiden Polen hin- und hergerissen; der vielfach praktizierte ‚Kontrollprag- 





166 Ganz im Sinne einer „garbage can“-Konstellation (s. o.). 
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matismus‘ verweist auf eine ‚selektive Permeabilität‘ der Organisationen, wodurch 
manche Modernisierungsimpulse von außen eindringen, andere dagegen nicht. 
Institutionelle Vorgaben werden entweder - z. B. durch „fachliches“ Gegensteu- 
ern - gebrochen bzw. umgedeutet oder aber relativ ungefiltert in eigene Konzepte 
inkorporiert, wobei es stets darum geht, externe Normen handhabbar zu machen. 
Die Auslegung von Formalitäten wird so zum Gegenstand von „institutional work“. 

Externe Auflagen werden dabei nicht selten als Einmischung in ‚innere Ange- 
legenheiten‘ und somit als „Gängelung“ erlebt; andere Fachkräfte wiederum sehen 
sich schlicht aufgrund mangelnder (Zeit-)Ressourcen zu Selektivität gezwungen, 
um ihre Arbeitsfähigkeit zu erhalten. In beiden Konstellationen werden forma- 
le Vorgaben als Strapazierung der „eigentlichen“ Arbeit gedeutet. Das Credo der 
Passgenauigkeit wird weitergelebt, obwohl viele Akteure es - vor dem Hintergrund 
sich ‚aufdrängender‘ Patentrezepte - faktisch aufgeben bzw. mehr Formalitäten als 
hilfreich deuten. Insofern kommt das mentale Festhalten an diesem Credo einer 
psychologischen Rationalisierung gleich. Dies gilt ebenso für das schlichte Wegde- 
finieren eines Konflikts zwischen Hilfe und Kontrolle bei einigen Sozialarbeitern. 

Betrachtet man die Kontrolldimension in der Beziehung zwischen intervenie- 
renden Instanzen und ihren Adressaten, so ist augenfällig, dass sich die Akteure an- 
gesichts multipler Mandate (Hilfe und Kontrolle) häufig diffusen Konstellationen 
gegenübersehen. Durch aktuelle Entwicklungen des Regelwerks in Richtung stär- 
ker formalisierter Kontrollaufträge sowie in Anbetracht gleichzeitig zunehmender 
Kooperationserwartungen (s. Abschn. 4.2.3) wird diese Situation eher noch ver- 
schärft. Zudem erzeugt ein allgegenwärtiger ‚Hybridisierungsdruck‘ gerade für neu 
hinzukommende Akteure (z. B. Hebammen) neue Konfliktlinien. Reagiert wird 
darauf - v.a. im Umfeld der Jugendhilfe, wo die besagte Doppelanforderung gewis- 
sermaßen ‚altbekannt‘ ist - u. a. mit Formen der taktischen Arbeitsteilung, die die 
fragliche Diffusität zumindest vordergründig auflösen (sollen). Rollenverteilungen 
nach dem Muster „Good Cop - Bad Cop“ sind offenbar teilweise in der Lage, in 
der einen Richtung ‚Vertrauensprobleme‘ zu lösen, in der anderen Richtung da- 
gegen als notwendig erachtete ‚Distanz‘ (wieder)herzustellen. Insofern handelt es 
sich (auch) hier um ein pragmatisches Instrument der Komplexitätsreduktion an- 
gesichts der ‚chaosträchtigen‘ Verhältnisse im Alltag des Kinderschutzes. 

Jedoch beruhen taktische Arbeitsteilungen nicht immer auf gegenseitigem Ein- 
verständnis und klaren Absprachen: So sind etwa - teilweise institutionalisierte - 
Delegationen (auch: von Verantwortung) an der Tagesordnung, was nicht selten in 
Konflikte mündet.! Die betroffenen Instanzen versuchen, diese Situation ihrer- 
seits durch Delegationen zu bewältigen, indem sie den „schwarzen Peter“ zurück- 





167 So wertet auch Biesel (2011: 114) „spezialisierte Arbeitsteilungen mit Anweisungs- und 
Delegationsprinzipen“ als Ausdruck einer wenig „reflexiven Kommunikationskultur“. 


4.2 Kinderschutz paradox 319 


bzw. weitergeben. Harmonische interprofessionelle und interorganisationale Ko- 
operation sieht anders aus. 

Insgesamt scheint - vor dem Hintergrund des Postulats der absoluten Verläss- 
lichkeit - die Zuwendung zum ‚Rettungsanker‘ der formalen Vorgaben im heuti- 
gen Kinderschutzsystem tendenziell an Gewicht zu gewinnen. Gleiches gilt für eine 
Form des Regelopportunismus, die im Kontext der Trägerkonkurrenz zum Ausweis 
von ‚Qualitätsorientierung‘ wird und so wirtschaftliche Aspekte ins Spiel bringt (s. 
Abschn. 4.2.1). Zudem berührt das hier dargestellte Spannungsfeld - gleich ob die 
organisationalen Reaktionen eher opportunistisch, selektiv oder widerspenstig aus- 
fallen - auch Fragen der Kooperation (s. Abschn. 4.2.3): Der Umgang mit (Kontroll-) 
Regeln wird zum zentralen (Verhandlungs-)Gegenstand wechselseitiger Kommuni- 
kation und Positionierung in Netzwerken des organisierten Kinderschutzes. 


4.2.3 Gemeinsam und einsam: Kooperation und Vernetzung in 
diffusen Kontexten 


Die in den vorherigen Abschnitten dargestellten Ambivalenzen des gegenwärtigen 
Kinderschutzsystems sind eingebettet in eine Konstellation, bei der Regulierer wie 
Praktiker verstärkt die Devise interorganisationaler Kooperation ausgeben. Das 
grundlegende Credo ist das der ‚demokratischen‘ Kooperation in Netzwerken - mit 
dem Ziel, Kompetenzen organisationsübergreifend fruchtbar zu machen und Räu- 
me für kollegiale ‚Multiprofessionalität‘ zu erschließen, kurz: Synergien zu schaf- 
fen. Diese Agenda ist bereits seit längerer Zeit Gegenstand der wissenschaftlichen 
Debatte - nicht zuletzt wegen bestehender Zweifel an ihrem konkreten Ertrag (vgl. 
dazu exemplarisch die Beiträge in Fischer & Kosellek 2013; allgemeiner: Straßheim 
2013). Van Santen und Seckinger (2003: 9; 21ff) sprechen im Zusammenhang mit 
Vernetzung im Bereich der Jugendhilfe gar von einer „mit vielen positiven Erwar- 
tungen überladene[n] Problemlösungsstrategie“ sowie einem „fast schon mysti- 
schen Heilsversprechen“. Es scheint, als sei das im Kinderschutz allgegenwärtige 
Vernetzungsstreben nicht zuletzt ein Gegenreflex zu wachsender ‚Systemdifferen- 
zierung‘ - also zu einer allgemeinen, auch den Sozialsektor erfassenden, Tendenz 
gesellschaftlicher Modernisierung (vgl. dies.: 13ff sowie Abschn. 3.3 i. d. B.).!® 





168 Tatsächlich steht Vernetzung aus sozialtheoretischer Perspektive für „Entdifferenzierung‘; 
sie verspricht eine „Hybridisierung“ gesellschaftlicher Subsysteme (vgl. Bamme et al. 2012: 
40) und „Syntheseprinzipen jenseits von ‚Markt‘ und ‚Plan‘“ (dies.: 43; vgl. auch Powell 
1990). Eine solche Beschreibung netzwerkförmiger Koordination verweist auf einen Idealzu- 
stand der offenen und vorbehaltlosen Kooperation von Akteuren, die eine Zusammenarbeit 


suchen und sämtlich für gewinnbringend halten. 


320 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


Genuine Voraussetzung für produktive Vernetzungsprozesse ist in jedem Fall 
zum einen, dass alle Beteiligten bereit und fähig sind, sich in ihre Kooperations- 
partner kognitiv hineinzuversetzen. Jenes „taking the role of the other“, welches 
- folgt man der Denkweise des symbolischen Interaktionismus (Mead 1968) - für 
jedes interaktive Handeln grundlegend ist, muss frei sein von Idiosynkrasien und 
strategischen Hintergedanken. Das Ziel gemeinsamen Lernens - eine typische Er- 
wartung an Netzwerke (Podolny & Page 1998: 62-64) - ist zentraler Fixpunkt einer 
solchen ‚offenen Perspektivenübernahme‘. Zum zweiten verweist die einschlägige 
Netzwerkliteratur auf Vertrauen als entscheidenden Katalysator für interorgani- 
sationale Kooperationsprozesse jenseits von Markt und Hierarchie (Powell 1990): 
Netzwerkpartner müssen Ko-Akteure und von ihnen eingebrachte Informationen 
ernst nehmen wollen und können; dies ist ein wichtiges Moment von Gegenseitig- 
keit - Thomson & Perry (2006: 27) sprechen von der „mutuality dimension“ netz- 
werkförmiger Kooperationen. 

Für das Kinderschutzsystem sind nun allerdings plurale Trägerstrukturen und 
interprofessionelle Differenzierungen konstitutiv. Sowohl die für die jeweiligen Ak- 
teure geltende Regulationen und Organisationsprinzipien als auch die in ihrem 
Wirkungskreis etablierten Berufsbilder und Arbeitsroutinen erweisen sich als äu- 
ßerst heterogen. Allein diese Vielfalt birgt ein erhebliches Konfliktpotenzial. Hinzu 
kommen in den einzelnen Funktionsbereichen je spezifische intraprofessionelle 
und -sektorale Diskrepanzen.!® Die Kooperationspraxis steht somit in mehrfacher 
Hinsicht unter ‚Netzspannung‘. Zudem löst die neue ‚Netzwerkphilosophie‘ in ei- 
nem gegebenen Praxisfeld die Koordination qua Markt oder Plan nicht gänzlich 
auf, sondern sie korrespondiert in vielfältiger Weise mit anderen Formen interor- 
ganisationaler Beziehungen. Dies kennzeichnet nicht zuletzt aktuelle Reorganisa- 
tionsprozesse in der Gegenwart des Gesundheits- und Sozialwesens. In der Praxis 
ist Vernetzung also keineswegs ein ‚Selbstläufer‘, sondern sie aktualisiert immer 
auch Erfahrungen von Konkurrenz und hierarchischen Steuerungsansprüchen.!”° 


199 Vgl. zu entsprechenden Rollenunsicherheiten angesichts multipler Mandate und diffuser 
Zuständigkeiten Abschn. 4.2.2. 


170 Dass Netzwerke eine gewisse Diffusität aufweisen, ist zuletzt auch in Diskussionen im Um- 
feld der Sozialen Arbeit thematisiert worden. So konstatiert Lorenz (2013: 110), dass das „von 
den Sozialwissenschaften affirmativ aufgefasste Netzparadigma“ dazu tendiert, bestimmte 
Dimensionen von Kooperationsprozessen im Sozialsektor auszublenden. Er zitiert Böhme 
(2004: 33) mit dessen Beobachtung, dass Vernetzung auch Aspekte von „Überwachung und 
Kontrolle“ beinhaltet — aus dieser kulturhistorisch-etymologischen Perspektive bilden das 
„Spinnennetz und das Fischernetz“ sogar den „semantischen Kern“ des Netzwerkbegriffs 
(ders.: 17). Schubert (2013: 267f) stellt die Verbreitung von „Netzwerkorganisation“ im So- 
zialsektor in einen Zusammenhang mit dem Aufkommen des „Neuen Steuerungsmodells“: 
Kooperation und Vernetzung seien auch dazu bestimmt, die „Effizienz“ Sozialer Arbeit zu 
erhöhen - also gewissermaßen Mittel zu einem anderen Zweck. 
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Netzwerke stellen sich mithin als eine Arena dar, in der es häufig weniger um ‚Syn- 
ergieproduktion’ geht als darum, Konflikte auszuagieren. Die „politisierte Seite von 
Vernetzungsprozessen“ (Straßheim 2013: 125) darf also nicht übersehen werden. 

Unabhängig davon ist Vernetzung immer auch eine organisatorische Herausfor- 
derung (vgl. Santen & Seckinger 2003; Bohler & Franzheld 2013): Zunächst drohen 
stets technische Reibungsverluste im ‚Kooperationsalltag, z. B. aufgrund wechsel- 
seitiger Informationsdefizite. Überdies ist interorganisationale Zusammenarbeit 
im Kinderschutz mit Animositäten zwischen Berufsgruppen und Organisationen 
sowie mit oft unliebsamen Delegationsverhältnissen verbunden. Traditionelle 
Kompetenzstreitigkeiten und Interessenkonflikte, Statusdifferenzen und ‚Kolonia- 
lisierungsbestrebungen, je eigensinnige professionelle Selbstdeutungen und Her- 
angehensweisen an den Arbeitsgegenstand mit daraus folgenden Reibungs- und 
Informationsverlusten oder auch (Ressort-)Streitigkeiten hinsichtlich der finan- 
ziellen Verantwortung bergen Konfliktpotenzial, das durch institutionelle Koope- 
rationszwänge möglicherweise noch verschärft wird. 

Kurzum: Das Zusammenwirken von Professionen und Organisationen im 
Kinderschutz bewegt sich potenziell zwischen situativer Synergie, friedlicher Ko- 
existenz und demonstrativer Abgrenzung. Der zunehmende ‚Netzwerkaktivismus‘ 
im Sozialsektor stößt immer auch auf strategische (Partikular-)Interessen und Ab- 
wehrverhalten'”!, was in die paradoxe Situation mündet, dass die beteiligten Ak- 
teure zugleich ‚gemeinsam und einsam‘ operieren. Es liegt deshalb nahe, dass auch 
im Umgang mit Vernetzungs- und Kooperationserwartungen „institutional work“ 
stattfindet und spezifische ‚Coping‘-Strategien entwickelt werden (vgl. dazu Bensa- 
ou et al. 2014). Drei Aspekte wollen wir nachfolgend genauer unter die Lupe neh- 
men: Zunächst werden auf allgemeiner Ebene verschiedene Ausprägungen inter- 
professioneller und -organisationaler Spannungen sowie darauf bezogene Bewäl- 
tigungsstrategien beschrieben (a). Im zweiten Unterkapitel (b) geht es um die von 
den Feldakteuren wahrgenommenen Spielräume und Grenzen effektiver Vernet- 
zung im Rahmen der formalisierten Kooperation ‚am runden Tisch‘: Wie deutlich 
werden wird, fällt aus der Sicht der Beteiligten der praktische Ertrag solcher Netz- 
werke oft hinter dem informativen Nutzen routinisierter Zusammenarbeit zurück; 
gleichzeitig eröffnen solche Formen der Vernetzung zentralen ‚Strippenziehern‘ 
Spielräume für erweiterte Prozesskontrolle. Im dritten Schritt (c) fokussieren wir 
die interessenbezogenen (z. B. Finanzierungsfragen betreffenden) Momente des 
Vernetzungsverhaltens maßgeblicher Akteure sowie die Frage, was Netzwerke - 
trotz aller Vorbehalte - für die beteiligten Organisationen attraktiv erscheinen lässt. 





171 Entsprechend identifiziert Kleve (2008: 35ff) — für den Bereich der Jugendhilfe — Rollen- 
differenzierungen, institutionelle Machtdifferenzen sowie Eigenheiten des Finanzierungssys- 
tems als wesentliche „Fehlerquellen“ in Kooperationsprozessen. 
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a) „Wie Hase und Wolf“: Interprofessionelle Spannungen an vielen Fron- 
ten Schon jenseits von organisierter Kooperation und Vernetzung (im engeren Sinn) 
treffen im Alltag des Kinderschutzes zahlreiche Berufsgruppen mit unterschied- 
licher institutioneller, organisationaler und professioneller Verankerung aufeinan- 
der. Im Folgenden durchleuchten wir die daraus resultierenden Spannungsfelder 
und damit verbundene Problemdeutungen der beteiligten Akteure im Rekurs auf 
einige schillernde Beispiele aus unseren Interviews. Hier haben wir stets die Frage 
gestellt, ob - und an welchen Stellen - es bei kinderschutzbezogenen Kooperations- 
prozessen mit anderen Instanzen Schwierigkeiten gebe. Häufig verwiesen die Inter- 
viewpartner dann auf divergierende Herangehensweisen bzw. Deutungsmuster als 
größte „Stolpersteine“ im Kontext interorganisationaler Kooperation. 

Diese Diagnose verdichtet sich in der Metapher „unterschiedlicher Sprachen“ in 
den Kommunikationsprozessen vor Ort. Eine Leitungskraft eines freien Trägers 
der Jugendhilfe führt dazu aus: 


Also wichtig ist mal zu sehen, dass also, wenn man jetzt vom Leben der Kinder aus- 
geht, die haben mit Gesundheitssystemen zu tun, die haben mit Kindergärten, Päd- 
agogik und mit Schule, und dass diese unterschiedlichen Systeme, die ticken völlig 
unterschiedlich. [...] Die haben ganz andere, also, Schule, Schule z. B., Lehrer wissen 
überhaupt nicht, was die Philosophie des Kinder- und Jugendhilfegesetzes ist, vice 
versa. Und die Kinder- und Jugendhilfe, die [...] wundert sich, wie, also kann ich 
ein Beispiel nennen: Ein Kind wird, ein Kind, ein 6-jähriges Mädchen wird in einer 
Grundschulklasse für unbeschulbar gehalten, weil sie da irgendwie nicht zu halten 
ist, während sie im Kindergarten, okay, die ist schwierig, aber, also die haben das Ver- 
ständnis davon, was da schwierig ist. Wie man mit den Eltern redet, wie man jetzt 
überhaupt eine pädagogische Arbeit aufbaut, das ist ganz unterschiedlich und da gibt 
es überhaupt keine Verbindungslinien, sage ich jetzt mal etwas salopp. Die gibt es 
im Einzelfall, aber die sind nicht institutionalisiert. Und Gesundheit ist auch, also 
die sitzen nicht alle an einem Tisch und sagen: Lass uns mal gemeinsam gucken, wie 
wir unsere Ressourcen zusammentun und wie jeder dazu beitragen kann. Das Den- 
ken ist unterschiedlich. Die Medizin diagnostiziert und macht dann eine Behandlung 
und die Jugendhilfe hat vom Prinzip her das Problemverstehen. Mit den Betroffenen. 
Schule würde nie sagen, zu Eltern, also die haben, das ist auch die Frage: Hat die 
Schule, begreift sie sich als, mit als Bildungsauftrag oder sollen die Kinder nur lernen. 
Und das wird dann, also kurz und gut, das stelle ich immer wieder fest, dass das echt 
schwierig ist. (Ltg FT17; 198-200) 


Die Befragte ordnet verschiedene Instanzen des Kinderschutzsystems (Jugendhilfe, 
Gesundheitswesen, Kindergarten, Schule) bezeichnenderweise einzelnen „Syste- 
men“ zu, die aus ihrer Sicht „völlig unterschiedlich ticken“ und „denken“. Es fehle 
an wechselseitigen „Verbindungslinien“ und Einblicken in die institutionalisierte 
„Philosophie“ des jeweils Anderen. Während in der Jugendhilfe das Prinzip des 
„Problemverstehens“ vorherrsche, gehe es in der Medizin um Diagnostik und „Be- 
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handlung“'7?, in der Schule dagegen (nur) ums „Lernen“, wie sie am Beispiel eines 


(vermeintlich) „unbeschulbaren“ Mädchens verdeutlicht. Gewisse Berührungs- 
punkte mit der Jugendhilfe werden lediglich im Bereich der (im gleichen Ressort 
angesiedelten) Kinderbetreuung gesehen. Diese Einschätzung harmoniert mit der 
von der Befragten im weiteren Verlauf des Interviews vorgebrachten Deutung, der 
zufolge bestehende Probleme darauf zurückzuführen seien, dass die angesproche- 
nen Funktionsbereiche in drei verschiedene Ressorts fielen und somit nicht ge- 
meinsam von oben geplant würden; ihr Plädoyer für eine Bewältigungsstrategie 
der „integrierenden Fachpolitik“, welche man „auf der unteren Ebene“ schlicht und 
ergreifend „nicht ersetzen“ könne, untermauert ihre Einschätzung, dass eine selbst- 
läufige Kooperation an institutionellen Grenzziehungen scheitert. 

Auch Jugendamtsmitarbeiter sind der Ansicht, dass die Kooperation zwischen 
den Funktionsbereichen Jugendhilfe und Gesundheitswesen oft schon am Zu- 
schnitt von Ressorts - also „eher an der oberen Ebene als an der unteren“ - scheite- 
re.173 Die Stellungnahme einer Behördenmitarbeiterin - wiederum in Reaktion auf 
die Frage, an welchen Stellen sie Kooperationsprobleme im Kinderschutz sehe - 
illustriert diese Perspektive auf die übergeordnete politisch-administrative Ebene: 


Oh Gott, ja, wo fängt man da an [lacht]? In der Praxis ist es, gibt es immer irgendwo 
Haken und Ösen, das ist klar. Also wenn wir jetzt bei diesem Bereich Gesundheit, 
Kooperation Gesundheits- und Jugendhilfe angeht, da macht oft eben genau dieses 
Thema Finanzierung ein Problem, weil das ja doch sehr unterschiedliche Bereiche, 
unterschiedliche Gesetze, Gesetzesgrundlagen, Leistungsbereiche sind und das, 
schwer zu verankern sind, Familienhebammen sind ja, gibt es ja nicht, sozusagen 
praktisch gibt es sie, aber rechtlich gesehen gibt es sie nicht, die sind nirgendwo sozu- 
sagen verankert und von daher ist eben auch die Finanzierung irgendwie, die Kran- 
kenkassen sagen natürlich, steht nicht in unserem Leistungskatalog, geben wir kein 
Geld für und, naja so. Und daran haken oft auch weitergehende Kooperationsprojekte 
in dem Bereich, eben Einbezug von niedergelassenen Kinderärzten, Gynäkologen in 
solche Netzwerke irgendwie, die es natürlich auch in ihren Honorarsätzen nicht drin 
haben, Netzwerkarbeit mit Jugendhilfe zu betreiben, so solche Sachen. Das sind schon 
Stolpersteine. (B1; 112) 





172 Wobei sie gleichzeitig andeutet, dass eine kooperative Gesprächskultur im Gesundheits- 
wesen weniger ausgeprägt sei („die sitzen nicht alle an einem Tisch“). 

173 Dies gilt auch innerhalb von Funktionsbereichen (dazu unten mehr): So wird z. B. er- 
örtert, dass die institutionelle ‚Trennung‘ von Jugendämtern auf der einen und Kinderbe- 
treuung auf der anderen Seite Kommunikationsprozesse generell erschwere. Kitas verkörper- 
ten — auch wegen des besonderen Finanzierungssystems — eine „eigene Welt“, weshalb in der 
Praxis vieles „nebeneinander her“ laufe, so eine Behördenmitarbeiterin. Anderenorts gibt es 
offenbar ein spannungsgeladenes Verhältnis zwischen der Verwaltung einer Kommune und 
der benachbarter Landkreise - letztlich könne hier, so wird uns erklärt, nur „einer den Hut 
aufhaben“. 
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Grundlegende „Stolpersteine“ hinsichtlich einer gedeihlichen Kooperation wer- 
den also bereits auf der Ebene von „Gesetzen“, „Leistungsbereichen“ und der „Fi- 
nanzierung“ gesehen. Die Einbindung von (Familien-)Hebammen und (Kinder-) 
Ärzten in kinderschutzbezogene Vernetzungsinitiativen scheitert demnach häufig 
schon daran, dass in deren (krankenkassenseitig finanziertem) Leistungsspektrum 
keine entsprechenden Spielräume vorgesehen sind. Insbesondere beim institutio- 
nell bislang eher sporadisch etablierten ‚Hybridtyp‘ der Familienhebammen (vgl. 
Abschn. 4.2.2) gibt es zwischen den beiden hinsichtlich der Zuständigkeit in Fra- 
ge kommenden Politikressorts örtlich Streit, nicht zuletzt bezüglich der Finanzie- 
rungsverantwortung. Konflikte scheinen hier also - gemäß der in Kap. 3 herausge- 
arbeiteten, nebeneinander herlaufenden Kooperations- und Autonomiedoktrin im 
Gesundheitswesen - institutionell (auf höheren Ebenen) vorprogrammiert zu sein. 
Ein Interview mit einer Leitungskraft einer Familienbehörde erscheint in Bezug 
auf die Zusammenarbeit von Gesundheits- und Jugendhilfe besonders instruktiv: 


Der Gesundheitsbereich, also das könnte ich aber genauso für den Bildungsbereich 
sagen, der tickt total anders als der Bereich Jugend und Soziales [...] Das ist ein Sys- 
tem, das sich also so schlecht vernetzt, dass man sagen kann, da ist es mit am aller- 
schwersten. [...] Auf allerobersten Ebenen gibt es sozusagen Schnittmengen, wo mal 
die Leute auch mal beieinander sitzen, aber auf niedrigeren Ebenen führt das zu gar 
nichts. So, und das heißt, man muss einfach irgendwo die Initiative ergreifen und 
auf Arbeitsebene dann Zusammenarbeit organisieren. So haben wir das hier hinge- 
kriegt, dass [die beiden Referate] doch also ihr gemeinsames Leiden dann lieber durch 
Kooperation gelöst haben, als dass sie sich weiter beharkt haben. So, aber das lag 
eigentlich auch mehr daran, dass die Personen es auch leid waren und lieber zusam- 
men arbeiten wollten. Aber ansonsten muss man sagen, die haben wirklich im Leben 
nicht viel gemein, so, und ich glaube, diese unterschiedlichen Kulturen, die man seit 
Jahrzehnten mit sich herumträgt, zu überwinden, das ist viel schwerer, also die haben 
total andere Arbeitsweisen. Also allein die Frage, wie wir mit unseren Pendants in den 
Bezirksämtern umgehen, unterscheidet sich so stark davon, wie das Amt für Gesund- 
heit mit seinen Pendants umgeht, sozusagen, die befinden sich immer im Krieg unter- 
einander. [...] Wenn ein Kind in Not ist und es womöglich lebensbedrohend wird, 
dann gibt es gar kein Vertun, dann müssen wir auch eine Pflicht einrichten, die Hilfs- 
systeme zu aktivieren [...] Das können sie überall machen, außer im Gesundheits- 
wesen, da fahren Ihnen die Leute die größten Kanonen aufs Spielfeld, um zu sagen: 
Geht überhaupt nicht, Patientendaten, um Gottes Willen, ärztliche Schweigepflicht, 
das kann nicht sein, wir sind mit einem Fuß im Gefängnis. [...] Wir verpflichten hier 
die Stadtreinigung uns zu sagen, wenn irgendwo Helter Skelter ist, jeden Hans und 
Franz nehmen wir in die Pflicht, im Sinne des Kinderschutzes uns, wenn ihnen was 
komisch vorkommt, Bescheid zu sagen oder er begeht eine Dienstpflichtverletzung. 
Und Ärzte glauben Wir bitte nicht‘, das ist der einzige Berufsstand, mit all seinen 
Handlangern, sag ich jetzt mal, in den Ministerialbürokratien, die schotten sich ab, 
[...] So, das meinte ich übrigens auch mit Kultur, das ist sozusagen ein Element davon, 
zu sagen ‚Ist nicht‘. [...] auf der Bundesebene war blitzschnell zwischen den Ministe- 
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rien klar, also allenfalls wird eine Befugnisnorm, also, dass man sich, also dass man 
sagt, ich überleg mir das mal, ob ich melde, aber das Thema Verpflichtung, das war 
sofort vom Tisch. (B3; 59-72) 


Im Zusammenhang mit Reibereien bezüglich der Zuständigkeit und Finanzierung 
betont der Befragte in diesem Ausschnitt traditionelle „unterschiedliche Kultu- 
ren“ und „Arbeitsweisen“ der fraglichen Funktionsbereiche und Ämter.!”* Gele- 
genheiten zur produktiven Zusammenarbeit böten sich nur auf höheren Ebenen 
(wo „Leute auch mal beieinander sitzen“) sowie dort, wo einzelne „Personen“ es 
„leid waren‘, sich weiter zu „beharken“ und daraufhin selbstständig „die Initiative 
er[griffen]“ Eine Überbrückung von kulturellen Differenzen erscheint laut dieser 
Darstellung also lediglich situativ und auf der individuellen Ebene möglich, wäh- 
rend der Kooperationsalltag insgesamt als hochgradig konfliktbeladen beschrieben 
wird: Die drastische Wortwahl des Befragten („Krieg“; „Kanonen aufs Spielfeld“) 
verweist v. a. auf eine markante Frontstellung gegenüber dem Gesundheitswesen. 
Insbesondere die „Abschottung“ der ärztlichen Profession und deren „Handlan- 
gern in den Ministerialbürokratien“ wird hier als problematisch empfunden und 
den rigiden Kooperationszumutungen innerhalb der öffentlichen Verwaltung 
gegenüberstellt - der Verweis auf die Stadtreinigung dient dabei als schillerndes 
Extrembeispiel. Im weiteren Verlauf des Interviews spricht sich der Befragte sogar 
für eine (ggf. sogar strafbewehrte) Meldepflicht für Ärzte aus. 

Diese sehr weitgehende Forderung stößt bei anderen Akteuren (nicht nur) der 
Jugendhilfe auf Skepsis: Vielfach traut man Ärzten keine verlässliche Bewertung 
von kinderschutzspezifischen Sachverhalten zu und befürchtet im Zuge entspre- 
chender Neuregelungen u. a. eine Flut von ärztlichen Meldungen ohne gesichertes 
Wissen oder Rücksprache mit den Eltern.'”® Häufiger werden stattdessen zusätz- 
liche Schulungen für Kinderärzte sowie die Möglichkeit, sich „Arbeitsformen des 
Dialogs“ zu erhalten, für erforderlich gehalten. 

Die Einschätzung, dass sich (insbesondere niedergelassene) Ärzte „am schlech- 
testen vernetzen‘, ist - über sämtliche Funktionsbereiche hinweg - weit verbreitet. 
Neben schlechten Erreichbarkeiten aufgrund der Arbeitsorganisation in Kliniken 
und Arztpraxen!’° werden wiederum ‚kulturelle‘ Eigenheiten der medizinischen 





174 Der Begriff unterschiedlicher „(Diskussions-)Kulturen“ wurde in unseren Interviews sehr 
häufig zur Charakterisierung der Beziehung zwischen Gesundheits- und Jugendhilfe verwen- 
det. Ähnliche Spannungen sieht der Befragte mit dem Bildungsressort. 

175 Auch andere Darstellungen in der Literatur verweisen darauf, dass „direktive Überwei- 
sungen“ zuweilen auf Widerstände seitens der Jugendhilfe stoßen (Meysen et al. 2009: 81). 


176 Angesichts der Lückenhaftigkeit von U-Untersuchungen wird z. B. spekuliert, dass hier 
„zu viele Patienten durchgeschleust“ würden. 
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Profession für Probleme verantwortlich gemacht („Mediziner halt“). Viele Ärzte 
würden Netzwerke schlicht als „Quasselbuden“ betrachten und sich als „heroische 
Einzelkämpfer verstehen‘, wie es der Mitarbeiter eines Gesundheitsamts ausdrückt. 
Im Kontakt mit Kliniken werden hierarchische Strukturen und autoritäre Um- 
gangsformen als zentrale Stolpersteine benannt: Die Kommunikation bewege sich 
hier oft „nicht auf Augenhöhe“.!”” Bezeichnend bezüglich der Wahrnehmung der 
Rolle von Ärzten im Kinderschutz erscheint auch die in einem anderen Gesund- 
heitsamt sarkastisch vorgetragene Anekdote, der bislang einzige erfolgreiche Ver- 
such, Ärzte zur Teilnahme an einer Kinderschutzveranstaltung zu bewegen, habe 
bei einem von einem „Pharmariesen“ gesponserten Abendessen „zwischen Kaviar 
und Lachshäppchen“ stattgefunden. In die Vorbehalte gegenüber Ärzten mischt 
sich hier sogar eine Assoziation mit Medizinkommerz. 

Schließlich wird die Distanz zu Ärzten aus Sicht psychologisch-pädagogisch 
geschulter Akteure auch fachlich begründet: So attestieren diese dem Berufsstand 
der medizinischen Psychotherapie einen „unglaublichen Abstand“ zur sozialpsy- 
chologischen Pädagogik und Ärzten im Allgemeinen eine geringe Kompetenz bei 
therapeutischen Interventionen im Bereich des Kinderschutzes. Das nachfolgende, 
auf diese Berufsgruppe gemünzte Zitat eines Befragten aus dem Bereich der Ju- 
gendhilfe spricht Bände: 


Die haben Medizin studiert, sich das ganze Studium lang mit der Nebennierenrinde 
auseinandergesetzt, zum Schluss ein bisschen Psychiatrie dazu gemacht. Da laufen 
Therapien oft so ab: Man unterhält sich eine Viertelstunde und verschreibt dann wei- 
ter seine Medis, schneller als man gucken kann. (MA FT12; 18) 


Jenseits solcher - nicht selten bissig formulierter - Vorbehalte kursieren verschie- 
dene Spekulationen bezüglich der Ursachen von ‚Vernetzungsblockaden‘ seitens 
der Ärzteschaft: Das diagnostizierte Engagementdefizit wird nicht nur auf die 
Scheu vor außerordentlichem Arbeitsaufwand zurückgeführt, sondern auch auf 
Befürchtungen, durch auf Kindeswohlgefährdung anspielende Verdachtsäußerun- 
gen das Vertrauen der Eltern - und damit Patienten - zu verlieren.!”® Eine Rechts- 





177 Eine Rechtsmedizinerin mutmaßt, Kooperationsvorbehalte seitens anderer Instanzen 
gründeten sich auch auf Hemmungen, „selbst etwas aus der Hand zu geben“ - in der Angst, 
dass Ärzte „zu bestimmend werden“ und „zu viel bevormunden“ (vgl. zu Ansprüchen der 
„professionellen Dominanz“ seitens der Medizin Freidson 1970 sowie zur professionssozio- 
logischen Einordnung entsprechender Konflikte zwischen „Dominanz“ und „Konkurrenz“ 
Bohler & Franzheld 2013: 372). Möglicherweise würden sich hier auch Erfahrungen übertra- 
gen, die die Akteure selbst (als Patient) mit Ärzten gemacht hätten. 


178 Dass ein Ruf als „Anscheißer beim Jugendamt“ finanzielle Einbußen nach sich ziehen 
kann, wird auch von Ärzten selbst als Bedrohung wahrgenommen (vgl. Abschn. 4.2.1). 


4.2 Kinderschutz paradox 327 


medizinerin stellt andere Motive in den Vordergrund: Sie bescheinigt Kinderärzten 
eine hohe Zugewandtheit gegenüber den Familien - mit der Tendenz, „immer nur 
das Gute im Menschen zu sehen“.!7”? Ihre daran anschließende Einschätzung, dass 
Diagnosen, bei denen es um die Erbringung von „Beweisen“ bzw. die Abklärung 
von „Verdacht“ ginge, bei der Rechtsmedizin gut aufgehoben seien, lässt sich als 
Andeutung dahingehend interpretieren, dass sie dies anderen Ärzten nur bedingt 
zutraut. 

Die beschriebene Kommunikationsproblematik hat noch weitere Facetten: Eine 
Mitarbeiterin eines freien Trägers benennt Kinderpsychiater als besonders schwie- 
rige Kooperationspartner und sieht ein zentrales Hemmnis wiederum in deren 
„medizinischem Denken“ („Diagnose und Behandlung“) sowie in Eigenheiten 
der ärztlichen Arbeitsorganisation („sehr standardisierte Abläufe, in denen Ko- 
operation nicht vorkommt“), die mit der eigenen „systemischen Prägung“ nicht 
harmonierten.'?° Der hier angedeutete Widerstreit zwischen einer (familien)syste- 
mischen und einer (ausschließlich) auf das Kind bezogenen Perspektive spielt auch 
in anderen Kontexten eine Rolle. So werfen Jugendamtsmitarbeiter etwa Verfah- 
rensbeiständen vor, lediglich die (vermeintliche) Kindesmeinung zum Ausdruck zu 
bringen, den Familienkontext dabei jedoch nicht ausreichend zu berücksichtigen. 
Umgekehrt beklagen etwa Vertreter der Polizei, das Jugendamt orientiere sich zu 
sehr an den Eltern und verliere dadurch zuweilen die Interessen des Kindes aus den 
Augen. Besonders diffus erscheint in diesem Zusammenhang schließlich die Situ- 
ation zwischen Hebammen und SPFH-Kräften (vgl. dazu Eisentraut & Turba 2013 
sowie Abschn. 4.2.2), wo es auseinanderdriftende Ansichten gibt: Moniert wird 
entweder ein mangelnder Kindes- oder aber ein unzureichender ‚Systembezug‘ der 
jeweils anderen Berufsgruppe. 

Während Jugendhilfeinstanzen in Bezug auf die Vernetzung mit dem Gesund- 
heitswesen häufig das Bild von den unterschiedlichen Blickwinkeln und „Spra- 
chen“ bemühen, mit denen man sich „arrangieren“ müsse, werden auch die Bezie- 
hungen zu Schulen und Kitas - nicht selten in einem Atemzug - als „spannungsge- 


179 Eine Fachkollegin der Befragten äußert sich ähnlich: Die eine Hälfte der Mediziner wolle 
Misshandlungen schlicht „nicht wahr haben“ oder könne sich so etwas „nicht vorstellen“. 
Auch eine Kitaleitung bekundet ihren Eindruck, Ärzte lebten oft in einer „heilen Welt“ und 
es fehle ihnen am erforderlichen Mut (einen Verdacht zu äußern), aber auch an ‚quasi-krimi- 
nalistischem‘ Gespür (etwa wenn es um raffinierte Verschleierungstaktiken misshandelnder 
Eltern gehe). 


180 Sje verdeutlicht dies am Beispiel eines Kindes, bei dem man in einem langwierigen Pro- 
zess eine stationäre Unterbringung vorbereitet, die Psychiatrie dann aber nach „sehr kurzem 
Anschauen“ des Kindes anders entschieden habe (Einweisung in eine Tagesklinik), was aus 
Sicht der Befragten (aufgrund der psychischen Labilität der Mutter) nicht sachgerecht war. 
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laden“ bezeichnet. Diese verkörperten je „eigenen Welten“ und es gebe dort vielfach 
eigensinnige Vorstellungen vom Umgang mit Kindeswohlgefährdung. Nicht selten 
würden Informationen beim Jugendamt angefordert, aber - unter Verweis auf be- 
stehende Vertrauensverhältnisse - selbst keine herausgegeben. Solche ‚Machtspiele‘ 
werden dann als Anmaßung empfunden (z. B. wenn Kitas widerrechtlich mit einem 
‚Informationsstopp‘ drohten). Einer Jugendamtsmitarbeiterin zufolge rühren Kon- 
flikte mit Kitas oft daher, dass Erzieher vor Konfrontationen zurückschreckten und 
„Kritik von Eltern nicht ertragen“ könnten. Umgekehrt empfinden Beschäftigte 
von Kitas das Verhalten der Jugendämter - die sich bei Informationssperren auf 
den Datenschutz beriefen - ebenfalls als wenig „transparent“?! Grundsätzlich gibt 
es im fraglichen Kontext offenbar unterschiedliche Perspektiven auf das, was rich- 
tig und zielführend ist. Auf Seiten der Kitas findet sich beispielsweise die Haltung, 
man müsse das gemeinsame „Auftauchen“ von Eltern und Kindern im eigenen 
Kontext stärker als Ressource nutzen.'®? Im Umfeld der Schule zeigen sich andere 
Implikationen: Während einige Lehrer „ihr letztes Hemd für jeden Schüler“ gäben, 
hätten andere „so ihre Standpunkte und da geht gar nichts“, so eine SPFH-Kraft. Sie 
zitiert einen Lehrer exemplarisch mit den Worten: „Wieso sind Sie da drin und wie- 
so hat der seine Hausaufgaben immer noch nicht?“ Auch Jugendamtsmitarbeiter 
berichten, dass die soziale Aufmerksamkeit für Problemlagen (im Kontext Kindes- 
wohlgefährdung) mit Schuleintritt der Kinder wachse, da an diese dann erstmals 
konkretere Leistungsansprüche gestellt würden. Die Folge sei eine große Zahl von 
Meldungen über verhaltensauffällige bzw. „nicht funktionierende Schüler“, wie es 
eine Befrage ausdrückt, die mit einer solchermaßen utilitaristischen Herangehens- 
weise an das Kindeswohl offensichtlich Probleme hat. 

Wieder andere Spannungen treten im Zusammenspiel von Jugendamt und Fa- 
miliengericht zu Tage, wobei sich auch hier Tendenzen eines ‚Machtkampfs‘ zeigen: 
Ein Jugendamtsmitarbeiter berichtet, das Gericht folge i. d. R. der Einschätzung des 
Jugendamts, welches häufig bereits „Tatsachen geschaffen“ habe; schließlich sei das 
Gericht „auf den ASD angewiesen“. Eine Familienrichterin erklärt, dass es sich bei 
Gericht und Jugendamt um „zwei gleich starke Partner“ und „völlig unabhängige 





181 Was formale Kooperationsansprüche (bezogen auf ‚Meldewege‘) anbelangt, so merken 
verschiedene Akteure (z. B. auch Polizei, Hebammen) in diesem Zusammenhang kritisch an, 
dass Vernetzungsmaßnahmen oft auf eine „Einbahnstraße“ hinausliefen: Verlangt würden 
Meldungen ans Jugendamt, das seinerseits aber keine Informationen freigebe. 

182 Zugleich werden eigene Kompetenzen oftmals als begrenzt eingeschätzt; dies kommt z. B. 
in Bemühungen der Verantwortlichen zum Ausdruck, sich (über die Lektüre entsprechender 
Leitfäden) auch ein sporadisches medizinisches ‚Basis-Know-How“ anzueignen, um so auf 
„gleiche Augenhöhe“ mit Kinderärzten zu gelangen: Hier avanciert also der Erwerb ‚interdis- 
ziplinären‘ Wissens zur Coping-Strategie. 
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Kräfte“ handele, so dass sie bedauerlicherweise selbst keine konkreten Maßnah- 
men vorschreiben könne; aus ihrer Sicht führt dieser Umstand zu langwierigen, 
mühseligen Verfahren. Folgenreich für die Einbindung von Richtern in Kinder- 
schutznetzwerke erscheint zudem die Deutung, dass diese durch eine Teilnahme 
an Vernetzungsveranstaltungen auf unsachgemäße Weise in ihren Entscheidungen 
beeinflusst werden könnten (vgl. Abschn. 4.1.2). Trotz einer tendenziellen Vorver- 
lagerung der gerichtlichen Verantwortung (in Form von institutionalisierten Er- 
örterungsgesprächen) scheinen also in diesem Bereich nach wie vor gewisse Vor- 
behalte gegenüber einer umfassende(re)n Netzwerkbeteiligung der Richterschaft 
zu bestehen. 

Das Verhältnis von Polizei und Jugendhilfe scheint im Alltag ebenfalls konflikt- 
trächtig zu sein. Eine Kriminalkommissarin rekurriert in diesem Zusammenhang 
einmal mehr auf das Bild der unterschiedlichen „Sprache“: 


[Elin großes Problem ist auch so die gleiche Sprache. Das kommt immer wieder auf 
den Fachtagen raus, dass man eine unterschiedliche Art des Redens hat. Und wenn 
man sich da nicht versteht, weil man aneinander vorbei redet, ich meine ganz was 
anderes, aber der andere versteht es aber so, dann kommt man auch zu keinem guten 
Ergebnis. Also auch da muss man sich annähern, und das passiert eben nur, ja, wenn 
man irgendwo auch Vertrauen miteinander aufgebaut hat. [...] also ich weiß von 
einem Fachtag, da wurde auch so ein kurzes Impulsreferat gehalten und ich habe poli- 
zeilich, na klar, die Polizei benutzt Polizeibegriffe: ‚Zugriff‘... [...] Da hat irgendeiner 
dann auch erzählt vom ‚ersten Angriff‘, das ist ein Begriff hier bei der Sofortbear- 
beitung, na, und ich sah völlig entsetzte Gesichter, so, und dann: Ja, das ist doch ein 
Begriff aus dem Krieg. Nein, ganz ruhig [lacht] das ist also jetzt wirklich nicht böse 
gemeint, aber das ist ein feststehender Begriff da. Man darf mit Sozialarbeitern eben 
auch nicht so sehr klar reden. Man darf ihnen, habe ich so den Eindruck und das 
kommt auch immer wieder raus, man muss eben immer so ein bisschen um die Ecke 
reden. Also ich kann nicht sagen: Das ist jetzt Scheiße gelaufen. Was ich zu jedem 
anderen sagen würde. Es ist einfach Scheiße gelaufen. Dann sind die erst mal für drei 
Tage krank. Also muss man schön, naja, vielleicht ist es nicht so ganz gut gelaufen, 
vielleicht können wir noch mal überlegen, wie wir diese Probleme [...] anders sehen. 
Bei vielen ist es nicht mehr so, aber es gibt einige, die ziehen sich dann zurück wie 
Schnecken, ne also, jetzt bin ich aber total betroffen. Und das vermisse ich eben auch, 
weil die mit ihren Klienten häufig nicht so offen sprechen. (Pol2; 120-124) 


Das Zitat zeigt eindrücklich, dass bestimmte professionelle Fachbegriffe bei Ak- 
teuren anderer Funktionsbereiche unter Umständen Befremdung auslösen.'?? Die 





183 Eine Rechtsmedizinerin erlebt ähnliche Vorbehalte: So sei die Einschaltung ihres Insti- 
tuts bei Kinderschutzfällen anfangs mit dem „schmeichelhaften Hinweis“ abgeschmettert 
worden, dass „Metzger“ ja schließlich auch keine ärztliche Zulassung erhielten. Auch in der 
Praxis sieht sie sich immer wieder mit Vorurteilen konfrontiert, die auf das „böse“ Image der 
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Begrifflichkeiten müssen dann gleichsam ‚übersetzt‘ werden, was aus Sicht der Be- 
fragten den Willen zur gegenseitigen „Annäherung“ sowie einen gewissen „Ver- 
trauensaufbau“ voraussetzt. Eine andere ‚Verständigungstaktik‘ scheint für sie darin 
zu bestehen, sich an die Sprachgewohnheiten des Gegenübers anzupassen („so ein 
bisschen um die Ecke reden“) - auch wenn sie diese selbst für wenig sachgerecht 
hält. 

Eine andere Polizeibeamtin spricht in Bezug auf die Kooperation mit der Ju- 
gendhilfe von wechselseitigen Vorurteilen, die mit unterschiedlichen Organisa- 
tionskulturen (bzw. deren Wahrnehmung) zusammenhängen: So herrsche in der 
Polizei die Einschätzung vor, der ASD mache nur „Weichspülersachen“ („kleine 
Hilfen hier, kleine Hilfen da, und es passiert nichts“), während das Jugendamt of- 
fenbar glaube, die Polizei sei nur an Sanktionen und Strafverfolgung interessiert 
- obwohl man doch „letztlich das gleiche Ziel“ verfolge.'* Einige Polizeibeamte 
stellen die Vermutung an, aufgrund ihrer Festlegung auf Strafverfolgung bei Netz- 
werkveranstaltungen eher außen vor gelassen zu werden. Zudem zeigen sich Rei- 
bungsflächen zwischen Ermittlungsansprüchen der Polizei und Interventionen 
anderer Instanzen. Für die ‚Beweissicherung‘ erscheint es kontraproduktiv, wenn 
z.B. im Voraus Befragungen von Kindern stattfinden, die diese beeinflussen und so 
Sachverhalte „verwischen“.'?° Grundsätzlich wird aus ermittlungstaktischen Grün- 
den - aber auch um die Belastung für Kinder gering zu halten - versucht, Mehr- 
fachbefragungen von Betroffenen zu vermeiden. 

Die Beurteilung der Kooperation zwischen Polizei und Jugendhilfe fällt bei Ver- 
tretern der letzteren ebenfalls ambivalent aus: Insbesondere Streifenbeamte werden 
zuweilen als „sehr aufgeregt“ beschrieben, was in einer hohen Zahl von „Bagatell- 
meldungen“ resultiere; diese Situation wird gleichsam als „information overload“ 
(Böwer & Wolff 2011: 144) wahrgenommen, wobei die damit einhergehende (Fall-) 
Belastung durch strenge Zeitvorgaben und Berichtspflichten bei Polizeimeldungen 
(vor dem Hintergrund einer „hohen politischen Brisanz“) noch verstärkt werde.'!°% 





Rechtsmedizin zurückgingen - so wecke die Vorstellung, man arbeite dort mit „Leichen“, bei 
Kooperationspartnern Befürchtungen im Hinblick auf eine Traumatisierung von Gewaltop- 
fern. Die Befragte versucht solchen Berührungsängsten mithilfe regelmäßiger Informations- 
veranstaltungen entgegenzuwirken. 

184 Sie sieht deshalb Vernetzung als geeignetes Mittel an, über das (persönliche) Kennenler- 
nen des jeweils Anderen Gemeinsamkeiten zu entdecken. Zu diesem Zweck besteht mancher- 
orts die Möglichkeit wechselseitiger Hospitationen. 

185 Dieses Problem wird mancherorts auch bei Beteiligung der Rechtsmedizin oder im Zu- 
sammenspiel von Gesundheits- und Jugendamt virulent (wobei hier letzteres Anspruch auf 
‚Erstintervention‘ erhebt). 

186 Zum Zeitpunkt der Befragung wurden im fraglichen Setting sämtliche Polizeimeldungen 
automatisch als $ 8a-Fälle eingestuft. 
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Im Gegensatz zu früheren Zeiten werde häusliche Gewalt bei der Polizei längst nicht 
mehr als Lappalie angesehen, so die Einschätzung dienstälterer Mitarbeiter.'®” Ein 
Jugendamtsleiter umschreibt Dissonanzen im Verhältnis zum Sicherheitsapparat 
mit den Worten, man müsse auf den jährlichen Vernetzungstreffen mit dem ört- 
lichen Polizeirevier stets deutlich machen, dass man nicht alle Probleme lösen oder 
„verordnen“ könne, „wie Menschen zu leben haben“. Insofern gehe es hier auch um 
eine Klarstellung bzw. Abgrenzung der jeweiligen Verantwortungsbereiche.!®? 
Allgemein ist bei vielen Instanzen eine große Zurückhaltung spürbar, in Fällen 
der Kindeswohlgefährdung Strafanzeige zu erstatten. Dahingehende Informations- 
bedürfnisse der Polizei werden teilweise als nicht ‚fallrelevant‘ und somit als un- 
angemessen empfunden.!#? Aus Sicht des Jugendamts - das ja mit den Familien 
weiterarbeiten muss - bergen Auskünfte nicht zuletzt die Gefahr, dass Vertrauen 
von Adressaten verspielt wird. Der Informationsfluss verläuft infolge dessen eher 
einseitig: In manchen Jugendämtern gibt es sogar formale Vorgaben, die eine Mel- 
dung an die Polizei im Regelfall ausschließen; Ausnahmen betreffen dann lediglich 
Fälle besonders schwerer Verletzungen oder sexuellen Missbrauchs, bei denen man 
von positiven Auswirkungen einer Strafanzeige (im Sinne eines „Unterbrechens 
des Kreislaufs“) ausgeht. Ein Kinderarzt berichtet, er versuche, eigenen Rollenkon- 
flikten aus dem Weg zu gehen, indem er Strafanzeigen nach Möglichkeit an das 
Jugendamt delegiere.!”° Im Weiteren erläutert er, dass das Auftreten insbesondere 
uniformierter Polizeibeamter im Wartezimmer einen schlechten Eindruck bei den 
Patienten hinterlasse. Aus einer Klinik wird Ähnliches berichtet: So könne es den 
Betrieb auf den Stationen erheblich stören, wenn die Polizei hier in hoher Personal- 
stärke und konfrontativ auftrete. Allein deren physische Präsenz scheint vielfach 
für Verunsicherung zu sorgen. Auf Netzwerkkonferenzen wird dann auch die Fra- 
ge diskutiert, inwieweit ein „einfühlsames“ Auftreten der Polizei (am besten ohne 





187 Eine Familienrichterin vertritt im Interview dementsprechend die Ansicht, das neue Ge- 


waltschutzgesetz (s. dazu Kap. 3) werde von der Polizei sehr „schnell“ (d.h. auch bei „Bagatel- 
len“) bemüht, um Betroffenen den Gang zum Familiengericht zu empfehlen. Auch hier sorgt 
also eine hohe Sensibilität der Polizei für relativ viele ‚Meldungen‘ und bindet entsprechende 
Arbeitskräfte, was sich für manche Akteure als problematisch darstellt. 


188 Ähnliche Missverständnisse bezüglich der Rolle und des allgemeinen Handlungsspiel- 
raums der Jugendämter zeigen sich aus Sicht der Befragten auch in anderen Organisationen 
wie Mütterberatungsstellen oder Schulen - oft stehe der Anspruch „Da muss etwas passie- 
ren“ im Vordergrund, während längerfristige Perspektiven der Hilfe eher unter den Tisch 
fielen. Schließlich spreche im Kinderschutz „gern jeder mit“. 


189 Ähnliches wird von Jobcentern berichtet. 


190 Solche Delegationsprozesse gibt es auch in der umgekehrten Richtung, wie der Fall einer 
Jugendamtsmitarbeiterin zeigt, die einen Klinikarzt überredete, Anzeige zu erstatten, da sie 
selbst „verhindert“ war. 
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Uniform) dazu beitragen könne, Konfrontationen zu vermeiden und das Kind 
nicht unnötig zu traumatisieren. Hier findet also ein Dialog statt.!?! Bemerkenswert 
erscheint zudem, dass die mit der Polizei assoziierte ‚Autorität‘ in bestimmten Situ- 
ationen (Gewalt, Umgang mit Jugendlichen) bei anderen Instanzen auch durchaus 
willkommen ist und als Unterstützung in Anspruch genommen wird. 

Wie die bisherigen Ausführungen zeigen, ist der Kooperationsalltag zwischen 
verschiedenartigen Instanzen des Kinderschutzsystems von zahlreichen Span- 
nungen durchzogen - betont werden insbesondere Verständigungsprobleme, die 
auf unterschiedliche professionelle Sprech- und Denkweisen sowie divergente 
institutionelle Verankerungen (in den Sektoren Jugendhilfe, Gesundheitswesen 
und Justiz) zurückgehen. Jedoch zeigen sich solche Auseinandersetzungen nicht 
nur zwischen, sondern schon innerhalb einzelner Funktionsbereiche des Kinder- 
schutzsystems. So ist im Feld der Jugendhilfe mancherorts von einer „zerrissenen“ 
Organisationslandschaft die Rede, wobei zentrale Steuerungsebenen für unter- 
geordnete Instanzen geradezu ein „Feindbild“ darstellten. Vertreter freier Träger 
deuten - wenn sie davon sprechen, dass mit den Jugendämtern eine Kooperation 
„auf Augenhöhe“ wünschenswert sei - eine ähnliche Problematik an, nämlich 
ein Machtgefälle zwischen Hierarchieebenen im Kinderschutzsystem und daraus 
erwachsende Konflikte. Hinzu kommen Spannungen, die aus unterschiedlichen 
fachlichen Haltungen und Rollenauffassungen resultieren (s. Abschn. 4.2.2) sowie 
- insbesondere innerhalb der freien Trägerlandschaft - die Erfahrung von Konkur- 
renzbeziehungen (s. Abschn. 4.2.1). 

Funktionsbereichsinterne Reibungsflächen zeigen sich auch im Gesundheitswe- 
sen, wobei hier ein besonders augenfälliger Konflikt der zwischen Hebammen und 
Ärzten zu sein scheint. Ein Kinderarzt führt dazu aus: 


Kinderärzte und Hebammen verstehen sich ja sowieso nicht, das ist wie Hase und 
Wolf. [...] Hebammen haben eine ganz, ganz hohe Schwelle, sich ans Jugendamt 
zu wenden, viel höher als Ärzte. Die Hebamme wird ja generell mit Du angeredet, 
ja? ‚Die Margitta hat gesagt, die Margitta macht das...‘ Hebammen müssen ja in die 
Familie rein gehen und wollen in die Familie rein gehen und müssen dazu rein gelas- 
sen werden. Und da die meisten als freie Hebamme arbeiten, haben die auch diese 
Angst so vorm Leumundsverlust, wenn sie mal schwierige Eltern haben, die sagen: 
Ja, die Hebamme hat uns jetzt hier beim Jugendamt angeschissen. Dann kann das die 
Einnahmesituation einer freien Hebamme also schon deutlich beeinträchtigen. Das 
ist das Eine, und Hebammen haben häufig so ihre eigenen besonderen Ansichten, 
die sich, die nicht unbedingt deckungsgleich mit den Ansichten von Ärzten sind, was 


191 Zudem attestieren kooperierende Akteure der Polizei — nicht zuletzt den auf Beziehungs- 
gewalt spezialisierten Beamten — mitunter eine hohe Sensibilität für die Interventionsproble- 
matik (gerade in Konfliktsituationen). 
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Impfungen betrifft oder so; es gibt da Hebammen, die also deutlich von den normalen 
Impfempfehlungen abweichen. Das macht die Kommunikation nicht einfacher. (KA7; 
236-238) 


Das aus seiner Sicht unversöhnliche Verhältnis zwischen den beiden Berufsgrup- 
pen beschreibt er zunächst mit dem Bild von „Hase und Wolf“, womit er eine ge- 
wisse natürliche ‚Feindschaft‘ und implizit auch ein ‚Machtgefälle‘ andeutet.!?? 
Die von ihm wahrgenommene „ganz hohe Schwelle“ der Hebammen hinsichtlich 
einer Meldung ans Jugendamt führt er auf deren ‚Parteilichkeit‘ und große ‚Nähe‘ 
gegenüber den Familien zurück, die sich z. B. in der Anrede per „Du“ ausdrücke. 
Darüber hinaus vermutet er finanzielle Interessen („Angst vor Leumundsverlust“) 
hinter dieser (vermeintlichen) Zurückhaltung - ein Verdacht, der auch gegenüber 
Ärzten häufiger geäußert wird (s. o.). Schließlich spricht er unterschiedliche fach- 
liche Auffassungen zu bestimmten Themen (hier: Impfungen) an, die die Kommu- 
nikation generell erschwerten. 

Letzterer Aspekt wird auch von einer Mitarbeiterin des Gesundheitsamts (im 
gleichen Setting) thematisiert: Durch den abschätzigen Verweis auf Nebenbeschäf- 
tigungen einiger Hebammen („Da steht auf der Visitenkarte: Hebamme, Wahrsa- 
gerin, Tarotkartenleserin, Heilpraktikerin“) bringt sie eine große Skepsis gegenüber 
dieser Berufsgruppe zum Ausdruck. Aus ihrer Sicht sind es Spannungen mit der 
(von ihr selbst vertretenen) „Schulmedizin“, die eine Kooperation massiv erschwe- 
ren. Das Beharren der Hebammen auf bestimmten Prinzipien (z. B. bezüglich des 
Stillens oder der „natürlichen Geburt“), die auch von einigen Kinderärzten als „ver- 
sponnen“ bezeichnet werden, erscheint ihr - gepaart mit wahrgenommenen Kom- 
petenzdefiziten im „sozialen“ Bereich - fachlich problematisch.!”? 

Eine Familienhebamme berichtet - aus entgegengesetzter Perspektive - eben- 
falls von Konflikten: 


Also es gibt einen Teil Ärzte und der ist nicht zu klein, der hat einfach ein Konkur- 
renzding mit den Hebammen und die Hebammen mit den Ärzten. Also das ist eine 
Tradition, glaube ich [...] Es gibt traditionell insbesondere zwischen Gynäkologen 





192 Indes bleibt offen, wen er hier in welcher Rolle sieht. 


193 Ähnliche Verständigungsschwierigkeiten über Konzepte zeigen sich auch im Bereich der 
Jugendhilfe: So berichtet die Vertreterin eines „Mehrgenerationenhauses“ von „ganz massi- 
ven Problemen“ in der Kooperation mit dem lokalen Jugendamt. Dort bestehe bei bestimm- 
ten Akteuren keinerlei Verständnis für das Organisationskonzept (verdichtet in der Frage: 
„Was soll das überhaupt mit den ganzen Generationen im Haus?“), was sie als „unsachlich“, 
„überfrech“ und „persönlich verletzend“ empfindet. Die kritischen Nachfragen dienen aus 
ihrer Sicht letztlich der Verwirklichung bestimmter Einsparungsziele, z. B. durch Schließung 
einiger Teilangebote. 
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und Hebammen eine heftige Konkurrenz darum, wer das bessere Konzept hat. Mit 
den Kinderärzten ist das zum Teil auch so, nicht ganz so ausgeprägt. [...] Ich meine, 
na ja, geschichtlich betrachtet waren früher die Hebammen früher diejenigen, die 
sozusagen Frauengesundheit, Entbindung und all das unter ihrer Fuchtel hatten und 
die sind ja quasi entmächtigt worden durch die Medizin. Und sie sind verfolgt wor- 
den und sie sind ja wirklich marginalisiert worden. Dann haben sie, wurden ihnen 
Ausbildungen aufgenötigt, die dann aber so klein waren, sie gerieten ja in eine totale 
Abhängigkeit von der ärztlichen Definition. [...] Also die häusliche Geburtshilfe ist 
ja, die war ja aufgesogen worden durch das Medizinsystem und die Hebammen waren 
einfach nur noch Handlangerinnen der Ärzte, und haben sich ja dann in so einer Art 
Selbstbefreiung da wieder raus gearbeitet und so ein neues Selbstverständnis entwi- 
ckelt. Und haben angefangen, Praxen aufzumachen, und Hausgeburten anzubieten 
und darum gibt es Kampf. Und der ist teils, sicherlich, ist der auch sachlich-fachlich 
begründet, aber ich glaube da geht es viel um Ideologien und um Geld und um wer 
hat hier die Definitionsgewalt. Viele Ärzte, wenn man die anspricht und sagt Hebam- 
men, dann sagen die, ja, die sagen ja den Frauen immer, sie sollen zu Hause entbinden 
und die sagen ja immer, sie sollen die Kinder nicht impfen und von denen haben wir 
die Nase voll. Es gibt natürlich auch ganz tolle Kooperationen zwischen Ärzten und 
Hebammen, aber es, da sind schon Fallstricke, da muss man sich nichts vormachen. 
(FH7; 85-88) 


Die Befragte hebt hier auf die berufshistorische Entwicklung ab und beschreibt 
einen „traditionellen“ Konflikt, wobei sie sehr explizit von „Konkurrenz“ spricht: 
Die drastische Wortwahl („entmächtigt“, „verfolgt“, „Kampf“) deutet auf die Ein- 
schätzung hin, dass diese Konkurrenz durchaus mit harten Bandagen ausgetragen 
wird. Bezeichnenderweise verweist sie darauf, dass es hierbei nicht nur um „sach- 
lich-fachliche“ Aspekte, sondern auch um „Ideologien“, „Geld“ und „Definitions- 
gewalt“ gehe. Die Auseinandersetzung stellt sich somit als ‚Machtkampf‘ dar, wobei 
in hohem Maße Partikularinteressen involviert zu sein scheinen.!?? 

Die Mitarbeiterin eines Gesundheitsamts stellt den fraglichen Konflikt ähnlich 
dar und deutet zugleich an, wie die Etablierung eines formalen „Netzwerks“ aus 
ihrer Sicht zum gegenseitigen Verständnis beitrug: Sie bezieht sich zunächst auf 
das Verhältnis von Gesundheits- und Sozialsektor, die ihr zufolge grundsätzlich 
„unterschiedlich ticken“!?°, Als markanter beschreibt sie allerdings (wiederum mit 
starken Begriffen: „Zwei Welten‘, „Feinde“) den funktionsbereichsinternen Kon- 





194 Ähnliche „Kompetenzrangeleien“ werden auch von einer im Gesundheitsamt beschäftig- 
ten Hebamme mit den im gleichen Hause angesiedelten Sozialarbeitern wahrgenommen; 
letztere seien oftmals in „alten Strukturen“ verhaftet und hätten das Gefühl, man würde ih- 
nen etwas „wegnehmen“. Konkurrenz ist also auch außerhalb von marktförmigen Beziehun- 
gen — wie denen zwischen freien Trägern (s. Abschn. 4.2.1) -— durchaus ein Thema. Es geht 
dann weniger um wirtschaftliche Interessen als um ‚fachlichen Stolz‘. 


195 Diese Wortwahl taucht in den Interviews häufiger auf (s. 0.). 
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flikt zwischen Ärzten und Hebammen, der in einem von ihr angestoßenen Kinder- 
schutznetzwerk offenkundig für Unruhe sorgte (Zitat: „Ach, die arbeiten ja mit 
den Frauenärzten zusammen, die sind unsere Feinde“); hier müsse man Acht ge- 
ben, dass man nicht „zwischen die Fronten“ gerate, zumal es von beiden Seite auch 
Versuche der informellen Einflussnahme gäbe. Trotzdem stellt die Befragte das 
Netzwerk gleichsam als ‚Auflösung‘ des Konflikts dar, wobei sie als zentralen ‚Be- 
friedungsmechanismus‘ das „Kennenlernen“ des Anderen bzw. seiner Arbeit sowie 
daraus folgende Prozesse des gegenseitigen „Verstehens“ identifiziert. 

So komplex die beschriebenen Spannungen sind, so vielfältig sind auch die An- 
sätze ihrer Bewältigung. Resümiert man das Gesagte und richtet den Blick auf Co- 
ping-Strategien, mit denen die Akteure auf von ihnen wahrgenommene Konflikte 
und Ungereimtheiten im Alltag reagieren, so fällt insgesamt auf: In den Augen vie- 
ler Befragter müssten - wenn eine bessere Verständigung im Kinderschutz erreicht 
werden soll - ungesteuerte Formen der Kooperation in systematischere Vernet- 
zungsroutinen überführt werden, etwa durch eine „integrierte Fachpolitik“ oder 
„Arbeitsformen des Dialogs“; gleichzeitig besteht eine gängige Einschätzung darin, 
Netzwerke sollten vor allem Möglichkeiten eröffnen, sich persönlich „auszutau- 
schen“ und „kennenzulernen“.!? Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass bezüglich 
des tatsächlichen Zusammenwirkens von Trägern und Akteuren im gegenwärtigen 
Kinderschutzsystem Verständigungsprobleme wahrgenommen werden. 

Greift man das verbreitet anzutreffende Bild unterschiedlicher „Sprachen“ auf, 
so bietet der Aufbau gesonderter Netzwerkforen in den Augen vieler Akteure Mög- 
lichkeiten, diese Probleme durch die systematische Übersetzung der jeweiligen 
‚Muttersprachen‘ zu bewältigen. Im Umfeld solcher Foren werden z. T. auch forma- 
le Orientierungshilfen erarbeitet, die darauf abzielen, für jedermann verständliche 
Begrifflichkeiten zu etablieren.'”” Um Kommunikationsbarrieren zu überwinden, 
wird hier also gleichsam die Entwicklung einer universalen ‚Plansprache‘ ange- 
strebt. Dies ist gewissermaßen eine akteursübergreifende, organisierte Form des 
Coping angesichts der wahrgenommenen ‚Netzspannung‘ 

Ansonsten versucht man die erforderlichen Übersetzungsleistungen im Alltag 
eher durch pragmatische Anpassungen an ‚fremde‘ Begriffswelten oder den spo- 
radischen Erwerb ‚fremden‘ Wissens zu bewerkstelligen. Allgemein scheint beim 
Versuch der Akteure, die für Vernetzungsprozesse typischen Herausforderungen 
zu meistern, informelle Kooperation eine wichtige Rolle zu spielen. Kooperations- 


196 Wobei dieser Prozess auch Folgeprobleme schafft, die ihrerseits gesonderte Coping-Stra- 
tegien erfordern (vgl. dazu ausführlich den folgenden Unterpunkt b). 

17 Z. B. bezüglich der Frage, wie ein „vager Verdacht“ von einem „begründeten Verdacht“ 
abzugrenzen ist. 
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barrieren werden durch die flexible Nutzung formaler Handlungsspielräume - also 
durch „institutional work“ - durchbrochen. So erklärt ein Kinderarzt, sowohl im 
Jugend- und Gesundheitsamt als auch einer benachbarten Klinik jeweils über „per- 
sönliche Ansprechpartner“ zu verfügen, was es erlaube, Verdachtsfälle im Schnell- 
verfahren an diese Stellen weiterzuleiten. Eine eingespielte ‚peer-to-peer‘-Vernet- 
zung, gestützt durch persönliche Bekanntschaften, erscheint vielen als zentraler 
Ankerpunkt ‚funktionierender‘ Kooperation. Auch Koordinatoren im Jugendamt 
versuchen, sich von externen Kooperationspartnern stets ein persönliches Bild zu 
machen, um deren Informations- und Interventionsverhalten besser einschätzen 
zu können. Insbesondere unter Ärzten stellt der „informelle Austausch“ (trotz 
Schweigepflicht) offenbar eine praktikable Kommunikationsstrategie dar: Berichtet 
wird von gewissen ‚Tricks, um auch ohne Schweigepflichtentbindung Informatio- 
nen weiterzugeben, so etwa bei mündlichen (Telefon-)Gesprächen („Sie antworten 
einfach nicht auf die Frage, dann weiß ich es auch“‘).!98 

Wo ein solcher persönlicher Kontakt weniger reibungslos abläuft, kann ge- 
schickte Diplomatie weiterhelfen. Wenn es um die Veranlassung konkreter Maß- 
nahmen geht (etwa die Auswahl einer geeigneten Einrichtung), zeigen sich z. B. 
Jugendämter - folgt man der Darstellung amtsexterner Akteure des Kinderschutz- 
systems - „sehr empfindlich“ oder gar „verärgert“, wenn Dritte Vorschläge unter- 
breiten, die „ihre Fachlichkeit“ berühren. Angesichts dessen versucht etwa ein Kin- 
derpsychiater, seine Empfehlungen „allgemein zu halten“ und sich „ran[zu]tasten 
an die Form“. Generell sei es „geschickter“, Empfehlungen „nicht zu verschriftli- 
chen, sondern im persönlichen Gespräch vorzuschlagen“. 

Der Übergang zur Kolonialisierung von Ko-Akteuren - einem weiteren Co- 
ping-Muster - ist hier allerdings fließend. Bestimmte Akteure nehmen sich in 
diesem Fall heraus, das, was ‚richtig‘ ist, präjudizierend festzulegen und so Ent- 
scheidungsspielräume anderer faktisch einzuschränken: Solche Vorgehensweisen 
werden (nicht nur) seitens der Jugendämter als Eingriff in die eigene Autonomie 
empfunden und führen stellenweise sogar dazu, dass fallbezogene Kooperatio- 
nen eingestellt werden.!?? Gleiches gilt für direkte Kontaktanbahnungen zwischen 
freien Trägern und dritten Instanzen (z. B. Psychologen) ‚hinter dem Rücken‘ des 
Jugendamts. Bei solchen Konflikten sorgen oft erst persönliche Krisengespräche 
für Entspannung - etwa wenn ein Jugendamt die örtliche Polizei dringlich bittet, 





198 Hier wird darauf verwiesen, dass — als Vorläufer entsprechender institutionalisierter Lö- 
sungen (Stichwort: RISKID) - bereits seit längerem Austauschprozesse mittels einer infor- 
mellen „Datenbank“ stattfinden. 

199 Hier geht es dann — wenigstens aus der subjektiven Perspektive der übergangenen Instan- 
zen - um Formen „zwischenprofessioneller Wilderei“ (Bohler & Franzheld 2010: 195; siehe 
auch Abbott 1988: 44). 
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konkrete Vorschläge bezüglich der Art geeigneter pädagogischer Maßnahmen (in 
Schriftform) künftig zu unterlassen. 

Gleichsam am entgegengesetzten Pol möglicher Coping-Muster findet sich eine 
Strategie der Delegation von Verantwortung (vgl. Abschn. 4.2.2). Sie macht sich 
beispielsweise dort bemerkbar, wo Kinderärzte Patienten in Fällen eines akuten 
Gefahrenverdachts - unter Verweis auf einen (angeblich) bestehenden zusätzlichen 
Untersuchungsbedarf - übergangsweise an eine Klinik weiterverweisen.?° Für die 
delegierenden Akteure bedeutet dies eine Entlastung - z. B. in der Weise, dass sie 
Eltern nicht selbst mit einem Verdacht konfrontieren müssen. Demgegenüber wird 
das „Abwimmeln“ solcher Fälle von Seiten der ‚Empfängerorganisationen tenden- 
ziell als Zumutung empfunden.?"! Die Betroffenen verdächtigen die delegierenden 
Akteure, eigene (Zeit-)Budgets und Vertrauenskredite schonen zu wollen; gleich- 
zeitig sehen sie sich selbst in spannungsreiche (kontrollierende) Rollen gedrängt 
und zusätzlich mit der Verantwortung für potenzielle ‚Fehler‘ belastet. Die Kolle- 
gialität zwischen Instanzen ende spätestens dann, wenn juristische Konsequenzen 
drohten, merkt ein Gesprächspartner aus der Jugendhilfe dazu an. 

Beobachtbar ist schließlich auch eine spezifische Form der psychologischen Ra- 
tionalisierung. Der Umgang mit struktureller ‚Netzspannung‘ erfolgt offenbar viel- 
fach dadurch, dass die Deutung von Kooperationsproblemen und -erfahrungen 
individualisiert wird. Dabei werden Erfolge und Defizite von Vernetzungsprozes- 
sen ausschließlich auf persönliche Eigenschaften einzelner Mitarbeiter zurückge- 
führt, während (mögliche) strukturelle Probleme ausgeblendet bleiben. Trotz der 
bestehenden mannigfaltigen Konflikte werden in unseren Interviews fast schon 
stereotyp individuelle Unterschiede zwischen verschiedenen Kooperationspartnern 
betont: So seien manche Kinderärzte sehr „engagiert“, während andere offenbar in 
einer „heilen Welt“ lebten und kein „Gespür“ für Kindesmisshandlung hätten. In 
Kitas oder Schulen verhielten sich manche Akteure „übervorsichtig“ bis „hyste- 
risch‘, während andere eher die Augen verschlössen oder Fälle im Schnellverfahren 
delegierten. Auch bei der Polizei oder im Jugendamt käme es stets „darauf an, an 
wen man gerät“. Auf ein latentes (Weg-)Rationalisieren von Konflikten verweist 
schließlich auch das Leugnen von Kooperationsproblemen mit dem vielsagenden 
Hinweis: „Probleme sind dafür da, dass man sie löst“?”. 

Unabhängig davon wird nachfolgend auch zu fragen sein, inwieweit die Über- 
führung informeller Kooperation in organisierte Formen der Vernetzung bestehen- 





200 Auch für Jugendämter oder die Polizei stellen Kliniken (nicht zuletzt aufgrund ihrer Er- 
reichbarkeit rund um die Uhr) geeignete Auffanglösungen dar. 


201 Entsprechendes berichten z. B. auch Hebammen oder SPFH-Kräfte, die — autorisiert 
durch das Jugendamt - Inobhutnahmen durchführen (sollen). 


202 So formuliert es die Mitarbeiterin eines freien Trägers. 
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de Differenzen möglicherweise nur vordergründig auflöst - etwa weil es strukturell 
bedingte Interessenskonflikte hinsichtlich verfügbarer Ressourcen und (Kontroll-) 
Kompetenzen gibt. An dieser Stelle lässt sich festhalten, dass Kooperations- und 
Vernetzungsprozesse im Interventionsalltag des Kinderschutzsystems einerseits 
von typischen berufs- und organisationskulturell verankerten Verständigungspro- 
blemen geprägt sind, denen andererseits vielfach unorthodox und facettenreich 
begegnet wird. 


b) „Die Hälfte ist schon produktiv“: Formale Vernetzung zwischen informa- 
tiver, praktischer und kontrollierter Zusammenarbeit Unsere Interviews bezo- 
gen sich zum einen auf das (mehr oder weniger ungesteuerte) Zusammenwirken 
der verschiedenen Akteure im Alltag des Kinderschutzsystems und zum anderen 
auf die organisierte bzw. institutionalisierte Kooperation im Rahmen von formalen 
„Netzwerken“, „Arbeitskreisen“ und „Runden Tischen“. Was Letzteres betrifft, so 
wurde auch erfragt, wie die Akteure den „Ertrag“ solcher Veranstaltungen bewer- 
ten. Wie bereits angedeutet, werden Netzwerke in Gestalt von Arbeitskreisen u. ä. 
verbreitet für wichtig gehalten, um andere Akteure und Organisationen kennen- 
zulernen, insofern gegenseitig „Transparenz“ herzustellen und auf diesem Wege 
Kommunikationsprozesse zu optimieren. Gerade dem persönlichen „Kennenler- 
nen“ („da wo es einfach Gesichter zueinander gibt“) und dadurch entstehenden 
Optionen, Hemmungen abzubauen und Kooperation im Alltag zu „leben“, wird 
eine hohe Relevanz zugemessen. Informelle Kontakte erscheinen somit - auch 
weil man hofft, durch sie Sprachgrenzen zu überwinden - als zentraler positiver 
(Neben-)Effekt von formalisierten Netzwerken. 

Gleichzeitig wird allerdings darauf verwiesen, dass sich die Überwindung von 
Kommunikationsbarrieren in einem formale(re)n Rahmen als mühselig darstellen 
kann: So merkt eine Polizeibeamtin an, es ginge stets langsam voran - wobei aus 
ihrer Sicht „jeder kleine Schritt zählt“ und man für eine gute Zusammenarbeit „al- 
les tun muss“. In einem Kontext, in dem der Auf- und Ausbau von Kooperatio- 
nen institutionell forciert wird, identifiziert man sich also durchaus mit der Netz- 
werkidee. Allerdings: Jenseits einer fast schon schematisch wirkenden Betonung 
der Vorteile des gegenseitigen Kennenlernens fallen die Urteile über die Erträge 
organisierter Vernetzung eher bescheiden aus. Der wahrgenommene ‚informative‘ 
Nutzen von Vernetzung scheint somit häufig in einem Missverhältnis zur ‚prakti- 
schen‘ Relevanz solcher Arrangements zu stehen, wie exemplarisch in folgender 
Interviewpassage mit einem ASD-Leiter zum Ausdruck kommt: 


Es ist dann immer so, die Hälfte ist schon produktiv und nützlich auch, das andere, 
also über die Hälfte [...] ist das nicht, nicht sehr, besonders effektiv. Das liegt an der 
Unverbindlichkeit, das liegt da-, auch daran, dass nicht konkret am, an einem Fall 
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gearbeitet wird, sondern, dass man Entwicklungen aufzeichnet, die an konkreten Fäl- 
len dann vorbei gehen und verallgemeinert werden. (Ltg ASD10; 263-270) 


Die „Hälfte“ des für Vernetzung betriebenen Aufwands ist „schon produktiv“ - das 
ist der erste Impuls des Interviewpartners bei der Antwort auf die Frage nach dem 
Ertrag formaler Netzwerke; der Nutzen bringende Anteil macht also höchstens die 
Hälfte aus?®, während der Rest als „nicht besonders effektiv“ bezeichnet wird. Die- 
sen Umstand führt er einerseits auf die „Unverbindlichkeit“ der Veranstaltungen 
und andererseits auf die mangelnde Konkretheit (bezogen auf ‚echte‘ Fälle) zurück. 
Die Leitung eines freien Trägers äußert sich ähnlich skeptisch: 


Das wirtschaftliche, finde ich, ist das eine, aber ich finde, es gibt so viel Arbeit, dass 
wir es auch gut aufteilen können. Das ist nicht mehr, ich finde das fachlich einfach 
gut, sich zu vernetzen [...] Da meine ich jetzt nicht diese endlosen Sitzungen, wo 
ich irgendwie, also ich finde, es muss schon einen konkreten Auftrag von so einem 
Netzwerk geben, also es gibt [...] ja Netzwerke, bei denen muss man einfach sein, 
um als Träger Gesicht zu zeigen und da ist es manchmal nicht so ertragreich [...] 
Und ich versuche, es so schmal wie möglich zu halten, also ich versuche, jetzt nicht 
ständig in Sitzungen zu sein, aber es gibt da aber auch manche Gremien, die sind, 
die würde ich vielleicht, wenn ich das noch mal entscheiden könnte, auch streichen. 
Aber das ist ja nicht immer meine Entscheidung, welche Gremien sinnvoll sind, und 
manchmal macht es ja auch Sinn, dass es die gibt, also das ist unterschiedlich. (Ltg 
FT12; 275-285) 


Die Gesprächspartnerin beantwortet die Frage nach dem Ertrag formaler Vernet- 
zung mit Bezug auf den für sie und ihre Organisation entstehenden Arbeitsauf- 
wand. Es gilt, diesen Aufwand (durch interne Arbeitsteilung) zu begrenzen, so ihre 
Botschaft. Allgemein muss man mitspielen und „Gesicht zeigen‘, obwohl dies nicht 
unmittelbar „ertragreich“ ist. Die eingangs genannten „wirtschaftlichen“ Gründe 
spielen hier offenbar keine unerhebliche Rolle.2°* Generell erscheint es „einfach gut, 
sich zu vernetzen‘, aber es gibt „endlose Sitzungen“ und nicht immer einen „kon- 
kreten Auftrag“. Aus Sicht der Befragten könnte man manche Gremien schlichtweg 
„auch streichen“. Sie scheint diese als von oben oktroyierte ‚Pflichtveranstaltung‘ 
(„nicht immer meine Entscheidung“) zu deuten. Dem ‚Vernetzungsdruck‘ begeg- 
net man mit dem Versuch, den Aufwand „schmal zu halten“ und „nicht ständig in 
Sitzungen zu sein“. Man behilft sich also mit einer Strategie des dosierten Rückzugs. 

Andere Akteure betonen im Zusammenhang mit administrativ verordneten 
(institutionellen) Vernetzungsaktivitäten, dass ‚echte‘ Kooperation mehr sei als 





203 Wobei offen bleibt, ob er hier die Hälfte der bei einer gegebenen Netzwerkveranstaltung 
verbrachten Zeit oder die Hälfte aller Arbeitskreise meint. 


20% Vgl. dazu ausführlich den folgenden Unterpunkt c. 


340 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


sich lediglich zu „kennen“. Bezeichnenderweise stellt der Leiter einer Einrichtung 
in freier Trägerschaft diesen Bezug in Reaktion auf die Frage nach der Relevanz 
„Neuer Steuerungsmodelle“ her: 


Für mich ist immer so ein Schlagwort, was da immer damit einhergeht, ist Vernetzung. 
Und diese Absurdität geradezu, dass man also, ja möglichst viele Kooperationen, Ver- 
netzungen irgendwie eingehen soll mit ganz vielen verschiedenen Einrichtungen und 
Trägern und irgendwie gedacht wird, das könnte man auch in der gleichen Arbeitszeit 
leisten. Und dass eben da eine Vernetzungsarbeit und Kooperationen ja eher, also 
wenn man das wirklich lebt, im Sinne von, was ich unter Kooperation verstehe, näm- 
lich, dass man gemeinsame Projekte oder Arbeitsvorhaben auch angeht. Und nicht, 
dass es nur so ist, dass man andere kennt oder dass man Flyer liegen hat, von einer 
anderen Einrichtung und meint, das ist eine Kooperation oder eine Vernetzung. Dass 
das mehr Zeit kostet als wenn man für sich alleine arbeitet. Und das wird überhaupt 
nicht akzeptiert und es wird einfach nur als Forderung in den Raum gestellt, dass es 
so sein muss. (Ltg FT3; 78-79) 


Der Befragte äußert sich hier kritisch in Bezug auf das, was Politik bzw. Verwal- 
tung an Vernetzungsaktivitäten verlangen: Die Vorstellung, Vernetzung sei „in der 
gleichen Arbeitszeit“ zu leisten, wird als „Absurdität“ bezeichnet; entsprechende 
Ansprüche würden „einfach nur als Forderung in den Raum gestellt“. Kooperation 
im Alltag „wirklich zu leben“ gilt dagegen als höchst voraussetzungsvolle und zeit- 
aufwändige Angelegenheit. Der Gesprächspartner verweist hier also auf erhebliche 
‚Iransaktionskosten‘ und dementiert damit - im Einklang mit anderen Befragten 
- die Vorstellung, dass formalisierte(re) Kooperationsbeziehungen stets die (in ent- 
sprechenden Konzepten) viel beschworenen ‚Synergien‘? zur Folge hätten. Der 
dosierte Rückzug kommt hier einer inneren Kündigung gleich. 

Insgesamt dominiert in unseren Interviews die Einschätzung, dass Vernetzung 
(zumindest kurzfristig) eher ‚Kosten‘ als ‚synergetische‘ Effekte nach sich ziehe.?” 
Die umfassenden Kooperationsansprüche werden als „Überforderung“ gedeutet, 
die Mitarbeiter im schlimmsten Fall „lahmlegten‘, indem sie nicht nur zulasten 
des Tagesgeschäfts - der „eigentlichen“ Arbeit mit den Familien - gingen, sondern 
unweigerlich auch ein erhöhtes Fallvolumen (durch mehr „Meldungen“ bzw. Ver- 
mittlungen) zur Folge hätten, welches ohne entsprechende Personalaufstockungen 
kaum zu bewältigen sei. Vernetzung erscheint in diesem Kontext eher als lästige 
Nebenaufgabe, die irgendwie ‚abgearbeitet‘ werden muss. Eine Kinderschutzko- 
ordinatorin, die im Anschluss an bundesgesetzliche sowie kommunale Vorgaben 





205 Vgl. Bohler & Franzheld (2013: 376) sowie Powell (1990). 


206 Die wenigen Ausnahmen betreffen v. a. Formen langjährig eingespielter Kooperation 
(etwa in einem Gesundheitsamt, in dem man die Zusammenarbeit mit Sozialarbeitern „ge- 
wohnt“ ist). 
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damit beauftragt war, mit sämtlichen beteiligten Organisationen Kooperationsver- 
einbarungen zu schließen (sie bezeichnet dies als „Tingeltour“), sieht viele offene 
Fragen: 


Im Moment habe ich das Gefühl, das Netz, was wir haben, hier im Bezirk, fängt an, 
sich an manchen Stellen, zu, zu, zu verfilzen. [...] Es ist so, wer macht hier eigentlich 
mit wem was? Wozu? Mit welcher Verbindlichkeit? Wie bekannt ist das? Ich, ne? [...] 
Und ich will auch nicht mit allen, ich will auch, also ich habe das Gefühl, die Gefahr 
besteht, mit allen, also dass man die Vorgabe kriegt, Kooperationsvereinbarungen zu 
schließen. Kooperationsvereinbarungen für die Schublade machen nicht viel Sinn. 
Aber wenn es so viele sind, landen die alle in der Schublade. Selbst beim besten, beim 
besten Willen, die zu leben. (Ltg ASD9; 143-170) 


Die Vorgaben ‚von oben’ nehmen aus Sicht der Befragten ein Ausmaß an, welches 
es nicht mehr erlaubt, Kooperation „zu leben“; vielmehr befürchtet sie kontrapro- 
duktive Effekte, nämlich Vereinbarungen für die „Schublade“ und ein „Verfilzen“ 
des Netzes. 

Die Leitung eines Kinderschutzzentrums in einem anderen Setting spricht - Be- 
zug nehmend auf „große Papiere“ der Verwaltung - ebenfalls von einer „Unzahl an 
Projekten‘, bei der selbst „Fachleute schon keinen Überblick“ mehr hätten, sowie 
einem unübersichtlichen „Wildwuchs“ von Netzwerken, bei dem „Ziele“, „Aufträ- 
ge“ und „Verbindlichkeiten“ nicht geklärt seien. Dementsprechend hält sie eine zen- 
trale Steuerung, ausreichende Ressourcen sowie eine „repräsentative“ Besetzung 
der Arbeitskreise für angezeigt (anstelle eines „Klüngel[s], der sich so kennt“).?” 
Zudem vertritt auch sie die Einschätzung, dass sich eine (zu) große Zahl unter- 
schiedlicher Netzwerke und Kooperationsvereinbarungen unweigerlich nachteilig 
auf die Teilnahmebereitschaft von Akteuren auswirke. 

Versuche, den mit Vernetzung verbundenen zusätzlichen Arbeitsaufwand 
durch spezialisierte (und eigens vergütete) „Netzwerkmanager“ oder „Koordina- 
toren“ aufzufangen, scheinen nur teilweise von Erfolg gekrönt: Manche Akteure 
berichten, sie kompensierten die steigenden Ansprüche durch unbezahlte Über- 
stunden oder erwähnen ihnen bekannte Kollegen, die die Mitarbeit an Netzwerken 
- aus Mangel an Ressourcen - komplett verweigern würden. 

Schwierigkeiten, die Erwartungen an Netzwerkbeteiligung zu erfüllen, thema- 
tisieren insbesondere Freiberufler wie Ärzte oder Hebammen. Eine Familienheb- 
amme beschreibt ihre Sicht auf das „Modewort“ Vernetzung wie folgt: 





207 Hier spielt sie auf die aus ihrer Sicht unglückliche Tendenz an, die Jugendhilfe aus Netz- 
werken für „Frühe Hilfen“ größtenteils herauszuhalten. Wie das Beispiel zeigt, prallen im 
Zusammenhang mit Vernetzung immer auch Beteiligungsinteressen verschiedener Akteure 
sowie diese konterkarierende Prozesse des ‚Ausschlusses‘ aufeinander (s. auch Punkt c). 
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Dann haben wir überlegt, das muss irgendwie, also, das muss geregelt sein und Ver- 
netzung ist ja so eine Art Modewort. Es wird ja immer so getan, als würde Vernet- 
zung sozusagen von selbst passieren. Das ist ja nicht so. Vernetzung ist sehr, sehr viel 
Arbeit, braucht Ressourcen, personelle, finanzielle Ressourcen und der Vernetzungs- 
begriff bringt ja viele Menschen so auf die Palme, weil sie immer das Gefühl haben, 
dass die das so nebenher machen sollen. Das geht natürlich nicht. Wir haben gesagt, 
Vernetzung, Institution und Anbieter muss zentral geregelt werden und ist eine städ- 
tische, also öffentliche Aufgabe. (FH4; 48) 


Eine zunächst in Eigenregie gestartete Initiative wurde hier (wie im weiteren Kon- 
text deutlich wird) zur „zentral geregelten‘, „öffentlichen Aufgabe“ erhoben und 
entsprechend mit spezialisiertem Personal hinterlegt, was aus Sicht der Befragten 
eine unbedingte Voraussetzung für erfolgreiche Vernetzung darstellt. „Institutional 
work“ manifestiert sich hier gewissermaßen als Flucht nach vorn. Im beschriebenen 
Fall gelang es, den Jugendhilfeausschuss von dem Vorhaben zu überzeugen, so dass 
die Befragte schließlich auf Honorarbasis als Netzwerkkoordinatorin eingesetzt 
wurde. Im Unterschied zur o. g. Strategie, den Aufwand „schmal zu halten‘, werden 
hier also - quasi ‚bottom-up - neue Strukturen geschaffen. 

In eine ähnliche Richtung deuten Prozesse, bei denen ‚top-down‘-Vorgaben auf 
untergeordneten Ebenen an wahrgenommene Bedarfe angepasst werden. Dies er- 
läutert eine Netzwerkkoordinatorin am Beispiel eines von ihr initiierten lokalen 
Arbeitskreises: 


Wir Koordinatoren haben den Auftrag gekriegt [...]: Macht was daraus. Und dann, 
ja und dann war eben die Frage: Wie machen wir das bei uns hier im Bezirk? Und 
[...] zur gleichen Zeit hatte ich eine Einladung von diesem Arbeitskreis Kinderschutz 
bekommen und festgestellt, dass das eben nur so ein kleiner Haufen war, und dass die 
echt, also ums Überleben gekämpft haben, und habe denen dann vorgeschlagen, ob 
man das nicht zusammenpackt, als Projekt. [...] Und dann gab es im, also gibt es im 
Moment ständig Netzwerkansprüche, also von der Fachbehörde unter anderem wird 
gesagt: Also, zu dem und dem Punkt muss es jetzt mal ein neues Netzwerk im Bezirk 
geben. [...] ne, also wir haben dann die Option: Ihr könnt das jetzt machen. Und dann 
geht es ja darum, wie man das konzeptionell macht. [...] Wir machen das so, dass 
wir das an den Arbeitskreis Kinderschutz andocken. Also, das heißt, ich habe Ver- 
handlungen geführt mit den Suchtberatungsstellen im Bezirk, ob sie sich vorstellen 
können, im Arbeitskreis Kinderschutz mitzuarbeiten, [...] Damit haben wir die Vor- 
gaben erfüllt, haben das Geld dafür gekriegt und haben das gemacht, was wir inhalt- 
lich sinnvoll finden. So, und das gleiche, jetzt wird als nächstes, die nächste Sau die 
durchs Dorf gejagt wird, ist Netzwerk Frühe Hilfen und das werden wir ein bisschen 
analog machen. (Ltg ASD5; 148) 


Der Verweis auf „ständig[e] Netzwerkansprüche“ der Fachbehörde sowie der kri- 
tisch-ironische Kommentar bezüglich der „nächste[n] Sau, die durchs Dorf gejagt 
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wird“ deutet einmal mehr auf einen spürbaren ‚Vernetzungsdruck‘ hin; an anderer 
Stelle spricht die Befragte sinnbildlich von „Tausenden“ unterschiedlicher Netzwer- 
ke. Entsprechende Ansprüche lassen sich offenbar auf unterschiedliche Art und 
Weise mit Leben füllen, wobei eben auch - im Modus der Flucht nach vorn - krea- 
tive Abwandlungen der vorgesehenen Zuschnitte möglich sind: So wurde im be- 
schriebenen Fall eine ursprünglich auf das Thema „Sucht“ bezogene Initiative the- 
matisch und bezogen auf den Teilnehmerkreis breiter angelegt. Auf diese Weise war 
es möglich, die „Vorgaben zu erfüllen“ und „das Geld zu kriegen“ (hier: inklusive 
zusätzlicher Personalressourcen für die Netzwerkkoordination), gleichzeitig aber 
auch „inhaltlich“ etwas „Sinnvolles“ zu tun. Zudem wurde an lokal vorhandene 
Strukturen „angedockt“ (mit der pragmatischen Begründung: „Wenn man sie denn 
schon mal hat“), was gleichzeitig deren „Überleben“ sicherte.?% 

Betrachtet man den Entstehungs- und Entwicklungsprozess kinderschutzbe- 
zogener Netzwerke im zeitlichen Verlauf, so wird deutlich, dass ihrer formalen 
Festschreibung oft schon jahrelange informelle Kooperationen (auch an „Stamm- 
tischen“) vorausgegangen sind, die nun mit neuen institutionellen Ansprüchen in 
Einklang gebracht werden müssen. In manchen Fällen erscheint ‚von oben! (ver- 
waltungsseitig) vorangetriebene Vernetzung als Bedrohung etablierter Koopera- 
tionsbeziehungen. Formen „gewachsener“ Kooperation, die in früheren Zeiten 
nicht unbedingt unter dem Etikett „Netzwerk“ firmierten, scheinen durch Neure- 
gelungen latent bedroht zu werden. In einem der von uns untersuchten Settings be- 
richten freie Träger diesbezüglich von altgedienten Arbeitskreisen, die den Zweck 
verfolgten, eine „politische Stimme“ bzw. „gemeinsame Haltung“ zu entwickeln, 
„sich gegenseitig den Rücken zu stärken“ und kollektive Forderungen gegenüber 
der öffentlichen Jugendhilfe zu formulieren; sie seien zudem ein geeignetes Mit- 
tel der „Konkurrenzreduktion“ und der (generell als schwierig wahrgenommenen) 
Koordination des Leistungsangebots gewesen. 

Mit der angestrebten Formalisierung von Netzwerken verbinden die Akteure 
nun einen gewissen „Abschiedsschmerz“: Man befürchtet, dass Vorteile der bis- 
herigen Arbeitsweise?” nunmehr hinfällig würden. Die Vorgaben ‚vom grünen 
Tisch‘ stoßen auf Skepsis, weil dahinter sowohl Sparambitionen als auch forcierte 
Steuerungsansprüche der Fachbehörde (mit nunmehr eingeschränkten Mitbestim- 


208 Mancherorts scheinen solche Anpassungsleistungen - gleichsam als ‚Mittel zum Zweck‘ — 
vor allem der Aufrechterhaltung der „Daseinsberechtigung“ einmal etablierter Netzwerke zu 
dienen, wie das Beispiel eines Netzwerks zur familienrechtlichen Mediation zeigt, das durch 
gesetzliche Neuregelungen mehr oder weniger obsolet wurde und daraufhin thematisch um 
den Aspekt der Kindeswohlgefährdung erweitert wurde. 

20% Z. B. „auch mal Zeit zum Rumspinnen‘“, ein „verantwortlicher Blick“ aller Beteiligten, 
„Transparenz“ gegenüber Klienten oder eben die o. g. „Konkurrenzreduktion“. 
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mungsoptionen freier Träger) vermutet werden. Die formalisierte Vernetzungs- 
agenda verlangt den Akteuren also nicht nur Anpassungsleistungen ab, sondern 
erzeugt - weil sie Kooperationszwänge schafft - durchaus auch Widerstand auf Sei- 
ten der Betroffenen.?!" Die Schaffung von Parallelstrukturen mit dem Zweck des 
Aufbaus neuer Netzwerke scheint schon innerhalb der öffentlichen Jugendhilfe für 
Unruhe zu sorgen: So berichtet eine dafür zuständige Koordinatorin, die Erwar- 
tung, „noch jemandem Rechenschaft ablegen“ zu müssen und zusätzlich zu den be- 
reits vorhandenen, umfangreichen Vorschriften „noch mehr gegängelt“ zu werden 
(„Da kommt jemand und [...] stellt freche Fragen“) werde von einigen Kollegen als 
Einmischung in eigene Kompetenzen erfahren und löse „Konkurrenzängste“ aus. 
Externen Einrichtungen müsse sie gezielt vermitteln, dass sie nicht „übergriffig“ 
werde. Allerdings: Ein Coping-Muster des offenen Protests scheint in solchen und 
anderen Kontexten des organisierten Kinderschutzes eher selten zum Tragen zu 
kommen. 

Die genannten Beispiele zeigen, dass Vernetzung zuweilen auch mit bestimmten 
Kontrollansprüchen höherer Hierarchieebenen assoziiert wird. Institutionalisierte 
Kooperation wird tendenziell als ‚Gängelung‘ erfahren, in deren Rahmen überge- 
ordnete Instanzen unter dem ‚Deckmantel‘ der Zusammenarbeit eigene Interessen 
und Kontrollansprüche ausagieren. Mancherorts wird explizit von „autoritären“ 
Gesprächskulturen (bei denen man „nichts sagen“ dürfe) und wenig „demokrati- 
schen“ Strukturen berichtet. Auch in Bezug auf fallbezogene Kooperationen (z. B. 
Hilfeplangespräche) beobachten Akteure des Jugendamts, diese dienten oft ledig- 
lich der Besprechung von Dingen, die bereits vorab beschlossen wurden. Bezeich- 
nend erscheint in diesem Kontext die Anmerkung, der Kämmerer würde (in Bezug 
auf Kostenfragen) eine ähnliche Druckkulisse aufbauen und sich ähnlicher Argu- 
mente bedienen, wie dies im Verhältnis des Jugendamts zu den Familien der Fall 
sei (vgl. Abschn. 4.2.1). 

Im Rahmen unserer Feldarbeit konnten wir einige Vernetzungs- und Koope- 
rationsveranstaltungen (mit und ohne Fallbezug) teilnehmend beobachten, wobei 
sich ein breites Spektrum von Organisationsansätzen, (Gesprächs-)Kulturen und 
Moderationsformen sowie darauf reagierenden ‚Coping‘-Strategien offenbarte: 
Steuerungsansprüche höherer Hierarchieebenen kommen dort zum Tragen, wo 
unter dem Etikett „Netzwerk“ firmierende Arbeitstreffen den Anschein von ‚Lehr- 
veranstaltungen‘ erwecken. Hier werden z. B. „best practice“-Beispiele vorgestellt, 
bestimmte „Haltungen“ geschult, „Leitbilder“ entwickelt oder standardisierte 


210 Gerade latente Widerständigkeit gehört zu den Hauptvarianten dessen, was in neueren 
Arbeiten zum Potenzial von „institutional work“ herausgestellt wird (vgl. etwa Currie et al. 
2012). 
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Meldevorgänge erarbeitet.”!! So weckte die Beobachtung mancher Arbeitstreffen 
unwillkürlich die Assoziation einer Schulklasse. Auch Beratungsveranstaltungen 
unter Einbindung von Experten aus Wissenschaft und Praxis haben mitunter einen 
didaktischen Anstrich (Werbung für eigene Konzepte der ‚Heilsbringer‘ inklusi- 
ve). Die Teilnehmer fügen sich dieser Beschulung, legen also einen gewissen Op- 
portunismus an den Tag. Wieder andere Arbeitskreise präsentieren sich als mehr 
oder weniger wilder Erfahrungsaustausch - hier erscheint ‚Laissez-faire‘ als allseits 
akzeptierte Coping-Strategie: Einige der von den Teilnehmern eingebrachten The- 
men werden direkt angesprochen, andere auf künftige Treffen verschoben; Diskus- 
sionen neigen oft dazu, auszuufern; zudem zeigt sich im Zeitverlauf eine relativ 
hohe Fluktuation der Teilnehmer.?? 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Während die ‚informativen‘ Aspekte 
von Vernetzung (das „Kennenlernen“) verbreitet auf positive Resonanz stoßen, 
wird ihre darüber hinausgehende ‚praktische‘ Relevanz vielfach eher zurückhaltend 
bewertet. Die bestehenden Netzwerke scheinen sich dabei in einem dynamischen 
Spannungsfeld zwischen individueller Kreativität und formaler Verpflichtung zu 
bewegen, was von den betroffenen Akteuren häufig als konfliktträchtig erfahren 
wird. Es zeigen sich verschiedene Muster des Coping bzw. der „institutional work‘, 
die von dosiertem Rückzug aus Netzwerken bis hin zu faktischem Opportunismus 
reichen. Nicht selten scheinen jedoch (auch hier) psychologische Rationalisie- 
rungstendenzen am Werke: Vernetzung stellt sich im Kinderschutz verbreitet als 
nicht weiter hinterfragtes ‚Allheilmittel‘ dar - man denkt konform und bewertet sie 
pauschal als nützlich, auch wenn der Umgang mit den konkreten Anforderungen 
subversiv verläuft. 


c) „Überall immer Hallo sagen“: Strategische Vernetzung ‚pro domo‘ Viele der 
auf Kooperation und Vernetzung bezogenen Aktivitäten in den von uns untersuch- 


?!! Insbesondere dort, wo solche Vorgaben nachträglich in Form von Leitfäden festgeschrie- 
ben werden, scheint Vernetzung ein Instrument verstärkter, direktiver Prozesskontrolle zu 
sein. 


212 Die Netzwerke wecken damit spontan Assoziationen zum Konzept der „organisierten An- 
archie“ (Cohen et al. 1972; s. o.). In diesem Zusammenhang gilt es auch zu berücksichtigen, 
dass manche Netzwerke ‚aus dem Zufall heraus‘ geboren werden: So im Falle einer Koope- 
ration zwischen Jugendhilfe und Kinderärzten, die auf einen individuellen Konflikt im Zu- 
sammenhang mit Datenschutzfragen und daran anschließende Schlichtungsbemühungen 
der zuständigen Koordinatorin im Jugendamt zurückging. Man sieht: Auch Situationen des 
‚Scheiterns‘ oder akute Krisen können einen Anlass für verstärkte Kooperationsanstrengun- 
gen darstellen. Während im Bereich der Jugendhilfe oftmals formale Vorgaben bestehen, sind 
Netzwerke insbesondere im Bereich Gesundheitswesens oft selbstinitiiert und hängen somit 
in hohem Maße vom Engagement bestimmter exponierter Einzelakteure ab. 
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ten Settings drehen sich um Fragen, bei denen handfeste Interessen der Akteure ins 
Spiel kommen.?"? Es geht also immer auch um strategisches Verhalten jenseits von 
Zwecken, die unmittelbar mit der Aufgabenerledigung im Kinderschutz zusam- 
menhängen. Beispielsweise kann Vernetzung für bestimmte Akteure gleichsam 
eine Bühne für ‚Imagekampagnen’ bereitstellen. Dies zeigt sich beispielsweise bei 
(von uns beobachteten) Netzwerkveranstaltungen unter Leitung des Jugendamtes: 
Durch den Einsatz spielerischer Lernformen soll auf anschauliche Weise vermittelt 
werden, dass die Beurteilung von Kinderschutzfällen anhand von isolierten Infor- 
mationen schwer fällt; der planspielartige Nachvollzug von Entscheidungsprozes- 
sen soll die Teilnehmer nicht nur für die eigene Praxis - im Sinne einer reflektierten 
„Haltung“ und im Hinblick auf den Umgang mit „Ängsten“ - sensibilisieren, son- 
dern ihnen außerdem Einblicke in den (schwierigen) Alltag eines Jugendamtsmit- 
arbeiters vermitteln. 

Tatsächlich bemühen sich viele Instanzen, durch Informations- und Werbever- 
anstaltungen ihr Ansehen zu verbessern: Jugendämter unternehmen Anstrengun- 
gen in Richtung einer positiven „Außendarstellung“ - welche die Ämter nicht nur 
als „Wächter“, sondern auch als „Unterstützer“ präsentieren; „Entstigmatisierung“ 
und „Entängstigungsarbeit“ werden hier verbreitet für notwendig erachtet. Auch 
Akteuren mit Multiplikations- oder Koordinationsfunktionen - denen seitens der 
operativen Ebene zuweilen mit Vorbehalten begegnet wird (s. 0.) - verschaffen 
formale Netzwerke Gelegenheiten, „bekannt“ zu werden, „Vertrauen zu gewin- 
nen“ und für sich zu werben. Bei funktionsbereichsübergreifend angelegten Ver- 
netzungsinitiativen kann man bei vielen Organisationen die Neigung beobachten, 
sich selbst als federführend darzustellen - jeder will hier gewissermaßen ‚die erste 
Geige spielen‘: So erwähnt ein Koordinator aus einem Gesundheitsamt, schon im 
Zusammenspiel öffentlicher Instanzen drehe sich vieles ums „Fahne zeigen“ und 
um die Austragung von „Konkurrenz“. Daraus folge, dass man konzeptionell nicht 
selten „aneinander vorbei“ arbeite und das Jugendamt bestimmte Vorhaben nicht 
abstimme, sondern ‚hinter dem Rücken! seiner Partner eigene Projekte und Veran- 
staltungen plane. Hier geht es also offenbar auch um Legitimation bzw. Profilierung 
eigener Kompetenzen und Rollen. 

Zum anderen erzeugen aber auch unmittelbar wirtschaftliche Faktoren ‚Vernet- 
zungsdruck‘ insbesondere auf Seiten der Leistungserbringer. Allein die „Bekannt- 
heit“ der eigenen Angebote erweist sich für viele Akteure als existenziell: Wenn 
es gilt, auf einem marktförmig organisierten und unter öffentlicher Beobachtung 
stehenden Terrain zu reüssieren, muss man gleichsam ‚überall dabei sein und aktu- 





213 Bei Vernetzungsprozessen sind auch hierarchische Kontrollinteressen (bzw. Steuerungsan- 
sprüche) im Spiel, wie sie im vorherigen Unterkapitel angesprochen wurden. Im Folgenden 
wenden wir uns hingegen stärker Aspekten wirtschaftlicher „Konkurrenz“ zu. 
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elle (Markt-)Entwicklungen ‚auf dem Schirm haben‘. Kooperation und Vernetzung 
stellen sich unter diesen Bedingungen nicht selten als „Akquise“-Veranstaltungen 
dar.?!* Im Verhältnis zwischen einzelnen Leistungserbringern mit unterschiedli- 
chen Angeboten stellt Kooperation (im Sozialraum) überdies eine Möglichkeit dar, 
durch wechselseitige Empfehlung oder Vermittlung Fälle zu akquirieren.?"° 

Auch die Bindung an einen ‚Ort‘ der Zusammenkunft unterschiedlicher Leis- 
tungserbringer (in Form multiprofessionell moderierter lokaler Zentren) erscheint 
in diesem Zusammenhang gewinnbringend: So assoziiert eine Familienhebamme 
mit der dort stattfindenden „Integration in Gruppen“ einerseits fachlich aussichts- 
reiche Perspektiven, verweist aber andererseits auf ‚Werbepotenziale‘ - konkret die 
Möglichkeit, Angebote bekannt(er) zu machen und mit Wiedererkennungswert zu 
versehen, „damit die Familien wissen: Ach, da kann ich noch mal hin.“ ‚Publicity‘ 
wird zudem auch auf dem Wege informeller Vernetzung betrieben - etwa durch 
das Verteilen von Flyern in benachbarten Einrichtungen (z. B. Kitas) oder die Be- 
teiligung an Fachtagungen, Sommer- und Weihnachtsfesten im Stadtteil, lokalen 
Wahlkampfveranstaltungen u. v. m.?!° Zudem besteht auf Anbieterseite generell ein 
großes Interesse, an lokal verankerten (post-korporatistischen) Arrangements der 
Auftragsvergabe zu partizipieren, was schon daran deutlich wird, dass sich einzelne 
Träger hier in der Vergangenheit gerichtlich eingeklagt haben. Erfahrungen von 
Trägermitarbeitern, aus Arbeitsgemeinschaften „herauskomplimentiert“ zu wer- 
den, zeugen ebenfalls von Konkurrenz, wenn es um die Partizipation an solchen 
‚engeren Kreisen’ geht. Wo das „Engagement der Träger in Gremien“ zur Voraus- 
setzung bei der Berücksichtigung in Verfahren der Auftragsvergabe wird, rücken 
auf Partikularinteressen fokussierte Beteiligungsmotive ins Zentrum der Koopera- 
tionsprozesse. 

Die Mitwirkung in Arbeitskreisen beinhaltet auch insofern einen strategischen 
Aspekt, als es aus Sicht der Beteiligten darum geht, eine „politische Stimme“ zu 
erheben und gemeinsame Forderungen gegenüber dem Kostenträger (Jugendamt) 
zu artikulieren (s. 0.). Ist letzterer selbst am Netzwerk beteiligt, so ergibt sich eine 





214 Somit schließt sich der Kreis zu den Befunden, die am Anfang dieses Abschnitts (unter 
4.2.1) zum Aspekt der Effizienzorientierung versammelt wurden. Allerdings verursacht Ver- 
netzung — wie im vorherigen Unterkapitel gezeigt wurde - stets auch bestimmte (Transak- 
tions-)Kosten. 


215 Gleichzeitig versucht man, dabei „vorsichtig“ vorzugehen, um nicht den Verdacht zu er- 
wecken, sich im großen Stil gegenseitig Klienten „zuzuschieben“ - eine solche Art der Fallak- 
quise scheint gewissermaßen ein Tabuthema darzustellen. 

216 Dabei winken nicht zuletzt Sponsorengelder lokaler Unternehmen. Eine Befragte verstand 
sogar die Teilnahme an dem von uns erbetenen Interview explizit als Bestandteil von Öffent- 
lichkeitsarbeit und sah darin eine Gelegenheit, das von ihr vertretene Konzept deutschland- 
weit bekannter zu machen. 


348 4 Organisierter Kinderschutz vor Ort - Praktiken und Trends heute 


andere Gemengelage. So wird mancherorts bekundet, man müsse sich mit Kritik 
zurückhalten, um nicht Gefahr zu laufen, bei der Auftragsvergabe künftig über- 
gangen zu werden. Gefragt sind hier offenbar ein ‚devotes‘ Verhalten und ‚taktvolle‘ 
Beziehungspflege, mit der Folge, dass - wie es die Mitarbeiterin eines freien Trägers 
ausdrückt - „niemand den Deckel ganz aufmacht“. Insofern bewegen sich Teilneh- 
mer von Netzwerken in einem Spannungsfeld zwischen loyaler Kooperation und 
Interessenpolitik ‚pro domo. 

Verbreitet deuten Vertreter der Leistungserbringer den Kontakt mit dem Kos- 
tenträger gleichsam als ‚Geschäftsbeziehung‘ (vgl. Abschn. 4.2.1). So bezeichnet 
die Angestellte eines privat-gewerblichen Trägers die Kommunikation mit dem Ju- 
gendamt explizit als „Akquise“ und umschreibt dieses Vorgehen so: 


Ganz gute Kontakte halten zum Jugendamt einfach. Überall immer Hallo sagen und 
die Kontakte pflegen, die man hat. [...] also wenn ich ein Hilfeplangespräch [...] habe 
und dann noch mal bei zwei, drei Kollegen, mit denen ich Hilfen habe, kurz anklopfe 
und reingucke, dann ist es ganz oft so, dass die sagen: Mensch, ich habe da noch was, 
jetzt wo ich Sie sehe. Haben Sie noch mal einen Moment Zeit, können wir noch mal 
reden? [...] das gehört dazu [...] also das ist einfach [...] auch wichtig. (Ltg FT]; 
243-251) 


Mit den Worten „Überall immer Hallo sagen“ umschreibt die Befragte das Ansin- 
nen, mit dem Jugendamt bei jeder Gelegenheit informell Kontakt aufzunehmen.?!? 
Gefragt nach Folgen rückläufiger Beauftragungen erläutert sie im weiteren Verlauf 
des Interviews, dass die Entwicklung von „Akquisestrategien“ auch Gegenstand 
hausinterner „Klausurtagungen“ sei. Dann frage man: „Wie geht's dem Unterneh- 
men, wie sind die Zahlen?“ Solche Treffen zu „strategischen Fragen“ finden auch 
bei langjährig etablierten Trägern der freien Wohlfahrtspflege statt. „Wie treten wir 
als Träger im Bezirk auf?“, lautet dann das Thema. Auch hier wird externe Vernet- 
zung als kritische Ressource betrachtet?"®: 


Also, das macht auch Spaß und Sinn, also fachlich, nicht nur aus wirtschaftlichem 
Sinn. [...] Es gibt ja Netzwerke, bei denen muss man einfach sein, um als Träger 
Gesicht zu zeigen und da ist es manchmal nicht so ertragreich, aber wenn ich mich 





217 Eine „sehr zuvorkommende“ Haltung von Trägerseite (die sich z. B. in prompten telefoni- 


schen Rückrufen ausdrücke) wird auch seitens des Jugendamts registriert und als Ausdruck 
eines verschärften Profilierungsdrucks unter den gegebenen Wettbewerbsbedingungen ge- 
deutet. 


218 Die beiden folgenden Interviewausschnitte wurden bereits unter dem vorherigen Punkt 
b (im Zusammenhang mit Strategien des dosierten Rückzugs) sowie unter 4.2.1 (im Kontext 
offensiver Akquisestrategien angesichts eines „sozialräumlichen“ Trends) dokumentiert, er- 
scheinen aber im hiesigen Kontext gleichermaßen bedeutsam. 
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hier [...] zusammensetze und überlege: Was können wir anbieten für die Familien, 
die es hier gibt? Dann finde ich es super. Und auch wenn es Arbeitskreistreffen [...] 
zu bestimmten Themen gibt, das finde ich gut. Also so wirklich zu gucken: Was gibt 
es alles in diesem Stadtteil und kann gut nebeneinander bestehen, und wie können 
wir gegenseitig, wenn wir ein Problem haben, uns auch unterstützen? (Ltg FT12; 285) 


Ausgangspunkt der Darstellung ist hier wiederum die Frage nach dem „Ertrag“ von 
Netzwerkveranstaltungen (s. Punkt b): Neben „fachlichen“ Zwecken?!? von Vernet- 
zung erwähnt die Befragte explizit „wirtschaftliche“ Perspektiven. Aus ihrer Sicht 
besteht die strategische Notwendigkeit, bei Netzwerkveranstaltungen „Gesicht zu 
zeigen‘. Zudem scheint die Klärung der Frage: „Was [...] kann gut nebeneinander 
bestehen“ nicht nur dem Eingehen auf fallspezifische Handlungserfordernisse (im 
Sinne ‚passgenauer‘ Hilfen), sondern auch der mit Auftraggebern und Konkurren- 
ten abgestimmten Positionierung am lokalen Markt zu dienen. Aufschlussreich er- 
scheint in diesem Zusammenhang eine weitere Passage desselben Interviews: 


Also wir sind natürlich in dem Prozess mit drin, uns da zu beteiligen. [...] sonst kön- 
nen wir schließen, also wenn wir nicht, wenn wir inhaltlich da nicht mit dem Jugend- 
amt im Gespräch sind - ‚Was, was habt ihr da vor, was ist geplant, was, was braucht 
ihr?‘ - und da nicht mit gestalten, dann können wir den Laden hier dicht machen. 
[...] wie können wir so im Netz, im Stadtteil vernetzt sein, dass wir da mit gestal- 
ten. [...] Da gibt es jetzt gerade ein großes Treffen irgendwie [im Bezirk], mit dem 
Jugendamt, [das] halt jetzt mit uns überlegt: Was braucht [es] da von uns und was will 
[es]? [...] Wie kann man Ressourcen bündeln, wie können wir bestimmte Aufgaben 
machen. [Die Mittel dafür] werden in den Haushaltsplan mit eingestellt. D. h. [das 
Jugendamt] sagt: Ich will neue Hilfen schaffen, [...] da soll es eine Vernetzung von 2-3 
Kooperationspartnern [...] geben. Und die müssen sich absprechen, wer was macht. 
[...] wir müssen uns immer schon im Vorfeld mit den gemeinsamen, also mit den 
Nachbarn überlegen: Was könnten wir zusammen anbieten? Genau, darum müssen 
wir uns bewerben, und dann wird entschieden: Kriegen wir oder kriegen wir nicht. 
(Ltg FT12; 211-220) 


Die Befragte formuliert den Anspruch, ‚Nachfragetrends‘ (hier: das Interesse von 
Kostenträgern an sozialräumlichen Angeboten) zu beobachten und sich an darauf 
bezogenen Netzwerkprojekten aktiv „zu beteiligen“ bzw. diese „mit [zu] gestalten“. 
Dies wird als existenzielle Überlebensgrundlage der Organisation beschrieben 
(„sonst können wir schließen“). Es gilt, die Bedürfnisse des Geldgebers (Jugend- 
amt) zu ermitteln und eigene Leistungsangebote - in Absprache mit benachbarten 
Trägern - nach diesen auszurichten, wobei im Falle von Ausschreibungen strategi- 





219° Gemeint ist die Möglichkeit, Familien an passende Angebote im Stadtteil weiterzuver- 
mitteln. 
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sche Koalitionen angezeigt sind. Der Erfolg der „Bewerbung“ erscheint indes kei- 
neswegs gesichert („Kriegen wir oder kriegen wir nicht“); es kann offenbar nur 
eine begrenzte Zahl von Trägern berücksichtigt werden, so dass einige unweiger- 
lich leer ausgehen. Vernetzung stellt sich hier also als Ausdruck und Motor eines 
Wetteiferns um knappe Ressourcen dar.??" 

Insgesamt zeigen die genannten Beispiele deutlich, dass Netzwerke im Kinder- 
schutz für zahlreiche Feldakteure den Zweck erfüllen, sich im Konzert der verschie- 
denen Träger und Professionen zu profilieren. Vor diesem Hintergrund zeigt sich 
eine paradoxe Situation zwischen Kooperation und Konkurrenz.??! Man partizi- 
piert an universell angelegten, gemeinsame Lösungen suchenden Prozessen, be- 
dient aber partikulare Interessen. Kooperation ohne offene Karten ist dabei eine 
prominente Coping-Strategie. Die Akteure agieren (einmal mehr) zugleich ‚ge- 
meinsam und einsam. 


Zwischenfazit Kooperation und Vernetzung im Kinderschutz sind eine zwei- 
schneidige Angelegenheit: Einerseits bilden sie eine von den meisten Beteiligten 
internalisierte und im Prinzip positiv bewertete ‚Organisationsagenda‘ - folgt man 
den ‚Grundsatzerklärungen’ der meisten Befragten, scheint es fast so, als seien Zwei- 
fel an ihrer Nützlichkeit nicht erlaubt. Andererseits wird verbreitet von Koopera- 
tionsproblemen berichtet; auch der Ertrag formaler Vernetzung (in Arbeitskreisen 
etc.) erscheint vielen als fraglich bzw. von Faktoren abhängig, die im Bereich des 
Informellen und Zufälligen liegen. Nicht selten klingt in den Settings an, dass zu 
viel Vernetzung auf Kosten der eigentlichen fachlichen Arbeit geht. 

Es fällt offenbar schwer, im gegenwärtigen Kinderschutzsystem die Zusammen- 
arbeit zwischen den zahlreichen Beteiligten so zu organisieren, dass die für produk- 
tive Kooperation erforderliche offene Perspektivenübernahme und Vertrauensstif- 
tung zuverlässig gelingt. Dabei lässt sich immer wieder erkennen, dass das für jeden 
einzelnen Funktionsbereich bestehende Gebot, strikt nach den Regeln der eigenen 
(professionellen) Kunst zu arbeiten und fachspezifisch vorzugehen, oft nicht mit 
dem harmoniert, was die Vernetzungsagenda verlangt. Anders ausgedrückt: Fest 
verankerte Erwartungen an souveräne Aufgabenerledigung werden durch institutio- 
nelle Kooperationsanforderungen, die kollegiale Multiprofessionalität voraussetzen, 
permanent strapaziert (vgl. Abb. 4.5). 

Vieles dreht sich dann um die Frage, wie das Zusammenwirken mit anderen 
- trotz bestehender Barrieren - halbwegs gelingen kann. Dabei schälen sich ver- 





220 Erinnert sei in diesem Zusammenhang auch an die unter Punkt b beschriebene Strategie, 
Netzwerkvorgaben zu erfüllen, „um das Geld zu kriegen“ und gleichzeitig durch deren krea- 
tive Abwandlung etwas „inhaltlich Sinnvolles“ zu tun. 


221 Vgl. Santen & Seckinger (2003: 397Xf). 
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Abb. 4.5 Organisationale Verarbeitung von Kooperations- und Vernetzungsansprüchen 


schiedene Coping-Mechanismen heraus. Auffällig erscheint auch hier, dass psycho- 
logische Rationalisierung keine Seltenheit ist: Vernetzung gilt oft als ‚Allheilmittel‘ 
(s. 0.). Zudem ist das Kooperieren und Vernetzen für viele deshalb kein Struktur- 
problem des organisierten Kinderschutzes, weil gute Zusammenarbeit, wenn man 
nur (individuell) auf die Richtigen trifft, stets im Bereich des Möglichen liegt. Da- 
neben stehen Versuche, die im Feld angetroffenen ‚Fremdsprachen‘ so gut es geht zu 
dekodieren oder harte ‚Kulturgrenzen‘ mit geschickter Diplomatie wenigstens fall- 
weise zu überwinden. Oft wird dabei der Weg informell-persönlicher Kommuni- 
kation gesucht. Hier und da gibt es auch Initiativen Einzelner zur Systematisierung 
der Zusammenarbeit im Interventionsfeld - dabei werden offizielle Funktionen 
bestehender Netzwerke mitunter kreativ abgewandelt. Einige Akteure entwickeln 
zudem subversive Haltungen, indem sie den dosierten Rückzug aus Arbeitskreisen 
antreten bzw. die Mitarbeit dort innerlich aufkündigen. Besonders administrativ 
erzwungene Vernetzung droht viele Beteiligten zu überfordern: Erhöhter Fallin- 
put und Abstimmungsbedarf sowie unübersichtliche Netzwerkstrukturen bergen 
hier offenbar die Gefahr einer „Verantwortungsdiffusion“???, bei der Arbeitsziele 





?2 Wie es Seckinger (2008: 22) auf den Punkt bringt. 
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und Verbindlichkeiten verschwimmen. Mithin erweist sich „institutional work“ im 
Hinblick auf den Umgang mit Kooperation und Vernetzung als ebenso facetten- 
reich wie uneinheitlich. Systematisches ‚an einem Strang ziehen‘ scheint eher die 
Ausnahme als die Regel. Vielmehr regiert ‚Netzwerkpragmatismus‘. 

Für die Akteure des organisierten Kinderschutzes geht es zugleich immer auch dar- 
um, sich zur Agenda der intensiveren Vernetzung strategisch zu verhalten. Dabeigilt es, 
zwischen längerfristigen ‚Synergieoptionen' und faktischen ‚Iransaktionskosten‘ orga- 
nisierter Kooperation abzuwägen. Die bestehende institutionelle Ordnung veranlasst 
sie zu einer je spezifischen Form der Interessenpolitik, wenn es um die Zusammenarbeit 
mit anderen geht. Letztlich hängen Gedeih und Verderb der verschiedenen Instanzen 
davon ab, wie souverän sie ihre ureigene Aufgabe erledigen. Zwar kann Vernetzung 
Interessengegensätze auch abfedern (etwa dort, wo Leistungserbringer politische Alli- 
anzen bilden); in der Wahrnehmung vieler Akteure sind es jedoch Konkurrenz stiften- 
de Strukturkonflikte (zwischen institutionellen Aufträgen, Berufsbildern, Arbeitskon- 
zepten etc.), die in Kooperations- und Vernetzungsprozessen immer wieder aufs Neue 
aktualisiert werden. Vernetzung erfolgt unter solchen Vorzeichen nicht unbedingt der 
Sache wegen; vielmehr dient sie der Verfolgung von Partikularinteressen. Gleichzei- 
tig lösen sich - wie in den vorangegangenen Unterkapiteln gezeigt - das Machtgefälle 
zwischen Akteuren sowie hierarchische Steuerungsansprüche in Kooperations- und 
Vernetzungsprozessen nicht einfach auf. Im Gegenteil: Es entstehen zusätzliche Ge- 
legenheiten, Kontrolle über andere Instanzen auszuüben - z. B. durch Versuche einer 
Kolonialisierung, bei denen Ko-Akteuren ‚diktiert‘ wird, was sie zu tun und zu lassen 
haben, oder - indirekt - durch die geschickte Delegation von Verantwortung an Ko- 
Akteure, die auf diese Weise mehr oder weniger gezielt belastet werden. 

Ob es nun um Konkurrenz oder Kontrolle geht - hier wie da richtet sich „in- 
stitutional work“ auf die Instrumentalisierung von Kooperationsbeziehungen. In- 
sofern kann Vernetzung (auch) im Kinderschutz nicht losgelöst von den Koordi- 
nationsprinzipien Markt und Hierarchie gedacht werden. Dabei scheint der Trend 
zu mehr Kooperation mit anderen Entwicklungsdynamiken im fraglichen Inter- 
ventionsfeld - konkret jenen in Richtung mehr Kosteneffizienz und mehr Kontrolle 
- auf komplexe Weise verwoben. Gerade deshalb sind Netzwerke im Kinderschutz 
stets Hybridkonstruktionen. 


4.3 Dauerbaustelle Kinderschutz: Improvisation als 
Normalzustand 


Kinderschutz ist, so haben wir im dritten Kapitel dieses Buches ausführlich darge- 
legt, hochgradig institutionell reguliert. Aber er muss auch organisiert werden, und 
dabei stehen jene Akteure, die sich alltäglich darum (zu) kümmern (haben), vor 
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erheblichen Herausforderungen. Einerseits sind Kinderschutzfälle - als „moving 
targets“??? - 
wir im Vorhergehenden mit dem Begriff des „industry systems“ belegt haben, viel- 
gliedrig, unübersichtlich, stellenweise sogar zersplittert. Unter solchen Bedingun- 
gen wird der Umgang mit bestehenden institutionellen Vorgaben schnell zu einem 


schwer zu greifen, andererseits erscheint das Handlungsfeld, welches 


Vabanquespiel - zumal, wenn diese Vorgaben in unterschiedliche Richtungen wei- 
sen und die in das Kinderschutzsystem involvierten Instanzen an verschiedenen 
Strängen ziehen, unterschiedliche Sprachen sprechen und je eigene Interessen ver- 
folgen. Organisieren im Kinderschutz heißt also: die sich aus den Normierungen 
ergebenen Unbestimmtheiten und Spannungen praktisch bewältigen bzw. an ihnen 
zu arbeiten. „Institutional work“ wird damit zu einer permanenten Anforderung. 

In diesem Kapitel war es unser Bestreben, die Facetten dieser Anforderung 
sowie die Art und Weise, wie ihr begegnet wird, aus sozialkonstruktivistischem 
Blickwinkel fassbar zu machen. Dabei galt es auch zu prüfen, inwieweit der „or- 
ganisationale Faktor“ einzelne institutionelle Logiken bricht bzw. beobachtbare 
Verschiebungen im Gefüge dieser Logiken konterkariert. Die involvierten Akteure 
bewegen sich meist im Kontext von Ämtern, Einrichtungen und anderen formalen 
Gebilden. Sie unterliegen also organisationalen Kodierungen, an denen sie gleich- 
zeitig selbst mehr oder weniger mitwirken - etwa dann, wenn sie Maximen für 
wirtschaftliches Handeln aufstellen, Kontrollpflichten alltagstauglich machen oder 
Vernetzungsauflagen ausbuchstabieren. In den von uns betrachteten Settings wur- 
de deutlich erkennbar, wie die Interpretation von Professions- bzw. Berufsrollen, 
die Haltung zu wirtschaftlichen Fragen, die Einstellung zu bürokratischen Regeln, 
das Bekenntnis zu einer bestimmten „Schule“ sozialer Interventionen oder auch die 
Weltanschauung eines Trägers für die beteiligten Akteure zu einem harten Datum 
werden, das neben die Vorgaben aus institutionellen Regelwerken tritt und seiner- 
seits in konkrete Alltagspraxis übersetzt werden muss. Strukturationstheoretisch 
gesprochen werden also Kodierungen als organisationspezifische Handlungsbasis 
vorgefunden und gleichzeitig im praktischen Deuten und Handeln der Akteure re- 
konfiguriert (Ortmann et al. 1997). 

Gewiss bleiben dabei organisations- bzw. systemextern begründete Regelwerke 
ein wesentlicher Orientierungsmaßstab. Wie gerade die neuen Spielarten der (neo) 
institutionalistischen Organisationstheorie nahe legen, erweist sich die „Deter- 
minationskraft“ der daraus resultierenden Normierungen jedoch oft als begrenzt 
(Lawrence et al. 2013). Vielmehr vermögen Organisationen, institutionelle Nor- 
men eigensinnig auszulegen und umzusetzen. Sie schaffen dabei Zonen, in denen 





3 Die detaillierte Aufarbeitung des empirischen Materials ist an dieser Stelle abgeschlossen. 
Im Folgenden werden dagegen wieder für alle Begriffe doppelte Anführungszeichen verwen- 
det; die im Vorangegangenen vorgenommene Differenzierung entfällt. 
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pragmatische Lösungen für dogmatische Zwänge gesucht werden (können) - was 
nicht zuletzt dort erforderlich erscheint, wo sich die Dogmen widersprechen, also 
etwa weniger Kosten im Prozess der Fallbearbeitung und mehr Aufwand bei der 
Koordination von Maßnahmen und Akteuren fordern.?** Es gibt also Spielräume 
für organisierten Eigensinn - allerdings eher unter der Oberfläche der Regelwerke 
sowie im Rahmen bestimmter (genuiner) Funktionsvoraussetzungen. Man kann 
also im Umgang mit Kinderschutzfällen spontane Arrangements eingehen, muss 
aber Verfahrensregeln (Hilfeplanroutinen, Dokumentationspflichten, Koopera- 
tionsauflagen) formal ernst nehmen und so gut es geht versuchen, in Auseinander- 
setzung mit den Kapriolen einzelner Fälle (operativ) flexibel zu bleiben. 

Dass es dabei wenig gradlinig zugeht, reflektieren bereits die Problemhorizonte, 
die für das (Er-)Leben der Akteure maßgeblich sind. Jene Situationsbeschreibun- 
gen, die die Ausgangsbasis für ihr routinemäßiges Deuten und Handeln bilden, ver- 
weisen auf beträchtliche Reibungspunkte im Organisationsalltag des Kinderschutz- 
systems: Rivalisierende Zuständigkeiten, die eigene Positionierung gegenüber vor 
Ort bestehenden Regularien, ferner kognitive Grenzziehungen, die verschieden- 
artige professionelle und organisationale Identitäten andeuten, sowie - nicht zu- 
letzt - Ressourcenfragen beschäftigen die Akteure offenbar in hohem Maße. 

„Institutional work“ setzt an solchen Problemhorizonten bzw. Reibungspunkten 
an und ist gleichsam kreativ auf beides bezogen. Sie erfolgt in Auseinandersetzung 
mit den - eingangs der in den vorangegangenen Abschnitten zu den drei „Coping“- 
Arenen umrissenen - genuinen Voraussetzungen für die Aufgabenerfüllung im 
Kern des „industry systems“. Es geht, wie gesagt, um operative Flexibilität im Um- 
gang mit Fällen und Ressourcen, ferner um beziehungssensible Informationsbe- 
schaffung in einem Balanceakt zwischen Hilfe und Kontrolle sowie schließlich um 
offene Perspektivenübernahme und Vertrauen bei der Koordination von Akteuren 
bzw. Organisationen in Netzwerken. Gerade weil bestehende institutionelle Nor- 
mierungen diese operative Basis des organisierten Kinderschutzes „in die Zange“ 
nehmen, müssen sich die Akteure einiges einfallen lassen, um ihre Aufgaben so zu 
erfüllen, dass ihnen einerseits - auch innerhalb der eigenen Organisation - keine 
Vorhaltungen gemacht werden und sie andererseits am Endes des Tages noch „in 
den Spiegel schauen“ können. 





24 Hier greifen dann auch jene Dynamiken, die in der betriebswirtschaftlich orientierten 
Organisationstheorie als typisch für principal-agent Beziehungen gelten (Jensen & Meckling 
1976; für den Bereich sozialer Interventionen: Langer 2005): Eigensinnige Operationen von 
Agenten (Angestellten unterer Hierarchieebenen) können - u. a. aufgrund ihres Informati- 
onsvorsprungs — durch Anweisungen von oben nicht direkt kontrolliert werden, weil sie in 
sog. Indifferenzzonen agieren; deshalb kommen besondere, indirekt kontrollierende Steue- 
rungen zum Einsatz. 
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Beispielsweise muss die verbreitet anzutreffende informelle Budgetorientierung 
- welche die Akteure im Jugendamt, bei den freien Trägern und auch im Gesund- 
heitswesen v. a. als Rechtfertigungsdruck am „eigenen Leib“ spüren - irgendwie 
beachtet werden, und zwar in Konkurrenz mit dem Gebot absoluter Verlässlich- 
keit, soweit der eigene Zuständigkeitsbereich betroffen ist. Innerhalb und zwischen 
Organisationen ist hier viel Kommunikation gefragt. Zuweilen behilft man sich 
mit dem psychologischen „Wegrationalisieren“ eines Zielkonflikts oder der De- 
legation von Verantwortung bzw. wirtschaftlichen Risiken an andere Instanzen 
(z. B. periphere Einrichtungen oder beauftragte Träger). Viele Lösungen haben 
„patchwork“-Charakter: Man spielt auf Zeit, „stoppelt“ Gelder aus verschiedenen 
Quellen zusammen, leistet Überstunden oder konzentriert sich auf das, wofür man 
(z. B. als Ärztin oder Mitarbeiter in einem Kindergarten) haftbar gemacht werden 
kann. Oder man hat „Glück im Unglück“ und erhält in einer „Empörungswelle“ 
neue Budgetspielräume - zumindest bis zum nächsten Sparprogramm. Auswege 
aus dem Dilemma von Sicherheitsversprechen und Kosteneffizienz bieten ansons- 
ten noch die multifunktionalen Projekte der Sozialraumorientierung bzw. nied- 
rigschwelligen Prävention: Die Hoffnung auf preiswerte und effektive Lösungen 
(z. B. in Gestalt von Müttercafes und dergleichen) scheint zumindest bei einigen 
Akteuren Energien freizusetzen - während sich andere davon eher wenig Entlas- 
tung versprechen. 

Parallel dazu gilt es, Lenkungsambitionen im Kinderschutzsystem handhabbar 
zu machen, und zwar sowohl im Umgang mit „widerspenstigen“ Adressaten als 
auch in Beziehungen zu Kostenträgern oder Auftragnehmern als Interventions- 
partnern. Die Neigung des Systems, „alles unter Kontrolle halten“ zu wollen, muss 
mit den Interessen, Bedürfnissen und Perspektiven des jeweiligen Gegenübers 
ausbalanciert werden, damit „Passgenauigkeit“ nicht völlig auf der Strecke bleibt. 
Sonst wird es schwierig, ein Mindestmaß dessen zu gewährleisten, was wir als 
beziehungssensible „Informationsbeschaffung“ im Verhältnis zu Adressaten und 
Interventionspartnern (und genuine Funktionsvoraussetzung des organisierten 
Kinderschutzes) bezeichnet haben. Als praktikable Ansatzpunkte erscheinen dabei 
die situativ mehr oder weniger strikte - also selektive - Beachtung formalisierter 
Verfahrensregeln, das flexible „Jonglieren“ mit (hybriden) Kontrollaufträgen (z. B. 
bei den Familienhebammen oder bei Clearing-Trägern) oder der Rückzug auf 
„Professionsfreiheiten“ (bei Richtern oder Ärzten). Das Spannungsfeld von Hilfe 
und Kontrolle im Umgang mit den Adressaten wird ebenso kreativ bearbeitet, z. B. 
durch eine taktische Arbeitsteilung nach dem Muster „Good Cop - Bad Cop“ - wo- 
bei allerdings stets das Risiko besteht, dass das abgekartete Spiel „auffliegt“ und die 
Adressaten misstrauisch werden. 
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Insgesamt scheinen nicht wenige der Coping-Strategien auf Sand gebaut und 
meist nur vorübergehende Lösungen. Das gilt auch für den Umgang mit Koope- 
rations- und Vernetzungsanforderungen. Die im Interventionsalltag auftretenden 
Kooperationserfordernisse (z. B. im Verhältnis zwischen Jugendhilfe und Gesund- 
heitswesen oder zwischen Kosten- und Leistungsträgern) und die zur Verbesse- 
rung der allgemeinen „Systemkoordination“ vorgesehenen offiziellen Netzwerk- 
veranstaltungen müssen aus der Perspektive der Akteure stets mit dem Eigensinn 
und Überlebenstrieb ihrer Organisation oder Profession in Einklang gebracht 
werden - und zwar möglichst ohne dass diese Motivationsbasis in Kooperations- 
und Vernetzungsprozessen offen zu Tage tritt. Vertrauen und offene Perspekti- 
venübernahme - als genuine Voraussetzungen für produktiv vernetztes Handeln 
- sowie die institutionelle Erwartung kollegialer Multiprofessionalität konfligieren 
mit der Notwendigkeit, eigenen Aufgaben bzw. Pflichten souverän, also letztlich 
ohne Hilfe anderer, nachzukommen. Die Akteure suchen in den Beziehungen zu 
Kooperationspartnern Wege, dem Vernetzungsdruck irgendwie Herr zu werden: 
durch tentatives Kommunizieren und pragmatische „Kleindiplomatie“ mit guten 
Bekannten, durch ausweichendes Verhalten oder die strategische Ausbeutung von 
Kooperationsbeziehungen (etwa in Gestalt von Verantwortungsdelegationen oder 
akquiseorientierter Kontaktpflege). Vernetzung ist dann oft mehr Schein als Sein. 

Abstrakt betrachtet dreht sich vieles um das „enactment“ institutioneller Logi- 
ken, also das Anwenden, Passendmachen oder auch Entkoppeln im „Prozess des 
Organisierens“ (Weick 1979). In diesen Operationen sedimentieren sich (wenigs- 
tens temporär) Deutungs- und Handlungsmuster als Ergebnis der kognitiven Aus- 
einandersetzung mit vorgefundenen Aufgabenumwelten. Das für moderne Organi- 
sationen nicht untypische Nebeneinander von Formalität und Informalität nimmt 
dabei im Kinderschutzsystem spezifische Konturen an. Einerseits zeigen sich spezi- 
fische Standardverfahren hinsichtlich dessen, was in diesem System als „normal“, 
im Sinne von settingübergreifend etabliert begriffen werden kann - wobei sich das 
„sensemaking“ (Weick 2009) der (organisationalen) Akteure an dieser Vorstellung 
von Normalität abarbeitet. Zum Standardrepertoire gehören auf Kosteneffizienz 
fixierte Managementkonzepte, ausgefeilte Kontrollsysteme sowie Vernetzungsfor- 
mate, die Kooperation garantieren sollen. Weil diese Standards aber stets interpre- 
tationsbedürftig sind und zudem untereinander in Widerspruch stehen, kommt es 
informell zwangsläufig zu Abweichungen. Der Umgang mit Widersprüchen erfolgt 
teils als reine psychologische Rationalisierung von Einseitigkeiten oder Normver- 
letzungen, teils als „halbe Sache“??°, temporärer Kompromiss oder Externalisierung 





25 7. B. in Gestalt des Dienstes nach Vorschrift oder des informellen Rückzugs (aus Netz- 
werken etc.). 
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von Problemen - mithin im Stile eines geschmeidigen Pragmatismus. Die Coping- 
Praktiken setzen mal auf „Voice“, mal auf „Exit“ (im Sinne von Hirschman 1970); 
viele stellen sich als Überzeugungskommunikation dar, andere aber auch als Aus- 
sitzen (also einer Art innerem Exit) oder als Ausspielen von Konkurrenz. Kontroll- 
bzw. Machtspiele sind - organisationstheoretisch wenig überraschend - an vielen 
Stellen anzutreffen, z. B. dort, wo Verantwortung delegiert wird, wo (wenigstens 
implizit) Vertragswettbewerb zum Einsatz kommt oder innerbehördlich formal(er) 
e Kontrollen eingezogen werden. Hier und anderswo geht es indes immer um Idio- 
synkrasien: Was den einen sinnvoll oder zweckrational erscheint, gestaltet sich aus 
der Sicht anderer als unangebracht. Einigungen über Problemdiagnosen, angezeig- 
te Maßnahmen und Erfolgsbewertungen fallen schwer, wenn mehrere Instanzen 
unter Druck zusammenwirken (sollen). 

Viele suchen also eigene Wege im verworrenen Geflecht institutioneller Nor- 
men und organisationaler Kodierungen, wobei sich im Zuge der dezentralen „Pro- 
zessierung“ der Interventionen regionale Variationen und lokale Organisations- 
landschaften herauskristallisieren, etwa im Hinblick auf die formale Arbeitsteilung 
im Interventionsgeschehen oder die vor Ort ausgebildeten Netzwerkstrukturen. 
Betrachtet man die Ergebnisse unserer „Ortsbegehungen‘, so bestätigt sich das, was 
Experten des Feldes (wenigstens in dem einen oder anderen Punkt) schon immer 
beobachtet oder geahnt haben: Es gibt keinen ebenenübergreifend konsistenten 
Orientierungshaushalt, sondern eine allgemeine Offenheit von Einschätzungen 
und Handlungs- bzw. Entscheidungsgrundlagen. Charakteristisch sind zudem kon- 
troverse, immer wieder neu ausgehandelte und deshalb volatile Zuständigkeiten in 
einem weit verzweigten Netz von Interventionen. Und es bestehen hohe Ansprüche 
an (professionsspezifische) Fachlichkeit im Kontext einer Vielfalt idiosynkratischer 
Selbstbilder und Rivalitäten. Dies alles bewegt sich in einer Art Mangelwirtschaft, 
denn angesichts der Endlosigkeit des Interventionsbedarfs werden Ressourcen oft 
als knapp erfahren. 

Aus organisationstheoretischer Perspektive markieren diese Diskrepanzen ein 
breites Spektrum an unterschiedlichen, auf die o. g. Spannungen bezogenen Struk- 
turationsmustern: die simple Entkopplung zwischen Norm und normbezogener 
Praxis (im Sinne des frühen Neo-Institutionalismus), ferner das kreative situations- 
orientierte Interpretieren und Strukturieren „auf Sicht“ und „auf Zeit“ (im Sinne 
des Weick’schen Sozialkonstruktivismus), und nicht zuletzt das mikropolitische 
Handeln (Friedberg 1995), welches auch als Spielart des vorherigen Musters be- 
griffen werden kann, sich aber durch interessenpolitisches Agieren auszeichnet 
und auf situationsspezifisch nutzenorientierten, ggf. auch marktopportunistischen 
Operationen basiert. Allerdings kann aus der Perspektive der Akteure häufig gera- 
de nicht strategisch gehandelt werden: Im chaosträchtigen Organisationsalltag und 
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in Auseinandersetzung mit widersprüchlichen, sich in der Tendenz sogar gegen- 
seitig ausschließenden „competing institutional logics“ (Reay & Hinings 2009) ist 
vielfach Improvisation gefragt - also ein Deuten und Handeln je nachdem, „wie es 
gerade so kommt“. Letztlich geht es im Kinderschutz darum, in einem Dschun- 
gel von Normen und Kodierungen Unsicherheit zu organisieren?”‘, was auf Dauer 
konsistentes und systematisch geplantes kollektives Handeln wenig wahrscheinlich 
macht. 

So finden wir im Ganzen drei übergeordnete Muster des „Coping“ angesichts 
von spannungsgeladenen institutionellen Vorgaben und diversifizierten organisa- 
tionalen Kodierungen: 


« das lavierende, taktische, diplomatische, verhandelnde Operieren im Modus des 
„Durchwurstelns“ bzw. „muddling through“?”, also eines „Hin und Her“ oder 
„mal so, mal so‘, welches im organisierten Kinderschutz - auch, aber nicht nur 
wegen der Erratik des Gegenstands - System zu haben scheint und für die Ak- 
teure oft belastend, manchmal aber auch erleichternd ist; 

e der bewusste oder unbewusste Rekurs auf eine instrumentelle Rationalität, nach 
der Regeln nur opportunistisch befolgt, Ressourcenengpässe externalisiert und 
dabei auch Kontrolloptionen (v. a. qua Kolonialisierung und Delegation) ge- 
nutzt werden?”? sowie Kooperations- und Vernetzungsprozesse v. a. der Verfol- 
gung eigener Interessen und Konzepte dienen; 

e das psychologische „Wegrationalisieren“ von Widersprüchen, welches zwar 
faktisch Entscheidungszwänge nicht aufhebt, die Akteure aber überlebensfähig 
macht und vielfach erst in die Lage versetzt, bewusst oder unbewusst auf die 
zuvor genannten Coping-Muster zurückzugreifen. 





25 Zu diesem Problemfeld siehe allgemein Apelt & Senge (2014). 


227 Wir lehnen uns hier (locker) an einen Begriff an, der auf Charles E. Lindbloms Theorie 
der öffentlichen Verwaltung zurückgeht (vgl. ders. 1959 sowie Rothmayr Allison & Saint- 
Martin 2011). Diese argumentiert, dass rationales Steuern in komplexen administrativen 
Kontexten unmöglich ist, auch weil Ressourcen zur angemessenen Informationsverarbeitung 
fehlen. Damit stehen alle Beteiligten vor der Herausforderung, zweitbeste oder provisorische 
Lösungen zu finden, wobei auf persönliche Erfahrungen und vergangene Routinen gesetzt 
wird. Dies wird v. a. für Konstellationen behauptet, in denen Akteure über wenig Umwelt- 
kontrolle verfügen und Ergebnisse von Entscheidungen schwer vorauszusagen sind. All dies 
dürfte für den Alltag des organisierten Kinderschutzes außerordentlich symptomatisch sein. 
228 Da die Verteilung entsprechender Gelegenheiten die Struktur des „industry systems“ 
maßgeblich prägt, besitzen resource-dependence Theorien hier einen hohen Erklärungswert: 
Je nachdem, wer vorhandene Ressourcen wie und gegenüber wem kontrollieren kann, bilden 
sich Einflussspielräume bei den einen und Ohnmachtsgefühle bei den anderen (vgl. Pfeffer 
& Salancik 1978). 
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Weil das erste Muster weit verbreitet und mit dem zweiten vielfach verwoben ist, 
sowie in Anbetracht der Tatsache, dass die Akteure immer befürchten müssen, dass 
instrumentelle Rationalität mit im Spiel ist, kann es im Kinderschutzsystem keine 
stabile und klare Ordnung geben - zumal unter den heute gegebenen institutio- 
nellen Bedingungen. Eindeutige Orientierung und „durchorganisierte“ Praxis mit 
einem festen Ergebnis im Visier - diese Rationalität kollektiven Handelns scheint 
im Kinderschutz eher die Ausnahme als die Regel. Vielmehr erweist sich organi- 
sierter Kinderschutz als Dauerbaustelle, auf der - qua „institutional work“ - perma- 
nent gearbeitet wird: Sowohl in den Interventionsprozessen selbst als auch bei der 
Koordination von Instanzen und Prozessen stellt Improvisation letztlich den Nor- 
malzustand dar. Innerhalb von Organisationen wie auch in ihrem Zusammenspiel 
trägt vieles Züge dessen, was in der einschlägigen Theorie „organisierte Anarchie“ 
(Cohen et al. 1972) genannt wird und sich v. a. dadurch auszeichnet, dass zufällig 
bestehende Gelegenheiten, gerade verfügbare Ressourcen und aktuell diskutierte 
Konzepte den Ausschlag darüber geben, wer was wie bewerkstelligt bzw. als Lösung 
einbringt - durchaus unabhängig davon, was in Anbetracht eines vorliegenden 
Problems ansonsten für richtig gehalten würde (vgl. auch Wolff 2010). 

Unsere detaillierte Betrachtung des Terrains und seiner vielen Facetten führt 
vor Augen, dass diese Unordnung vielfach systematische Gründe hat und Abläufe, 
die den institutionellen Skripten von Recht und Gesetz zu widersprechen schei- 
nen, in der Regel nicht auf individuelle „Fehler“ oder Inkompetenzen bei einzel- 
nen Akteuren oder Einrichtungen zurückgeführt werden können. Organisierter 
Kinderschutz ist Intervention in private Lebenskomplexität - unter Bedingungen 
struktureller Unsicherheit (der Erratik der Falls) und mit vielen intervenierenden 
Variablen. 

Besonders deutlich wird dies mit Blick auf organisationsübergreifende Pro- 
zesse. Betrachtet man abschließend noch einmal die Akteurslandschaft bzw. das 
„industry system“ als Ganzes, so deuten unsere Befunde in der Tat auf emergente 
Struktur(um)bildung im Kontext widersprüchlicher institutioneller Logiken und je 
spezifisch „gelebter“ Systemkonstellationen: Organisierter Kinderschutz vollzieht 
sich in einer polyzentrischen Ordnung, in der sowohl Instanzen, die formal für 
„Systemlenkung“ zuständig sind, als auch eher aufgabenerledigende Akteure bzw. 
Organisationen ein dynamisches Ensemble eigensinniger „Systemgestalter“ bil- 
den. Salopper formuliert: Das Kinderschutzsystem baut sich permanent selbst um, 
wobei es in sich unstimmige und häufig wechselnde Baupläne gibt und die vielen 
Gewerke, die die verschiedenen Teile des Gebäudes ausgestalten, zwar an einem 
Projekt arbeiten, dabei aber jeweils ihr „eigenes Ding machen“. 

In den verschiedenen Bereichen des Kinderschutzsystems gibt es dementspre- 
chend unterschiedliche Formen der administrativen und praktischen Prozesssteue- 
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rung - einige hierarchisch, andere kollegial, wiederum andere individualistisch. 
Beobachtbar sind sowohl Abschottungen von der Umwelt (z. B. bei Familiengerich- 
ten oder niedergelassenen Medizinern) als auch Entgrenzungen bzw. die Verflüs- 
sigung von Differenzen, etwa was die Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen 
Berufsgruppen (Polizei, Gesundheitswesen, Sozialarbeit) betrifft.??° Auch Akteure 
im Umfeld der klassischen Jugendhilfe setzen wesentliche Akzente: Sie moderieren 
Grenzstellen (Familienhebammen, Kinderschutzkoordinatoren etc.), übernehmen 
in einzelnen Phasen kritische Rollen (z. B. Akteure des Sicherheitsapparats) oder 
sorgen als Außenseiter bzw. Einzelunternehmer für unkontrollierbare Dynami- 
ken. Es gibt also viele „Landschaftsarchitekten‘, und viele Versuche einer zentralen 
Landschaftsgestaltung werden dezentral unterlaufen. 

Gerade die Vernetzung der Akteure, welche alltagspraktisch unumgehbar ist 
und institutionell mehr denn je eingefordert wird, zeugt von emergenter (im Sinne 
von ungeordneter) Strukturbildung durch permanentes „muddling through“. Ein- 
gerichtete Netzwerkgremien bewegen sich zwischen formalen Arrangements und 
unternehmerischen Partikularinitiativen - wobei offene Perspektivenübernahme 
als genuine Voraussetzung für synergetische Kooperation schnell blockiert werden 
kann. Interprofessionelle Spannungen, organisierter Eigensinn bei den Trägern 
und der Rekurs auf Mikro-(Netz)-Politik überlagern selbst „gut gemeinte“ Ver- 
netzungsprojekte. Gleichwohl ist es stets möglich, dass solche Projekte als win- 
win-Situation erfahren werden - gerade dann, wenn sie sich bottom-up und frei 
von institutionellen Auflagen entwickeln. Dazu wird aber wiederum ‚„institutional 
work“ benötigt - z. B. ein „Fassadenmanagement“ (vgl. Drepper 2010: 152ff sowie 
Meyer & Rowan 1977), bei dem offizielle Netzwerkzwecke aufrechterhalten werden 
und die eigentliche Vernetzungsarbeit einer anderen Agenda unterliegt. So gesehen 
folgt das Kinderschutzsystem in seiner lokalen Praxis eher einer „negotiated or- 
der“??® als einem stringent operationalisierten gesetzlichen Auftrag. 





229 Hier entsteht mitunter auch eine „Grenzstellensolidarität“ in dem Sinne, dass sich für eine 
gegebene Instanz tätige Angestellte mit starkem Außenkontakt Kooperationspartnern näher 
fühlen als Abteilungen der eigenen Organisation. 

20 Der Begriff entstammt der sozialkonstruktivistischen Organisationsforschung und be- 
zieht sich meist auf organisationsinterne Ordnungsbildung (durchaus im Geflecht verschie- 
dener Professionen bzw. Berufsgruppen, klassisch: Strauss et al. 1963). Man kann ihn aber 
auch mit Blick auf Strukturbildungen jenseits von Organisationsgrenzen nutzen (so etwa 
Bechky 2011). 





Strukturdynamiken und 
Modernisierungsparadoxien im 
organisierten Kinderschutz: Resümee 
und Ausblick 


Am Ende dieses Buchs möchten wir die verschiedenen Fäden unserer Studie zu- 
sammenführen und deren Befunde auf wesentliche Erträge hin resümieren. Dabei 
wollen wir drei übergeordnete Botschaften herausarbeiten sowie kurz allgemeine 
Konsequenzen für die „Praxis“ diskutieren. 

Eines dürften unsere Ausführungen zunächst plastisch vor Augen geführt ha- 
ben: Das gesellschaftliche Projekt Kinderschutz ist eine Sisyphusaufgabe und letzt- 
lich eine „mission impossible“. Es gibt ein schlichtes Ziel, aber dessen Operationali- 
sierung erweist sich als permanente Geduldsprobe: Jenseits der einfachen Formel 
„Kein Kind darf zu Schaden kommen“ bleibt so einiges vage, weil genauere Ziele 
vielfach nur fallbezogen formuliert werden können und sich vieles eben nicht vor- 
geben lässt. Ferner entstammen die Mittel, die zur Zielverwirklichung eingesetzt 
werden, nicht einem einzigen Baukasten, sondern sie werden in unterschiedlichen, 
mitunter hermetisch versiegelten Bezugsumwelten (z. B. Professionskulturen oder 
wohlfahrtsstaatlichen Finanzierungssystemen) geformt und angewendet. Auch die 
Akteure sind nicht aus einem Guss: Vielmehr operieren sie in einem hochgradig 
ausdifferenzierten „industry system‘, in dem parallel auf unterschiedliche Norm- 
tatbestände zurückgegriffen wird und ein Patchwork institutioneller Regulierungen 
bzw. Doktrinen zur Geltung gelangt - sodass Spannungen nicht die Ausnahme, 
sondern die Regel sind. Im nationalen Regelwerk steht z. B. Familialismus gegen 
„Konsequentialismus“; und auf lokaler Ebene findet man Prinzipien strenger, teil- 
weise auch wettbewerblicher Arbeitsteilung neben Vorgaben für eine netzwerkba- 
sierte Integration von Informations- und Interventionsprozessen, z. B. zwischen 
öffentlichen Behörden und freien Trägern oder („innerstaatlich“) im Verhältnis 
von Jugend- und Gesundheitsamt. 

Dabei sind die Akteure je spezifisch organisiert, konzeptionell eigensinnig und 
auf diverse Berufswelten verteilt - d. h. sie werden von je besonderen organisatio- 
nalen Kodierungen geleitet, woraus zusätzliche Spannungen erwachsen (können). 
Dies geschieht etwa dort, wo intervenierende Akteure im Auftrag von Jugendäm- 
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tern tätig werden und betreute Familien - oder auch sich selbst - gegen eben diese 
Jugendämter verteidigen; es zeigt sich ferner im Zusammenspiel von Gesundheits-, 
Sicherheits- und Sozialberufen, die ihre zugedachten Partner als ignorant erfahren 
bzw. wahrnehmen. Kurzum: Kinderschutz ist kein Kinderspiel, sondern er impli- 
ziert die Organisation eines komplexen Räderwerks, bei dem stets damit gerechnet 
werden muss, dass die einzelnen Bauelemente nicht reibungslos ineinandergreifen. 
Dies muss, gerade wenn Dinge „schief laufen‘, Konsequenzen haben für die Beur- 
teilung von Prozessen und Problemen dieses Räderwerks - also dessen, was mög- 
lich und machbar ist! 


« Botschaft No. 1: Es kann und darf bei der wissenschaftlichen Befassung mit dem 
gegenwärtigen Kinderschutzsystem nicht nur um „fachliche Fehleranalyse“ (Fe- 
gert et al. 2010) gehen. Angesichts der bestehenden Systemkomplexität ist Ak- 
teursversagen im Kinderschutzsystem nur ein Grenzfall; Probleme emergieren 
vielmehr aus dem Wirrwarr von Regelungen, Kodierungen und Bezugswerten, 
welches typisch ist für arbeitsteiliges „people processing“ im modernen Wohl- 
fahrtsstaat und schnell Systemversagen provoziert - zumal wenn es um gesell- 
schaftliche Probleme geht, die hochbeweglich sind und sich fortwährend sozial 
reproduzieren. 


Dessen ungeachtet arbeitet die Gesellschaft „nimmermüde“ an der Perfektionie- 
rung des Projekts Kinderschutz. Dabei lösen Versagensvorwürfe neue Regulierun- 
gen aus, welche in Teilen aus dem System heraus entwickelt werden, aber gleichzei- 
tig Ergebnis gesellschaftlicher Entwicklungen sind, die mit Kinderschutz wenig zu 
tun haben (s. u.). Jedenfalls setzen in einem hochgradig sozialpolitisch gesteuerten 
Kontext institutionelle Innovationen (neue Gesetze, Richtlinien etc.) harte Daten, 
wobei sie verschiedenen normativen Agenden folgen. Wir haben herausgearbei- 
tet, dass sich hinter der Dynamik formaler Regelwerke spezifische, nicht immer 
miteinander harmonierende Doktrinen verbergen, und zwar nationale wie lokale 
- wobei regulatorische Konkretisierungen vor Ort (konkret: spezifische Implemen- 
tationslinien und konzeptionelle Alleinstellungsmerkmale) settingübergreifende 
Leitorientierungen nicht aushebeln, sondern lediglich modifizieren. 

Die Gesamtschau institutioneller Veränderungstendenzen zeigt dabei, dass vie- 
les nicht in die gleiche Richtung läuft und Spannungen produziert oder verschärft: 
Diese Tendenzen haben wir mit der Trias „mehr Kosteneffizienz, mehr Kontrolle und 
mehr Kooperation(sdruck)“ beschrieben, wobei gerade der Abgleich dieser Agen- 
den mit dem, was organisational aus ihnen gemacht wird, darauf schließen lässt, 
dass nicht alles gleichzeitig zu haben ist: Gesteigerte Bemühungen, nur Zählba- 
res zu optimieren, sowie Regulierungen, die „Interventionsprozesse“ ökonomisch 
deregulieren - z. B. durch Personalpolitiken, die auf fluktuierenden Arbeitsanfall 
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mit fluktuierenden Gratifikationen reagieren -, erweisen sich für die Praxis immer 
dann als delikat, wenn gleichzeitig „100 % Sicherheit“ versprochen werden soll. Die 
beobachtbare halbherzige Übersetzung des Kosteneffizienzdenkens in das Deuten 
und (wohl auch) Handeln der Akteure ist eine logische Folge dieser Paradoxie. 
Gleiches gilt für das labile Resultat des Ansinnens, Koordination vermehrt mit der 
unsichtbaren Hand des Wettbewerbs zu erwirken und gleichzeitig Menschen bzw. 
Interventionsprozesse stärker in den Kontrollgriff zu nehmen. Eine solchermaßen 
diffuse Implementation institutionellen Wandels kommt nicht zuletzt dort zum 
Tragen, wo die klassische Ambivalenz des sozialarbeiterischen Interventionsman- 
dats (zwischen Hilfe und Überwachung) auf neue Berufs- bzw. Handlungsfelder 
(z. B. Familienhebammen) ausgeweitet wird. Gerade die Paradoxien im Zusam- 
menhang mit der Vernetzungsagenda, in die sich neue Formen von Hierarchie und 
Konkurrenz mischen, verweisen darauf, dass keine der 0. g. Maximen in Reinkultur 
greifen kann. Konkret: Die Akteure sollen sich im Interventionsgeschehen kon- 
struktiv vernetzen - aber Kooperation wird vielfach von oben „oktroyiert“, und 
eine deregulierte Instrumentierung schafft Anreize für Konkurrenz- und nicht für 
Kooperationsverhalten. 

Institutioneller Wandel gibt hier verschiedene, sich oft widersprechende Marsch- 
richtungen vor: Er fordert mehr Flexibilität und mehr Patentlösungen; mehr Nach- 
haltigkeit und weniger Interventionstiefe (etwa durch die Substitution personalin- 
tensiver durch niedrigschwellige oder ambulante Angebote); mehr Sicherheitsori- 
entierung und weniger Kapazität für nachhaltige Steuerung (v. a. durch Jugendäm- 
ter); mehr Arbeitsteilung und weniger Selbstständigkeit bei denen, die Fallkontakt 
haben; und nicht zuletzt: einen Druck in Richtung mehr Wettbewerb und mehr 
Zusammenarbeit. Orientierungsstiftend werden hier institutionelle Logiken, die im 
modernen Gemeinwesen traditionell nebeneinander her existieren, im Zuge ihrer 
direkteren Überblendung aber für größere Anspannung sorgen. 

Es geht hier einerseits um den Einfluss von in der Moderne gereiften Referenzen 
wie (Klein-)Familialismus, Professionalismus, Staatlichkeit etc., die seit jeher span- 
nungsträchtig sind; andererseits aber auch um den Expansionsdrang von Logiken, 
die lange Zeit in spezifischen gesellschaftlichen Sphären eingeschlossen waren und 
erst seit kurzem grenzüberschreitend zur Wirkung gelangen. Dazu zählen u. a. die 
Leitorientierungen der gewerblichen Wirtschaft, aber in gewisser Weise auch die 
des modernen Sicherheitsapparats sowie einzelner Professionen (z. B. der Rechts- 
medizin). Diese treten vermehrt außerhalb ihrer angestammten Handlungssphären 
in Erscheinung, was sich innerhalb des Kinderschutzsystems z. B. in der Ausbrei- 
tung managerieller Steuerung (wirtschaftliche Konkurrenz, Werbung, monetari- 
sierte Erfolgsmessung etc.) oder hybrider Tätigkeitsprofile (Familienhebammen; 
Clearing-Sozialarbeit; polizeiliche Jugendarbeit etc.) manifestiert. 
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Wir konnten in dieser Studie nur begrenzt Ursachenforschung betreiben. Aller- 
dings gibt es gute Gründe für die Feststellung, dass der „Imperialismus“ bestimmter 
institutioneller Logiken auf Machtgewinne einflussstarker gesellschaftlicher Grup- 
pen zurückgeht, konkret: von Wirtschaftseliten, die sich eine Welt jenseits von 
Markt und Wettbewerb nicht (mehr) vorstellen können, und von gebildeten Mittel- 
schichten, die an der Übertragung marktwirtschaftlicher Referenzen auf die Pro- 
duktion öffentlicher Güter (auch im Sozialsektor) nichts Befremdliches (mehr) fin- 
den. Allerdings bilden diese Mittelschichten zugleich einen wesentlichen Resonanz- 
boden für die Radikalisierung von Menschenrechtsdiskursen und entsprechenden 
Humanisierungserwartungen an das Gemeinwesen. Insofern konzentrieren sich in 
diesen Milieus die Modernisierungsparadoxien zeitgenössischer Gesellschaften, die 
auch - und sicher nicht zuletzt - auf den organisierten Kinderschutz einwirken. 

In der Tat korrespondiert vieles von dem, was im Zusammenspiel der genannten 
institutionellen Logiken zu beobachten ist, mit dem epochenübergreifenden Drang 
zu perfektionierter Weltbeherrschung im Rahmen säkularer Modernisierungsbe- 
wegungen - aber auch mit einer „neuen Wohlfahrtsstaatlichkeit“, die diesen Rah- 
men neu auskleidet. Sie steht für einen Zeitgeist, der sich viel von Organisations- 
und Menschenführung verspricht, ferner im Zweifel über die Effizienz von Inter- 
ventionen für deren Engführung plädiert und zudem die Träger der wohlfahrts- 
staatlichen Infrastruktur antreibt, immer auch betriebswirtschaftlich zu reüssieren. 

Im Kinderschutz treffen gesellschaftliche Meta-Tendenzen auf ein „industry 
system‘, das für den beschriebenen doppelten Perfektionismus der Gegenwarts- 
kultur sehr empfänglich ist. In der Entwicklung der für das Kinderschutzsystem 
relevanten Regelwerke spiegeln sich offenkundig sektorübergreifende Rationali- 
sierungstendenzen: Diese haben, wie unsere Ausführungen plausibilisiert haben, 
eine normative und eine technische Komponente, wobei bei letzterer wiederum 
eine ökonomische und eine prozedurale Dimension unterschieden werden kann. 
Beide Rationalisierungstendenzen treiben das Kinderschutzsystem vor sich her; die 
normative „verabsolutiert“ Erwartungen an Schutzerfolge, während die technische 
denen, die Kinderschutz organisieren, härtere Auflagen macht. 

Damit wird Kinderschutz aber nicht zwingend rationaler: Denn so gut er 
auch immer gemeint sein mag - jener prozedurale Perfektionismus, der sich v. a. 
in neuen Kontroll- und Vernetzungsagenden manifestiert, führt viele Akteure 
des Kinderschutzes auf Nebenschauplätze (Dokumentationszwänge, Rechtferti- 
gungsschleifen, Entlastungskämpfe etc.) oder in Illusionen (Patentrezepte; Null- 
Fehler-Erwartungen; „Adressatensteuerung“). Und: So sehr die Forderung nach 
wirtschaftlichem, Ressourcen ja immer auch freisetzendem Handeln sinnfällig 
ist, scheint ein betriebswirtschaftlicher Steuerungsmodus, mit dessen Hilfe Ziel- 
Mittel-Relationen in jeder denkbaren Hinsicht objektiviert und optimiert werden 
sollen, und bei dem es immer auch darum geht, den „Sozialaufwand“ des Gemein- 
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wesens in Grenzen zu halten, wenig zielführend; denn dieser Modus verzerrt das 
Koordinatensystem derer, die Kinderschutz tagtäglich ins Werk setzen und dabei 
beweglich, offen und kreativ bleiben sollen. 

Die genannte „Optimierungsmaschinerie“ droht letzteres eher zu behindern: 
Man muss nun Fälle akquirieren, von denen es möglichst wenig geben soll, und 
Zahlen liefern, wo es doch meist um Unzählbares geht. Die wirtschaftliche Seite 
des Dienstleistungsdenkens im Kinderschutz provoziert Werbung, die nicht halten 
kann, was sie verspricht, und Nullsummenspiele, bei denen der eine gewinnt und 
der andere verliert. Nicht zuletzt basiert sie auf der Illusion der Kalkulierbarkeit des 
Unkalkulierbaren (vgl. Bode & Turba 2014), was den Interventionsaufwand und 
die Interventionsergebnisse betrifft. All das bindet viel Aufmerksamkeit im Alltag 
des organisierten Kinderschutzes und generiert im Übrigen zusätzliche Transakti- 
onskosten - und somit kontraproduktive Effekte. 


e Botschaft No. 2: Die institutionelle Perfektionierung des Kinderschutzsystems 
hat Grenzen: einerseits bedingt durch den Interventionsgegenstand „Mensch“, 
andererseits aber auch deshalb, weil sie alles (noch) komplizierter macht; das, 
was v. a. systemexterne Modernisierungsparadoxien im System auslösen, ten- 
diert dazu, diejenigen, die Kinderschutz (zu) organisieren (haben), zusätzlich zu 
strapazieren. So wird Kinderschutz nicht perfekter, sondern krisenanfälliger. 


Die genannten institutionellen Veränderungen greifen mit Macht auf die Praxis zu, 
aber diese ist widerständig - teilweise im wahrsten Sinne des Wortes, teilweise aber 
auch in der Weise, dass die, die Kinderschutz praktisch bewerkstelligen, gar nicht 
anders können als institutionelle Impulse „umzuarbeiten“. Sie müssen sich Wege 
durch den Dschungel disharmonischer Normen bzw. Doktrinen bahnen und in 
dilemmatischen Situationen Lösungen suchen, bei denen sie manchmal das eine 
tun, ohne das andere zu lassen oder aber mal die eine und mal die andere Agenda 
bedienen. 

Das Kinderschutzsystem verändert so seinen Charakter im Zusammenspiel von 
harten institutionellen Normen und mehr oder weniger weichen Anpassungs- und 
Umarbeitungspraktiken derer, die diese Normen umsetzen (sollen). Es geht hier 
letztlich um das gestalterische Umgehen kollektiver Akteure mit sich verändern- 
den Institutionen, wobei die jeweils situativ ausgebildeten Akteurskonstellationen 
(hier v. a.: die Trägerlandschaft und das Beziehungsgefüge im „industry system“ 
des Kinderschutzes) darüber entscheiden, wie sich die Verhältnisse faktisch ent- 
wickeln und als Strukturdynamiken im Kinderschutzsystem Wirkungen entfalten 
(vgl. Schimank 2010) - und zwar teilweise unabhängig davon, was Politiker, Pro- 
fessionen und Praktiker konkret intendieren. 
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Zu diesen Strukturdynamiken zählen nicht zuletzt Umbauten im administrati- 
ven Organisationsgefüge der Jugendhilfe. Schon hier kommt es - häufig auf lokaler 
Ebene - zu Adaptationen jener institutionellen Veränderungsimpulse, die auf über- 
geordneten Ebenen (rechtlich-institutionell oder als fachliche Norm) ausgegeben 
werden. Dabei verlaufen die Umbauprozesse nicht gradlinig und einheitlich, son- 
dern inkrementell, schwankend und konfliktbehaftet; nicht selten regiert das Prin- 
zip Zufall. Auch und gerade Praktiken, die widersprüchliche institutionelle Vorga- 
ben im Alltag der (vielen) am Kinderschutz beteiligten Organisationen handhabbar 
machen, sind Teil dieser inkonsistenten Strukturdynamiken. 

In unserer Studie konnten wir zeigen, wie die Akteure des Feldes „Coping“- 
Strategien entwickeln (müssen), welche vielfach auf kollektives Improvisieren oder 
aber gegenseitiges Instrumentalisieren hinauslaufen. Die Akteure erleben in ihrer 
Praxis tagtäglich Widersprüche, die sie irgendwie zu bewältigen haben: Sie operie- 
ren mit prekären Ressourcen sowie mit der Doppelforderung nach Flexibilität und 
Verlässlichkeit; sie müssen im stets drohenden Alltagschaos Komplexitätsreduktion 
betreiben und damit fertig werden, dass sie sowohl „passgenau“ als auch „nach Pa- 
tentrezept“ handeln sollen; schließlich sind sie in spannungsträchtige Kooperati- 
onsstrukturen eingebunden, innerhalb derer sie zugleich gemeinsam und einsam 
operieren und nicht selten „gute Miene“ zu einem zweischneidigen „Netzwerk- 
spiel“ machen. 

Folgt man den Deutungen der Akteure, die sich in vielerlei Hinsicht gegenseitig 
bestätigen und die das (dokumentarisch) rekonstruieren, was ihre Praxis letztlich 
ausmacht, so ist der Umgang mit diesen Paradoxien Gegenstand mehr oder weni- 
ger kreativer Anpassungsleistungen im Modus der „institutional work“, also einer 
Praxis, die institutionelle Regulierungen nicht außer Kraft setzen kann, diese aber 
doch - „so gut es gerade geht“ - in erlebte Praxiszwänge, aber auch in gewachsene 
Idiosynkrasien von Professionen, Ämtern und Trägern einpasst. 

Organisierter Kinderschutz wird so zur Arena für permanentes Improvisieren, in 
dem schulbuchmäßiges Handeln schnell an Grenzen stößt. Vieles erfolgt im Modus 
des „Durchwurstelns“ bzw. „muddling through“; aber auch Instrumentalisierungen 
- also Versuche der Absicherung eigener Macht- und Handlungspotentiale (nicht 
zuletzt wirtschaftlicher Natur) durch Lastenverschiebung an Beschäftigte, Konkur- 
renzen, Netzwerkpartner etc. - sind Teil dieser Praxis. Psychologische Rationali- 
sierungen gehören ebenfalls dazu - also Wirklichkeitskonstruktionen, durch die 
viele der 0. g. Paradoxien schlicht verdrängt werden: Umstellungen, die auf mehr 
Kosteneffizienz zielen, sind dann auch fachlich gut; das Notwendige wird trotz 
Restriktionen jederzeit und überall getan; Sozialarbeit kennt keinen Widerspruch 
zwischen Hilfe und Kontrolle und hybride Berufsrollen können stets beides: de- 
tektivisch und unterstützend agieren; Vernetzung ist immer sinnvoll, und wenn 
Probleme auftauchen, liegt es an schwierigen Charakteren. 
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Im Ergebnis machen - angesichts inkompatibler Handlungsmaximen und unter 
Bedingungen niemals völlig beherrschbarer Fallverläufe - solche pragmatischen 
Kniffe und psychologischen „Tricks“ viele Akteure überhaupt erst handlungs- und 
überlebensfähig. Nicht selten können basale Ziele des Kinderschutzes nur des- 
wegen erreicht werden, weil institutionelle Impulse umgearbeitet werden. Aller- 
dings: Die mit zunehmendem Rechtfertigungs- und Konkurrenzdruck zwangs- 
läufig wachsende Neigung zum Instrumentalismus wie auch der durch eklatantere 
Normdiskrepanzen verschärfte Improvisationsdruck laufen darauf hinaus, dass 
sich ein zentrales Praxisziel im Kinderschutzsystem weniger leicht verwirklichen 
lässt: nämlich das reflexive Umgehen mit den ganz normalen Widrigkeiten des 
Interventionsalltags. Kinderschutz bleibt eine schwierige Baustelle auch deshalb, 
weil provisorisches Handeln Strukturprobleme ungeklärt lässt, verschiebt oder 
übergeht, und weil instrumentelle Strategien nachhaltige und konstruktive Lösun- 
gen im Sinne der „gemeinsamen Sache“ unterminieren. 


e Botschaft No. 3: Was im Kinderschutzsystem passiert, bestimmen nicht nur 
Recht und Gesetz; vielmehr ist offensichtlich, dass sich die Praxis vor dem Hin- 
tergrund zunehmend spannungsgeladener Regelwerke eigene Schneisen schlägt 
- vielfach auf dem Wege des „muddling through“ und Instrumentalisierens, oft 
auch durch das psychologische (Weg-)Rationalisieren latenter „Systemwider- 
sprüche“. So wird Kinderschutz praktisch handhabbar; doch versperren sol- 
che Formen der „institutional work“ auch Räume für den reflexiven Umgang 
mit der strukturellen Überforderung des Systems - und im Ergebnis wird diese 
Überforderung weiter konsolidiert. 


Doch welche „konstruktive“ Botschaft für die Praxis resultiert aus alledem? Grund- 
sätzlich gilt es zunächst, die o. g. Problematiken zur Kenntnis zu nehmen und sich 
darauf einzulassen, das Selbstläufige und Latente in den Strukturdynamiken des 
Kinderschutzsystems und ihrer gesellschaftlichen Hintergründe zum Ausgangs- 
punkt von Praxisreflexion zu machen. In der Einleitung haben wir postuliert, dass 
nur dieses verstehende Zugehen auf die „Vertracktheiten“ dieses Systems - ein- 
schließlich ihrer vielfach systemexternen Hintergründe - ein realistisches „System- 
verbessern“ möglich macht. Die Arbeit an konkreten Konzepten war dabei nicht 
das Ziel unserer Studie; sie ist unseres Erachtens auch nicht die Kernaufgabe einer 
soziologischen Feldforschung als verstehender „Ist-Analyse“. Letztere liefert viel- 
mehr Diagnosen für jene, die - unter Einsatz juristischer, sozialpädagogischer oder 
auch gesundheitswissenschaftlicher Expertise - Therapien zur Veränderung von 
Strukturen und Prozessen mit Blick auf bestimmte Optimierungsziele entwickeln 
wollen. 
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Wichtig ist zu erkennen, dass viele der seit einiger Zeit beobachtbaren Um- 
bautendenzen im organisierten Kinderschutz inkonsistent und im Hinblick auf 
die Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Kinderschutzsystems - im Sinne der 
übergeordneten, gesellschaftlich unumstrittenen Zweckbestimmung für dieses Sys- 
tem - wohl nicht zielführend sind. Unsere Befunde können jenen, die Kinderschutz 
regulieren und organisieren, Reflexionswissen verschaffen, also Erkenntnisse, die 
dabei helfen, im Rahmen des Möglichen reflexiv auf das Kinderschutzsystem ein- 
zuwirken. Dabei müsste vieles sicherlich systemextern angegangen werden, kon- 
kret: im Bereich jener allgemeinen Sozial- und Gesellschaftspolitik, die für das ver- 
antwortlich ist, was wir als neue Wohlfahrtsstaatlichkeit bezeichnet haben. 

Wie aber könnten denkbare alternative Entwicklungspfade aussehen? Es liegt 
uns fern, hier einen institutionen- oder organisationsbezogenen Masterplan anzu- 
bieten. Unsere Befunde legen aber nahe, dass vieles von dem, was sich im Kinder- 
schutzsystem entwickelt, eine andere Richtung nehmen müsste, wenn es tatsächlich 
darum gehen soll, die Reaktions- und Interventionsfähigkeit des Systems im Sinne 
allgemeiner, gesellschaftlich konsentierter Schutzziele zu sichern bzw. auszubau- 
en. Viel wäre bereits erreicht, wenn trotz der mächtig Schwerkraft entfaltenden 
Modernisierungsparadoxien Spielräume dafür entstehen würden, die durch diese 
Paradoxien hervorgerufenen Strapazen klein(er) zu halten. Wir meinen - vor dem 
Hintergrund unserer Befunde -, dass dem Kinderschutzsystem durchaus geholfen 
werden kann, wenn sowohl auf institutioneller wie auch auf organisationaler Ebene 
neue Grundorientierungen greifen. Drei Maximen scheinen uns dabei richtungs- 
weisend: 


1. Weniger „Wettbewerb“ und mehr „voice“: In den Beziehungen zwischen Akteu- 
ren einzelner Funktionsbereiche, in Netzwerken und im Zusammenhang ver- 
schiedener Professionen muss es bessere institutionelle Vorkehrungen dafür 
geben, dass Problemkommunikation ohne Vorbehalte und Hintergedanken 
stattfindet - in der einschlägigen Terminologie von Hirschman (1970) gäbe es 
dann mehr „voice“ im Verhältnis der Beteiligten (z. B. freien Trägern gegenüber 
Jugendämtern; Sozialarbeitern gegenüber Sicherheits- oder Medizinberufen; 
Richtern gegenüber Interventionsverantwortlichen etc.). Das Kinderschutzsys- 
tem hat dafür viele Orte, aber diese sind mehr und mehr von Konkurrenzbezie- 
hungen durchzogen (Vertragswettbewerb; Reputationsdruck etc.), bei denen die 
Logik des „exit“ greift. Hier kann und muss für Entspannung gesorgt werden! 
Angezeigt sind (mehr) dialogische Auftragsvergaben, langfristige Absprachen 
und von „Alltagssorgen“ entlastete Kommunikationsforen. Gleiches gilt für 
interprofessionelle Kooperationen: Diesbezüglich scheint es mittlerweile eini- 
ges an Bewegung zu geben (neue Berufsprofile, Kooperationsdiskurse und hier 
und da auch veränderte Praktiken des Zusammenwirkens in Netzwerken etc.) - 
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doch können stabile Brücken zwischen verschiedenen Sprachen und Berufswel- 
ten nur gebaut werden, wenn institutionelle Konkurrenz regulatorisch niedrig 
gehalten und die Akteure auf der Grundlage von Existenzsicherheiten agieren; 
ansonsten regiert im Dschungel des Kinderschutzes das Gesetz des gerade Stär- 
keren - oder schlicht der Zufall. 

2. Weniger Sanktion und mehr Supervision: Organisierter Kinderschutz muss Kon- 
troll- und Konkurrenzdenken möglichst klein halten, denn beides begnügt sich 
mit schlichten Sanktionen und unterhöhlt Vertrauen. Das gilt für sämtliche 
Steuerungsebenen des Kinderschutzsystems: für die Beziehung zu Adressaten, 
das Verhältnis zwischen Kostenträgern und Leistungserbringern wie auch orga- 
nisationsintern für die Koordination zwischen verschiedenen Funktionsebenen 
einer Behörde oder eines sozialen Dienstleisters. Gewiss: Ohne profane Anreiz- 
strukturen funktioniert kaum eine Organisation, aber damit Steuerung auch 
Lernen ermöglicht, ist - auf Organisations- und auf Systemebene - die Neube- 
lebung und Systematisierung supervisionsförmiger Evaluation! in Kombination 
mit angstfreier Fehleranalyse die bessere Wahl; sie verspricht auf Dauer bessere 
Lenkungspotenziale als das von vielen derzeit favorisierte Steuern über Kenn- 
zahlen sowie (markt- oder hierarchievermitteltes) Belohnen und Strafen. 

3. Weniger Fragmentierung und mehr Moderation: Kein System zur Herstellung 
öffentlicher Güter kommt - so unabdingbar Arbeitsteilung immer auch sein 
mag - ohne Steuerung aus; und nach wie vor scheint es so, dass zentrale Zustän- 
digkeiten hier funktionstüchtiger sind als die Verteilung von Kompetenzen 
auf viele Schultern (wozu das deutsche Kinderschutzsystem schon traditionell 
neigt). Gefragt ist deshalb reduzierte Verantwortungsdiffusion anstelle eines 
ausufernden Instanzenpluralismus, der wachsende Komplexität dadurch zu 
bewältigen sucht, dass er sich in immer formalisierteren Verfahren (in Träger- 
beziehungen, Interventionsprozessen, Netzwerken etc.) verzettelt und durch die 
kaskadenförmige Delegation aller möglichen Aufgaben (Erstbesuche, Clearing, 
kleine und große Maßnahmen etc.) immer neue Fragmentierungen erzeugt. 
Im Kernbereich des Kinderschutzes führt kein Weg am Monitoring „aus einer 
Hand“ sowie an einer umfassenderen Moderation aller Interventionsprozesse 
vorbei. Ko-Produktion ist unersetzlich, auch bezogen auf den Pluralismus von 
Trägern und Professionen - aber alle formale Vernetzung ist vergeblich, wenn 
im Alltag des Kinderschutzes eine Hand nicht weiß, was die andere tut. 


Diese Merkposten sind sicherlich nicht mehr als ein grober Kompass für rejustierte 
Marschrouten im deutschen Kinderschutzsystem. Ihre Berücksichtigung erscheint 





! Vgl. dazu (am Beispiel der organisierten Altenhilfe): Brandenburg et al. (2014, Kap. 9.5). 
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überdies höchst voraussetzungsvoll: Denn erst dann, wenn das Pendel gesell- 
schaftlicher Modernisierung so umschlägt, dass die beschriebenen Tendenzen der 
normativen Rationalisierung jene der technischen überlagern - kurz und empha- 
tisch formuliert: wenn das Denken in Menschenrechten über Basales hinausgeht 
und zum echten Prüfstein für Modernisierungsprojekte im Wohlfahrtsstaat wird 
-, kann damit gerechnet werden, dass andere als diejenigen Strukturdynamiken 
Oberhand gewinnen, die dem Kinderschutz heute das Leben eher schwerer als 
leichter machen. Die in diesem Buch angebotene soziologische Aufklärung über 
die Vertracktheiten dieser Dynamiken war aber hoffentlich ein Schritt in die rich- 
tige Richtung. 





Anhang 


Systematik der Interviewkennungen 


Zur Identifikation der verwendeten Interviewpassagen erhalten diese eine Ken- 
nung, die sich zusammensetzt aus Informationen zur Hierarchieebene (bei Jugend- 
hilfeträgern) und dem Organisations- bzw. Akteurstyp (s. u.). Innerhalb dieser 
Kategorien wurden die Interviews durchnummeriert; zusätzlich sind jeweils die 
zitierten Absätze vermerkt. Auf die Angabe der Settings wird aus Gründen der An- 
onymisierung verzichtet. 


Hierarchieebene 


MA (einfacher) Mitarbeiter 
Ltg _Leitungsebene, Koordination 


Organisations-/Akteurstyp 


ASD Allgemeiner Sozialer Dienst, Jugendamt 

FT freier Träger der Jugendhilfe 

FH (Familien-)Hebamme 

B Behörde/höhere Administration 

KA _ (Kinder-)Arzt, (Kinder-)Psychiater/-psychologe 
RM _ Rechtsmedizin 

GA Gesundheitsamt 

Pol Polizei 

FG Familiengericht (Richter, Rechtsanwalt) 

KT _ Kindertagesstätte 
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